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"Weiß ich nicht mehr" - Vorwort

"Selbst wenn das alles richtig sei, so reichen die Erinnerungen der meisten Men-
schen, die ich ansprechen möchte, nicht weit genug, um meine Gedanken nach-
vollziehen zu können", meinten meine Gegner, nach der Lektüre meines ersten
Buchentwurfs. "Wegen der mangelnden Einsicht in wirtschaftspolitische Zu-
sammenhänge, die heute weltweit von großer Bedeutung sind, bleiben viele ta-
gespolitischen Ereignisse nicht in den Erinnerungen haften, werden nach einer
kurzen zur Kenntnisnahme ausgeblendet und wieder vergessen. Es fehlen die
Kenntnisse, die ein detailliertes Ausdeuten und Einordnen ermöglichen, so daß
es hiermit auch nicht zu einer Aufnahme gewisser Vorgänge in die eigene politi-
sche Argumentationskette kommen kann."
Dies ist leider richtig und deckt sich auch mit meinen Diskussionserfahrungen,
doch der Weg zu den "entsprechenden Kenntnissen" ist lang, hart und steinig.
Um an die "entsprechenden Kenntnisse" zu gelangen, ist ein jahrelanges Sam-
meln der verschiedensten Zeitungen notwenig, wobei die einzelnen Artikel sy-
stematisch ausgeschnitten, geordnet und ausgewertet werden müssen. Und ge-
nau an diesem Punkt stellt sich die Frage: Welcher Berufstätiger besitzt die Zeit
und nach acht Stunden Arbeit die Kraft hierfür?

------

Meine Gegner bestätigten mir dies und rieten mir spottend zur Aufgabe, weil es
doch sehr unbefriedigend sei und mein Vorhaben sowieso keinen Zweck besäße,
wenn die Menschen, für die ich schreibe, noch nicht einmal wissen, worüber ich
schreibe.
Nun habe ich mir eine kleine Überraschung ausgedacht, um die Schwächen
meiner Argumentation auszugleichen. Ich liefere die Quellen meiner Argumen-
tation in Form von Auszügen aus meiner Presseauswertung gleich mit, womit
sich der einzelne im Gang meiner Gedanken gleich ein Bild über deren Herkunft
verschaffen kann. Diese Auszüge aus meiner Presseauswertung werden zu ei-
nem Buch im Buche und fallen wegen der anderen Schriftform gut ins Auge, so
daß sie je nach Interesse gelesen oder überschlagen werden können, ohne den
Anschluß an den Gang meiner Gedanken zu verlieren. Der Spiegel, dessen Arti-
kel ich vorwiegend wählte, gilt im allgemeinen nicht nur als die seriöseste Wo-
chenzeitschrift, sondern gibt bei einer systematisch chronologischen Auswer-
tung inhaltlich auch am meisten her. Dies ist auch der Grund meiner Bevorzu-
gung der Spiegelartikel.
Gegen Ende des ersten Teils dieses Buches beginnen die Grenzen zwischen
meiner Argumentation und den Auszügen aus meiner Presseauswertung zu ver-
schwimmen, was beabsichtigt ist und unterstreichen soll, daß ich lediglich ver-
sucht habe, ein gegenwartsbezogenes Abbild der Wirklichkeit zu erstellen.
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Weiter soll die Auswahl meiner Presseauswertung die Auswechselbarkeit der
Artikel als beispielhaften Bezug für jeden Staat und jedes Jahrzehnt ermögli-
chen, womit ich den Versuch unternehme, die in meinem Buch genannten The-
sen als gültig zu verallgemeinern. Sollte dies nicht möglich sein, so muß geprüft
werden, welche der genannten Überlegungen falsch und entsprechend zu erwei-
tern sind.
In diesem Zusammenhang sollen die in meiner Argumentation eingebauten Zi-
tate den Gang der Beweisführung nicht nur logisch schlüssig halten, sondern
auch den Bezug zum Herkunftsland und meiner zeitlichen Epoche wahren, da-
mit für spätere Leser deutlich wird, aus welcher Weltsituation und kulturellen
Sichtweise heraus ich schreibe. Beurteilungsfehler, die typisch sind für mein
Land und meine Zeit, werden hiermit leichter nachvollziehbar.
Die Überschriften zu den "Pressestimmen", die von mir angegeben werden, sind
Kommentare, die den Zusammenhang zu meiner Argumentation herstellen sol-
len. Sie sind deutlich an der Punktierung meines 24-Nadeldruckers zu erkennen
und nicht weitergehend gekennzeichnet. Kommentare, die nicht an der Punktie-
rung zu erkennen sind, wurden fett-kursiv ausgedruckt und in der Regel mit
Anmerkung des Autors (Anm.d.Autors) gekennzeichnet.
Eine Schwäche meines Buches ist, daß die Kapitalvernetzungen, der Aufsichts-
rat- und Vorstandspostenklüngel zu wenig dargestellt werden. Dies in Verbin-
dung mit Landkarten über Rohstoffundorte und fruchtbares Agrarland könnte
eine detaillierte Nacharbeit sein, da anhand derartiger Schaubilder weltpolitische
Vorgänge erheblich präziser Vorhersagbar werden. Denn die wirtschaftlichen
Interessen des Personenkreises der Kapitaleigner würden nun deutlich zum Vor-
schein treten.
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Die Wurzeln der Herrschaft

Einleitung

1. Ausgangspunkt der Geldwirtschaftsgegensätze

Dieses Buch ist der Versuch, die Herrschafts- und Machtstrukturen zu beschrei-
ben, die dafür verantwortlich sind, daß wir heute 40 Std. pro Woche arbeiten
und uns hiervon 35 Stunden unterschlagen werden.
Hierzu müssen wir die wirkenden Mechanismen der Geld- und Marktwirtschaft
kennenlernen. Denn erst hierdurch werden wir verstehen, welche Auswirkungen
die Geld- und Marktwirtschaft auf die Gesellschaft besitzt. Auf Analyse und
Nachweis bestimmter Wirtschaftsmechanismen werde ich verzichten, da dies
die "Kritik der politischen Ökonomie" in hinreichendem Maße leistete, so daß
ich mich im Gebiet der Wirtschaftsmechanismen auf dieses Werk beziehen und
deshalb z.T. ohne Umschweife zur Bewertung übergehe.

1.1. Privateigentum und die in ihm enthaltenen Rechte

Rufen wir uns zunächst ins Gedächtnis, was das Wesen von Geld- und Markt-
wirtschaft - im Westen Kapitalismus durch Privateigentumswirtschaft - tatsäch-
lich bedeutet.
Im Westen gibt es das Privateigentum an Produktionsmitteln und an lebensnot-
wendigen Gütern. Durch dieses Privateigentum soll im Kapitalismus eine Steue-
rung der Wirtschaftsvorgänge erreicht werden.
Dem Güteraustausch und der Güterselbstversorgung soll der mit dem Privatei-
gentum entstehende Handel dienen. Angebot und Nachfrage sowie der Aus-
tausch des Privateigentums sollen als automatisch entstehender Wirtschaftsme-
chanismus die Güterselbstversorgung der Bevölkerung gewährleisten.
Zu diesem Zweck werden der Institution des Privateigentums mehrere Rechte
zugeordnet, die im Eigentumsrecht kapitalistischer Gesellschaften zu einer Ein-
heit zusammengefaßt sind:
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1. Das alleinige Recht einer Privatperson auf die Nutzung der in ihrem Ei-
gentum befindlichen Sachen.

2. Das Recht der Verfügung, d.h. das Recht der Verfügungsgewalt über dieses
Privateigentum.

3. Das Recht auf den Reingewinn, der von einem selbst oder von einem an-
deren mit diesem Privateigentum erzielt worden ist.

1.1.1. Tatsächliche Eigentumsverteilung

Aus eigenem Erleben wissen wir, daß das Eigentum im Westen nicht gleichmä-
ßig verteilt ist. Durch diese ungleiche Eigentumsverteilung gibt es die Besitzen-
den - als Reiche und Superreiche - und die Besitzlosen, deren einzige verkäufli-
che Ware ihre Arbeitskraft ist. Diese Besitzlosen müssen ihre Arbeitskraft, ihren
Körper und manchmal nur ihren Geschlechtskörper - als reines Sexualobjekt und
schlimmste Form der Körperprostitution - auf dem Arbeitsmarkt als Ware feil-
bieten, weil sie kein anderes Privateigentum als ihren Körper zur Bestreitung
ihres Lebensunterhaltes besitzen. Die Tatsache, daß die Besitzlosen an Arbeits-
stätten arbeiten, deren Eigentümer sie nicht sind, findet in ihrer Besitzlosigkeit
eine zwangsläufige Einheit, die aus ihrer Besitzlosigkeit erwächst.

Diese ungleiche Eigentumsverteilung ist der Ausgangspunkt für die Rege-
lung der verschiedenartigsten wirtschaftlichen Beziehungen und sozialen Ver-
haltensweisen zwischen den Menschen, die innerhalb der kapitalistischen
Marktwirtschaftsordnung gerade vom Anteil am Eigentum bestimmt werden!
Mit der unterschiedlichen Eigentumsverteilung sowie dem Eigentumsrecht ent-
steht jenes Verhältnis, mit dem Eigentümer - als Unternehmer und/oder Besitzer
der materiellen Arbeitsbedingungen - und Besitzlose - als Arbeitskraftanbieter -
miteinander umgehen.

1.1.2. Eigentum und die entstehende Rollenverteilung

Die Besitzlosen müssen den Eigentümern ihre Arbeitskraft anbieten und für sie
arbeiten, weil sie kein anderes Privateigentum als ihre Körper und ihre Arbeits-
kraft besitzen. Hierfür erhalten sie das Zwischentauschmittel Geld, welches sie
als Gegenwert für ihre Arbeitsleistung von den Eigentümern bekommen. Mit
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ihm können sie alle lebensnotwendigen Güter erwerben, welche sich im Privat-
eigentum der besitzenden Klasse befinden.

Die Eigentümer - als Unternehmer - stellen den Besitzlosen für ihre Arbeit nur
die Arbeitsstätten (materiellen Arbeitsbedingungen) zur Verfügung, in denen sie
arbeiten können. Zudem übertragen sie den Besitzlosen noch die Sorgfaltspflicht
im Umgang mit ihrem Eigentum, da ihnen die Unternehmer bei einem unacht-
samen, gleichgültigen und nachlässigen Umgang mit ihm den Arbeitsplatz ent-
ziehen und einen anderen Arbeitskraftanbieter wählen. Somit sind die Besitzlo-
sen häufig die einzigen, die die Fürsorge und Sorgfaltspflicht für die Arbeits-
stätten selbständig und selbsttätig tragen, ohne daß die Eigentümer hierfür auch
nur einen Finger zu rühren brauchen. Außerdem sind es fast ausschließlich die
Besitzlosen, die in den von den Eigentümern zur Verfügung gestellten Werken,
Fabriken und Dienstleistungsstätten arbeiten. Sie führen die ihnen zugewiesenen
funktionalen Tätigkeiten aus und stellen die Güter her, die auf dem Markt ange-
boten werden. Sie sind die einzigen (zumindest die überwältigende Mehrheit),
die an den Gütern und Dienstleistungen direkt Hand anlegen und zu deren Er-
zeugung tatsächlich beitragen. SIE erbringen DIE gesellschaftliche Arbeitslei-
stung, die zur Erzeugung der Güter und Dienstleistungen notwendig ist! Und
SIE bekommen diese Verhaltensrolle nur allein aufgrund ihrer Besitzlosigkeit zu
diktiert!

Obwohl den Besitzlosen die Fürsorge- und Sorgfaltspflicht über fast alle Ar-
beits- und Produktionsstätten aufgebürdet ist und sie die eigentliche gesell-
schaftlich notwendige Arbeitsleistung zur Erzeugung aller Güter und Dienstlei-
stungen erbringen, besitzen sie weder das Recht der Verfügungsgewalt über die
von ihnen betreuten Arbeits- und Produktionsstätten noch das Recht auf den
Reingewinn der von ihnen erbrachten Arbeitsleistung. Diese Rechte besitzt le-
diglich der Unternehmer als Besitzer und/oder Eigentümer der materiellen Ar-
beitsbedingungen im Rahmen des ihm vom Staat garantierten Eigentumsrechtes!

Nur der Eigentümer besitzt das Recht auf die Vermarktung der mit
seinem Eigentum erzeugten Güter und Dienstleistungen und das Recht
auf den Reingewinn bei ihrer Vermarktung. Diese beiden grundsätzli-
chen Rechte sind im Recht der Verfügungsgewalt über das eigene Ei-
gentum enthalten.

Hiermit werden die Besitzlosen für die Eigentümer zum lebendigen Maschi-
neninventar, welches für sie in den Arbeitsstätten als biologischer Bestandteil
ihrer Produktionsmaschinerie arbeitet. Sie "dürfen" mit diesem Eigentum nur die
ihnen zugewiesenen Tätigkeiten ausführen und mit ihrer fremdgeleisteten Arbeit
NUR den Reingewinn für die Eigentümer erwirtschaften, so daß sie im Endef-
fekt nur noch ein menschliches Fragment oder Stückgut des für den Unterneh-
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mer "arbeitenden Eigentums" darstellen. Somit haben die Besitzlosen "NUR
DAS RECHT", im Auftrag der Eigentümer den Eigentümerreingewinn zu er-
wirtschaften! Auf diesen jedoch haben die Besitzlosen keinerlei Rechtsanspruch,
weil nur den Eigentümern der Eigentümerreingewinn zusteht und Besitzlose nun
mal keine Eigentümer sind.

1.1.3. Lohnarbeit ist Wirtschaftssklaverei

Diese Beschreibung klingt schon fast nach Sklaverei, oder macht es Sie nicht
nachdenklich, daß ein Besitzloser kein Recht auf den Reingewinn seiner Ar-
beitsleistung besitzt, nur weil er nicht Eigentümer der materiellen Arbeitsbedin-
gungen ist, innerhalb denen er arbeitet?
Die Umstände liegen formal jedoch ganz anders!

1. Jede Person besitzt das formale Recht, Unternehmer und Eigentümer zu
werden.

2. Die Besitzlosen erhalten für die Zeit, in der sie in den Arbeitsstätten arbei-
ten, einen Arbeitslohn ausbezahlt, womit ihnen der Eigentümer die von ih-
nen erzeugte Arbeitsleistung formal abkauft.

Der Haken an der Sache ist, daß sich die Höhe dieses Arbeitslohnes (der Preis
für ihre Arbeit) nach Angebot und Nachfrage von Arbeitskraftanbietern auf dem
Arbeitsmarkt richtet und nicht nach dem Wert ihrer Arbeit, womit die Besitzlo-
sen keinen Anspruch auf den wirklichen Wert oder den Reingewinn ihrer Arbeit
erlangen. Sie erhalten vom Unternehmer lediglich einen Arbeitslohn, während
der Eigentümer den Reingewinn der von den Besitzlosen erwirtschafteten Ar-
beitsleistung einstreicht. Dieser Reingewinn ist jedoch nicht zu verwechseln mit
dem Gewinn. Vom Reingewinn oder Umsatz müssen noch die Betriebskosten,
die Arbeitslöhne und die restlichen laufenden Unkosten abgezogen werden. Der
verbleibende (positive) Teil ist der Gewinn, der auch als Mehrwert bezeichnet
wird.
Diesen steckt sich der Unternehmer nur aufgrund der Tatsache seines Eigen-
tums- oder auch Pächterrechts ein, ohne an der Erzeugung der Güter und
Dienstleistungen selbst direkt teilzunehmen. Somit lebt der Unternehmer wie ein
Parasit vom fremdgeleisteten Arbeitsmehrwert, um den er die für ihn arbeiten-
den Besitzlosen durch sein Eigentumsrecht betrügt. Die mit dem Abzug des
fremdgeleisteten Arbeitsmehrwerts innerhalb der Geldwirtschaft entstehende
Arbeit - der mit der Verwaltung des Geldes erst notwendig werdende Papier-



- 18 -

krieg "als Geldarbeit" - dient den Eigentümern hier nur als Rechtfertigung und
als vorführbares Alibi für unsere oberflächlichen Zeitgenossen, die schon den
Betrug um die 5-Std.-Woche nicht bemerkten.

Ab einer bestimmten Menge "des für ihn arbeitenden Eigentums" braucht er
nicht mehr für seinen Lebensunterhalt zu arbeiten, weil dies schon die Besitzlo-
sen für ihn tun, deren fremdgeleisteten Arbeitsmehrwert er unterschlägt. D.h.:

Ein Eigentümer materieller Arbeitsbedingungen arbeitet nicht.
Dies tun die besitzlosen Lohnsklaven in seinen Arbeitsstätten für
ihn, da sein Eigentum oder besser sein Geld für ihn arbeitet.

Mit dem wachsenden Anspruch, möglichst gut und luxuriös von fremdgeleiste-
ter Arbeit zu leben, entsteht das Interesse, einen möglichst hohen Gewinn und
Ausbeutungsgrad dieser fremdgeleisteten Arbeit zu erreichen, was natürlich die
Löhne der Besitzlosen schmälert. Hiermit höhlen die Eigentümer das formale
Recht für alle, selbst zum Unternehmer und Eigentümer zu werden, aus, weil
den Besitzlosen nur so wenig Finanzkraft ihres Arbeitsleistungswertes bleibt,
daß der Sprung zum Unternehmertum zu einem finanziell unüberwindbaren
Hindernis wird. Dieses Recht besteht somit nur auf dem Papier und wird durch
die praktisch wirkenden Marktmechanismen ins Absurdum geführt.

Daß sich von diesem fremdgeleisteten Arbeitsmehrwert sehr gut leben läßt, geht
schon aus meinen Berechnungen zur 5-Std.-Woche deutlich hervor. In meinen
Berechnungen sehen wir, daß das ganze Bank-, Versicherungs- und Kreditge-
werbe vom erwirtschafteten Geldmehrwert erzeugter Güter lebt. Bank- und Kre-
ditinstitute schöpfen diesen Mehrwert über den Umweg des Geldverleihens und
des über den Zins entstehenden "Geldwachstums" ab, womit sich diese Geld-
verleiher zur stärksten Geldmacht der Republik gemausert haben.

Es handelt sich hierbei um die willkürliche Ausbeutung fremdgeleisteter
menschlicher Arbeitskraft sowie um eine Verfeinerung der Sklaverei durch das
Marktwirtschaftssystem, das auf dem Privateigentumsrecht an lebensnotwendi-
gen Gütern und Produktionsmitteln beruht, trotz gleichzeitiger Abschaffung der
Sklaverei und formalen Gleichstellung und Gleichberechtigung aller Menschen.
Hiermit wird die Lohnarbeit zu einer verfeinerten, neuen Form der Sklaverei:

- Der LOHNSKLAVEREI -

Wir können also feststellen, daß das Privateigentum nicht nur die wirtschaftli-
chen, sozialen und politischen Verhaltensweisen und Beziehungen zwischen den
Menschen beeinflußt und regelt, sondern fast ausschließlich vom Anteil am Ei-
gentum bestimmt werden. Die eigentliche Ungerechtigkeit innerhalb der
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Marktwirtschaft liegt in der Einbehaltung des Mehrwerts fremdgeleisteter Arbeit
durch die Eigentümer, wozu sie keinerlei moralische Rechtfertigung besitzen,
weil sie zur Erwirtschaftung dieses Mehrwerts keinen güterwirtschaftlichen
Beitrag leisten. Das einzige, was sie leisten, ist, daß sie ihr Eigentum den Be-
sitzlosen zur Herstellung der von allen benötigten Güter zur Verfügung stellen.
Dies honorieren wir ihnen - in tiefer Dankbarkeit ihrer Güte - im Rahmen der
Geldwirtschaft so sehr, daß sie von unserer Arbeit leben und durch unsere Ar-
beit noch mehr Eigentum anhäufen können.
Eine Einbehaltung des Mehrwerts stellt als Unterschlagung dem Grunde nach
einen Betrug dar, weil dem Besitzlosen der tatsächliche Wert seiner Arbeit vor-
enthalten wird. Des weiteren ebnet erst die Unterschlagung des Mehrwerts den
Weg zur Bildung eines Kapitalstocks sowie einer weiteren Steigerung der Aus-
beutung fremdgeleisteter menschlicher Arbeitskraft, womit die Volksweise,
"Von eigener Arbeit ist noch nie einer reich geworden", volle Gültigkeit erhält.

Dies zum Recht der Eigentümer auf den Reingewinn ihres Eigentums und
dessen tatsächlichen Folgen für alle Formen des zwischenmenschlichen Um-
gangs.

1.2. Geldwirtschaft und wirtschaftliche Handlungsziele

Als ich mir die vorangegangenen Seiten noch einmal durchlas, erschienen sie
mir inhaltlich als zu dünn. Ich kritisiere die Einbehaltung des Mehrwerts durch
die Eigentümer und leite hiermit meine Kritik am System der Geldwirtschaft
ein, ohne die Ursache für das Entstehen des Mehrwerts zu klären. Doch wie
kommt es überhaupt zur "Einbehaltung des Gütermehrwerts", so daß die Eigen-
tümer hieran geldwirtschaftlich verdienen können? Und wie sehen die zwi-
schenmenschlichen Verhaltensrituale aus, so daß es im Rahmen der Geldwirt-
schaft mit dem Mittel des Warenhandels zum Abzug eines Arbeitsmehrwertes
und zur Anhäufung von "arbeitenden Eigentum" kommen kann?
Nehmen wir die Mechanismen der Marktwirtschaft auseinander und beleuchten
ihre funktionale Wirkungsweise.

1.2.1. Herkunft des Mehrwertes

Die Keimzelle des Wirtschaftssystems ist die Ware. Der Begriff der Ware um-
faßt alle Güter, Dienstleistungen und Arbeitsleistungen, die für den Markt pro-
duziert oder auf ihm angeboten werden. Waren sind also "Gebrauchswerte" und
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werden entsprechend ihrem "Wert" (Tauschwert) eingetauscht. In einer entfal-
teten warenproduzierenden Wirtschaft dient das Geld als allgemeiner "Wertan-
zeiger" und Zwischentauschmittel der Waren. Werden im Durchschnitt Waren
nur gemäß ihres Wertes getauscht, dann kann hierbei - auch im Durchschnitt -
kein Überschuß entstehen. Gewinn oder Profit kommt jedoch nicht nur bei ein-
zelnen Unternehmen, sondern bei der Gesamtheit aller Warenproduzenten (Un-
ternehmer) und Zwischenhändler heraus. Karl Marx löste das Geheimnis über
den Ursprung des Geldüberschusses in seiner 1859 erschienenen Schrift, "Kritik
der politischen Ökonomie" (später "Das Kapital"), nicht nur angemessen, son-
dern er bewies und belegte dies mit einer wissenschaftlich einwandfreien Me-
thodik, so daß der Großteil unserer heutigen Betrachtung zum Geldwirtschafts-
system vom Kern zu seiner Zeit einmaligen wissenschaftlichen Leistung aus-
geht.

Vereinfacht läuft seine Lösung auf folgende Überlegung hinaus:

Der Wert der Ware bestimmt sich durch die zu seiner Herstellung und
Erhaltung gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit.

Dies ist die sogenannte ARBEITSWERTLEHRE, wie sie schon von A. Smith
und D. Ricardo entwickelt wurde. Nach dieser sind in einer entfalteten kapitali-
stischen Wirtschaft nicht nur Güter Waren, sondern auch die Arbeitskraft des
Lohnarbeiters selbst.

Das einzige, was die Besitzlosen auf dem Markt anbieten können, ist ihre Ar-
beitskraft.

Der GRUNDWERT einer ARBEITSKRAFT wird - wie der aller an-
deren Waren - an der Arbeitszeit gemessen, die zur Produktion der
Waren notwendig ist, die ein Lohnarbeiter zur Wiederherstellung sei-
ner Arbeitskraft benötigt!

Hierunter fallen Nahrung, Kleidung, Wohnung und alle weiteren elementaren
Lebensbedürfnisse. Die Zusammensetzung dieses Warenkorbes zur Bestim-
mung des Arbeitskraftgrundwertes ist eine geschichtlich veränderliche Größe
(was Marx am Beispiel der franz., brit. und chin. Arbeiter zeigte), die aber in
bestimmten Gesellschaften und Epochen verhältnismäßig gleichbleibend ausfiel.
Ist zur Herstellung dieses Warenkorbes im Durchschnitt ein Arbeitsaufwand von
4 Std. pro Woche notwendig, dann entspräche der Wert dieser Güter - ebenso
wie der Grundwert der menschlichen Arbeitskraft als Ware - einer Arbeitslei-
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stung von 4 Std., und ihr Preis müßte durchschnittlich bei diesem Wert liegen.
Mit der besagten 4-Std.-Woche wären wir beim güterwirtschaftlichen Grund-
wert einer Arbeitskraft angelangt. Rechnen wir nun zum „güterwirtschaftlichen
Grundwert einer Arbeitskraft“ die Arbeitsmenge hinzu, die durchschnittlich für
den heutigen Luxus und Lebensstandard wie in der BRD von 1988 aufgebracht
wird (siehe Band 1), so entspricht dies meiner Definition von einer „güterwirt-
schaftlich notwendigen Arbeit“, die dann bei 5-Stunden pro Woche liegt.

Nach der Arbeitswertlehre wird der WERT einer beliebigen WARE nach der
Arbeitszeit bestimmt, die zu ihrer Herstellung und Erhaltung notwendig ist,
womit hier noch kein Gegensatz zum "güterwirtschaftlichen Grundwert einer
Arbeitskraft" und deren Entlohnung sichtbar wird.

Der PREIS einer WARE richtet sich jedoch nicht nach ihrem Wert,
sondern allein nach dem Marktverhältnis von ANGEBOT UND

NACHFRAGE.

Mit dem Preis für eine Ware beginnt der Gegensatz zwischen dem "güterwirt-
schaftlichen Grundwert einer Arbeitskraft" und deren Entlohnung durch die Ei-
gentümer der materiellen Arbeitsbedingungen. Das Ergebnis ist die Ausbeutung
der Besitzlosen durch zusätzlich geleistete Mehrarbeit, weil der Preis für eine
Arbeitskraft nur einen Bruchteil ihres tatsächlichen Wertes ausmacht und die
Besitzlosen zur Bestreitung ihres Lebensunterhaltes gezwungen sind, erheblich
mehr zu arbeiten. Sie arbeiten nun - wegen des bestehenden Überangebotes an
Arbeitskräften- für den Preis, der ihnen geboten wird, um durch eine Ansamm-
lung des Geldes den Tauschwert der Güter zu erhalten, die zur Wiederherstel-
lung ihrer Arbeitskraft notwendig sind und somit den "Grundwert ihrer Arbeits-
kraft" ausmachen oder wie in Europa, etwas über ihm liegt.

D.h., die Ausbeutung der Besitzlosen beginnt dort, wo sie von den Ei-
gentümern der materiellen Arbeitsbedingungen nicht den tatsächlichen
güterwirtschaftlichen Gegenwert für ihre Arbeit erhalten und der Preis
für ihre Arbeit in Wirklichkeit nur ein Bruchteil ihrer güterwirtschaft-
lichen Arbeitsleistung darstellt!

In dieser Folge hat auch die LÄNGE DER von der Arbeitskraft tatsächlich GE-
LEISTETEN ARBEITSZEIT nichts mit ihrem wirklichen Wert zu tun (womit
wir bei der 40-Std.-Woche sind). Sie ist vielmehr abhängig vom Kräfteverhältnis
der Unternehmer- und Arbeiterklasse, die bei einer unorganisierten, nicht klas-
senbewußten Arbeiterschaft immer zu ihren Ungunsten ausfällt, weil der "Preis
einer Arbeit" von Angebot und Nachfrage an Gütern und Arbeitskräften be-
stimmt wird. Die menschliche Fähigkeit zur Überproduktion sowie das hiermit
entstehende Überangebot an Arbeitskräften verschiebt das Verhältnis endgültig
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zu Ungunsten der Besitzlosen, da sie nun für den Lohn arbeiten müssen, der ih-
nen geboten wird. Hiermit sind wir wieder bei der materiellen Abhängigkeit, der
wirtschaftlichen Macht über Menschen sowie der hiermit entstehenden politi-
schen Herrschaftsgewalt gegen sie angelangt.

In der Frühphase des Kapitalismus versuchte die Klasse der Produktions-
mitteleigentümer, die Arbeitszeit - mit dem Mittel des Überangebotes an Ar-
beitskräften - um ein Vielfaches (heute 40/5-1 = 7) über den "güterwirtschaftli-
chen Grundwert einer Arbeitskraft" hinaus zu verlängern, um auf diese Weise
ihren eigenen Überschuß durch eine noch weiterreichende Ausbeutung der Be-
sitzlosen zu vergrößern. Marx nennt diesen Überschuß oder Gewinn, der aus der
Tätigkeit der güterwirtschaftlichen Lohnarbeiter entsteht, den ABSOLUTEN
MEHRWERT, der aus der ABSOLUTEN MEHRARBEIT der güterwirtschaft-
lich Tätigen - als fremdgeleisteter güterwirtschaftlicher Mehrwert - hervorgeht.
Die Zeit, während der der Arbeiter seinen eigenen güterwirtschaftlichen Ar-
beitskraftgrundwert (z.B. die 5 Std. pro Woche für den eigenen Warenkorb)
durch die Bearbeitung des ihm gelieferten Rohstoffes erarbeitet, nennt Marx die
NOTWENDIGE ARBEIT.
Das Verhältnis der "absoluten Mehrarbeit" zur "notwendigen Arbeit" ergibt die
MEHRARBEITSRATE oder den AUSBEUTUNGSGRAD fremdgeleisteter
menschlicher Arbeitskraft.

Ausgangspunkt jeder kritischen Betrachtung der kapitalistischen
Geld- und Marktwirtschaft bleibt somit die Güterwirtschaft, die als
DIE eigentliche Grundlage jeglicher "Wirtschaft" und Güterversor-
gung anzusehen ist, weil die Güterwirtschaft die tatsächlich notwendi-
ge Arbeit zur Versorgung der Bevölkerung darstellt!

------

1.2.2. Mittel des Mehrwertabzuges

Innerhalb der MEHRARBEITSSPANNE, die von der "güterwirtschaftlich not-
wendigen Arbeit" bis zum Endpunkt der heute geleisteten Arbeitszeit reicht, sie-
deln sich alle Gesellschaftsinstanzen an, die an der Spanne der "absoluten Mehr-
arbeit" verdienen und von ihr leben. Die Mittel des Mehrwertabzuges sind durch
Geld- und Marktwirtschaft verhältnismäßig einfach, weil der "Preis einer Ware"
von Angebot und Nachfrage bestimmt wird und nicht von ihrem tatsächlichen
Wert, so daß Angebot und Nachfrage manipuliert werden.
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In meinen bisherigen Beschreibungen beschränkte ich mich auf das Mittel des
Eigentümers von Produktionsstätten, durch das die Besitzlosen ausgebeutet
werden. Daher gehe ich davon aus, daß dieses Mittel der Unternehmen verstan-
den ist.

Heute besteht die zusätzliche Möglichkeit, durch den Ankauf von Aktien -
als "stiller Teilhaber" und Kapitalanleger - Miteigentümer eines Unternehmens
zu werden. KAPITALANLEGER stellen dem Unternehmen ihre Geldmittel zur
Verfügung, damit dieses Unternehmen mit diesen Geldern arbeiten kann. Als
Gegenleistung erhalten die Kapitalanleger nach ihrem prozentualen Aktienanteil
am Unternehmen einen Gewinnanteil als GEWINNRENDITE und werden somit
am Mehrwertabzug fremdgeleisteter güterwirtschaftlicher Arbeit beteiligt.

Der mit ZINSEN erreichte "GELDZUWACHS" durch das "GELD-
VERLEIHEN" stellt in diesem Zusammenhang nur ein verfeinertes
Mittel des Mehrwertabzuges dar.

Geldverleiher (z.B. Banken und Kreditinstitute) verleihen ihr Geld an Unter-
nehmer, die für eine Unternehmung nicht das nötige Startgeld (Startkapital) be-
sitzen, so daß die Geldverleiher durch den fälligen Zins einen Teil des fremdge-
leisteten Arbeitsmehrwert vom Unternehmen abziehen können, ohne selbst Mit-
eigentümer des neuen Unternehmens zu sein und ohne für diesen Anteil am
fremdgeschaffenen Arbeitsmehrwert einen Finger zu rühren. Was notwendig
wird, ist nur der Papierkrieg der Geldverwaltungsarbeiten.

Der MIETZINS an EIGENTUMSVERPÄCHTER ist hier nur eine weitere
Ergänzung, die zudem häufig in Verkettung mit einem Geldverleiher auftritt.
Dies ist z.B. häufig bei einem Hauskauf oder Hausneubau der Fall, womit sich
der Eigentümer des Hauses zum "Scheineigentümer" und oftmals zum Gel-
drückzahlungsabhängigen des Geldverleihers macht. Ist z.B. ein Mehrfamilien-
haus erst einmal fertiggestellt und abbezahlt, so verdient der Eigentümer wegen
seines Mietzinses nur noch durch die passive Bereitstellung von Wohn- und Le-
bensraum am Arbeitsmehrwert der Besitzlosen, ohne daß hierfür eine weitere
sinnvolle güterwirtschaftliche Arbeit notwendig ist.

Selbst die Steuern sind ein Mittel des Mehrwertabzuges, durch die der Staat
seine Existenz finanziert.

1.2.3. Gesellschaftliche Geldabzugsapparate

Die beschriebenen Instanzen sind heute völlig miteinander verzahnt, so daß das
Durchschauen der tatsächlichen Zusammenhänge und Funktionsweisen schwer
geworden ist. Innerhalb der Mehrarbeitsspanne siedeln sich alle nicht güterwirt-
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schaftlichen Lohnarbeiten als Berufe an. Zu diesen gehören die kleinen Bankan-
gestellten - die ihren Lebensunterhalt mit dem Zählen des Geldes anderer Leute
verdienen -, "Hauseigentümer", Hausverwalter, etc. sowie die Angestellten der
Lohnbüros, Finanzämter, Steuerbüros, Personalabteilungen, Vertriebsgesell-
schaften, Kreditinstitute, Werbeagenturen usw.
Sie alle gruppieren sich um die "güterwirtschaftlich notwendige Arbeit", so daß
ganze Institute und Abteilungen als Gesellschaftsorganismen damit beauftragt
sind, GELD als MITTEL des MEHRWERTABZUGES im Namen der Eigentü-
mer und ihrer Gesellschaften zu verwalten oder anzulegen, um hierdurch einen
möglichst großen Anteil am "fremdgeleisteten güterwirtschaftlichen Mehrwert"
zu erbeuten.
D.h., sie versuchen, einen möglichst großen Anteil am "absoluten Mehrwert" zu
erringen, "nur um nicht selbst güterwirtschaftlich arbeiten zu müssen"! Das Er-
gebnis ist:
Heute arbeiten sehr wenige Menschen sehr viel innerhalb der güterwirtschaftli-
chen Produktion und erzeugen die güterwirtschaftlich notwendigen Arbeits-
kraftgrundwerte (den absoluten güterwirtschaftlichen Arbeitsmehrwert), von
denen die Gesamtgesellschaft lebt. Dem gegenüber stehen sehr viele Menschen,
die den nichtgüterwirtschaftlichen Arbeiten nachgehen. Diese erhalten über den
Umweg ihrer geldwirtschaftlichen Arbeiten ihre güterwirtschaftlichen Arbeits-
kraftgrundwerte als Lebensunterhalt, den sie zuvor den güterwirtschaftlichen
Produktivkräften durch ihre Geldarbeiten als Gütermehrwert abzogen.

So kommt es, daß wir heute 35 Std. zu viel arbeiten, weil uns die Geldwirt-
schaft durch die Privateigentumswirtschaft erst diese Mehrarbeit verursacht.

Somit ziehen die Unternehmer, Eigentümer, Geldverleiher, Lebens- und Wohn-
raumverpächter samt ihrer institutionalisierten Geldabzugsapparate immer einen
erheblichen Teil des "fremdgeleisteten güterwirtschaftlichen Mehrwertes" ab, an
dem sie sich selbst bereichern und von dem sie alle wie Parasiten leben.
Betrachten wir die Gesellschaft aus güterwirtschaftlicher Sicht, so können wir
die Geldwirtschaft als parasitäres System entlarven, das sich mit dem durch die
Arbeitsteilung entstehenden Handel über die Güterwirtschaft legt und aus jedem
Vorgang des Austausches einen Mehrwert herauszieht, von dem es sich nährt!
Zudem bietet dieser güterwirtschaftliche Arbeitsmehrwert für die Geld-, Kapi-
tal- und sonstigen Eigentümer z.B. als Unternehmer, Geld- oder Kapitalanleger
die Grundlage zur Schaffung eines Kapitalstocks, durch den sie sich an der
fremdgeleisteten Arbeitskraft anderer Menschen noch mehr bereichern können.
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1.2.4. Mehrwert und das Ziel der Kapitalanhäufung

Aus den insgesamt vorgetragenen Sachverhalten können wir ablesen, daß mit
dem Privateigentum nicht nur das Recht auf den Reingewinn verbunden ist.
Vielmehr beinhaltet das Privateigentumsrecht das Recht auf den Reingewinn
und das Recht auf DEN fremdgeleisteten Arbeitsmehrwert, DER von anderen
Menschen, den Besitzlosen, mit diesem Privateigentum erwirtschaftet wird.
Durch die menschliche Fähigkeit zur Überproduktion und dem hiermit automa-
tisch entstehenden Arbeitskräfteüberangebot werden die genannten Eigentums-
rahmenbedingungen der Marktwirtschaft gerade für die Besitzlosen zur Falle,
weil sie durch Überproduktion und Arbeitskräfteüberangebot keine reale Mög-
lichkeit erhalten, den wahren Gegenwert für ihre Arbeitsleistung auszuhandeln,
womit das Privateigentumsrecht und das Recht auf den Reingewinn in eine le-
gale Ausbeutung der Besitzlosen und somit in der Lohnsklaverei mündet, da
sich die Besitzlosen aus ihrem materiellen Abhängigkeitsverhältnis nicht mehr
herauslösen können!

Für Eigentümer und Kapitalbesitzer bedeutet der Rahmen dieser Eigentumsbe-
dingungen die Möglichkeit, vom fremdgeleisteten Arbeitsmehrwert zu leben,
womit für die Kapitaleigentümer das bewußte Ziel zur Ausbeutung der Besitzlo-
sen entsteht.
Zudem ebnet erst die Unterschlagung von fremdgeleistetem Arbeitsmehrwert
den Weg zur Bildung eines Kapitalstocks, womit ein grundlegendes Denk- und
Handlungsziel der Kapitaleigentümer beschrieben ist.

- DIE KAPITALANHÄUFUNG -

Erst die mit diesem Eigentumsrecht entstehende Möglichkeit, durch den unter-
schlagenen Arbeitsmehrwert weniger arbeiten zu müssen, schafft den "besonde-
ren Gedankengang" der Kapitaleigner, der die Kapitalanhäufung in den Mittel-
punkt ihres Denk- und Handlungszieles stellt.
Die Ausgangspunkte dieser Überlegungen sind schnell beschrieben und abge-
steckt:
Je mehr Eigentum sie besitzen, desto mehr Menschen arbeiten für sie und desto
größer ist die Menge des Mehrwertes, den sie für sich einbehalten können, ob-
wohl das prozentuale Verhältnis der Ausbeutungsrate ungefähr gleichbleibt.
D.h., um so mehr Eigentum sie anhäufen, desto weniger brauchen sie selbst mit-
zuarbeiten und desto mehr Freizeit besitzen sie für sich, in der sie ihren Vergnü-
gungen, ihrem Geltungsdrang und ihrer Luxussucht nachgehen können.
Die Kapitalanhäufung beginnt also mit dem Ziel, vom Kapital leben zu wollen,
so daß das Eigentum oder "das Geld für einen Menschen arbeitet".
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Diese KAPITALANHÄUFUNG ist jedoch nur über die Unterschlagung des
Mehrwertes fremdgeleisteter Arbeitskraft möglich und bedeutet somit die AUS-
BEUTUNG von MENSCHEN und IHRER fremdgeleisteten ARBEITSKRAFT.
An diesem Punkt angelangt, beginnt sich das Privateigentum sowie die Verfü-
gungsgewalt über die mit ihm erzeugten Güter, gegen die menschliche Gesell-
schaft zu wenden, so daß das Recht auf Privateigentum durch das entstehende
Ziel der Ausbeutung in Gewalt und Unterdrückung der Menschen untereinander
umschlägt, das zwischenmenschliche Mitgefühl gefriert, das Sozialverhalten
verroht und die Menschen durch die von der Konkurrenz hervorgerufenen Ab-
grenzung vereinsamen.

Wenn ein Eigentümer davon spricht, daß sein Geld für ihn arbeiten soll, so
meint er hiermit nichts anderes, als daß er es auf dem Kapitalmarkt noch besser
einsetzen will und daß irgendwo für ihn Besitzlose arbeiten, von denen er lebt
und an dessen Arbeitsmehrwert er verdient. "Das Geld soll arbeiten", heißt: Ich
will die fremdgeleistete Arbeitskraft anderer Menschen ausbeuten, damit ich
nicht zu arbeiten brauche. Das heißt, sie haben irgendwo ihre doofen besitzlosen
Lohnsklaven, die für sie arbeiten, damit sie sich ein schönes Leben machen kön-
nen. In seinem Ergebnis heißt dies, daß die güterwirtschaftlich tätigen Besitzlo-
sen von anderen Besitzlosen - die den Eigentümern der materiellen Arbeitsbe-
dingungen in irgendwelchen Geldabzugsapparaten dienen - nach Herzenslust
ausgebeutet werden und sich am Ende alle Besitzlosen im Auftrag der Kapi-
taleigner gegenseitig ausbeuten und unterdrücken. Der Satz: "Das Geld soll ar-
beiten", soll nur den wirklichen und peinlichen Zusammenhang verschleiern,
daß sie von der Ausbeutung und Unterdrückung anderer Menschen leben, denn:

- GELD KANN NICHT ARBEITEN! -

Arbeiten können immer nur Menschen, und sie sind die einzigen, die
ihre Haut zu Markte tragen!

Kapitalanhäufung ist in ihrem Wesen nach immer eine Ausbeutung von Men-
schen und ihrer Arbeitsleistung. Sie muß zwangsläufig immer etwas mit Unter-
drückung zu tun haben, da niemand freiwillig 40 Std. pro Woche arbeitet, nur
damit sich ein anderer auf die faule Haut legen kann! Spürt oder erkennt ein Be-
sitzloser dies nicht, dann muß er entweder unendlich dumm sein, oder er besitzt
das Glück, einem extrem guten Psychologen gegenüber zu stehen, der ihn so
manipuliert, daß er gerne "für seinen Eigentümer" oder Chef arbeitet und hierin
die Glückseligkeit eines Geistesgestörten findet. Sie vergessen, daß ihr Chef sie
ausbeutet, und warum sollte der Chef nicht freundlich zu einem Idioten sein, der
glücklich ist, wenn er für ihn arbeiten darf und nicht nach gleichberechtigte Ge-
winnbeteiligung schreit?
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Mit dem Ziel der Kapitalanhäufung und der Ausbeutung fremder menschlicher
Arbeitskraft ist heute nicht nur eine bessere psychologische Verschleierung zur
Beglückung der Besitzlosen verbunden, sondern es ergibt sich noch eine weitere
knallharte Denkweise der Unternehmer, die sie - heute aus psychologischen
Gründen - mit einem lächelnden Gesicht vortragen. Im Rahmen der Marktwirt-
schaft ist es nämlich nicht die zentrale Aufgabe der Unternehmer, Arbeitsplätze,
Waren oder Güter zur Verfügung zu stellen. Nein! Alleiniger Zweck ihrer Ar-
beits- und Produktionsstätten ist es, Gewinn zu erzielen. Daß unter anderem
hierzu auch Arbeiter und Angestellte gebraucht werden, ist lediglich eine Be-
gleiterscheinung. Liebend gern würde ein Unternehmen ohne Beschäftigte pro-
duzieren. Die einzigen interessanten Fragen, die für die Kapitaleigentümer tat-
sächlich bestehen, sind:

Wie können die Stückkosten möglichst stark verringert werden?
Und wie können die Lohn- und Gehaltskosten durch den Einsatz von techni-
schen Anlagen, deren Anschaffung, Wartung und Betrieb, umgelegt auf das ein-
zelne Produkt, billiger ist als die menschliche Arbeitskraft, gesenkt werden?

Somit können wir in der kapitalistischen Geldwirtschaft die folgenden automa-
tisch entstehenden Handlungsziele festhalten:

1. Die Bildung bzw. Vergrößerung des Kapitalstocks, die durch eine mög-
lichst hohe Ausbeutung der im Privateigentum arbeitenden Menschen er-
reicht wird.

2. Die erzielte Gewinnmaximierung durch die Verwertung aller modernen
Produktionstechniken, die auf dem Markt angeboten werden.

1.2.5. Kapitalakkumulation und Kartellbildung

Da erst durch die ungleiche Verteilung des Eigentums die Ausbeutung der Be-
sitzlosen möglich wird, ist es sinnvoll, die Geldwirtschaftsmechanismen anzu-
deuten, die zu einer Monopolisierung des Privateigentums führen. Bevor ich zu
den Gegensätzen des Kapitalismus übergehe, will ich daher den Kapitalan-
sammlungsmechanismus in verkürzter Form wiedergeben.

Nicht nur die Besitzlosen sind dem Marktmechanismus von Angebot und Nach-
frage unterworfen. Auch die Unternehmer machen sich mit dem Angebot ihrer
Waren gegenseitig Konkurrenz, so daß sie der Marktwirtschaftsmechanismus
von Angebot und Nachfrage zum Konkurrenzkampf zwingt. Durch diesen Kon-
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kurrenzkampf sind die Unternehmer stets darauf bedacht, die Produktivität ihrer
Arbeitsstätten zu erhöhen. So versuchen sie auf dem Markt, gegenüber anderen
Unternehmen konkurrenzfähig zu bleiben und diese Konkurrenten gegebenen-
falls sogar vom Markt zu drängen.
Dieser Konkurrenz- und Marktverdrängungsmechanismus hängt sehr eng mit
der fortschreitenden Entwicklung der Technologie sowie der hiermit entstehen-
den Produktivitätserhöhung der Arbeitsstätten zusammen und sieht in etwa fol-
gendermaßen aus:

In einem technisch fortgeschrittenen Betrieb kann z.B. in 4 Std. das Arbeitser-
gebnis erzeugt werden, dessen Erstellung mit einer herkömmlichen Produktion-
stechnik durchschnittlich 6 Std. benötigt. In diesem Fall kann der Unternehmer
mit einer fortschrittlichen Produktionstechnik einen EXTRAGEWINN erwirt-
schaften, von dem er theoretisch sogar einen Teil an seine Arbeiter weitergeben
könnte, ohne selbst Schaden zu nehmen.

Bleibt die Länge des Arbeitstages in den fortschrittlichen Produktionsstät-
ten auf ihrem alten Wert, nimmt die Menge der in diesen Arbeitsstätten herge-
stellten Güter und Waren zu, so daß es durch diese Produktivitätserhöhung auf
dem Markt zwangsläufig zu einem Überangebot kommt. Durch das entstehende
Überangebot fallen die Preise dieser Güter und Waren. Hierdurch sind die Un-
ternehmer, die mit veralteten Maschinen arbeiten, durch ihre mangelnde Moder-
nisierung und umständlicheren Produktionstechniken einem höheren Konkur-
renzdruck ausgesetzt, weil deren Produktionskosten höher liegen. Die notwendi-
ge Arbeitszeit zur Herstellung der Güter und Waren ist in den veralteten Betrie-
ben höher, so daß zwangsläufig die Angebotspreise zur Deckung der Unkosten
und zur Bezahlung der Arbeitskräfte höher ausfallen müssen! Mit den fallenden
Angebotspreisen werden die Unternehmer mit veralteten Produktionsmaschinen
vom Markt verdrängt, weil sie die ersten sind, die durch ihre höheren Unkosten
keine Gewinne mehr erzielen können und somit gezwungen sind, wegen der ent-
stehenden Verluste in den Konkurs zu gehen.

Um nicht durch mangelnde Modernisierung vom Markt gedrängt zu werden,
sind die Unternehmer gehalten, einen Teil ihrer erzielten Gewinne zur Erweite-
rung, Verbesserung und Modernisierung ihres Kapitalstocks wieder in ihm zu
investieren. Somit entsteht durch die fortschreitende Technik ein verschärfter
Konkurrenzdruck, der das bewußte Interesse wachruft, selbst zu modernisieren,
um nicht vom Markt gedrängt zu werden. Diese Überlegung führt bei allen Un-
ternehmen zu einem mehr oder minder schnellen Modernisierungswettlauf, mit
dem sie ihre Marktanteile sichern und auszubauen versuchen.

In dem Augenblick aber, wo generell eine neue Technik eingeführt wurde, wer-
den die so erzeugten Güter und Waren insgesamt billiger. Damit geht der Extra-
gewinn der Modernisierungsvorreiter regelmäßig wieder verloren. Trotzdem
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bleibt den Unternehmen durch die generelle Modernisierung ein Gewinn. Dieser
liegt in der weiterhin bestehenden Verbilligung der Güter und Waren versteckt.

Diese Verbilligung ist für die kapitalistischen Unternehmer insgesamt ein
Vorteil, wenn es sich hierbei um Produkte handelt, die in den Warenkorb der
Arbeiterfamilien eingehen. In einem solchen Fall ist die "notwendige Arbeitszeit
" verkürzt, so daß bei einer gleichbleibenden Länge des Arbeitstages die Mehr-
arbeitsrate oder Ausbeutungsrate (das Verhältnis zwischen notwendiger und ge-
leisteter Arbeit) erhöht wird. Marx spricht in einem solchen technologisch be-
dingten Fall vom RELATIVEN MEHRWERT.

Dieser Technik bedingte "relative Mehrwert" führt natürlich zu einer weiteren
Erhöhung der Überproduktion von Gütern und Waren und verursacht eine weite-
re Verschärfung des Konkurrenz- und Verdrängungskampfes der Unternehmen
auf dem Markt.

Gleichzeitig erzeugt dieser Verdrängungskampf - durch den Wegfall ver-
schiedener am Konkurrenzkampf beteiligter Produzenten und Anbieter - eine
Absenkung des Angebotes, womit sich Angebot und Nachfrage auf dem Markt -
bei sinkenden Preisen und BLEIBENDER Konkurrenz - immer selbsttätig regu-
lieren! Der Haken hierbei ist natürlich die ABNAHME der KONKURREN-
TEN, was zwangsläufig - durch die verschiedenen Verdienstspannen und den
unterschiedlichen Ausbeutungsgrad - zu einer Monopolisierung des Marktes
führt. Durch die verschiedenen Verdienstspannen wird die Kapitalkraft der ein-
zelnen Unternehmen für den Verdrängungskampf unterschiedlich stark anwach-
sen. Es entstehen kapitalkräftigere Großunternehmer und mit diesen das Geld-
bürgertum!

Somit verschärft sich die allgemeine Marktlage des Konkurrenz- und Verdrän-
gungskampfes um eine weitere Stufe.
Ein Großunternehmer kann - jedenfalls vorübergehend - auf die durchschnittli-
che Profitrate verzichten, um so die kleineren Unternehmen durch Niedrigpreise
auszuschalten. Dadurch übernimmt er deren Marktanteile, womit er deren
Mehrwertanteil am Markt kassiert, so daß durch den Zugewinn an Marktanteilen
seine Gewinne steigen!
Zudem bleibt die Gewinnmasse des Großunternehmers auch bei verringerter
prozentualer Gewinnrate pro verkauftes Einzelstück - durch gefallene Preise -
ausreichend groß, so daß die Erweiterung der Produktion und der eigene Kon-
sum sichergestellt werden kann, weil jetzt durch die Masse der umgesetzten
Güter die Gewinne erzielt werden.
Auf diese Weise kommt neben der Ansammlung (Akkumulation) die Konzen-
tration des Kapitals zustande. Somit führt die kostengünstigere Produktion der
großen Anbieter und deren wachsende Kapitalmacht im Zuge der Kapitalan-
sammlung zur zunehmenden Konzentration der Produktionsmittel, da die kleine-
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ren Anbieter durch mangelnde Konkurrenzfähigkeit vom Markt gedrängt wer-
den.

Dieser Wirtschaftsmechanismus des klassischen Kapitalismus führt im Rahmen
der Marktwirtschaft zwangsläufig zu monopolisierten Märkten, Alleinanbietern,
Preisdiktaten und zur wirtschaftlichen Alleinherrschaft über Markt und Gesell-
schaft. Der Wirtschaftsmechanismus von Angebot und Nachfrage - als Preis-
und Produktionsregulator - wird durch die selbsttätig wirkende Kapitalzentrali-
sation ausgehebelt. Mit ihr entsteht eine ungeheuere zentralisierte wirtschafts-
politische Kapitalmacht, der alle Gesellschaftsebenen durch ihren Mangel am
tauschbaren Eigentum zunehmend ausgeliefert sind.
Es entsteht der MONOPOLKAPITALISMUS, der mit PREISDIKTATEN und
mit seiner wachsenden wirtschaftlichen Macht - im Rahmen einer von ihm be-
stimmten PLANWIRTSCHAFT - über die gesamte Gesellschaft herrscht!

Diesen wirkenden Mechanismus des Konkurrenz- und Verdrängungskampfes
erkannte natürlich auch das Geldbürgertum. Vor allem sah es in ihm die stets
wirkende Gefahr, selbst in die Klasse der Besitzlosen abgedrängt zu werden und
dann selbst für andere arbeiten zu müssen. Die Antwort auf diesen Marktver-
drängungsmechanismus erfolgte postwendend. Das Geldbürgertum bildete
"nach Machiavellis Anleitung" MARKTHERRSCHAFTSBÜNDNISSE und
begegnete somit den durch den Verdrängungskampf entstehenden Monopolisie-
rungsmechanismus des Kapitals zu einem Unternehmen. Ihre Absicht ist es, ihr
Kapital durch Kartelle und Kapital-, Aktien- und Konzernvernetzungen so zu
verflechten, daß das Herausdrängen eines Kapitaleigentümers durch die Eigen-
tumsverflechtung unmöglich wird. Somit schlossen sie sich wie Wölfe zu einem
Rudel zusammen, teilten sich den Markt auf und beuten nun gemeinsam die Ar-
beitsleistung fremder Menschen aus, ohne Gefahr zu laufen, sich durch
Marktkonkurrenz gegenseitig auszustechen und auszuschalten. Durch diesen
Zusammenschluß bilden diese Unternehmer eine neue Gesellschaft, die nun als
Oberschicht durch wirtschaftspolitische Marktabsprachen den "Rest der Gesell-
schaft" beherrscht. Dies ist nun der MONOPOLKAPITALISMUS durch Kar-
tellbildung und sein Entstehungsmechanismus im Kapitalismus.

In der Erkenntnis der Richtigkeit dieses von Marx erstmalig beschriebenen und
bewiesenen Monopolisierungsmechanismus richteten die liberalen Kräfte in der
BRD nach dem 2.Weltkrieg ein Kartellamt ein, das diesen Monopolisierungs-
prozeß verhindern und für ein Gleichgewicht der auf dem Markt herrschenden
Kräfte sorgen sollte. Dieses Anliegen wurde jedoch durch die weltweite Kartell-
bildung unterlaufen, so daß es meiner Ansicht nach auf der weltpolitischen Büh-
ne schon seit langem den "Monopolkapitalismus durch Kartellbildung" gibt oder
zumindest schon in großen Ansätzen errichtet wurde. Ich verweise in diesem
Zusammenhang auf die Kapitalvernetzung der Deutschen und Japanischen Au-
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tomobilindustrie, der Chemischen Industrie oder anderer multinationaler Kon-
zerne wie z. B. AT&T, die insgesamt nur noch sehr geringe Spielräume für den
Mittelstand in bezug auf Güterverteilung und -versorgung offen lassen.

Zur Überprüfung dieses Zusammenhanges kann ich jedem das Überarbeiten des
Buches, "Wer gehört zu wem", Commerzbank, 1981, empfehlen.
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Teil 1

2. Gegenwärtiger Kartellkapitalismus

2.1. Gegensätze durch Geld- und Marktwirtschaft

Aus den beschriebenen Zusammenhängen bezüglich des Rechts auf Privatei-
gentum - dem Eigentum an materiellen Arbeitsbedingungen, Lebensquellen und
lebensnotwendigen Gütern sowie der ungleichen Verteilung des Eigentums -
entstehen alle zerstörerisch wirkenden Gesellschaftsmechanismen als Gegensät-
ze. Diese können alle auf das im Eigentum enthaltene Recht am Mehrwert
fremdgeleisteter Arbeit zurückgeführt werden, weil dieses Recht das Ziel der
Gewinnmaximierung als gesellschaftliches Denk- und Handlungsmuster erst
hervorruft. Für viele wird der Rahmen der Eigentums-, Geld-, Privat- und
Marktwirtschaft wegen der menschlichen Fähigkeit zur Überproduktion, die ei-
gentlich ein Segen sein sollte, zum Verhängnis. Sie wächst sich sogar zur un-
heilvollen Plage der besitzlosen Klasse aus, weil es auf dem Gütermarkt keine
Überproduktion geben darf. Die natürliche Fähigkeit des Menschen mehr zu
produzieren, als er zum Leben benötigt, wird den Besitzlosen immer wieder
Armut, Elend und Siechtum bescheren, obwohl diese menschliche Fähigkeit ei-
gentlich ein Geschenk sein müßte. Gehen wir nun zu den tiefgreifenden Wir-
kungen für die Gesellschaft über, nachdem ich die Ursachen für die zwischen-
menschlichen Denk- und Handlungsziele durch die Geld- und Marktwirtschaft
beschrieben habe.

2.1.1. Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit

Der Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit heißt, daß es einen klaren Interes-
sengegensatz zwischen den Kapitaleigentümern - als den Eigentümern der ma-
teriellen Arbeitsbedingungen - und den Besitzlosen gibt.
Die Unternehmer besitzen durch Konkurrenzzwang und Profitgier das Interesse,
einen möglichst hohen Ausbeutungsgrad der fremdgeleisteten Arbeit zu errei-
chen. Es ist das ihnen völlig bewußte Ziel, den Besitzlosen einen möglichst gro-
ßen Teil des von ihnen geschaffenen Mehrwertes - durch bewußte Unterschla-
gung - vorzuenthalten und den Ausbeutungsgrad der durch die Besitzlosen ge-
leisteten Arbeit zu vergrößern. Einerseits wünschen sie, von diesem Mehrwert
möglichst gut zu leben, andererseits wollen sie ihren Kapitalstock zur eigenen
Sicherheit nicht nur vergrößern, sondern auch technisch verbessern. Diesen
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Sachzusammenhang nennen die Unternehmer und Händler ein GESCHÄFT,
womit sie den Vorgang des Betrugs und der Mehrwertunterschlagung sprachlich
sauber verschleiern und verniedlichen.
Das bewußte Interesse der Unternehmer ist es also, sich am geschaffenen
Mehrwert anderer durch "gute Geschäfte" zu bereichern. Dies können sie nur,
indem sie andere Menschen ausbeuten und zudem den Ausbeutungsgrad stets
verbessern!

Demgegenüber steht das Interesse der Besitzlosen, einen größeren Anteil des
von ihnen geschaffenen Luxus und Lebensstandards zu erringen.
Sie wollen einen größeren Anteil des von ihnen erwirtschafteten Mehrwertes,
um den sie von den Unternehmern betrogen werden. Auf diesem Wege schlos-
sen sich die Besitzlosen in langen sozialen Kämpfen zu Gewerkschaften zu-
sammen, so daß sie sich durch die menschliche Fähigkeit zur Überproduktion
auf dem Arbeitskräftemarkt keine so starke Konkurrenz mehr leisten. Über den
Umweg der künstlichen Verknappung an Arbeitskräften wollten sie sich den von
ihnen geschaffenen Mehrwert durch Streiks erkämpfen, den ihnen die Unter-
nehmer auch heute noch vorenthalten.

2.1.1.1. Unterschiedliche Machtverhältnisse

Dies ist der grundsätzliche Interessengegensatz. Da im Kapitalismus die zwi-
schenmenschlichen Beziehungen fast ausschließlich vom Anteil am Eigentum
bestimmt werden und das Eigentum durch Akkumulation und Konzentration
sehr ungleich verteilt ist, ergeben sich unterschiedliche Machtverhältnisse. Diese
in allen wirtschaftlichen, politischen und gesellschaftlichen Bereichen spürbaren
Herrschafts- und Machtverhältnisse können wir auf die unterschiedliche soziale
Stellung der Eigentümer und Lohnabhängigen zurückführen, die sich mit der
Anteilsmenge am Eigentum automatisch ergeben und dessen Verhältnisse der
Staat zusätzlich durch seine rechtliche Garantie des Eigentums festschreibt. So
antworten die Unternehmer z.B. auf Streiks mit Aussperrungen und Entlassun-
gen, wobei Entlassungen heute in der BRD verdeckter und unter der Vorgabe
anderer vorgeschobener Gründe erfolgen. Diese Antworten stellen in ihrem We-
sen nichts weiter als eine Erpressung und Unterdrückung der Besitzlosen dar,
weil die Lohnabhängigen in arge Schwierigkeiten geraten, die Kosten ihres lau-
fenden Lebensunterhalts zu bestreiten. Die Unternehmer besitzen diese wirt-
schaftliche Schwierigkeit - das bei der Aussperrung oder Arbeitslosigkeit ent-
stehende Problem zur Bestreitung des existentiellen Lebensunterhaltes - nicht
und spielen somit ihre wirtschaftliche Überlegenheit und Macht gegen die Be-
sitzlosen voll aus. Mit diesem Mittel versuchen sie, die Lohnabhängigen zum
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Stillhalten und Schweigen zu erpressen. Die Unternehmer tun dies, obwohl sie
wissen, daß sie die Besitzlosen um den wahren Wert ihrer Arbeitsleistung betrü-
gen. Denn sie wollen auch weiterhin von deren fremdgeleisteten Mehrwert le-
ben.

2.1.1.2. Künstliche Güterverknappung

Verdeutlichen wir uns diesen Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit noch ein-
mal an der Krise des Kapitalismus. Die Krise des Kapitalismus ist, wie schon
beschrieben, nichts weiter als eine Geldkrise. Sie entsteht, weil es güterwirt-
schaftlich zu einem Überangebot kommt, hierauf die Preise der Angebote in den
Keller fallen und die Eigentümer der Produktionsmittel die Produktion einstel-
len. Ihre Arbeiter entlassen sie, weil sie mit diesem "Inventar" keine Gewinne
mehr erzielen können. Im Klartext heißt dies: Weil die Gewinnspanne der Un-
ternehmer insgesamt nicht mehr breit genug ist, müssen Menschen Not leiden,
damit die Unternehmer - durch die von ihnen eingeleitete künstliche Güterver-
knappung - eine Nachfrageerhöhung erreichen und schließlich ein weiteres Ge-
winnmaximum erzielen.
Die mit der Überproduktion auftretenden Folgen der künstlichen Güterverknap-
pung, Unterversorgung, Arbeitslosigkeit, Armut, Not und Elend verfehlen nicht
nur das Ziel der Freien Marktwirtschaft, sondern auch das Ziel der heute ge-
scheiterten Sozialen Marktwirtschaft, welches in der güterwirtschaftlichen
Selbstversorgung der Bevölkerung liegt.
Die Güterverknappung entspricht nicht dem wirklichen Interesse der Bevölke-
rung, deren überwältigende Mehrheit zu den Nichteigentümern an Produktions-
mitteln gehört und den schwersten materiellen Schaden an der Verknappung der
Güter trägt. Die Besitzlosen haben kein Interesse am Machtkampf der Unter-
nehmer, der nicht nur zur Anhäufung und Einverleibung fremden Kapitals (Ak-
kumulation und Zentralisierung), sondern auch zur Gewinnung größerer politi-
scher Macht führt. Ihren elementaren Interessen zur Befriedigung ihrer materi-
ellen Bedürfnisse entspräche eine Güterselbstversorgung durch die gezielte
Auftragsproduktion, an dessen Auftragsbestimmung alle gleichberechtigt und in
freier Selbstbestimmung nach basisdemokratischem Mehrheitsrecht teilnehmen!

Trotz dieser geschilderten und bekannten Sachzusammenhänge wird das
Marktwirtschaftssystem beibehalten.
Dieses wird für die Funktion von Waren- und Geldkreislauf durch die künstliche
Verknappung des Angebots immer wieder manipuliert und zu Lasten der Be-
sitzlosen gehen! Die einzigen, die hiervon profitieren, sind die Mächtigen, die
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durch Akkumulation und Zentralisierung des Kapitals noch mehr Gewinne ein-
streichen und noch mehr wirtschaftspolitische Macht erlangen.
Das einzig wirkliche Ergebnis der kapitalistischen Marktwirtschaft ist ein Mil-
lionenheer von Arbeitslosen, die deshalb nicht am Produktionsprozeß beteiligt
werden, weil es sonst zu einer Überproduktion und zu einem Überangebot
kommt, so daß der Kapitalismus und die wirtschaftliche Macht des Großkapitals
zusammenbricht.

2.1.1.3. Ausbeutungsgraderhöhung durch Arbeitslosigkeit

Unter marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten stellt eine Arbeitslosigkeit - heute
selbst von hochqualifizierten Arbeitskräften - ein bewußtes Entwicklungsziel
des Kapitalismus dar. Die ARBEITSLOSEN stellen eine Quelle billiger Ar-
beitsware, womit die Menschen, die sich in der Arbeitslosigkeit befinden, zu
einer Reservearmee von Arbeitskraftanbietern degradiert werden. Diese Billig-
ware erhöht natürlich den Konkurrenzdruck zwischen den lohnabhängigen Ar-
beitsplatzbesitzern, die jetzt zusätzlich mit der Reservearmee der Billigarbeits-
kraftanbieter konkurrieren müssen. Somit wird die Arbeitslosigkeit ein Mittel
zur Gesellschaftsunterdrückung, mit der das Geldbürgertum die Preise für Ar-
beitskräfte zu drücken versucht, um noch einen höheren Ausbeutungsgrad zu
erzielen! D.h., daß Überproduktion und Arbeitslosigkeit zwangsläufige Ent-
wicklungsziele einer jeden kapitalistischen Gesellschaft nach jedem Krieg dar-
stellen.
Im Ergebnis gehört die Arbeitslosigkeit durch Überproduktion zur Strategie der
Großunternehmer, mit der sie einen noch höheren Ausbeutungsgrad ihres be-
sitzlosen Arbeitskräfteinventars erreichen können.
Im "legalen" Rahmen der kapitalistischen Marktwirtschaft stellt die Plünderung
der menschlichen Lebenskraft und Lebensenergie das tatsächliche Ausbeutungs-
ziel der Unternehmer dar, die dieses Unterfangen zur Selbstbereicherung betrei-
ben und somit der höchste Rang unter den Unternehmern nur von den schlimm-
sten Blutsaugern eingenommen werden kann.

Hiermit sind Ausbeutung, Unterdrückung, Streiks, soziale Unruhen,
Aufstände, Kriminalität, Revolten, Revolutionen, Gewalttaten und
Plünderungen nur der Ausdruck für einen zum Teil bewußten und zum
Teil unbewußten Kampf um den einbehaltenen Arbeitsmehrwert, wo-
bei die Wurzeln dieses Kampfes im Gegensatz von Kapital und Arbeit
zu suchen sind.
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2.1.2. Gegensatz zwischen Kapital und Demokratie

2.1.2.1. Demokratiefeindlichkeit des Kapitals

In seinem Wesen ist schon der Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit zutiefst
demokratiefeindlich. Das Eigentumsrecht - die hiermit verbundene Ausbeutung
und Unterdrückung durch die Eigentümer sowie deren mit der Verfügungsge-
walt erzwungene Einbehaltung des Mehrwertes - stellt in seinem Kern schon
einen grundsätzlichen Verstoß gegen die Demokratie und das demokratische
Selbstbestimmungsrecht aller Menschen dar. Das durch den Staat verbürgte Ei-
gentumsrecht, welches die durch Unterdrückung und Ausbeutung erzielte Unter-
schlagung des fremdgeleisteten Arbeitsmehrwertes erst garantiert, kann unmög-
lich einer ehrlichen demokratischen Weltanschauung entspringen und dem be-
wußten demokratischen Willen einer Mehrheitenherrschaft entsprechen, weil es
gegen die elementarsten demokratischen Selbstbestimmungsrechte derselben
Bevölkerungsmehrheit verstößt! Wir müssen uns immer ins Gedächtnis rufen,
daß die Einbehaltung des Mehrwerts durch direkte (Aussperrung, Entlassung)
oder indirekte (Überproduktion, Arbeitslosigkeit, Lohn nach Angebot und Nach-
frage) Unterdrückung erzwungen wird und dies unmöglich auf dem demokrati-
schen Mehrheitswillen einer jeden Landesbevölkerung beruhen kann!
Die Einbehaltung des fremdgeleisteten Mehrwerts durch das Eigentumsrecht -
als kleine Ursache - verstößt durch die Ansammlung und Zentralisation des Ka-
pitals - als im Großen wirksamer Gesellschaftsmechanismus - gegen die Prinzi-
pien der demokratischen Selbstbestimmungsrechte und ist somit zutiefst unde-
mokratisch, weil gerade mit diesen Gesellschaftsmechanismen gesellschaftspo-
litische Macht- und Herrschaftsverhältnisse entstehen, die zur Durchsetzung der
Interessen einzelner genutzt und dadurch zwangsläufig gegen die elementarsten
demokratischen Grundsätze der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung ver-
stoßen werden!
Im Eigentumsrecht leben eher Bruchstücke der Sklaverei, Leibeigenschaft und
Hörigkeit unserer eigenen Gesellschaftsvergangenheit weiter, die einst durch
den entschlossenen Freiheitswillen der Menschen mit blutigen Aufständen und
Revolutionen beseitigt wurden. Durch die im Eigentumsrecht enthaltenen Ge-
sellschaftsmechanismen ist das Eigentum - in Verbindung mit einem Marktwirt-
schaftssystem - der tragende Keim der Unterdrückung, Ausbeutung und Sklave-
rei und wird diese immer wieder auf das neue verursachen, sobald er auf den
fruchtbaren Boden der hierfür empfänglichen Gesellschaftsumstände fällt. Denn
früher gehörten auch Sklaverei und Leibeigenschaft zum Eigentumsrecht und
gingen aus dem Willen zur maximalen Ausbeutung des eigenen Eigentums her-
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vor. Hiermit spiegeln sich im Eigentumsrecht eher Diktatur und Unterdrückung
als Demokratie und Freiheit.

2.1.2.2. Demokratiefeindliche Erziehung des Kapitalismus

Der beschriebene Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit ist nicht nur demo-
kratiefeindlich, sondern er birgt zudem einen Erziehungsmechanismus, der in
einem demokratiefeindlichen Verhalten mündet. Ursache ist das ungleiche
Machtverhältnis von Arbeit und Kapital, welches zur Unterdrückung der Be-
sitzlosen führt und von ihnen Unterwerfung, Gehorsam und Obrigkeitshöhrig-
keit zur Erhöhung des Ausbeutungsgrades erzwingt.
Der Kapitalismus leitet nicht etwa zum gleichberechtigten demokratischen
Selbst- und Mitbestimmungswillen aller an. Eine hieraus zwangsläufig erwach-
sene gleichberechtigte Verteilung der erwirtschafteten Werte widerspricht dem
materiellen Ausbeutungsziel des Kapitalismus zutiefst! Daher muß die Heraus-
gabe des von den Besitzlosen erarbeiteten Mehrwertes durch Gehorsam, Unter-
werfung, Unterdrückung, Obrigkeitshöhrigkeit und Gewohnheit erzwungen
werden. Denn freiwillig wird ein Besitzloser diesen Mehrwert nicht herausrük-
ken.
Somit tragen Geldwirtschaft und Eigentumsrecht immer den Keim zum Wieder-
erstarken der Diktatur in sich, da hier Wirtschaftsmechanismen wirken, die von
den Menschen - mit dem Mittel der Unterdrückung - Gehorsam und Unterwer-
fung abverlangen und das menschliche Wesen über seine materielle Abhängig-
keit so prägen, daß er Obrigkeitshörigkeit und bedingungslosen Gehorsam durch
Gewohnheit als Wesensart verinnerlicht. Durch Gewohnheit wird diese Wesens-
art im Denken der Menschen schließlich zum befürworteten und "anstrebens-
werten" Verhaltensreflexmuster normiert.

Die Mittel dieses Erziehungsmechanismus lassen sich überall auf allen Gesell-
schaftsebenen beobachten.
Im Geschäftsleben durch das unterwürfige Werben um Auftraggeber, indem die
Geschäftsleute den Auftraggebern mit Werbegeschenken und kleinen Aufmerk-
samkeiten Honig ums Maul schmieren und sich ihnen anbiedern. Tun die Ge-
schäftsleute dies nicht, so kann es sehr schnell passieren, daß sich die Auftrag-
geber einen freundlicheren und aufmerksameren Verhandlungspartner für ihre
Geschäfte suchen.
In der innerbetrieblichen Gruppendynamik großer Unternehmen ist dieser Erzie-
hungsmechanismus auch sehr leicht nachzuzeichnen. Zur maximalen Ausbeu-
tung wird von Besitzlosen absoluter Gehorsam und Unterwerfung verlangt.
Entweder die Arbeitseinheit Mensch paßt sich an die Verhältnisse des interes-
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selosen Gehorsams an und erbringt unaufgefordert und brav ein Maximum ihrer
Arbeitsleistung fürs Kapital, oder sie verursacht durch ihre "uneinsichtige Ei-
genwilligkeit" mehr Unkosten als ihre gehorsamen und fleißigen Kollegen, so
daß sie auf lange Sicht als höherer Unkostenfaktor gefeuert und arbeitslos wird.
Die mit dieser Unterdrückung erzwungene Anpassung nimmt mit zunehmender
Überproduktion und steigender Arbeitslosigkeit immer mehr zu, da immer mehr
Arbeitskräfte zur Verfügung stehen, die am Existenzminimum leben. Somit wird
die Zahl der Menschen wachsen, die eine bedingungslose Bereitschaft zur Un-
terwürfigkeit und zum Gehorsam mitbringen. Es entsteht ein Erziehungsmecha-
nismus, der das Wesen ganzer Völker verändert, prägt und mit dem in der Ver-
gangenheit schon regelrechte Züchtungserfolge erzielt worden sind. (Siehe Ver-
änderung der Deutschen während der Industrialisierung zum ordentlichen, sau-
beren und pünktlichen Maschinenmenschen)

Durch den Akkumulationsprozeß des Kapitals wachsen und erstarken Wirt-
schaftsinstitutionen und Machtzentren, in denen durch Unterdrückung und Un-
terwerfung Gehorsam und Obrigkeitshörigkeit erzwungen werden. D.h., daß mit
dem Anwachsen des kapitalistischen Organisationskörpers auch die hiermit ver-
bundenen Verhaltensmuster systematisch auf die Gesamtgesellschaft ausgedehnt
werden. Hiermit stellt jeder kleiner Wirtschaftsorganismus (Unternehmen) in-
nerhalb der Gesellschaft einen pyramidenförmig organisierten und obrigkeitshö-
rigen Wirtschaftsapparat dar, der auch nach einer Machtergreifung eines Dikta-
tors über den Staat gehorsam weiterfunktionieren und die neuen Befehle ausfüh-
ren wird.

Innerhalb einer solchen Wirtschaftsorganisation wird es der einzelne Mensch in
seiner Gesamtheit nicht schaffen, sich einer diktatorischen Machtübernahme ei-
ner kleinen Gruppe in Staat und Wirtschaft zu widersetzen, weil diese nur ande-
re und neue Herrscher darstellen, die die Befehle erteilen und ein Widerstand
hiergegen außerhalb der Erfahrung des einzelnen Menschen liegt! Die Macht der
Gewohnheit - zur Unterordnung, zum Gehorsam und zur Obrigkeitshörigkeit -
wird soweit reichen, daß die meisten aus ihrer erlernten Angst vor der Obrigkeit
unfähig sind, aus einem bewußten Selbstbestimmungswillen heraus Widerstand
zu leisten, so daß von einer kapitalistischen Gesellschaft bei einem schrittweisen
Abbau demokratischer Selbst- und Mitbestimmungsrechte kein Widerstand zu
erwarten ist. Denn der demokratisch gleichberechtigte Selbst- und Mitbestim-
mungswillen sowie die Erfahrung im Umgang mit ihm liegt außerhalb des Er-
fahrungsalltages der meisten Menschen, in dem nur die demokratiefeindlichen
Verhaltensmuster von Gehorsam, Unterwerfung, Unterordnung und Obrigkeits-
höhrigkeit fallen und den ein Zusammenschließen in Gruppen zur Durchsetzung
und Beibehaltung gemeinsamer demokratischer Rechte meist völlig unbekannt
ist. Wir können also davon sprechen, daß diese demokratiefeindliche Wesensart
zum ritualisierten und verinnerlichten Verhaltensreflexmuster wird, das durch
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den Anteil am Eigentum als Rollenverhalten festgeschrieben ist. Somit ist der
Gegensatz von Kapital und Arbeit nicht nur in sich demokratiefeindlich, sondern
der Kapitalismus birgt in sich einen Erziehungsmechanismus, der zu einem de-
mokratiefeindlichen Gesellschaftsverhalten führt und dem einzelnen Menschen
die Wesensform verleiht, die als Voraussetzung zum Entstehen einer autoritären
Diktatur notwendig ist.
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2.1.2.2.1. Demokratiefeindliche Erziehung des Kapitalismus
Der Spiegel; 9/92; S.109; 10/92; S.126 f. -->  XI
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Der Spiegel; 20/92; S.55 ff. -->  XII
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2.1.2.3. Herrschaft und ideologisches Bewußtsein

Unbedingt hinzuzufügen ist, daß dieses kapitalistische Kräfteverhältnis - zwi-
schen Eigentümern und Besitzlosen - die Ansichten der Gesellschaft zur Rollen-
verteilung prägt und die automatisch entstehende zwischenmenschliche Rang-
ordnung (also Herrschaft und Unterwerfung) als normal und richtig anerkennt.
Dies geschieht, weil dieser Umgang als zwischenmenschliches Ritualverhalten
zur fast ausschließlichen und uneingeschränkten Normalität unserer Erlebnis-
welt gehört.
Die Herkunft dieses Denkmusters ist in der Geschichte unserer Kultur zu su-
chen, die über die Lehens- und Ständegesellschaft führt und im Kapitalismus
mündete.

Das Element, welches all diesen Gesellschaftsformen zur Herrschafts-
ausübung gemeinsam war, ist die Weltanschauung des fernhandel be-
treibenden Patriarchats (Väterrecht), wobei das Väterrecht auch
wieder sehr eng mit dem Eigentumsrecht verbunden und mit der
Verfügungsgewalt der Väter über das Eigentum sowie der materi-
ellen Abhängigkeit des einzelnen vom Eigentum durchgesetzt
wird.

Beim Patriarchat handelt es sich um eine geschlechtsbezogene Rollenverteilung
als Väter- oder Männerrecht, welches zur Findung von bindenden Gemein-
schaftsentscheidungen eine Rangfolge als Herrschaftsordnung festschreibt, in
der sich der einzelne dem Willen und der Entscheidung eines Gruppenober-
hauptes (zuerst Familien- und Sippenvorsteher, später Herrscher, König von
Gottes Gnaden als erbliches Stände- und Herrschaftsrecht) unterwerfen muß.
Das Väterrecht wird auch als Väterherrschaft bezeichnet und ist der Aufbau ei-
ner Gesellschaft nach den Verwandtschaftsbeziehungen zur väterlichen Familie
(Väterfolge). Das Patriarchat tritt z.T. bei solchen handeltreibenden Völkern
zutage, bei denen das Hauptgewicht auf der Zugehörigkeit zu einer großen Fa-
milie und Sippe liegt und eine Schichtung der Gesellschaft besteht. Damit ist das
Halten einer Anzahl von Knechten, Mägden oder Sklaven verbunden. Da das
Patriarchat in seiner extremsten Form Sklaverei und unbedingte Unterwerfung
unter die totale Autorität des Patriarchen voraussetzt, ist es nicht verwunderlich,
daß die Abhängigkeit aller Familienmitglieder von der Väterherrschaft in den
sippenübergreifenden Gesellschaftsstrukturen nachgebildet ist. Das alte Rom ist
sowohl für diese familiären als auch staatlichen Verhältnisse, in denen eine of-
fene Sklaverei herrschte, ein gutes Beispiel.

Im Patriarchat werden und wurden somit die Entscheidungen aus-
schließlich von Männern als Oberhäupter getragen, wobei sich die
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Herrschafts- und Entscheidungsstrukturen der Gesamtgesellschaft in
der kleinsten Gesellschaftseinheit - der Familie - widerspiegeln, was
natürlich das Einverständnis des einzelnen zu dieser Rollenverteilung
- als Mittel zur Herrschaftsausübung über die Gesellschaft - vergrö-
ßert.

------

Mit dem Entstehen des Kapitalismus und dem Beginn der Französischen Revo-
lution beseitigte das Bürgertum das vererbliche patriarchalische Stände- und
Herrschaftsrecht, stellte alle Menschen formal gleich und übertrug die patriar-
chalische Weltanschauung auf das mit der Zentralisation des Eigentums entste-
hende Herrschaftssystem. Dieses neue wiederum von Männern getragene Herr-
schaftssystem begründete sich nun mit dem Naturrecht, in dem nur die Stärk-
sten, Intelligentesten und Fleißigsten durch ihre Leistung im Gesellschaftsrang
aufsteigen konnten.
Hiermit erhielt das neue, am Kapitalismus orientierte patriarchalische Rangord-
nungssystem von Herrschaft, Unterordnung und Gehorsam sein gedankliches
Gerüst und somit seine ideologische Existenzgrundlage.

Die Übertragung dieser Weltanschauung sowie die Übertragung des py-
ramidenförmigen Rangordnungssystems auf alle staatliche Gesellschaftsinstan-
zen, Geldabzugs- und Unterdrückungsapparate erfolgte zwangsläufig und rei-
bungslos, womit in diesen staatlichen Institutionen ein ähnlicher demokratief-
eindlicher Erziehungsmechanismus existent ist wie im Kapitalismus, wobei das
Ziel dieser Institutionen in der Herrschaft und in der Aufrechterhaltung
der jeweiligen Herrschaftsverhältnisse liegt.
D.h., alle gesellschaftlichen Zusammenschlüsse mit einem Rangordnungssy-
stem, insbesondere die staatlichen, sind immer als reine willenlose demokratief-
eindliche Machtapparate anzusehen, deren Funktion immer auf die des Befehl-
sempfängers reduziert werden kann! Denn wie sollte eine Herrschaftsausübung
über die Apparate in Staat und Wirtschaft ohne die innere, willenlose, demokra-
tiefeindliche Herrschaftsstruktur der Rangordnung und Angst vor der Obrigkeit
sonst funktionieren?

------

Die Übertragung der hierarchischen Herrschaftsstrukturen auf alle Gesellschaft-
sebenen geschieht also automatisch und findet im Kapitalismus durch die Ideo-
logie des Naturrechtes sogar eine hervorragende Begründung.

1. Sie entspricht der Gewohnheit des Denkens.
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2. Aus der Gewohnheit des Denkens wird eine andere Gesellschaftsorganisa-
tion als unvorstellbar, undenkbar und nicht funktionstüchtig verworfen und
zurückgewiesen, gerade weil diese gegen die durch unsere Erlebniswelt
geprägte Lebensvorstellung von Rollenverteilung und Herrschaftsausübung
verstößt und somit erst undenkbar wird!

Vorstellbar ist dieses Herrschaftssystem auch als Matriarchat (Mütterrecht), wo-
bei dieses nur ein Spiegelbild des heutigen geschlechtsbezogenen Rollenver-
ständnisses wäre.

------

An dieser Stelle ist der demokratiefeindliche Erziehungsmechanismus in Staat
und Wirtschaft in seiner Entstehung erklärt.
Der Kapitalismus birgt einen über materielle Abhängigkeiten verursachten de-
mokratiefeindlichen Erziehungsmechanismus, durch den er das Rollenverhalten
von Herrschaft, Unterwerfung und Gehorsam als zwischenmenschliches Ritual
hervorruft. Hierdurch verleiht er dem einzelnen Menschen die Wesensform, die
zur Entstehung einer autoritären Diktatur notwendig ist. Seine ideologische Exi-
stenzgrundlage findet dieser Erziehungsmechanismus im Zusammenfluß von der
vom Kapitalismus neu geprägten patriarchalischen Struktur der Rangordnung
und dem darwinistischen Leistungsdenken, welche mit der Gewohnheit und
"Normalität" der Erlebniswelt im Handeln und Denken bestätigt und verstärkt
werden.

Mit dem Zusammentreffen dieser zwei Elemente von materialistischen Er-
ziehungsmechanismus und ideologischer Weltanschauung beginnt der in unserer
kapitalistischen Gesellschaft selbständig wirkende und sich ritualisierende Herr-
schaftsmechanismus, mit dem sich die Gesellschaft selbst unterdrückt. Somit
wird sich im Rahmen des Kapitalismus das Gesellschaftssystem von Unterdrük-
kung und Ausbeutung durch seinen Erziehungsmechanismus - selbst bei einem
plötzlichen Wegfall des Kapitalismus - immer wieder reproduzieren. Die beob-
achtbaren tiefgreifenden Wirkungen auf das Verhalten und Denken der Men-
schen können jedoch erst durch das hierzu passende ideologische Weltbild er-
zielt werden. Erst mit diesem ideologischen Hintergrund als "Erklärung für be-
obachtbare Gesellschaftsabläufe" erhält dieser Erziehungsmechanismus - durch
seine allgemeine Anerkennung - seine umfassende erzieherische Kraft. Denn mit
dieser Erklärung wird das vom Kapitalismus ausgehende demokratiefeindliche
Verhalten von Herrschaft, Unterwerfung und Gehorsam als natürlich und richtig
angesehen!
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2.1.2.4. Demokratisches Selbstverständnis in der BRD

Die kapitalistische und "demokratische Gesellschaft" der BRD zeichnet zu den
von mir festgehaltenen Mechanismen ein ganz anderes Bild. Hören wir uns an,
welcher Standpunkt vertreten und welche Position zur Ausbeutung, Unterdrük-
kung und Unterwerfung der Besitzlosen eingenommen wird.

In ihrem Selbstverständnis bedeutet Privateigentum nicht mehr Vorherrschaft
vom Eigentum und Ausschluß vom Eigentum nicht mehr Ohnmacht. Es wird
behauptet, daß die politische Demokratie, die in der Bundesrepublik besteht, die
Unterwerfung der Staatsmacht unter den Eigentumsinteressen einzelner aus-
schließt. Der Mechanismus der allgemeinen, freien, gleichen und geheimen
Wahlen zwingt seine Repräsentanten, viele Interessen und nicht allein oder vor-
rangig die von Privateigentümern der Produktionsmittel zu berücksichtigen.
Keine Regierung könnte sich eine derart einseitige Politik leisten, keine Partei
besitzt eine Chance, dafür eine Stimmenmehrheit zu erreichen. Die Errichtung
und Festigung der politischen Demokratie in der BRD bedeutet ferner, daß außer
den Mehrheitsparteien zahlreiche organisierte Interessenverbände an der politi-
schen Willensbildung beteiligt sind. Somit ist das Privateigentum an den materi-
ellen Eigentumsbedingungen und Lebensquellen nicht länger die wichtigste oder
gar einzige Grundlage sozialer Macht. Wählerauftrag und organisierte Zusam-
menschlüsse von Interessenverbänden und Wählergemeinschaften haben als
Machtquellen größere Bedeutung erlangt. Das hiermit zugrunde liegende
Strukturmuster zur Herrschaftsausübung ist daher nicht mehr von alleinherr-
schaftlicher (monokratischer), sondern von viel- und mehrheitlicher (pluralisti-
scher) Natur.

------

Dieser Gedankengang hört sich im ersten Moment sehr gut an, nur daß Unter-
drückung, Ausbeutung und die entstehenden wirtschaftspolitischen Gesell-
schaftsmechanismen plötzlich per Definition nicht mehr bestehen. Mit dieser
theoretischen Begriffsbestimmung zu unserer Gesellschaft machen es sich ge-
wisse Leute trotz jüngster Ereignisse in der Republik immer noch sehr einfach.
Doch sie ist so einfach, daß sie bestenfalls auf dem Papier funktionieren kann.
Zudem ist diese theoretische Funktionsbeschreibung des Kapitalismus in der
Demokratie zu sehr auf die nationalstaatliche Ebene beschränkt und vernachläs-
sigt sträflichst seine weltweit wirkenden Mechanismen.
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2.1.2.5. Kapitalismus heißt Bestechung und Schmiergeld

Können Sie diesem theoretischen Gedankengang zum kapitalistischen Selbst-
verständnis innerhalb einer demokratischen Gesellschaft aufgrund Ihrer tägli-
chen Erfahrungen zustimmen? Erleben wir nicht täglich die durch die gehobene
Stellung der Kapitaleigentümer erzwungene Ausbeutung und Unterwerfung, de-
ren wirtschaftliche Überlegenheit und Macht über uns sowie deren vielstufigen
Hierarchien, Einfluß- und Befehlsstrukturen, die sie zu unserer Ausbeutung
Mittels ihrer Ausbeutungsapparate schufen? So kann uns z.B. selbst unser Chef
in ihrem Namen ausbeuten, obwohl er vielleicht - aufgrund der vielstufigen
Hierarchie oder Eigentumsstruktur - noch nicht einmal weiß, wem die Firma, in
der er arbeitet, wirkliche gehört.
Ich frage Sie: Wir arbeiten 40 Std. pro Woche, obwohl nur 5 güterwirtschaftlich
notwendig sind. In wessen Interesse geschieht dies? Und in wessen Interesse
liegt es, daß eine Aufklärung über den Sachverhalt der 5-Std.-Woche unterlassen
wird?
Nun gut. Wenden wir uns zur Aufklärung dieser Fragen den politischen Ereig-
nissen aus den Jahren 1987 bis 1989.

------

Wir alle erinnern uns sicherlich noch an die Parteispendenaffäre von 1987/88 in
der BRD. Alle sprachen von einer Spendenaffäre. Viele erkannten hierin nicht
die ganze Wahrheit, die sich mit diesem sauberen und neutralen Wort - Spen-
denaffäre - wunderbar verdecken ließen. Dies war keine Affäre wie eine Liebes-
affäre, und die Spenden kamen auch nicht zum Zweck der Wohltätigkeit. Das,
worum es sich wirklich handelte, war ein Bestechungsskandal, d.h. die Verun-
treuung des demokratischen Wählerauftrages - sozusagen Hochverrat - in Ta-
teinheit mit Unsummen von Schmiergeldern, die in dieser Höhe nur vom Groß-
kapital geleistet werden können. Plötzlich besaßen wir einen Kanzler, Helmut
Kohl, der sich zum Flick Bestechungsskandal nicht mehr erinnern konnte. Es ist
sehr verständlich, daß unser Kanzler zu Vorgängen des Bestechungsskandales
einen "Black Out" hatte, was er von einem angesehenen und gutverdienenden
Arzt auch bescheinigt bekam. Er weiß halt manchmal nicht, was er tut, deswe-
gen ist er ja auch in der Regierung.
Logisch. Wenn ich bestochen oder gegen das Gesetz verstoßen würde, könnte
ich mich auch nicht mehr daran erinnern, nur daß ich mir keinen Arzt leisten
kann, der mir diesen Unsinn auch noch bescheinigt. Erst Geld macht dies mög-
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lich. Mit Geld kauft das Geldbürgertum Regierung, Staat und Staatsanwalt zum
Super-Sonderpreis.

Knapp 50 Menschen sollen es in der BRD sein, die über eine solche Kapital-
macht verfügen, daß sie die Republik kaufen können. 50 Menschen schmieren,
bestechen und kaufen mit allen Mitteln der Kunst und setzen so ihre Interessen
durch. Sie torpedieren unser demokratisches Selbstverständnis, höhlen es aus
und benehmen sich wie in einem Supermarkt. Am Ende verhöhnen sie uns noch
mit den von ihnen manipulierten Regierungsschaukämpfen und parlamentari-
schen Theateraufführungen im Bundestag, mit denen sie uns glauben machen
wollen, die Regierungsparteien streiten für unsere Interessen. Dabei sind Wort-
wechsel und Inhalt von Regierung und Opposition schon genau abgestimmt, und
wenn das Volk unruhig wird, bekommt es auch mal einen Brocken hingeworfen,
damit es wieder ruhig ist und den Herrschenden nicht seine dumpfe, passive Re-
gierungstreue verloren geht. In diesem Sinne ist die parlamentarische Opposition
nur dazu da, die entstehende Unzufriedenheit aufzufangen und der Bevölkerung
nach seiner Wahl ein paar Verbesserungen zu gewähren, um die Loyalität zum
Herrschaftsapparat aufrecht zu erhalten. Im Grunde setzt sich das Spiel nur fort,
weil die Opposition nun die Regierung stellt und niemand den Schritt zu einer
grundlegenden Systemveränderung (die Aufhebung des Privateigentums an den
materiellen Arbeitsbedingungen und Lebensquellen sowie die Aufklärung über
die 5-Std.-Woche) unternimmt. Denn die Politiker von Regierung und Oppositi-
on stehen immer im "Spendensegen" des Großkapitals. Mit der "Flickspendenaf-
färe" wird nur der Destabilisierungs- und tatsächliche Steuerungsfaktor des heu-
tigen Eigentumsrechts andeutungsweise sichtbar, weil er ausnahmsweise mal
aufgeflogen ist, trotzdem aber folgenlos bleibt.

Aus diesem Grunde lassen sich im rheinhausener Bestechungsskandal der Firma
Krupp von 1988 genau dieselben wirtschaftspolitischen Vorgänge nachweisen.
Hier sollte ein ganzes Stahlwerk abgebaut werden, weil der Eigentümer durch
die weltweit vorhandene Überproduktion natürlich um die Preise und seine Ge-
winne fürchtete. Eine ganz Region war im Aufruhr, weil den lohnabhängigen
Arbeitnehmern ihre Lebensgrundlage entzogen werden sollte. Der Beste-
chungsskandal flog erst auf, als ein Tonband mit abgehörten Telefongesprächen
durch die Medien ging, das aufdeckte, daß selbst die SPD Führungsspitze am
Verrat der besitzlosen Bevölkerung eifrigst mitmischte und auch die Gewerk-
schaft ihren Anteil hieran trugen.
Dies ist kein Wunder, wenn wir so naiv sind, Politikern, Parteien und Gewerk-
schaften durch demokratische Wahlen einen zeitlich begrenzten Blankowähler-
auftrag zur Alleinherrschaft über uns bzw. zur alleinigen Interessenvertretung zu
erteilen.
Nur so ist es verständlich, daß ein Herr Schwarz-Schilling als Postminister die
Medienverkabelung in der BRD nicht mit dem modernen und technisch tausend-
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fach leistungsfähigeren Glasfaserkabel durchführt. Nein, er wählte die veralte-
ten, ordinären Kupferleitungen, weil seiner Frau eine Fabrik zur Kupferleitungs-
herstellung (Sonnenschein-Batterien) gehört. Sie hätten wohl prompt die Auf-
träge zur Lieferung entsprechender Kupferkabel bekommen. Doch die anderen
Großkonzerne wie Siemens funkten dazwischen. In der momentanen Lage der
wirtschaftlichen Machtverhältnisse werden sich die Großanbieter das Geschäft
wohl oder übel teilen müssen.
Wenn der Frau von Herrn Schwarz-Schilling eine Fabrik zur Herstellung von
Glasfaserleitungen gehört hätte, wäre die Entscheidung von "unserem Landes-
vater" ganz sicher fortschrittlicher und fortschrittsfördernd ausgefallen. Daß in
5-10 Jahren die Straßen wieder aufgerissen und die Kupferleitungen durch Glas-
faserkabel ausgetauscht werden müssen, kann somit nur zu einer Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahme der Bundesregierung gehören, damit die Menschen auch
weiterhin sinnlose Arbeit zur Erhaltung der 40-Std.-Woche hingeschmissen be-
kommen.

Das politische Eintreten von Herrn Schwartz-Schilling für einen nicht so
sendeleistungsstarken Fernsehsatelliten zielte genau in dieselbe Richtung. Ist die
Sendeleistung zu schwach, können die Fernsehprogramme nicht mehr von je-
dem einzelnen Haus empfangen werden, so daß in jeder Stadt eine zentrale Sa-
tellitenempfangsstation notwendig wird und mit ihr erst die Verkabelung jedes
Haushaltes. Dieses politische Eintreten von Herrn Schwarz-Schilling geschah,
trotzdem heute zwischen den Sendeleistungen verschiedener Satelliten kaum
noch nennenswerte Preisunterschiede bestehen. Interessant nicht?

Berücksichtigen wir die Macht der Kapitaleigner und ihr Ausbeutungsziel an
fremdgeleisteter Arbeit, so wird uns nicht nur klar, warum wir immer noch 40
Std. pro Woche arbeiten, sondern uns werden auch die Hintergründe und Hand-
lungsmotive unserer "von uns gewählten" Politiker verständlich. Die Ver-
schlechterung im Streikrecht und Mietrecht zu ungunsten der Besitzlosen (also
derjenigen die am Eigentum ausgeschlossen sind) sowie die Änderung der La-
denschlußgesetze kennzeichnen sehr deutlich und unübersehbar die Macht des
Geldes, mit dem sich die Kapitaleigner ganze Regierungen gefügig machen!

Die Veränderung im Streikrecht z.B. entstand nicht etwa durch eine
Machtprobe zwischen den Besitzlosen und den Kapitaleignern. Auch die Verän-
derung der Ladenschlußzeiten zu Ungunsten der im Handel Beschäftigten ist
nicht auf den Zusammenbruch eines Streiks zurückzuführen. Nein, die von uns
allen gewählte Regierung veränderte die gesetzlichen Rahmenbedingungen so,
daß dies eine entscheidende Verschlechterung im Kräfteverhältnis für uns Be-
sitzlosen ergab. Das Kapital kann uns nun noch besser durch Zwang unterdrük-
ken und ausbeuten, weil unsere Regierung die Güte besaß, uns unsere rechtli-
chen Möglichkeiten zur Gegenwehr - durch ein noch engeres gesetzliches Kor-
sett - zu entziehen. Die Regierung handelte so, obwohl die überwältigende
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Mehrheit dieser Gesellschaft zu den Lohnabhängigen gehört und die Wirkungen
dieser Gesetze gegen die elementarsten Lebensbedürfnisse der Besitzlosen zielt.
Auch das neue Mietrecht fällt in diese Sparte. Heute können die Vermieter ihre
Mieter wieder nach Herzenslust vor die Tür setzen und mit Eigenbedarf - den
die Vermieter noch nicht einmal nachweisen müssen - aus ihren Wohnungen
klagen. Hiermit ist der Mietpreisspekulation Tür und Tor geöffnet. Die Besitzlo-
sen sind wieder die Dummen, weil sich mit den steigenden Mietpreisen nur der
Ausbeutungsgrad für die Eigentümer erhöht und die Besitzlosen hierdurch noch
mehr für Fremde arbeiten "dürfen".

Ähnlich verhält es sich mit der geplanten Privatisierung der Bundespost.
Hier beteiligen sich die Konzerne selbstverständlich nur an den Bereichen, mit
denen sie Gewinne einfahren können. Der Rest wird vermutlich Staatseigentum
bleiben und aus unseren Steuergeldern finanziert, von den die Besitzlosen den
Löwenanteil tragen. Die Kapitaleigner besitzen nur ein Interesse an den Wirt-
schaftszweigen, mit denen sie Gewinne erzielen und noch mehr vom erwirt-
schafteten Mehrwert einkassieren können. Alles andere juckt sie nicht.

Selbst bei den Sozialversicherungen ist es nicht viel besser! Auch hier mochten
die Großkonzerne bei den gewinneinbringenden Aufgabengebieten mitverdie-
nen, so daß ihnen unsere Regierung schließlich die gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen hierfür erschloß. Es ist also kein Wunder oder eine politische Fehllei-
stung, wenn unser Minister Norbert Blüm 1988/1989 die Sozialversicherungs-
ordnung so umgestaltete, daß zukünftig Privatanbieter mit Angebote für Besser-
verdienende auf den Markt drängen.

Zuerst ein paar Worte zur Funktionsweise unserer Sozialversicherung und
deren Solidaritätsprinzip. Das Solidaritätsprinzip soll sicherstellen, daß die jun-
gen, kräftigen und gesunden Menschen für die kranken und alten aufkommen,
da jeder im Laufe seines Lebens alt, krank, schwach und gebrechlich wird und
in unserer Gesellschaft wegen dieser menschlichen Schwächen niemand Not
leiden soll. Zudem sollen die Besserverdienenden - durch höhere Abgaben - für
die Schlechterverdienenden einen Teil der Beitragsleistungen übernehmen und
mittragen, da der Sozialversicherungsbeitrag für die Schlechterverdienenden
eine deutlich höhere Belastung darstellt als für einen Besserverdienenden.

Die Veränderung der Sozialversicherungsordnung erlaubt eine Unterwan-
derung des Solidaritätsprinzips. Mit Billigangeboten für die besseren Verdienst-
klassen werben die Privatanbieter gerade um die jungen und gesunden Men-
schen. Sie können ihnen wesentlich bessere Sozialversicherungsangebote ma-
chen, weil die Geworbenen naturgemäß wegen ihrer Jugend und Gesundheit
seltener krank werden. Natürlich werben die Privatanbieter in besonderem Maße
um die höheren Verdienstklassen, deren Abgabepflicht bei den allgemeinen öf-
fentlichen Sozialversicherungen ziemlich hoch ist und die mit der Höhe ihres
Beitrags die Sozialleistungen der schlechter Verdienenden mittragen. Die pri-
vaten unterbieten diesen öffentlichen Sozialversicherungssatz für die Besserver-
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dienenden bei gleichzeitig hohen Regelbeitragssatz für Schlechterverdienende,
so daß die Besserverdienenden in die privaten Sozialversicherungen abwandern,
weil dies für sie billiger und günstiger ist. Die Privaten können dies, weil sie
vom Gesetzgeber nicht wie die öffentlichen Sozialversicherungen in die Pflicht
genommen sind, jeden Antragsteller mitzuversichern und somit nicht die Sozial-
schwachen und schlecht verdienenden Bevölkerungskreise mitschleppen müs-
sen. Die Beitragszahler, die in den öffentlichen Sozialversicherungen übrig blei-
ben, sind somit nur die sozialversicherungspflichtigen lohnabhängigen Arbeit-
nehmer bis zu einem durchschnittlich mittleren Verdienst - wobei die Beitrags-
last der Sozialschwachen zum Teil von den Besserverdienenden mitgetragen
wird - sowie die Kranken und Alten, die nach dem Solidaritätsprinzip sowieso
nur noch mit durchgeschleppt und "durchgefüttert" werden.

Die Folge ist, daß der Beitragssatz in den öffentlichen Sozialversicherun-
gen steigt und die privaten für die Besserverdienenden noch mehr Anziehungs-
kraft bekommen. Nun können private Konzerne endlich auch im Gesundheitsbe-
reich ihre "guten Geschäfte" machen und Gewinne selbst mit unserer Gesund-
heit erzielen. In diesem Zusammenhang hört sich die Begründung, die diese pri-
vaten Anbieter zum Einstieg in diesem Marktbereich verlauten ließen, schon
sehr zynisch an. "Sie wollten nur unser Gesundheitssystem verbessern helfen"
und vermutlich aus reiner Nächstenliebe und Menschlichkeit in das "saubere
Gesundheitswesen" investieren. Vermutlich werden die Privaten zu guter letzt
auf die Öffentlichen und deren entstehende Verschuldung weisen und lachend
ausrufen: "Haben wir es euch nicht vorausgesagt, daß es ohne die Privatwirt-
schaft nicht geht?"

Über diesen Umweg verdienen jetzt nicht nur die privaten Sozialversiche-
rungsanbieter und die Besserverdienenden, sondern sie erhöhen auf diesem indi-
rekten Wege auch die Ausbeutungsrate der Unternehmer, die an die privaten
Versicherungen natürlich einen niedrigeren Beitragssatz zu entrichten haben.
Die einzigen, die hierbei wieder mal in die Röhre schauen, sind die Besitzlosen.
"Sie dürfen schon wieder mehr arbeiten"!

Wen wundert es in diesem Zusammenhang noch, daß die Politiker der großen
Parteien wieder ganz offen vom Entstehen einer 2/3 Gesellschaft sprechen. Eine
2/3 Gesellschaft heißt, daß 1/3 am oder unter dem Existenzminimum lebt. Diese
werden ihr Dasein als Tagelöhner fristen und am Gesellschaftsleben nicht mehr
als gleichberechtigte und gleichwertige Menschen teilnehmen! D.h., daß in der
BRD - nach 40 Jahren des Überflusses - wieder eine am Eigentum ausgeschlos-
sene rechtlose Tagelöhnerklasse entsteht, weil diese Entwicklung innerhalb der
kapitalistischen Marktwirtschaft immer eintreten wird. So werden Rauchpilze
über unseren Städten wie in Berlin am 1.Mai 1989 aus den sozialen Spannungen
heraus wieder zum Normalfall. In Berlin leben zwischen Kottbusser Tor und
Mauer schon wieder an die 50.000 Menschen, von denen das Gros unter dem



- 63 -

amtlich festgelegten Existenzminimum dahinsiecht. (Der Spiegel Nr.19/1989
Seite 114)

Unsere Politiker ließen sich vom Kapital kaufen und schwärmten für die
Vorteile der freien Marktwirtschaft, die uns die USA deutlich vorzeigt. Jahrhun-
derte der europäischen Erfahrungen, die von Früh- bis Spätkapitalismus reichen,
sind plötzlich vergessen. Und nun haben wir sie zurück - unsere Erinnerung -
und zudem ein Stück der New Yorker Bronx im Berliner Kiez. Die anderen
Städte werden nicht mehr lange auf sich warten lassen, deshalb vergrößern diese
in der Regel auch ihre Polizeitruppenstärke, deren Ausrüstung und die Gefäng-
nisse.

Bisher unbeachtet blieb auch der sprunghafte Anstieg der Obdachlosen in allen
Städten der Republik. Daß Obdachlose kein Wahlrecht besitzen, paßt nur zu gut
ins Bild der zukünftigen 2/3 Gesellschaft. Somit hat der Einstieg und die Entste-
hung der rechtlosen proletarischen Tagelöhnerklasse schon begonnen; und viel-
leicht wird es auch Sie treffen.

------

Doch ich will Ihnen noch ein paar Beispiele benennen, um Ihnen die Sicht auf
den Gegensatz zwischen Kapital und Demokratie - durch die Bestechung der
Regierung - zu erleichtern.

Der Bau der Startbahn West 18 in Frankfurt gegen den massiven Protest der Be-
völkerung und bürgerkriegsähnlichen Zuständen, wobei der Bau gegen den
Willen breiter Bevölkerungsteile mit Polizeigewalt durchgedrückt wurde, ohne
die Durchführung der von den Politikern versprochenen und von den Bürgerin-
itiativen geforderten Volksabstimmung.

Die durch die Unternehmen und Konzerne stattfindende Fremdmittelförderung
der Universitäten, so daß die Universitäten nicht mehr Hort der Bildung und
Forschung sind. Durch die von den Unternehmen gezahlten Gelder werden die
Universitäten zum Forschungs- und Entwicklungsinstrument der Kapitaleigner,
wodurch die Unternehmen eine Menge Geld sparen, da sie vom Staat über den
Umweg der Universitäten im Forschungsbereich subventioniert werden. Neben
einer Verbesserung der Konkurrenzfähigkeit Bundesdeutscher Unternehmen auf
dem internationalen Markt werden zukünftig Bildungs-, Forschungs- und Ent-
wicklungsrichtung der Universitäten durch die Unternehmen gesteuert, so daß
alles Wissen, das sich nicht direkt vermarkten läßt, mehr oder weniger in Ver-
gessenheit gerät. Zudem soll das kritische Wissen über bestimmte Gesell-
schaftsumstände - wie das der Sozialwissenschaften - von den Universitäten ge-
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drängt werden, so daß letztendlich der "neue Mensch" nicht mehr diesen "treulo-
sen Weltverbesserern" und deren "Irrlehren" in Berührung kommt.

------

Es ist schon beachtlich, zu welchen Handlungen sich die von uns gewählten Po-
litiker hinreißen lassen, wenn die Kapitaleigner anfangen, mit ein paar Geld-
scheinen zu wedeln. Dies ist der Gegensatz von Kapital und Demokratie, an dem
nur die Regierungsmitglieder und Kapitaleigner verdienen. Dies ist ein Element
des Gegensatzes, den ich meine, der zur Demokratiefeindlichkeit des Kapitalis-
mus führt, denn Regierungen werden früher oder später immer gekauft.

Da wir innerhalb einer repräsentativen Demokratie alle Entschei-
dungsgewalt einer kleinen überschaubaren Gruppe von Politikern aus-
händigen, wird die Käuflichkeit der Regierung - wegen dieser kleinen
überschaubaren Gruppe von Menschen - zum Normalfall. Die Regie-
rungsgewalt wird zu einer Ware wie jede andere auch, wobei die
Käuflichkeit nur eine Frage des Preises ist, den Angebot und Nach-
frage bestimmen.

Und daß Regierungen gekauft werden, kann der aufmerksame Beobachter fast
schon wöchentlich im Tagesgeschehen beobachten, wobei dies unmöglich ein
demokratischer Vorgang sein kann!

------

Ich könnte dieses ganze Buch mit Beispielen füllen, doch es ist müßig, und
wenn Sie selbst aufmerksam beobachten, finden Sie tausende. Ich greife nur die-
se spektakulären heraus, um diesen Zusammenhang zu verdeutlichen und will
nicht in besonderem Maße auf die von der Regierung in die Diskussion ge-
brachte Rentenalteranhebung wegen der zurückgehenden Geburtenzahlen einge-
hen und auch nicht auf die "Beweisführung", daß mit der abnehmenden Zahl
von Erwerbstätigen die Renten unbezahlbar werden. Der Irrsinn dieses Denkens
wird mit der hohen Arbeitslosenzahl und mit meinen Berechnungen zur 5-Std.-
Woche als offensichtlicher Verdummungsfeldzug entlarvt. Das Ziel ist die Er-
höhung des absoluten Mehrwerts und die Verbesserung der Ausbeutungsrate für
die Großunternehmer, indem das Rentenalter hochgesetzt wird und somit die
Konkurrenz zwischen den Arbeitskraftanbietern ansteigt. Ein anderes Ziel gibt
es nicht.
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2.1.2.5.1. Machtquelle erfolgreicher Bestechungen liegt im Kapital
Der Spiegel; 9/86; S.17 ff. -->  XV
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Der Spiegel; 44/84; S.26 ff. -->  XIX
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Der Spiegel; 3/91; S.24 ff. -->  XXIII
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Der Spiegel; 13/91; S.28 ff. -->  XXIV
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Der Spiegel; 31/91; S.75 f. -->  XXV
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2.1.2.5.2. Drehbuchaffäre
Der Spiegel; 37/92; S.50 ff. -->  XXVI
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2.1.2.5.3. Beispiele für Staats- und Wirtschaftsverfilzung auf allen Ebenen
Neue Presse 23.05.92; Der Spiegel; 52/91; S,80 f. -->  XXVII
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Der Spiegel; 15/91; S.72 f.; 18/91; S.118 f.; 51/91; S.77 ff. -->  XXVIII
Der Spiegel; 11/92; S.126 f.  -->  XXVIII
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Der Spiegel; 26/91; S.36 ff.; 21/92; S.24 ff. -->  XXIX



- 80 -

Der Spiegel; 23/89 -->  XXX
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Der Spiegel; 29/89; S.34 ff. -->  XXXI
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Der Spiegel; 04/91; S.167 ff.; 03/91; S.138 ff. -->  XXXIII
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2.1.2.6. Beispiele für die Staats- und Wirtschaftsverfilzung

Meine Lebensgefährtin sagt mir an dieser Stelle, ich solle doch nicht so viel be-
haupten, ohne dies in irgendeiner Form nachzuweisen. Dies hätte sie schon an
Rudi Dutschkes, "Mein langer Marsch", gestört. Nun, sie hat recht.

Mit den nun folgenden Beispielen will ich zeigen, daß von Bestechungss-
kandalen alle Gesellschaftsebenen betroffen sind, in denen Herrschaft ausgeübt
wird, und daß die heute bestehende Verfilzung von Staat und Wirtschaft sehr
leicht nachzuweisen ist. Letztendlich herrscht heute wieder die Wirtschaft durch
den Staat, indem die Wirtschaft die Regierung und damit die Entscheidungsge-
walt kauft.
Ich wünsche Ihnen viel Vergnügen bei der Lektüre meiner Auswahl, die Sie auf
den Seiten XXXIV bis XXXVI finden.

Wundern Sie gewisse Vorgänge in Staat und Wirtschaft noch? Dies sind keine
Zufälle!
Bei den Mechanikern gibt es ein schönes Sprichwort: "Wer nicht schmiert, fährt
überhaupt nicht!", und dies gilt für alle Gesellschaftsebenen. Wer nicht mit-
spielt, wird abserviert, und dies trifft nicht nur für die Manager und Politiker zu.
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2.1.2.6.1. Staat als politisches Vollzugsorgan der Kapitaleigner
Der Spiegel; 36/89; S.116 ff. -->  XXXIV
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Neue Presse; 14.03.92; Der Spiegel; 09/90; S.157 ff.  -->  XXXV
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2.1.3. Demokratiefeindlichkeit des internationalen Kapitals

2.1.3.1. Flexibilisierung der Produktionsstätten

Noch erdrückender ist das, was geschieht, wenn eine Regierung mal nicht nach
der Pfeife der Kapitaleigner tanzt. Flexibilisierung der Produktionsstätten heißt
jener Zauberspruch, mit dem hierauf Regierungen und ganze Industrienationen
erpreßt werden.

Das von 1978-1982 aus dem Boden gestampfte Bayerwerk in Brunsbüttel,
welches ursprünglich Schelde-Chemie hieß, ist ein Beispiel für eine solche
Machtdemonstration. Bundesregierung und Landesregierungen begriffen sicher-
lich die weitreichende politische Bedeutung dieses industriellen Großanlagen-
prototyps. Innerhalb von vier Jahren stampfte das Kapital dieses Großanlagen-
projekt auf der grünen Wiese aus dem Nichts und ging in die Produktion! Der
Fachkräftebedarf konnte nur in geringem Maße von der dort ansässigen Bevöl-
kerung gedeckt werden, so daß die Fachkräfte aus den traditionellen und ge-
wachsenen Industriezentren angeworben wurden und nachzogen. D.h., heute
können innerhalb von drei bis vier Jahren ganze Industriezentren verlagert wer-
den! So schnell geht das.

Selbst die belgische Regierung bekam zu spüren, was die "Flexibilisierung
der Produktionsstätten" heute heißt. Die Schelde-Chemie war ursprünglich eine
GmbH, die sich aus den Konzernen Bayer AG und Ciba-Gaigy zusammensetzte
und in Belgien an der Schelde geplant war. Daher auch der Name Schelde-
Chemie. Da aber die belgische Regierung zu viel Umstände mit dem Gewässer-
schutz und sonstigen Auflagen und Genehmigungsverfahren machte und dies
den Konzernmanagern zu langsam ging, entschlossen diese sich kurzerhand, auf
den Standort Brunsbüttel (Schleswig-Holstein) auszuweichen. Die Landesregie-
rung Schleswig-Holsteins bereitete den Konzernen durch ihre industriefreundli-
che Gewerbeansiedlungspolitik und evtl. Umweltschutzauflagen keine Schwie-
rigkeiten und biederte sich diesen Unternehmen durch besonders günstige Preise
für Gewerbeflächen förmlich an. Mit diesem industriefreundlichen Gewerbean-
siedlungskonzept versuchte die Landesregierung, der in Schleswig-Holstein be-
sonders hohen und erdrückenden Arbeitslosigkeit Herr zu werden und dieser mit
den Arbeitsplätzen, die durch die Gewerbeansiedlung entstehen sollten, entge-
genzuwirken. Schleswig-Holstein besitzt mit die höchste Arbeitslosigkeit in der
Republik!
Im Ergebnis heißt dies:

Wenn eine Regierung zu stark auf die Einhaltung von Vorschriften
und Gesetzen - z.B. zum Schutz der Natur - beharrt, dann wird einfach
ein Werk geschlossen und in ein anderes Land verlagert. Was zurück-
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bleibt, ist die Bevölkerung, sind die Arbeitskräfte und die Unmengen
von Arbeitslosen, die nun die Gesellschaft durch Arbeitslosengeld
unterhalten muß.
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2.1.3.1.1. Flexibilisierung der Produktionsstätten
Der Spiegel; 15/90; S.75 ff. -->  XXXVII
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2.1.3.2. Unterdrückungs- und Ausbeutungsmechanismus

Hinzu kommt, daß mit der Verlagerung der Produktionsstätten ins Ausland so-
wieso wesentlich mehr Gewinn zu erzielen ist, weil dort die amtlichen Bestim-
mungen "zum Schutz der Arbeitskräfte und der Natur" nicht so gut sind und zu-
dem die Lohnkosten erheblich niedriger ausfallen. Dies ist schon fast der Ori-
ginalton der Arbeitgeberverbände. Seit 1982 schicken sie diese Überlegungen in
regelmäßigen Abständen über den Äther (Radio und Fernsehen) der BRD. Die
Verlagerung der Produktion in Billiglohnländer war jenes Druckmittel, mit dem
sie in den letzten Jahren die besitzlosen lohnabhängigen Arbeitnehmer auffor-
derten, im eigenen Interesse für eine Verbesserung der nationalen Konkurrenz-
fähigkeit auf dem Weltmarkt "ihre Gürtel enger zu schnallen", weil ihnen sonst
die Arbeitsplätze auf nationaler Ebene verloren gingen!

Die in diesen Jahren folgenden "fast Nullrunden" bei den Tarifverhandlun-
gen, die, wenn überhaupt, die Inflationsrate ausglichen, waren das Verhand-
lungsergebnis der Gewerkschaften auf dieses nicht zu überhörende Druckmittel.
Mit der entstandenen Möglichkeit zur Flexibilisierung der Produktionsstätten
müssen jetzt nicht nur die Regierungen der verschiedenen Staaten um die Gunst
der multinationalen Konzerne wetteifern (wenn die Regierungen armer Länder
vom multinationalen Großkapital nicht sowieso schon gekauft sind), sondern
auch die besitzlosen Arbeitnehmer der unterschiedlichen Staaten und Kontinen-
te. Hiermit steuert das Geldbürgertum, wegen der anhaltenden Überprodukti-
onskrise, die konjunkturelle Entwicklung ganzer Wirtschaftsregionen, Staaten
und sogar die ganzer Kontinente! Durch seine Investitionen verändert und be-
stimmt es nicht nur die Interessenlage und Handlungsausrichtung ganzer Bevöl-
kerungen, sondern Staat und Gesellschaft werden in das von den Kapitaleignern
bestimmte Handlungsziel hineingezwängt, weil sie außerhalb des vom Kapital
erzwungenen industriellen Marktwirtschaftsrahmens nicht mehr existieren kön-
nen! (Siehe die Reaktion der "Entwicklungsländer" auf den Anpassungsfond des
IWF, Internationaler Währungsfond (1990-1992). Dieser Sachverhalt dürfte be-
kannt sein, so daß ich ihn nicht im einzelnen belege.)
Die Flexibilisierung der Produktionsstätten wird somit zum Kampf- und
Druckmittel gegen die besitzlose lohnabhängige Bevölkerung, zu welcher die
Kapitaleigner selbstverständlich greifen, weil sie als Eigentümer die Verfü-
gungsgewalt über ihr Kapital besitzen. Halten wir fest:

Billigere Löhne, die hiermit verbundenen niedrigeren Herstellungsko-
sten sowie geringere Mengen an Auflagen, die z.B. von einer Regie-
rung zum Schutz von Umwelt und Natur erhoben werden können und
dem einzelnen Unternehmen erhebliche Kosten verursachen, sind die
Gründe, die zu einer Flexibilisierung der Produktionsstätten führen,
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welche gleichzeitig ein geeignetes Erpressungsmittel der Kapitaleig-
ner gegen Staat, Regierung und Gesellschaft darstellen.

Und wohin zieht sich das Kapital mit seinen flexibilisierten Produktionsstätten
z.Z. zurück? Nach Süd-Korea, Taiwan, Süd Afrika, um nur einige Länder zu
nennen, in denen die Arbeiter noch bis aufs Blut gepeinigt werden.

Wie schon beschrieben, wird die Produktion mit der (Lohn-) Sklaverei be-
sonders billig, und an einer billigen Produktion und einem "guten Geschäft" be-
sitzen die Unternehmer wie immer ein besonderes Interesse.

Nur allein die Anwesenheit von industriellen Produktionsstätten und
die Investition in solche Staatswesen unterstützt die nationale Wirt-
schafts- und Überlebenskraft dieser Länder und wird mit der anhal-
tenden weltweiten Überproduktionskriese auch zu einer schärfer wer-
denden Unterdrückung und Ausbeutung der Besitzlosen in unserem
Land führen!

------

Untersuchen wir kurz den gesellschaftspolitischen Entwicklungsmechanismus,
der in diesem Handeln der Kapitaleigner als Weltwirtschaftsmechanismus ver-
borgen liegt. Es kommt in Ländern wie Süd-Afrika durch die größere Gesell-
schaftsunterdrückung zu einer höheren Ausbeutungsrate, womit die in diesen
Ländern hergestellten Güter auf dem Weltmarkt besser und billiger verkauft
werden können. Dies zieht eine Akkumulation (Ansammlung) des Kapitals ge-
rade in diesen Ländern nach sich, weil in diesen besonders hohe Gewinne erzielt
werden, womit die wirtschaftspolitische Macht des Staates (über eingenommene
Steuern) als auch des jeweiligen Konzerns wächst. Wollen die multinationalen
Konzerne in diesem entstehenden weltweiten Akkumulationsprozeß nicht ir-
gendwann unterliegen und das Heranwachsen eines allein von diesem Land aus-
gehenden Konzerns als neuen weltwirtschaftspolitischen Machtfaktor verhin-
dern, so sind sie gezwungen, in diese Länder zu investieren, um einen Teil des
dort stattfindenden Kapitalansammlung in die eigenen Kassen umzuleiten. Tun
sie dies nicht, so besteht die Gefahr, daß sie irgendwann von einem in diesem
Land herangewachsenen Wirtschaftskonzern geschluckt werden, der zudem
wirtschaftspolitischer Alleinherrscher seines Landes ist und versuchen wird, sei-
ne wirtschaftspolitische Macht über seine Grenzen hinaus auszudehnen.

Die sich einstellenden "guten Geschäfte" durch eine besonders hohe
Ausbeutungsrate und die Verhinderung eines neuen multinationalen
Konzerns, der als neuer weltwirtschaftspolitischer Machtfaktor den
eigenen Konzern schlucken könnte, sind die zwei "guten Hauptgrün-
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de", die für die Kapitaleigner eine Investition in Ländern wie Süd-
Afrika so lohnenswert machen.

Hinzu kommt die hiermit entstehende Tatsache, daß über diesen Umweg die na-
tionale Wirtschafts- und Überlebenskraft von Ländern mit einem Gesellschafts-
system wie in Süd-Afrika unterstützt und gefördert wird.
Durch die nationalökonomische Konkurrenz auf dem Weltmarkt entsteht ein
äußerst gefährlicher Weltwirtschaftsmechanismus, der zum Zeitpunkt einer
weltweiten Überproduktion im Rahmen der nationalstaatlichen Konkurrenz auf
lange Sicht immer zu einem Export von Gesellschaftssystemen mit einer beson-
ders hohen "Wirtschaftlichkeit" bzw. einer besonders hohen Unterdrückung und
Ausbeutungsrate führt; vorausgesetzt diese Gesellschaftssysteme räumen der
technisch-handwerklichen Elite, dem Mittelstand und dem oberen Mittelstand,
also dem Bildungsbürgertum, besondere Rechte und Vorrechte (insbesondere
für den Zugang zu den Schulungsinstituten) ein, wobei die untere Klasse zu-
nehmend offener und brutaler ausgebeutet wird und somit das Potential billiger
Arbeitskräfte stellt. Verschlechtern sich jedoch auch die Bedingungen für das
Bildungsbürgertum (z.B. durch eine Verkleinerung ihrer Schicht bei einer sehr
harten wirtschaftlichen Konkurrenz und/oder eine Einschränkung ihrer politi-
schen Rechte) und ist die Staatsführung nicht auf eine systematische Vergröße-
rung der technisch-handwerklichen Elite zur Freisetzung eines größeren indu-
striellen Wachstumsschubes zur Verbesserung der eigenen Konkurrenzfähigkeit
gegenüber anderen politischen Herrschaftsbereichen (Staaten bzw. Bündnissy-
steme) bedacht, so setzt der steile Abstieg der nationalen Wirtschaft zusehens
ein.
Insgesamt kann daher gesagt werden:

Auf dem Weltmarkt sind gerade die erzeugten Güter der Länder,
die die just beschriebenen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen
einhalten, besonders "preiswert", so daß durch die erzielten Ge-
winne die nationale Wirtschaftskraft dieser Staaten wächst und
sie freiheitlichere Staatswesen wirtschaftlich in die Knie zwingen.

Dies ist der weltweite Akkumulationsprozeß, dessen Entwicklungsmechanismus
immer zu einem Export der Unterdrückungs- und Ausbeutungssysteme führt,
weil der Handel hierfür die materiellen Voraussetzungen schafft.
Entweder die freiheitlicheren Staaten gleichen ihre "Wirtschaftlichkeit" eben-
falls durch eine Verbesserung der "Ausbeutungsrate" an, so daß sie weltwirt-
schaftspolitisch überleben können, oder sie werden irgendwann wirtschaftlich
überrannt, so daß es in beiden Fällen auf jedem Fall zu einem Gesellschaftssy-
stemexport von Unterdrückung und Ausbeutung kommt.
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Die Grundvoraussetzung hierfür ist das Unterdrückungsinteresse, das
durch das Ziel der Steigerung der Ausbeutungsrate entsteht und die
Ursache für die Ansammlung des Kapitals und für die Verlagerung
der Produktionsstätten in den Ländern mit einer hohen Ausbeutungs-
rate darstellt, in deren Folge die nationale Wirtschaftskraft dieser Län-
der wächst und einen Gesellschaftssystemexport als zwangsläufig ent-
stehenden Mechanismus hervorruft!

------

Die Manager der multinationalen Konzerne sollen nicht so tun, als wüßten sie
dies nicht. Sie sollen auch nicht ständig ihre "Alibinigger" - wie VW und BMW
in Süd-Afrika - vorführen, die die gleichen Löhne wie Weiße erhalten. An den
allgemein billigeren Produktionskosten durch Fremdfirmenzulieferer und der
beibehaltenen hohen Ausbeutungsrate durch die Staatsgewalt und ihrer Unter-
drückung ändert dies nichts!
Die Gründe, warum die multinationalen Weltkonzerne trotz ihrer wirtschaftspo-
litischen Macht nicht in die Gesellschaftsordnung dieser Staaten eingreifen bzw.
nur nach starken weltweiten Protesten hierzu zögernd bereit sind, können wie
folgt angegeben werden:

1. Ein Eingreifen in das fremde Gesellschaftssystem kostet - ohne die Mög-
lichkeit eines späteren Gewinns - zu viel Geld, so daß die Mehrheit der
verknöcherten Kapitalisten vor einem solchen Unterfangen sofort zurück-
schrecken wird.

2. Welcher Kapitalist wird bei gleichbleibender Konkurrenz freiwillig bereit
sein, auf den relativen Mehrwert, den ihm ein Staat durch seine Gesell-
schaftsordnung der Ausbeutung, Unterdrückung und Sklaverei zur Verfü-
gung stellt, zu verzichten?

3. Eine Einigkeit unter den multinationalen Konzernen, um gegen ein solches
Gesellschaftssystem geschlossen vorgehen zu können, wird es nur selten
geben (und zwar genau dann, wenn das liberale Bürgertum vorübergehend
die Oberhand gewinnt), weil immer genügend Unternehmer vorhanden
sind, die eine solche gemeinsame Linie wegen der mit der Verknappung
vergrößerten Gewinnspanne und dem hieraus entstehenden Profitinteresse
unterlaufen werden. Daher rührt z.B. auch die grundsätzliche Unterneh-
mereinstellung: "Wenn ich das Geschäft nicht mache, dann macht es ein
anderer!"
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In diesen genannten Unternehmensinteressen - dem Ziel einer größt möglichen
Gewinnspanne durch "gute Geschäfte" sowie der Angst vor dem "weltweiten
Akkumulationsprozeß" - sind z.B. die Gründe zu suchen, die dazu führten, daß
das Kapital dem Aufruf zum Wirtschaftsboykott, 1987/88, gegen Süd-Afrika nur
schleppend Folge leistete.
Oder erinnern wir uns an China. Erinnern wir uns an Deng Xiaoping, an seine
barbarische Massenabschlachtung und seinem riesigen Massaker. Er ließ auf
friedliche und besonnene Studenten schießen. 4000 Menschen wurden abge-
schlachtet. Auf dem Platz des Himmlischen Friedens fanden sie ihren ewigen
Frieden. Die ganze Welt war schockiert und konnte es kaum fassen. Alle schrie-
en, und es hagelte Protestnoten und Verurteilung. Doch was waren die Verur-
teilungen und Proteste von Wirtschaft und Regierung gegen dieses chinesische
Massaker weiter als eine Heuchelei vor der eigenen Bevölkerung? Der Wirt-
schaftsboykott, das einzige politische Druckmittel, welches evtl. die weiteren in
China folgenden Massenverhaftungen und Hinrichtungen hätte verhindern kön-
nen, setzte aus wirtschaftlichen Erwägungen nur sehr schleppend und unzurei-
chend ein.
Und warum?
In China leben 1 Milliarde Menschen, das ist 1/5 der Weltbevölkerung. China
war zu diesem Zeitpunkt der größte unberührteste Markt der Erde, und keiner
wollte sich das "gute Geschäft" auf diesem Markt verderben.
Ich denke, daß hiermit die wahre Natur der kapitalistischen Marktwirtschaft in
seiner internationalen Demokratiefeindlichkeit und sein Unterdrückungsexport-
mechanismus herausgearbeitet ist.
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2.1.3.2.1. Gesellschaftsplanung
Der Spiegel; 12/91; S.132 f. -->  XXXVIII
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Der Spiegel; 36/90; S.193 ff.; 21/92; S.224 ff. -->  XXXIX
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Der Spiegel; 47/92; S.154 ff. -->  XLI
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2.1.3.3. Weltweite Herrschafts- und Ausbeutungsstrategie

Wir in den industriell hochentwickelten, "demokratischen" Industrienationen
müssen also mit den Arbeitskraftanbietern der Billiglohnländer konkurrieren, so
daß wir gezwungen sind, den Unternehmern im allgemeinen einen noch höheren
Mehrwert an unserer Arbeit durch niedrigere Löhne anzubieten. Dies geschieht
wegen der vorhandenen Überproduktion an Gütern auf internationaler Ebene
sowie der damit entstehenden erhöhten Konkurrenz der Arbeitskräfteanbieter
auf dem Weltmarkt. Dies führt zu einer steigenden Verelendung und Ausbeu-
tung der Besitzlosenklasse, wobei sich die ehemalige nationale Wirtschaft auf
die internationale Ebene ausweitete und der Welthandel die neue internationale
Weltökonomie darstellt.

Damit verlagerte sich der Klassengegensatz der einst nationalen Wirt-
schaft auf die heutige internationale Ebene der Weltwirtschaft. Die
Konflikte und Ungleichheiten der früher üblichen Binnenmarktstruk-
tur haben sich somit - unter den neuen Verhältnissen weltwirtschaftli-
cher Verflechtungen - vom nationalstaatlichen Klassengegensatz zwi-
schen Kapital und Arbeit auf die Beziehungen zwischen hochindu-
strialisierten und sogenannten "Entwicklungsländern" verschoben!

Das Mittel zur Ausbeutung der "Entwicklungsländer" ist deren Hochverschul-
dung bei den Industrienationen, so daß sie meist kaum noch in der Lage sind, die
Zinsen zurückzuzahlen. Der Zins ist hier das Mittel zur Abschöpfung des
fremdgeleisteten Arbeitsmehrwert ganzer Nationen, den die Kapitaleigner zur
Selbstbereicherung in die eigenen Bankhäuser umleiten.

Unter diesem Gesichtspunkt müßte die von Marx 1859 verfaßte "Kritik der
politischen Ökonomie" (später, 1867, "Das Kapital", Band 1) erweitert werden,
da auch seine Arbeit, unter Einbeziehung der von Engels aus dem Marxschen
Nachlaß bearbeiteten Bände, Band2 (1885) und Band3 (1894), nur ein Fragment
ist und Marx selbst nicht mehr dazu kam, den Zusammenhang von Staat und
Ökonomie sowie die Rolle des Weltmarktes usw. zu behandeln.

Unter weltpolitischen Gesichtspunkten ergibt sich hier eine sehr interessante und
gefährliche Entwicklung, die jederzeit durch die Flexibilisierung der Produkti-
onsstätten gegen unser Land zurückschlagen kann.
Obwohl die offene Lohnsklaverei, die bedingungslose Unterdrückung, die gna-
denlose Ausbeutung und der Faschismus als Mittel zur Ausbeutung durch den
2.Weltkrieg derzeit aus unserem Land offiziell vertrieben sind, praktiziert das
Geldbürgertum diese Methoden in anderen Staaten lustig weiter und erhält somit
die beschriebenen Zustände innerhalb der Weltgesellschaft am Leben.
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Hiermit ergibt sich weltpolitisch eine neue Art von Rollenverteilung, in der
den Menschen der "Entwicklungsländer" die Rolle der einstigen besitzlosen
Proletarierklasse zufällt. In dieser weltpolitischen Machtstrategie des Großkapi-
tals stellen die hochindustrialisierten Gesellschaften mit ihrem scheinbar demo-
kratischen Selbstverständnis nur eine hochentwickelte militärische Streitmacht.
Die Industrienationen werden durch diese Verschiebung des Klassengegensat-
zes, und zwar zu einem Klassengegensatz zwischen hochindustrialisierten Staa-
ten und Entwicklungsländern, zum Rückzugsgebiet und Hinterland des Großka-
pitals, von dem die Kapitaleigner gefahrenlos operieren, ihren machtpolitischen
Einfluß ausbauen und ihre wirtschaftliche Ausbeutung vergrößern. Hierfür stel-
len die hochentwickelten Industrienationen mit ihren durch das Fernsehen (wel-
ches auf direktem oder indirektem Wege vom Großkapital kontrolliert wird)
manipulierten Völkern nur die billige Söldnerarmee, die unter dem Deckmantel
der nationalen Idee, der demokratischen Ideale und der volkstümlerischen Iden-
tität die knallharten Interessen des Geldbürgertums verteidigen. D.h., daß wir
mit unseren hochmodernen Armeen nichts weiter als ein Puffer sind, den das
Kapital in seiner weltwirtschaftspolitischen Machtstrategie zwischen sich und
das auf die Entwicklungsländer verlagerte Besitzlosenproletariat schob. Dies
und nichts anderes ist die neue und alte Aufgabe der bessergestellten Industri-
enationen im weltweiten Strategieplan des Geldbürgertums.

------

Ein Beispiel dafür, daß sich mit dieser Streitmacht nicht nur auf theoretischer
Ebene knallharte Kapitalinteressen durchsetzen lassen, sondern heute auch
schon durchgesetzt werden, ist schnell gefunden. In Amerika drohte z.B. ein von
den USA ausgehender Angriffskrieg gegen ein Entwicklungsland, nur weil die-
ses sich von einem aus den USA unterstützten Diktator befreite und gleichzeitig
auch das in seinem Land befindliche US-Kapital enteignete. Nur mit dieser
grundsätzlichen Tat konnte sich dieses Land - Nicaragua - aus der Umklamme-
rung der Wirtschafts- und Leistungskraft abschöpfenden Ausbeutung (durch die
multinationalen Konzerne) lösen und die Grundlage für die Entwicklung eines
eigenständigen, selbstversorgenden, ausbeutungsfreien Wirtschaftskörpers le-
gen. Die Folge war eine ständige Kriegsdrohung durch die USA, die in der
Verminung nicaraguanischer Häfen durch die Marine der USA und den (durch
die Unterstützung vom CIA erst möglichen) Aufbau der Contraarmee mündete.
Die USA waren nur sehr schwer durch die entstehende Weltöffentlichkeit daran
zu hindern, im imperialistischen Sinne früherer Tage in Nicaragua selbst militä-
risch einzugreifen.

------
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Die sich aus diesem Zusammenhang ergebende Schlußfolgerung für die welt-
wirtschaftspolitische Herrschafts- und Ausbeutungsstrategie ist:
Dem Kolonialismus, der im Imperialismus mündete, ist der modernere und fei-
nere Zinswirtschaftsimperialismus gefolgt, der durch die militärische Überle-
genheit der Industrienationen abgesichert wird. Durch die hohe Verschuldung
der "Entwicklungsstaaten" - an der die Banken einen erheblichen Anteil haben -
entwickelte sich eine neue Form der Sklaverei

- Die Zinswirtschaftssklaverei -

Hieraus folgt, das Großkapital in den Industrienationen will den "Entwick-
lungsländern" gar nicht helfen! Vielmehr besitzt das Großkapital das Interesse,
die "Entwicklungsländer" durch eine hohe Verschuldung - diese ist so hoch, daß
die "Entwicklungsländer" kaum die Zinsen zurückzahlen können - in Abhängig-
keit zu halten, weil sich sehr gut von dem in den Entwicklungsländern erwirt-
schafteten Mehrwert leben läßt.
Die Verschuldungspolitik und die "Investitionspolitik" in Staaten mit einer ho-
hen Unterdrückung stellen nur die zwei Seiten derselben Strategie zur Verbesse-
rung der Ausbeutungsrate dar und sind in ihrem Kern eine moderne Form des
Imperialismus in Verbindung mit der Lohnsklaverei.
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2.1.3.3.1. Unterdrückungs- und Ausbeutungsexportmechanismus
TAZ 23.06.89; TAZ 23.06.89 -->  XLII
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Der Spiegel; 27/89; S.23 f.; FR 04.09.90; FR 29.06.89 -->  XLIII
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2.1.3.4. Loyalitätserhaltung in den Industriegesellschaften

Zur Sicherung dieser wirtschaftspolitischen Herrschafts- und Ausbeutungsstra-
tegie bedarf das Geldbürgertum natürlich der Systemloyalität der in den Indu-
strienationen lebenden Bevölkerung. Hierzu nutzt das Großkapital das Verhält-
nis des unterschiedlichen Lebensstandards und Luxus zwischen den einzelnen
Staaten und Nationen, die heute in "Entwicklungsländer" und hochentwickelte
Industrienationen aufgeteilt sind. Zur Aufrechterhaltung der Loyalität der Be-
völkerung greift das Geldbürgertum in den Industrienationen zum Mittel der
kleinen Geschenke, indem es den Lebensstandard der Bevölkerung anhebt und
ihm ein bißchen Demokratie und Sicherheit bewahrt. Mit dem Mittel der Mas-
senmedien - vor allem das Fernsehen - besitzt das Geldbürgertum ein Werkzeug
zur Wissens- und somit zur Bewußtseinssteuerung, mit dem es Wissensinhalte,
Weltbilder, Denk- und Wahrnehmungsmuster für seine Zwecke gestalten kann.
Denk-, Handlungs- und Wahrnehmungsrichtung können mit dem Fernsehen in
Inhalt und Erlebniserkennungsausrichtung gesteuert werden.
Die Bewußtseinsmanipulation ist hier die Vorspiegelung falscher Weltwirt-
schaftsrealitäten, wobei die Bewußtseinsmanipulation z.B. für den beobachtba-
ren Unterschied im Lebensstandard (zwischen den verschiedenen Staaten und
Nationen) Leistungsunterschiede in der Arbeit durch völkerspezifische Merk-
male und gesellschaftssystembedingte Abweichungen vorgibt!
Somit werden die beobachtbaren Unterschiede im Lebensstandard von den
Menschen in den Industrienationen als gesellschaftssystembedingte Vorzüge
und volksspezifische Unterschiede in den Arbeitsleistungen wahrgenommen und
auch als Ursache angegeben! Dies erzeugt bei den Menschen der Industrienatio-
nen wiederum eine besondere Systemloyalität, weil die eigene Lebensqualität
und der eigene Wohlstand auf die eigene Arbeitskraft sowie die Leistung des
gesamten "Volkes" zurückgeführt wird.
Die Ideenverbindung Nationalstaat und Gesellschaftssystem, die in einem
Staatswesen vereinigt sind, verfeinert nur das Mittel, welches zur Systemloyali-
tät führt, weil die Ursache des eigenen Wohlstandes im besseren Gesellschafts-
system gesehen wird und so die Meinung entsteht, daß das eigene Gesellschafts-
system das überlegenere ist, wobei diese Meinung die staatstragende Regie-
rungstreue und Systemloyalität hervorruft. Hierin wird von den Menschen der
Industriegesellschaft die Ursache für die weltweiten Mißstände gesehen und
nicht in der neuen besonderen Form der weltweiten Ausbeutungsstrategie der
Kapitaleigner.
Doch die beschriebene Bewußtseinsmanipulation, mit der die Wahrnehmung der
Menschen durch vorvereinnahmende Situationserkennungsmuster verzerrt wird,
stellt nur ein Mittel zur Erhaltung der Regierungstreue in den Industrienationen
dar. Die Situationserkennungsmuster verzerren lediglich die Ausdeutung der
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wahrgenommenen Wirklichkeit und sollen eine scheinbare Erklärung für die
heutigen Gesellschaftsmißstände liefern.
Verschwiegen wird, daß wir uns heute in weltweiten Ausbeutungsverhältnissen
bewegen, in dem selbst die billigen Söldnerarmeen der Industrienationen nur der
vorläufige Endpunkt einer über Jahrhunderte gewachsenen Weltgesellschafts-
struktur sind.

Der Ursprung der heute existierenden weltweiten Ausbeutungsverhältnisse liegt
in der Erschließung der Handelswege und wird heute als der Beginn des Kolo-
nialismus angesehen. Der Kolonialismus fand seinen ersten Höhepunkt in der
Einsetzung fremder Herrschaftshäuser in den Kolonien sowie in der Zerstörung
deren Binnenmarktstruktur, so daß im Handel eine erste Abhängigkeit zu den
Mutterländern entstand.
Einen zweiten Höhepunkt in der Herstellung der wirtschaftlichen Abhängig-
keitsverhältnisse finden wir in der Industrialisierung Europas, wobei der Impe-
rialismus und die Industrialisierung Europas untrennbar miteinander verbunden
sind. Die sprunghafte Zunahme des industriellen Produktionsumfanges führte in
den Kolonien zu einer gründlichen Zerstörung des Binnenmarktes, die von den
aufstrebenden Industrieländern zur Sicherung der Absatzmärkte für ihre eigenen
industriellen Massenwaren systematisch vorgenommen wurde. Dies war not-
wendig, da eine industrielle Massenproduktion und eine damit verbundene Ent-
wicklung der europäischen Industrie erst durch die Verlagerung der weltweiten
Güterproduktion nach Europa richtig profitabel wurde. Als Beispiel für das
Vorgehen der Industrienationen will ich das Buch, "Welthandel und Welthun-
ger" (München 1988, Ast Data, S.44 ff., Beispiel 4, "Die britische Handelskom-
panie und Indien"), zitieren. Die Seidenzwirnmaschine, die die Fasern zu einem
Faden drehte, wurde im 17. Jahrhundert in Italien erfunden und dort ängstlich
als Geheimnis gehütet. "Ein Engländer namens John Lombe schmuggelte
1716/1717 die Konstruktionspläne außer Landes, und bereits nach einigen Jah-
ren erbaute Johns Bruder Thomas eine riesige Seidenzwirnfabrik in Derby. Mit
ihrer Länge von 500 Fuß, ihren sechs Stockwerken und etwa 400 Fenstern war
sie eines der Wunder jener Zeit. ..." Die entstehende Textilindustrie besaß auf
die Stadt Manchester einen bedeutenden Einfluß. "... In siebzig Jahren, 1760 bis
1830, wuchs die Einwohnerzahl von Manchester auf das Zehnfache. Daß dies
aber nicht nur die technischen Wunderwerke verursachten, bezeugt ein Brief
vom 17. März 1769 der East India Company an ihre bengalische Niederlassung.
In diesem Brief gab sie die Anweisung, wie die Weiterverbreitung in Bengalen
verhindert werden sollte: Die Heimarbeit sollte unterbunden werden, damit die
Seidenspuler in den Fabriken der Company arbeiten mußten. Auf diese Weise
wurde versucht, die Kontrolle über die Arbeitskraft zu gewinnen, um den indi-
schen Manufakturen die Rohstoffbasis zu entziehen.

Die völlige Zerstörung der indischen Baumwollindustrie vollzog sich in
drei Schritten:
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1. Schritt: 1770 gelang es der englischen Wollindustrie, den Import zu
sperren, wodurch der einheimischen Baumwollfabrikation der Weg zum
Binnenmarkt freigemacht wurde.

2. Schritt: Die technische Entwicklung der Jahre 1730 bis 1805 machte
enorme Fortschritte in Richtung Massenproduktion und damit Kostensen-
kung. In der Zeit zwischen 1750 und 1770 nahmen die Baumwollexporte
der Briten um das Zehnfache zu. (Hobsbawm, Eric J.: Industrie und Empi-
re. Britische Wirtschaftsgeschichte seit 1750. 2.Bde. 3. und 6. Aufl. Frank-
furt 1979, S.56 ff)

3. Schritt: Im Jahr 1818, als Indien nahezu vollständig erobert war, wurde
die Ausfuhr von textilverarbeitenden Maschinen nach Indien gesetzlich
untersagt. Durch die technische Neuerung sank der Verkaufspreis eines
Pfundes gesponnener Baumwolle, zwischen 1774 und 1820, auf etwa ein
Zehntel des ursprünglichen Preises. Die indischen Erzeuger konnten zu
diesem Preis manuell nicht mehr produzieren, und folglich wurde der
größte Teil der indischen Heimarbeiter arbeitslos."

("Welthandel und Welthunger", München 1988, Ast Data, S.44 ff., Beispiel 4
"Die britische Handelskompanie und Indien")
(Weitere Quellen --> Myrdal, Gunnar: Asiatisches Drama, Frankfurt 1980,
S.455 / Schönbäck, Ph.: Ursachen sozio-ökonomischer Stagnation unterentwik-
kelter Länder am Beispiel Indiens. 4.Aufl. Wien 1975, S.8 / Marx, Karl: Die
Britische Herrschaft in Indien; Die ostindische Kompanie, ihre Geschichte und
die Resultate ihres Wirkens. In: Marx-Engels-Studienausgabe Bd.IV. Frankfurt
1980)"

Hierüber hinaus errichteten die Imperialmächte eigene abgeschlossene Handels-
räume, in denen die wirtschaftliche Abhängigkeit der Kolonien von der industri-
ellen Massenproduktionen der Mutterländer ein zusätzliches Herrschaftsinstru-
ment bedeutete (siehe Gandhis Argumentation zum Spinnrad). Aus den Folgen
dieser wirtschaftlichen Abhängigkeitsverhältnisse konnten sich die meisten Ko-
lonien selbst nach ihrer Unabhängigkeit nicht lösen.
D.h., die Folge des Imperialismus war und ist eine weltweite Arbeitsteilung, in-
nerhalb der die Welt in Sektoren von Produktionsstätten und Rohstofflieferanten
aufgeteilt wurde und somit auch heute noch die alten wirtschaftlichen Abhän-
gigkeits- und Herrschaftsverhältnisse zwischen Industrie- und "Entwicklungs-
ländern" fortbestehen. Auf dieser Grundlage wurde von den Industrienationen
die verfeinerte Form des Zinswirtschaftsimperialismus aufgebaut, weil die Indu-
strienationen den "Entwicklungsländern" auf dem Weltmarkt (wegen der funk-
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tionierenden Binnenmarkt- bzw. Selbstversorgerstruktur der Industrieländer und
der damit gegebenen wirtschaftlichen Unabhängigkeit von den "Entwicklungs-
ländern") von vornherein überlegen waren. Die "Entwicklungsländer" hingegen
waren von den Industrienationen abhängig, weil sie keinen funktionstüchtigen
Binnenmarkt besaßen und somit bis heute auch keine Selbstversorger sind.

Auf dem Hintergrund dieser historischen Entwicklung basiert auch das Aus-
beutungssystem der heutigen Weltgesellschaft. Fast alle Versuche der unabhän-
gig gewordenen "Entwicklungsländer", aus dem Produktionsstättenmonopol der
Industrienationen auszubrechen, schlugen fehl. Die für die aufzubauende Indu-
strie aufgenommenen Kredite waren das endgültige Aus für die meisten "Ent-
wicklungsländer". Denn durch die hohen Zinslasten und die hohen Einfuhrzölle
für industrielle Produkte in die Industrienationen (wobei die hohen Einfuhrzölle
dem Schutz der eigenen Industrie dienten) wurden die hergestellten Güter unat-
traktiv, so daß die "Entwicklungsländer" in den reichen Staaten keine Absatz-
märkte fanden. Das Ziel war und ist die Zerstörung oder besser eine Verhinde-
rung der sich in den "Entwicklungsländern" im Aufbau befindlichen Industrie,
so daß sie sich auch weiterhin nicht aus dem Abhängigkeits-, Ausbeutungs- und
Herrschaftsverhältnis zu den Industrienationen lösen können. Die Folge ist im
allgemeinen eine weiter anhaltende weltweite Verlagerung der Produktion auf
weniger werdende hochtechnisierte Industrienationen, wobei die verarmenden
und in steigender Arbeitslosigkeit dahinsiechenden "Entwicklungsländer" dazu
verdammt sind, unsere industriellen Massenprodukte zu konsumieren, ohne je in
der Lage zu sein, diese selbst herzustellen.

------

Auf dieser materiellen Grundlage basiert nun das Herrschaftssystem der heuti-
gen Weltgesellschaft. Die Industrienationen besitzen aufgrund der bestehenden
wirtschaftlichen Abhängigkeitsverhältnisse und des von den "Entwicklungslän-
dern" abgezogenen Geldmehrwerts ein erheblich höheres Wirtschaftspotential,
weshalb sie wesentlich mehr Geld aus der Wirtschaft für Rüstungsausgaben ab-
zweigen können. Das Ergebnis ist, daß die Industrienationen riesige, hochmo-
derne, technisch gut ausgerüstete, stehende Armeen besitzen, so daß sie für die
"Entwicklungsländer" zu militärisch hoch überlegenen, unschlagbaren Gegnern
werden. Ein weiteres Ergebnis ist, daß nicht nur innerhalb der einzelnen Staaten
eine pyramidenförmige Rangordnung zur Verteilung des güterwirtschaftlichen
Mehrwertes und der politischen Herrschaft besteht, sondern auch zwischen den
einzelnen Staaten, wobei die einzelnen Industrienationen unterschiedlich hohe
Spitzenpositionen im Bereich der wirtschaftlichen, politischen und militärischen
Rangordnung einnehmen, während die "Entwicklungsländer" die breite Masse
der unteren Ränge stellen. D.h., daß sich zwischen den Staaten eine Hierarchie
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gebildet hat und die einzelnen Staaten somit nicht gleichberechtigt am Weltge-
schehen teilnehmen. Gleichzeitig heißt dies, daß die Staatsbürger der unteren
Schicht in den verschiedenen Staaten unterschiedlichen Hierarchien angehören
und ihnen somit im Rahmen der heutigen Weltgesellschaft und Staatenhierar-
chie ein unterschiedlicher materieller Wohlstand zukommt. Ein Besitzloser einer
Industrienation nimmt also als Arbeiter eine bessere Position ein als ein Arbeiter
eines "Entwicklungslandes", weil die Industrienationen in der Staatenhierarchie
einen höheren Rang inne haben.

Die tatsächliche Ursache für die beobachtbaren Unterschiede im Le-
bensstandard liegt also nicht in gesellschaftsbedingten Vorzügen oder
in volksspezifischen Arbeitsleistungsunterschieden, so wie es der Be-
völkerung in den Industrienationen durch die Massenmedien vorge-
gaukelt wird, sondern in der Verlagerung der industriellen Pro-
duktionsstätten in die Industrienationen und der damit verbun-
denen Massenarbeitslosigkeit in den "Entwicklungsländern"!

------

Kommen wir nun zurück zum weltpolitischen Gesichtspunkt, der sich für die
Kapitaleigner der multinationalen Konzerne automatisch mit der beschriebenen
Rangordnung - als Rollenverteilung zwischen den "Entwicklungsländern" und
Industrienationen - ergibt. Zur eigenen Herrschaftssicherung und zur Erhaltung
ihres Eigentumsrechtes an den Produktionsmitteln greifen sie in den Industri-
enationen zur Lebensstandarderhöhung sowie zur beschriebenen Bewußtseins-
manipulation. Aus der materiellen Besserstellung der Besitzlosen in den Indu-
strienationen folgt die Staats- und Systemloyalität, weil die untere Klasse durch-
aus weiß, daß sie gegenüber der Besitzlosenklasse aus den "Entwicklungslän-
dern" etwas zu verlieren hat. Zum Schutz der eigenen Besserstellung rücken die
Besitzlosen der Industrienationen gegenüber den Besitzlosen der "Entwick-
lungsländer" zusammen und stellen sich erst aus diesem Grund hinter Staat und
Regierung, woraus schließlich die Staats- und Systemloyalität entsteht. D.h., die
Aufrechterhaltung der materiellen Vorzüge, die den Besitzlosen der oberen
Staatenhierarchie bewußt durch das Geldbürgertum zugespielt werden, verhin-
dert bis heute die von Marx optimistisch angenommene Solidarisierung des
Weltproletariats, so daß es nie zu einer Weltrevolution kam, gerade weil die
proletarischen Bürger der verschiedenen Staaten unterschiedlichen Rängen in-
nerhalb der Weltgesellschaft angehören!

Die Erhöhung des Lebensstandards und die beschriebene Bewußtseinsma-
nipulation, die hier nur der Rechtfertigung für das eigene Handeln und der Ver-
schleierung der tatsächlichen Zusammenhänge von Ausbeutung und Unterdrük-
kung dient, erzeugen die Systemloyalität der Bevölkerung innerhalb der Indu-
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strienationen, mit der selbst das Weltproletariat in Arm und Reich aufgeteilt
wird und die Besitzlosen der Industrienationen eine bereitwillige und billige mi-
litärische Streitmacht bilden. Diese hochmodernen Armeen schob das Kapital
als Puffer zwischen sich und das in die Entwicklungsländer verlagerte Proletari-
at, wobei die Besitzlosen der Industrienationen für das Geldbürgertum nichts
weiter sind als eine Söldnerbande, mit der sie auch ihre Interessen gegen die
"Entwicklungsländer" durchsetzen!

------

Doch tatsächlich wird die Bevölkerung der Industrienationen mit dem Mittel der
Bewußtseinsmanipulation auch betrogen. Denn wie stellt sich das Leben für die
Menschen in den Industrienationen in Wirklichkeit dar?
Die viel zu teuren Mietwohnungen, die viel zu schnell rostenden PKW`S, die
Fernseher, die Videoanlagen und der sonstige wenige Luxus, den wir anstatt der
5-Std.-Woche erhalten und im Vergleich zu den "Entwicklungsländern" Reich-
tum und Wohlstand darstellen, sind der Preis, mit dem das Geldbürgertum unse-
re Regierungstreue kauft. Die Bevölkerung merkt natürlich nicht, welchen Preis
sie hier in Wirklichkeit zahlt und daß der Wohlstand nur ein Mittel der welt-
weiten wirtschaftspolitischen Herrschafts- und Ausbeutungsstrategie ist. Die
Industrienationen werden mit dieser Strategie zum gefahrlosen Rückzugsgebiet
und Hinterland des Großkapitals, wobei die Kapitaleigner durch den an diese
Länder zurückgeführten Wohlstand in der Bevölkerung eine billige und willige
Söldnerarmee finden, die wegen der nationalen Staatsidee und Staatssicherheit
einen hervorragenden Militärpuffer für das Großkapital darstellt. Dies ist das
weltpolitische Machtkonzept, welches seit dem 2.Weltkrieg in den Industriena-
tionen blendend aufgeht.

------

Der in den Industrienationen wiederentstehende Klassengegensatz als 2/3 Ge-
sellschaft stellt unter internationalen Gesichtspunkten nur eine Optimierung der
weltökonomischen Gewinnspanne dar, die zukünftig wohl soweit getrimmt
wird, daß dem Geldbürgertum in den Industrienationen keine Gefahr durch eine
Revolution droht. Diese Optimierung muß nicht bei 2/3 liegen. Sie kann auch
4/5 umfassen, womit ein Anteil von 1/5 Nichtgesellschaft kleiner ist als 1/3 und
die Gesellschaft insgesamt stabiler wird. Die Optimierung wird sowohl eine Er-
höhung des Mehrwertes für die Kapitaleigner als auch eine höhere Arbeitsge-
schwindigkeit und Leistungsbereitschaft bei den Besitzlosen hervorrufen, die
angesichts der erhöhten Konkurrenz zwischen den Arbeitskraftanbietern bei ei-
ner 1/3 Nichtgesellschaft um die Arbeitsplätze entsteht. Somit schlägt der Wirt-
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schaftsmechanismus des Ausbeutungs- und Unterdrückungsexportes heute
schon in leichter, nicht destabilisierender Form auf unsere Gesellschaft zurück.

Sollte die Bevölkerung einer Industrienation irgendwann nicht mehr so wollen,
wie es die Kapitaleigner von ihr erwarten, so bleibt das Mittel der Flexibilisie-
rung der Produktionsstätten. Die Bevölkerung einer Industrienation wird mit der
Verlagerung der Produktionsstätten einfach fallen gelassen, womit die Gefähr-
lichkeit des beschriebenen Entwicklungsmechanismusses auch voll gegen unse-
re heutige Industriegesellschaft in der BRD zurückschlagen kann. Das Geldbür-
gertum wird sich helfen, indem es in weiser Vorausplanung einfach ein anderes
Land zum hochindustrialisierten Militärpuffer umgestaltet und dieses als
Schwellenland vorsorglich bereithält. Dies könnte beispielsweise als neuer Wirt-
schaftsraum entstehen und Thailand, Süd-Korea und Malaysia umfassen.

2.1.3.5. Industriegesellschaft und Ausbeutung

Fassen wir zusammen! Eine kapitalistische Weltwirtschaft wird die Entwicklung
dieses Unterdrückungsexportmechanismus nicht nur bedingen, sondern sogar
immer durch das bewußte Interesse am "guten Geschäft" fördern. Durch die Er-
pressung mit dem Mittel der Flexibilisierung der Produktionsstätten sind alle
Regierungen gezwungen, auf die Wünsche des Kapitals mehr einzugehen als auf
die Bedürfnisse der sie wählenden Bevölkerung, weil mit einem Abzug der Pro-
duktionsmittel ihre Länder sehr schnell verarmen würden. So sind auch die Re-
gierungen in unserer "repräsentativen Demokratie" neben ihrer Käuflichkeit ge-
zwungen, die Rechte der Besitzlosen (z.B. die Arbeitsrechte) Zug um Zug abzu-
bauen, um sich so den multinationalen Konzernen in ihrem Machtstreben noch
besser anbiedern zu können. Es ist also im Kapitalismus kein Wunder, wenn ei-
ne "repräsentative Demokratie" Schritt für Schritt in einen "repräsentativen Ab-
solutismus" umgestaltet wird, weil jeder Regierung die gleichen Handlungsziele
vorliegen.
Wundern Sie sich also nicht, wenn BRD Politiker plötzlich vollmundig behaup-
ten, daß sie in der Elefantenhochzeit (Kapitalfusion) von Mercedes-Benz und
MBB (Mai 1989), die zusammen einen der größten multinationalen Rüstungs-
konzerne darstellen, kein Marktmonopol entstehen sehen, welches einen beson-
deren wirtschaftspolitischen Einfluß auf die BRD oder andere Nationen ausüben
könnte. Diese Politiker besitzen hierfür vielfältige Beweggründe, und wahr-
scheinlich ist der neben diesen Politikern niedergehende Spendenregen so dicht,
daß ihnen einfach die Sicht auf diesen Zusammenhang versperrt wird.
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Beziehen wir meine weltweiten Betrachtungen auf die BRD, so stellt sie in der
Staatenhierachie eine hochindustrialisierte Nation höchsten Ranges dar, die den
Kapitaleignern als Rückzugsgebiet dient. Sie gehört zu den Staaten, in denen
Loyalitätserhaltung zur Herrschaftssicherung des Geldbürgertums und Unter-
drückungsexport scheinbare Gegensätze sind. Trotzdem können in ihr die Ge-
sellschaftsverhältnisse zur Verbesserung des Ausbeutungsgrades getrimmt wer-
den, ohne daß es insgesamt zu einer offensichtlichen Gesellschaftsunterdrük-
kung kommt. Denn die Kapitaleigner benötigen in den Industrienationen die
Loyalität der Bevölkerung zur Sicherung ihres Eigentums gegenüber den "Ent-
wicklungsländern". Ob in unserem Land eine Trimmung zur 2/3 Gesellschaft
erfolgt und unsere Gesellschaft weiterhin als Militärpuffer dient oder ob es hier
zum totalen Ausbeutungs- und Unterdrückungsexport kommt, hängt von mehre-
ren heute noch nicht überschaubaren Faktoren ab:

1. Wie die Bewußtseinsentwicklung der Weltbevölkerung zur weltweiten
wirtschaftspolitischen Herrschafts- und Ausbeutungsstrategie verlaufen wird
und ob eine Gewöhnung an die heutigen Weltgesellschafts-Klassenunterschiede
ohne Gegenwehr eintritt. Hieraus folgt auch, wie sehr uns das Großkapital für
seine Zwecke als Militärpuffer gegen die "Entwicklungsländer" benötigt, wobei
von diesem Kräfteverhältnis auch die Menge des an uns zurückfließenden
Reichtums bestimmt wird.

2. Von der Moralentwicklung innerhalb der Industriegesellschaften und ob
diese die fortlaufende Entwicklung zum Weltgesellschafts-Klassensystem wei-
terhin dulden. Sollten sich in unseren Industriegesellschaften ernsthafte Tenden-
zen zur sozialen Umwälzung zeigen, so wird das Geldbürgertum diese Staatswe-
sen durch die Möglichkeit zur Flexibilisierung der Produktionsstätten vermutlich
fallenlassen.

------

Eines dürfte klar geworden sein. Tiefgreifende Gesellschaftsumwälzungen ohne
eine aufgeklärte Weltbevölkerung sind unmöglich! Die gesamte Weltbevölke-
rung muß hieran teilnehmen, weil wir sonst durch engstirnige nationale Weltan-
sichten auf das Blutigste untereinander ausgespielt werden. An dieser Gesell-
schaftsumwälzung wird sich auch der von mir bisher nicht beachtete Mittelstand
beteiligen müssen, weil wir sonst nicht nur mit engstirnigen "nationalen Gegen-
sätzen" in Schach gehalten, sondern auch weiterhin durch ein künstlich am Le-
ben erhaltenes "Ständesystem" unterdrückt werden.

Wir müssen uns darüber im Klaren sein, daß die multinationalen Konzerne der
westlichen Industrienationen dem Grunde nach ein riesiges Weltwirtschaftskar-
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tell in Einheit (oder besser Verfilzung) mit Staat und Regierung der jeweiligen
Nation darstellen. Die Kapitaleigner der multinationalen Konzerne beherrschen
heute schon in einer weltweiten Planwirtschaft die Gesellschaften ganzer Erd-
teile, indem sie als Gesellschaftsplaner des Westens die kulturelle und wirt-
schaftspolitische Entwicklungsrichtung ganzer Kontinente steuern, bestimmen
und gestalten! (Siehe Vorgänge innerhalb der IWF, Internationaler Währungs-
fonds, von 1988 bis heute)
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2.1.3.5.1. Ausverkauf der politischen Entscheidungsbefugnisse
Der Spiegel; 11/89; S.20 ff.; 26/89; S.92 f. -->  XLIV
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Der Spiegel; 26/89; S.37 ff. -->  XLV
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Der Spiegel; 19/91; S.87 ff. -->  XLVI
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Der Spiegel; 11/92; S.24 f. -->  XLVII
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Der Spiegel; 30/2002; S.32f  -->  XLVII-E1
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2.1.4. Gegensatz von Kapitalismus und Rechtsstaat

Wenn Sie diese Überschrift lesen, werden Sie sich vielleicht fragen, was der
Kapitalismus mit dem organisierten Verbrechen gemein hat. Überlegen Sie
selbst. Worum geht es beim organisierten Verbrechen?

- Um Eigentum und um die mit ihm entstehende Macht -

Das organisierte Verbrechen hängt sehr eng mit dem Eigentumsrecht und der
künstlichen Verknappung von Gütern zusammen und findet gerade hierin seine
Entstehungsursache!
Wie schnell das organisierte Verbrechen zunimmt und welchen Einfluß es auf
Staat, Wirtschaft und Gesellschaft besitzt, will ich in den nun folgenden Zeilen
erläutern. Wenn ich Ihnen die Ausmaße des organisierten Verbrechens beschrei-
be, dann werden Sie selbst sehr schnell erkennen, worum es wirklich geht.
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2.1.4.0.1. Wirtschaft und Verbrechen
Der Spiegel; 10/92; S.113 ff.; 05/91; S.108 ff.; 46/90; S.135 ff. -->  XLVIII
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Der Spiegel; 36/89; S.106 ff.; 21/92; S.120 ff. -->  XLIX
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Der Spiegel; 44/89; S.59 ff. -->  L
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Der Spiegel; 26/91; S.90; FAZ 17.10.92 -->  LI
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Der Spiegel; 32/90; S.116 f.; 34/90; S.73 -->  LII
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Der Spiegel; 41/90; S.148 ff.; 12/91; S.112 ff. -->  LIII
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2.1.4.1. Kapitalismus und das organisierte Verbrechen

In erster Linie handelt es sich beim organisierten Verbrechen um eine Aus-
weitung des Marktes auf eine Ebene, die heute als Verbrechen angesehen wird.
Trotz dem es hier um Verbrechen und kriminelle Handlungen geht, sind diese
Marktebenen mit ihnen "Handelswaren" sehr gewinnträchtig.

Was liegt also näher, als die Marktbereiche eines Unternehmens auf das "Wa-
renangebot" des organisierten Verbrechens auszudehnen, wenn das "Warenan-
gebot" durch die staatliche Verbrechensbekämpfung sowieso schon künstlich
verknappt ist und somit die Geschäfte in diesem Marktbereich sehr vielverspre-
chend sind?

Wie einträglich diese Geschäfte selbst schon auf der untersten Ebene kri-
mineller Unternehmen sein können, zeigt der Straßenstrich in der Innenstadt von
München. Hier werden an manchen Tagen bis zu einer Million Mark umgesetzt,
so viel wie in Karstadts Glitzerkaufhaus an der Hamburger Mönckebergstraße.
(Der Spiegel Nr. 9/88 S.73)

Warum sollten also Geschäftsleute, die auch sonst jedes "gute Geschäfte"
zu machen pflegen, auf diesen so gewinnträchtigen Geschäftsbereich des organi-
sierten Verbrechens verzichten? Dieser Bereich stellt doch nur eine illegale
Ausweitung ihres "Warenangebots" dar! Wie nahe diese Überlegung liegt,
zeigte z.B. der Auto-Manager John De Lorean, der mit seiner Sportwagenfirma
in die Miesen geriet. Er versuchte, sein Unternehmen mit einem 150-Millionen-
Mark-Kokain-Deal zu retten. (Spiegel-Spezial 1/89 S.8/9)

Doch heute ist selbst das Geschäft mit dem illegalen Warenangebot - das
organisierte Verbrechen - nach dem Warenhausprinzip - die Masse machts -
straff durchorganisiert.

> Das Sex-Geschäft wird von wenigen Großzuhältern organisiert; Liebes-
mädchen werden von weltweit arbeitenden Menschenhändlern importiert
und bundesweit verteilt.

> Rund 14000 Luxusautos werden jährlich von Autoknackerringen auf west-
deutschen Straßen und Parkplätzen abgeholt, umfrisiert und von kriminel-
len Speditionsunternehmen in alle Welt verfrachtet.

> Restaurants in den Vergnügungs- und Szene-Vierteln der Großstädte sind
nach klassischem Mafia-Muster in der Hand von Schutzgeld-
Erpresserringen.

> Die massiv steigende Zahl von Wohnungseinbrüchen (1986 fast 150000)
geht zum größten Teil auf das Konto bundesweit operierender OK-Gruppen
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(OK = Organisierte Kriminalität). Die Beute, nur vom Feinsten, landet bei
einer Handvoll Großhehlern.

> Der Kokainhandel wird "intensiver als jeder andere Drogenhandel"(so der
Frankfurter Rauschgiftfahnder Klaus Krumb) organisiert. Kapitalstarke
Organisationen verschieben und verteilen im Jahr schätzungsweise 50
Tonnen hart Drogen im Lande (Der Spiegel, Nr. 9/88, S.72).

------

Wir haben es beim organisierten Verbrechen also nicht mit Gelegenheitsverbre-
chern oder mit psychisch Kranken zu tun. Es handelt sich vielmehr um eine
straff organisierte Geschäftsebene mit einem illegalen Warenangebot und knall-
harten Gewinninteressen.

Besonders deutlich läßt sich dies im Drogenhandel zeigen. In diesem Bereich
nahm das Wachstum des illegalen Warenangebots besonders krasse Züge an und
führte zu einer weltweiten Vernetzung von wirtschaftspolitischen Macht- und
Interessenansprüchen. So schreibt Der Spiegel, daß die harten Drogen das einzi-
ge Massenartikel seien, dessen Geldgewicht buchstäblich schwerer ist als die
Ware:
Die Kubikmeter von Dollarnoten, welche die Syndikate für ihren Stoff kassieren,
bereiten ihnen ein schwieriges Transportproblem als der Stoff selbst - die größte
bisher in Amerika auf einmal beschlagnahmte Summe an Narco-Dollars wog
eine halbe Tonne. Gegen diese Rechnung ist nicht anzukommen, weder mit der
Polizei noch mit dem Henker, nicht mit Appellen und Drohungen. In weniger als
2 Jahrzehnten hat sich das Rauschgiftgeschäft zu einem weltweiten "Unter-
grund-Empire" entwickelt, das der amerikanische Autor James Mills in einem
1200-Seiten Buch detailreich beschreibt. Der "Playboy" rechnete aus, "daß im
illegalen Drogenhandel schon mehr Geld steckt als in jedem anderen Geschäft
auf der Erde". Auf 500 Milliarden Dollar, das ist eine Fünf mit elf Nullen oder
das halbe Bruttosozialprodukt der Bundesrepublik, schätzen US-Experten das
weltweite Drogengeschäft. Drogenkartelle haben sich ein halbes Dutzend Staa-
ten gekauft, um dort ungestört produzieren, lagern, weitertransportieren oder
Geld waschen zu können. Zu diesen Rauschgiftstaaten zählen Panama und die
Bahamas, Belize und Burma, Haiti und Bolivien (das eine amerikanische Zeit-
schrift als "Narco-Kleptokratie" schmähte), aber auch der Libanon; das winzi-
ge, vom langjährigen Bürgerkrieg verheerte Land gilt als einer der größten
Rauschgiftlieferanten der Welt. In drei Dutzend Ländern reicht der Arm der
Rauschgiftbosse bis weit in Regierung und Verwaltung. Dazu gehören große
Staaten wie Brasilien, Mexiko, Kolumbien, Kenia, Indien und Pakistan, kommu-
nistische Länder wie Kuba, Bulgarien, Afghanistan und Laos, Diktaturen wie
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Paraguay oder Chile, linke Regierungen wie in Nicaragua, rechte wie in Taiwan
oder Thailand.
(Spiegel-Spezial 1/89 S.5)

Und Hundert Milliarden an Narco-Dollars stecken in respektablen Geschäften
rund um den Globus, haben im internationalen Cash-flow seit langem die Pe-
trodollar überflügelt. Von mindestens 40 Banken, darunter die größten Geld-
häuser in Amerika, Asien, Europa und Australien, ist bekannt, daß sie Rausch-
gift-Milliarden verwahren oder bewegen.
Drogengeld steckt in Wolkenkratzern in Manhatten ebenso wie in Frankfurter
Hochhäusern, in Touristenkonzernen und Ferienklubs, Spielkasinos und Flugli-
nien. Eine Drogenmafia betreibt in Amerika 8200 Hotels und Motels. New Yor-
ker Banken und Brokerhäuser pflegten früher Kunden, die mit Koffern oder
Golftaschen voller Barem ankamen, bewaffnete Leibwächter zu stellen, um sie
vor Belästigungen zu schützen. In der Wall Street wurden schon mehr als ein
Dutzend Börsenmakler als Kokainhändler verhaftet.
Banken in Südamerika, auch staatliche, haben eigene Schalter, "ventanillas si-
niestras", und speziell geschulte Beamte für den Umgang mit Drogen-Millionen,
die unter Umgehung aller Devisenbestimmungen sicher und sauber gebunkert
werden können. US-Nachbar Mexiko, eines der offiziell höchstverschuldeten
Länder der Welt, verdient an seinen illegalen Marihuana-, Heroin- und Kokai-
nexporten weit mehr als an seiner Erdölausfuhr, die auf dem Papier als wichtig-
ster Wirtschaftszweig gilt. Der DEA (DEA =>Drogenbehörde d. USA, Drug En-
forcement Administration) sind in Mexikos Drogenprovinzen Farmen bekannt,
auf denen tausende von Sklaven für die Drogenbarone jedes Jahr Zehntausende
Tonnen Marihuana ernten.
Gegen diese geballte Kapitalmacht, die "ganze Länder kauft und die Geopolitik
verändert" ("Time"), nehmen sich dann selbst die spektakulärsten Erfolge der
weltweiten Drogenfahndung wie Peanuts aus.
Im Monat Dez. 1988 meldete die amerikanische Zollbehörde einen großen
Schlag gegen ein internationales Bankinstitut, das Narco-Dollars "gewaschen"
hätte: Nach zweijähriger weltweiter Ermittlungsarbeit wurden 40 Mitarbeiter
der Bank of Credit and Commerce International, einer der größten Privatban-
ken der Welt mit Hauptsitz in Luxemburg, verhaftet, insgesamt 85 Angestellte
des Geldinstitutes beschuldigt, bei der Wäsche von 32 Millionen Dollar Dro-
genprofiten aus Kolumbien und Panama geholfen zu haben.
Zum Vergleich: Der in Florida verurteilte Geldwäscher Ram•n Milian Rodri-
guez soll bis zu seiner Verhaftung über zwei Milliarden Dollar zur Wäsche nach
Panama gebracht haben. Für diese Summen reichten nicht einmal mehr Geld-
zählmaschinen aus, die Notenpakete wurden nur noch gewogen. In Miami, Ame-
rikas Rauschgiftmetropole, steht zumindest jeder zehnte Polizist, der die Dro-
gendealer verfolgen soll, auf deren Lohnliste.
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In Mexiko, wo die Mörder eines DEA-Agenten der Verhaftung durch eine
300.000-Dollar-Gabe an die festnehmenden Beamten entgehen konnten, sind
zwei Ex-Präsidenten in den Verdacht geraten, von der Drogenmafia gekauft ge-
wesen zu sein. Auch ein thailändischer Ex-Premier war direkt ins Drogenge-
schäft verwickelt. In Haiti und Bolivien putschten sich Generäle an die Macht,
um an der Drogenkasse mitzuverdienen. "In Mexiko", so ein US-Justizbeamter,
"ist die Drogenkorruption vertikal, horizontal und total."
Spiegel Spezial (1/89 S.5-9)

Südamerikanische Wirtschaftsführer blicken besorgt auf die Bonanza, die sie zu
überrollen droht. "Bald wird über 60 Prozent des besten Weidelandes den Dro-
genbaronen gehören", klagt ein Vertreter der kolumbianischen Viehzüchter.
Denn nicht allein der alte Pferdenarr Ochoa Restrepo protzt gern mit Hazien-
das, auch seine Kollegen von der Narco-Zunft sehen in Landgütern neben dem
praktischen Nutzen auch den sozialen Status.
Spiegel-Spezial (1/89 S.66)

Zur Geldreinwaschung unterhalten Finanzjongläre ganze Firmenimperien, Im-
mobilienbüros und einen Diamantenhandel ausschließlich zum Zweck, die Zah-
len mit den vielen Nullen auf den Kontoauszügen erklären zu können (Der Spie-
gel Nr.9/88).

Ist es hier noch erstaunlich, wenn der Drogenkönig Pablo Escober einer Freun-
din, die beim Fernsehen arbeitet, gleich ein ganzes Studio schenkt? (Spiegel-
Spezial 1/89 S.64)

Die Weltmacht Droge ist binnen weniger Jahre zum größten liquiden Finanzim-
perium aufgestiegen, ein wild wucherndes Konglomerat von Narco-Multis, das
allein ob seines schieren Geld- und damit Korruptionspotentials von niemanden
mehr zu kontrollieren, wegen seiner globalen Ausdehnung von keiner nationalen
oder internationalen Behörde mehr zu stoppen ist.
So gewaltige Ausmaße haben die internationalen Geschäfte des Drogen-
Empires erreicht, daß wichtige Wirtschaftsdaten ganzer Staaten - die USA ein-
geschlossen - nicht mehr stimmen.
Schon 1985 stellte eine geheime Studie verschiedener Regierungsbehörden in
Washington fest, daß "die Dollars, die als Drogenprofite aus den USA in andere
Länder transferiert werden, einen beträchtlichen Teil des amerikanischen Brut-
tosozialproduktes ausmachen und erhebliche Abweichungen von den offiziellen
Daten des internationalen Kapitaleinflusses sowie der Zahlungsbilanzen mehre-
rer Länder verursachen". Überspitzt gesagt, hat die Drogenmafia bereits be-
trächtliche Teile der Welt im Griff.
(Spiegel Spezial 1/89 S.5-9)
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------

Doch nicht nur der Drogenhandel blüht und haftet an unserer Gesellschaft wie
ein parasitäres Geschwür. Andere Bereiche des organisierten Verbrechens sind
genauso einträglich. Ende 1985 wurden bei einer Polizeirazzia in Fälscherwerk-
stätten in Mailand, Rom und anderen Orten Italiens so viele falsche DM-Noten
sichergestellt, daß sie kaum noch zu zählen waren. Die italienischen Falsch-
geldfahnder beschränkten sich darauf, die Geldpakete zu wiegen. Die Waage
zeigte sieben Millionen Deutsche Mark.
(Der Spiegel Nr.9/88 S.79)

Das Prinzip der Schrottdiebe, die vom Schrottplatz stehlen, was sie dem
Schrotthändler dann wieder verkaufen, hat die ehrenwerte Gesellschaft zum
Milliardengeschäft gemacht.
Multi-Milliarden-Summen, von der Unterwelt zusammengestohlen in allen Eta-
gen der Volkswirtschaft, werden über feine Bankhäuser wieder zurückgereicht -
Jahr für Jahr.
"Irgendwann", schwant einem BKA-Mann, "gehört so die Oberwelt der Unter-
welt."
(Der Spiegel Nr.9/86 S.83)

Doch ist dies nicht schon der Fall?
Die Auswirkungen auf die Politik sind heute kaum noch zu übersehen! Die ge-
legentlichen Fahndungserfolge in der Verbrechungsbekämpfung durch die Poli-
zei und Verurteilungen durch Richter - die immer noch nicht begriffen haben,
was wirklich gespielt wird und als kleine Beamte und Angestellte zum Teil to-
desmutig ihren Kampf gegen das organisierte Verbrechen fortsetzen - gleichen
eher Alibierfolgen als einer ehrlichen Verbrechensbekämpfung.
Wer sollte an dieser Verbrechensbekämpfung auch ein wirkliches Interesse be-
sitzen, wo sich doch hiermit von den "hohen Herren" so "gute Geschäfte" erzie-
len lassen?
Ein marktwirtschaftliches Interesse besteht bestenfalls an der Beibehaltung der
insgesamt vorliegenden Gesellschaftsverhältnisse, um hiermit weiterhin gute
Gewinne erwirtschaften zu können. Mit den "Erfolgen" in der Verbrechensbe-
kämpfung schalten die wirklich Mächtigen bestenfalls lästige Konkurrenten oder
in Ungnade gefallene Mithelfer aus.

Und genauso sieht das Bild aus, das sich von Zeit zu Zeit auf der Welttri-
büne zeigt, wenn mal wieder Licht auf die dunklen Machenschaften der Mächti-
gen fällt und wiedermal einer von diesen "Kriminellen" - als Strafe für Eigen-
willigkeit oder überzogene Konkurrenz nach dem machiavellischen Machtprin-
zip zur Erpressung der anderen - ins Gefängnis kommt.
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An einer tatsächlichen Bekämpfung des organisierten Verbrechens besitzen
auch die Regierungen kein ernsthaftes Interesse. Denn nicht nur, daß die Regie-
rungen vom Geldbürgertum bestochen werden. Nein, das Geld des Geldbürger-
tums für die Bestechungen stammt aus kriminellen Quellen, so daß alle "hohen
Herren" aus Politik und Wirtschaft am organisierten Verbrechen verdienen!

Gerade am Beispiel der Contras läßt sich am schlüssigsten belegen, weshalb der
von Präsident Reagan und seiner Ehefrau Nancy so vollmundig beschworene
("Just say no") und von seinem Vize Bush aufgenommene Krieg gegen das
Rauschgift nichts als Wortgeklingel ist. Denn ausgerechnet in den acht Reagan-
Jahren haben sich die Drogenmultis zum weltweiten Imperium entwickelt und
das mit tatkräftiger Unterstützung Washingtons. ... Einer von ...Reagans
schlimmsten Skandalen während seiner Amtszeit - die Iran-Contra-Affäre um
Waffen für die Ajatollahs gegen Geiseln sowie illegales Geld für die Contras in
Nicaragua, bekannt unter dem Schlagwort "Irangate" - war auch eine riesige
Rauschgift-Affäre. Unter dem in diesem Skandal allmächtig agierenden US-
Oberleutnant Oliver North, der sich bei seinen Kongreß-Hearings als verfolgte
Unschuld gab, nur Gott und Vaterland gedient zu haben wollte, geschah Uner-
hörtes: Jene Flugzeuge, die Waffen für die Contra-Verbündeten in den mittel-
amerikanischen Busch brachten, flogen von dort randvoll mit Rauschgift in die
USA zurück. Zum Dank für diese Amtshilfe beim Drogenschmuggel spendeten
die Kokainbarone dann reichlich für die Sache der Contras - beispielsweise
einmal zehn Millionen Dollar auf einmal.
Eine DC-6, die im März 1986 von Miami aus eine Waffenladung für die Contras
nach Honduras brachte, landete bei der Rückkehr auf der Homestead Air Base
in Florida - einem Luftwaffenstützpunkt, auf dem die zivile Polizei nichts zu
melden hat - mit zwölf Tonnen Marihuana im Bauch. Die 75.000 Dollar Lohn
für den Waffentransport erhielt der Pilot Michael Tolliver von dem Olliver-
North-Vertrauten Felix Ismael Rodriguez persönlich ausbezahlt, einem exilku-
banischen CIA-Agenten, der sogar, wie amerikanische Autoren belegen, minde-
stens zweimal mit dem Vizepräsidenten George Bush zusammengetroffen war.

Ein anderer Exilkubaner namens Rammon Milian Rodriguez ... ..., 1983 in
Florida verhaftet, ... war Geldwäscher für die Drogenmafia, hatte jeden Monat
etwa 200 Millionen Dollar in Scheinen von Florida nach Panama geflogen, den
dortigen starken Mann, General Manuel Antonio Noriega, mit vier Millionen
Dollar pro Monat geschmiert, damit das "money-laundering" über Panama
Banken problemlos verlief.
Dieser General Noriega war seit 1970 eine wichtige Stütze des US-
Geheimdienstes CIA, obwohl er schon seit 1972 auf der Liste amerikanischer
Drogenfahnder stand - seine Nationalgarde stellte den Drogenbaronen Trans-
portmittel und Lagerhäuser.
Bei einem US-Besuch wollte die Drogenbehörde DEA mit Noriega darüber re-
den, doch die CIA sabotierte den Treff. Erst in diesem Frühjahr distanzierte sich
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Washington von seinem Drogen-General in Panama und versucht seither, ihn zu
stürzen.
Wo Rauschgift und Politik derart intim werden konnten, daß es zu einem staat-
lich sanktionierten "guns-for-drugs program" (so die US-Journalistin Leslie
Cockburn in ihrem Buch "Out of Control") kommen konnte, verwischen sich
naturgemäß auch die Grenzen zwischen legalen und illegalen Geschäften. Und
wo Gewinn das Credo der Gesellschaft ist, stinkt auch Rauschgifthandel nicht.
(Siegel Spezial 1/89 S.7-8)
Ein Beispiel für "Gefängnis für Eigenwilliges Verhalten" bietet sich mit Car-
los Lehder.
Lehder ist jener deutschstämmige Kolumbianer, der als einziger der ganz gro-
ßen internationalen Drogendealer hinter US-Gefängnisgittern landete. Er wurde
im Juli in Florida zu lebenslänglich plus 135 Jahren Gefängnis verurteilt. Die-
ses Schicksal konnte ihn nur ereilen, weil der besonders rüde Drogenboß sich
mit seinen Kumpanen überworfen hatte.
(Spiegel Spezial 1/89 S.8-9)

Noch deutlicher wird die Verfilzung von Staat, Regierung und organisiertem
Verbrechen in Kolumbien, wo der Drogenkönig Pablo Escobar sogar die Teil-
nahme der kolumbianischen Radrennfahrer an der Tour de France finanzierte. In
diesem Land hat der Handel fast schon seinen natürlichen Charakter angenom-
men, indem er mit all den Dingen handelt, für die als Ware eine Nachfrage be-
steht und womit kaum noch zwischen "legalen" oder "kriminellen Unterneh-
men" zu unterscheiden ist. Die Brüder Miquel und Giberto Jos‚ Rodriguez Ore-
juela, Capos des Drogenhandels in Cali, kauften sich gleich eine mit amerikani-
schen Hilfsgeldern aufgebaute Gewerkschaftsbank, um ihre Dollar zu waschen.
(Spiegel Spezial 1/89 S.65)
Auch ins Pharmageschäft stiegen sie groß ein: "Von den rund 6000 Apotheken
in Kolumbien gehören 500 der Drogenmafia", weiß der Direktor eines europäi-
schen Pharma-Multis, "die schaffen aber ein Drittel des Umsatzes." Die Rodri-
guez-Brüder kontrollieren über Strohmänner die Firma Technoquimicas, die in
Kolumbien Alka-Seltzer herstellt, und erwarben in Cali eine Fabrik des US-
Konzerns Merck Sharp & Dohme.
Tatsächlich scheint Kolumbien von einer Art Drogenpest befallen. "Es ist inzwi-
schen fast unmöglich zu wissen, ob eine Firma vom Kokaingeld infiziert wurde
oder nicht", meint ein Wirtschaftsprofessor in Bogot . Aber es sind nicht allein
Menschen und Unternehmen, die angesteckt werden: "Der Staat handelt
heuchlerisch", meint der Ex-Staatsanwalt Alfredo Gutiérrez Márquez, "mit der
einen Hand bekämpft er den Drogenhandel, mit der anderen kassiert er zu-
frieden den Gewinn aus dem Kokain."
"Schalter der Schande" nennt man in Kolumbien einen Dienst der Zentralbank,
der schon seit den siebziger Jahren die Legalisierung von Dollar-Guthaben er-
laubt, die ins Land gebracht werden - ohne Fragen über Herkunft oder Bestim-
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mung. Zwischen einer und zwei Milliarden Dollar sind allein im vergangenen
Jahr auf diese Weise ins Land geströmt, gewiß die Hälfte davon sind "Narco-
Dollar". Und alle vier Jahre, wenn wieder ein Präsident gewählt wird, beschert
er seinem Volk eine Steueramnestie, die auch dem schmutzigsten Geld blendend
weiße Legalität verschafft.
(Spiegel Spezial Nr.1/89 S.65)

Ist dies denn wirklich ein Wunder?
In jedem System, in dem das Geld, das ein Kandidat für den Wahlkampf auf-
bringen kann, entscheidend ist, mußten die Drogen Bosse letztlich erfolgreich
werden: "Man rechnet heute, daß zehn Prozent der Abgeordneten in Drogenge-
schäften verwickelt sind und daß nochmals zehn Prozent Geld von Rauschgift-
händlern bekommen", meint Fabio Castillo, "das sind rund 50 Volksvertreter."
(Spiegel-Spezial 1/89 S.69)

Am bekanntesten ist wohl der Versuch der Drogenmafia vom 4.5.1984, mit dem
sie sich anschickte völlig offiziell einen ganzen Staat zu kaufen. Dieser Versuch
ist unter dem Namen "Pakt von Panama" bekannt geworden. Gegen eine garan-
tierte Straffreiheit der Drogen-Bosse hätten diese ihr ganzes Geld nach Kolum-
bien geholt, was Kolumbien in die Lage versetzt hätte, seine Auslandsschulden
auf einen Schlag zu begleichen. (Spiegel Spezial 1/89 S.69)

Sogar die Kirche wird bestochen und ist lau, wenn es um die Verurteilung
des Kartells geht. "Auch ich habe Geld vom Kartell bekommen, um es an die
Armen zu verteilen", meint der Bischof Dario Castrillón Hoyos in Medellin; und
Kirchenoberhaupt Kardinal Alfonso López Trujillo wettert nur gegen Linke.
(Spiegel-Spezial 1/89 S.70)

So ist das nun mal. Zuerst sorgen Unternehmer für die Ausbeutung der Be-
sitzlosen, und dann geben sie der Kirche ein Almosen, damit diese nicht leer
ausgeht und sie die ausgesaugten Wracks möglichst lange am Leben erhalten
kann. So etwas nenne ich "Arbeitsteilung zur Gesellschaftsunterdrückung", wo-
bei die Kirche die Bewußtseinsmanipulation für ein Leben in Demut und Ohn-
macht sowie die Seelsorge für die vielen kleinen Sünden ihrer besitzlosen Gläu-
bigen übernimmt, wodurch diese Gläubigen durch die ihnen von der Kirche ein-
geredete Gewissensangst zu wehrlosen Schäfchen werden.

Ich denke, daß jedem nun langsam klar werden muß, welches durchtriebene
Spiel hier gespielt wird!
So befahl z.B. der Drogenkönig Pablo Escobar die Schließung der Universität
von Antioquia in Medellin und Staat und Regierung halten still. Nach dem Mord
an einem Zahnmediziner verkündete Pablo Escobar in Flugblättern: "Wir wer-
den einen Menschen töten für jeden Tag, den die Universität offen bleibt". Nie-
mand weiß, wann es wieder Vorlesungen geben wird. (Spiegel Spezial 1/89
S.67)
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Der Staat kennt die Hintermänner, doch er hält still. Eine fehlende rechtliche
Handhabe als Begründung von Seiten der Regierung, um nicht gegen die Dro-
gen-Bosse vorzugehen, kann hier nur noch als Alibi vor dem Volk angesehen
werden. Hier versucht sich der Staat, der Regierungstreue seines Volkes zu ver-
sichern, was Unmut und Aufstände verhindern soll. Für die Drogenmultis ist
dies immer noch die billigste Form, über den Umweg einer gekauften demokra-
tisch gewählten Regierung zu herrschen und hierbei die Dummheit des Volkes
und das Festhalten an seiner Regierung auszunutzen.
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2.1.4.1.1. Wirtschaft wird von Verbrecherkartellen aufgesogen.
Der Spiegel; 10/92; S.146 ff. -->  LV
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2.1.4.1.2. Verzahnung von Wirtschaft und Verbrechen
Der Spiegel; 31/91; S.85 ff.; Stern; 34/91; S.134 ff. -->  LVI
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Der Spiegel; 10/92; S.152 -->  LVII
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2.1.4.2. Verbrechensexportmechanismus

Genaugenommen können sich Normalunternehmen nicht aus dem organisierten
Verbrechen heraushalten. Auch hier wirkt im Rahmen der Marktwirtschaft ein
Verbrechensexportmechanismus, der dem Unterdrückungsexportmechanismus
sehr ähnlich sieht. Dieser basiert auch auf dem Fundament der Kapitalakkumu-
lation.

Investieren die Normalunternehmen nicht in das organisierte Verbre-
chen, so laufen sie Gefahr, irgendwann aufgrund des Kapitalakkumu-
lationsprozesses geschluckt zu werden.
Die Folge ist, daß im Rahmen der Marktwirtschaft zunehmend
alle Dinge als käufliche Ware angeboten werden, für die eine
Nachfrage besteht, da in Wirklichkeit legales und illegales Wa-
renangebot im Kapitalismus eine Einheit bilden.

Es ist also nicht sonderbar oder eigenartig, daß die Drahtzieher des organisierten
Verbrechens in der BRD nicht viel anders aussehen und arbeiten wie die ehren-
werten Herren in den Chefetagen der Wirtschaft.
Gerade ...diese Erkenntnis hat das BKA dem Innenminister in einer neuen Studie
aufgeschrieben: Eine "Organisierte Kriminalität eigenen Zuschnitts" gebe es im
Lande, "deren Gefährlichkeit gerade darin begründet liegt, daß sie ähnlich viel-
gestaltig und flexibel ist wie die Wirtschaft unseres Landes".
Die "neue Form der Organisierten Kriminalität", sagt der Berliner Leitende
Kriminaldirektor Dieter Schenk, seit Januar Vize beim Berliner Verfassungs-
schutz, habe in Deutschland auch einen "neuen Trägertypus" geschaffen: den
"seriösen Geschäftsmann". Für den, so Schenk, ist "die Kriminalität lediglich
die Fortsetzung seiner Arbeit mit anderen Mitteln". Entsprechend sind die
Methoden. "Modernste Funkgeräte, Autotelephon, Telex und alle anderen denk-
baren modernen Kommunikationsmittel, die auch das normale Geschäftsleben
kennt, kommen zum Einsatz", heißt es in einem Erfahrungsbericht der "Arbeits-
gemeinschaft Kripo", eines Zusammenschlusses der Kripochefs aus Bund und
Ländern.
Die Kriminellen, so die Fachleute in ihrem Bericht, verfügten mittlerweile über
eine Infrastruktur, "die den technischen Mitteln der Polizei in keiner Weise
nachsteht, sondern sie sogar häufig übertrifft".
Machtlos stehen die Ermittler vor einem Netzwerk krimineller Unternehmungen,
deren Umsatz der Stuttgarter OK-Experte Stümper auf 164 Milliarden Mark pro
Jahr schätzt - fast ein Zehntel des Bruttosozialprodukts. Und die Kriminalstati-
stik belegt das Wachstum der kriminellen Monopole: Immer weniger Täter sind
für immer mehr Straftaten verantwortlich.
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Längst nimmt eine "Verzahnung der organisierten Formen der Kriminalität mit
unserem Wirtschafts- und Sozialsystem", wie sie das BKA-Dossier prognosti-
ziert, deutlich Konturen an.
In keiner Stadt ist bislang die kriminelle Verquickung von Unterwelt und Ober-
welt so konsequent aufgedeckt worden wie in Berlin. Die Bezeichnung "Filz",
unter der in Berlin die Korruptionsaffäre um den Baustadtrat Wolfgang Antes
abgehandelt wird, vertuscht nur, daß es dabei auch um organisiertes Verbre-
chen ging.
In den Sog der Ermittler geriet eine ehrenwerte Gesellschaft von Lokalpoliti-
kern, Firmenjongleuren und Baulöwen, die Amt und Mandat mißbrauchten, be-
trogen, Schmiergeld anboten oder annahmen. Es ging um erschwindelte Sub-
ventionen und Bauaufträge ebenso wie um Brandstiftung, Erpressung, Groß-
schmuggel oder Anstiftung zum Mord. "Wir sind auf so ziemlich alles gestoßen,
was das Strafgesetzbuch hergibt", sagt ein Ermittler, "außer der Vorbereitung
eines Angriffskrieges.
Am Berliner Modell sehen Praktiker eindrucksvolle Beweise für die enge Ver-
flechtung zwischen Wirtschaftskriminalität und Berufsverbrechertum.
Beispielhaft zeigte sich, so der Berliner Sumpf-Ermittler Schenk, wie betuchte
Ganoven aus der "Machtbasis der Bordelle" Geld und Erpressungspotential
ziehen, "Freiräume durch private Macht" errichten und "in mehreren Ebenen
die gesellschaftliche Infrastruktur durchdringen". Der erfahrene Fahnder: "Man
leistet sich exzellente Steuerberater und Rechtsanwälte. Eine Bank brauchen die
nicht mehr zu überfallen."
In Berlin "wurde gearbeitet wie bei der klassischen sizilianischen Mafia", urteilt
der OK-Experte und Journalist Dagobert Lindlau. Der Fernsehmann hat in
Berlin recherchiert - und auf Sizilien. Sein Buch, "Der Mob", steht derzeit auf
den Bestseller-Listen.
Der Vergleich mit der italienischen Mafia gilt nicht nur für Berlin. Ganze Wirt-
schaftszweige fallen - wie in Italien - unter die Räuber. Kriminelle Organisatio-
nen haben begonnen, das Baugewerbe in den Griff zu nehmen.
Und in Großstädten gibt es schon Hinweise auf breit organisierte Bau-
Korruption: In Frankfurt ließ die Staatsanwaltschaft mehr als 20 Bauverwalter
und Bauunternehmer verhaften, die mit Korruption die öffentliche Auftragsver-
gabe in der Main-Metropole zu ihrem Nutzen kontrolliert haben sollen.
Eine Sonderkommission in Hamburg ermittelt gegen mehrere hundert Verdäch-
tige, die bei Bauaufträgen für Bundeswehrgebäude, Schulen und Krankenhäuser
kräftig abgesahnt haben sollen. Über hundert Behördenbedienstete sind im Vi-
sier der Ermittler. Zwei Beamte fielen auf, weil sie Teilhaber am Lübecker Bor-
dell "Sudfaß" waren - zusammen mit St.-Pauli-Größen.
(Spiegel Nr.9/88 S.72 u.73)

------
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Gibt es noch immer jemanden, der an die Möglichkeit einer rechtschaffenen
Marktwirtschaft glaubt oder an eine Demokratie im Kapitalismus?
Die genannten Tatsachen im Zusammenhang mit den erläuterten Gesellschafts-
mechanismen müßten eigentlich eindeutig und erdrückend sein!
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2.1.4.2.1. Wirtschaft, Verbrechen und Politik
Der Spiegel; 26/89; S.88; 13/91; S.130 ff.; 37/90; S.112 ff. -->  LVIII
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2.1.4.2.2. Politik, Staat und Verbrechen
Der Spiegel; 08/91; S.114 ff.; 33/90; S.80 ff. -->  LX
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Der Spiegel; 52/91; S.76 f. -->  LXI
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2.1.4.3. Einheit von Wirtschaft, Staat und Verbrechen

Fassen wir zusammen. Der Verbrechensexportmechanismus ist durch den Ak-
kumulationsprozeß innerhalb der Marktwirtschaft ein natürlicher Vorgang.
Durch die höheren Gewinne im organisierten Verbrechen ist der normale Unter-
nehmer gezwungen, im Wirtschaftsbereich des Verbrechens zu investieren und
die erzielten Gewinne dort zur Vergrößerung seines eigenen Kapitalstocks an-
zulegen. Geschieht dies nicht, so wird gerade dieses Unternehmen durch die hö-
here Ansammlung des Kapitals im Wirtschaftsbereich des organisierten Verbre-
chens geschluckt. D.h., im Zuge der Zeit wird der Handel mit "legalen Waren" -
durch die Wirtschaft - und der Vertrieb von "illegalen Waren" - durch das orga-
nisierte Verbrechen - wegen der Ansammlung des Kapitals eine Einheit bilden.
Dies entspringt dem wirklichen Wesen des Handels:

Das Ziel des "guten Geschäftes" ist es nun einmal, ein "gutes Ge-
schäft" zu machen, indem der Handel in seiner Suche nach Marktni-
schen alle Waren auf den Markt bringt, für die eine Nachfrage besteht
und mit denen Gewinne erwirtschaftet werden können. "Legales" und
"illegales" Warenangebot stellen somit in Wirklichkeit immer eine
Einheit in der Marktwirtschaft dar, weil diese Einheit seiner tatsächli-
chen Natur entspricht. Der heutige Handel ist nur der legale Bestand-
teil der kapitalistischen Marktwirtschaft. Das organisierte Verbre-
chen als ein weiteres "gutes Geschäft" ist in diesem Zusammenhang
nur die Ausdehnung des Handels auf den tatsächlichen Umfang des
kapitalistischen Marktwirtschaftskörpers, wobei diese Ausdehnung
durch das Eigentumsrecht angestoßen wird.

Das vom Staat garantierte Handelsrecht sowie die Möglichkeit, durch den Han-
del ein "gutes Geschäft" zu machen, ist somit lediglich jener organisierte Betrug
gegen die gute Sitte und den Humanismus, der sich im organisierten Verbrechen
gegen den Menschen fortsetzt. Im Kern bleibt der Wesenszug des Handelns
(d.h., ein "gutes Geschäft" machen zu wollen) "das Verbrechen der Ausbeu-
tung", das sich gegen den einzelnen Menschen und die gesamte Gesellschaft
richtet und immer - im Kleinen als auch im Großen - gegen die Menschlichkeit
und die elementarsten Menschenrechte verstößt.

Somit ist es nicht so, daß die kapitalistische Marktwirtschaft mit ihrem Eigen-
tumsrecht das Verbrechen fördert.

-Die kapitalistische Marktwirtschaft ist das Verbrechen-

------
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Die Blutspur des "guten gewinnbringenden Geschäftes" zieht sich quer durch
die Geschichte, wobei das "gute Geschäft" in der Ausbeutung, Versklavung und
der fast völligen Ausrottung der reinrassigen Ureinwohner Amerikas (wobei
auch angesehene Hamburger Handelshäuser im Dreieckshandel zwischen Afri-
ka, Süd-Amerika und Europa ihr Schäfchen ins Trockene brachten), in den Frei-
beutern von England - denen Königin Elisabeth II einen Schutzhafen bot, die für
sie die spanischen Galeeren auf hoher See überfielen und plünderten - und im
heutigen Rauschgifthandel nur seine wahre Gestallt annimmt. Doch neu ist
selbst dieser Rauschgifthandel nicht. Im 19.Jahrhundert überzogen die Briten
China zwei mal mit einem Krieg wegen des Rauschgiftes, aber nicht um die
Rauschgiftquelle zu vernichten. Die Chinesen wurden mit Kanonen gezwungen,
ihren Markt dem Opium zu öffnen, welches England in Indien erntete. (Spiegel-
Spezial 1/89 S.11)
Die Kronkolonie Hongkong wäre nicht gegründet worden, wenn die britische
East Indian Company nicht einem Opium-Umschlaghafen gebraucht hätte. Ihrer
Majestät Opium-Monopol hatte um 1880 ein Handelsvolumen von jährlich 5000
Tonnen.
(Spiegel-Spezial 1/89 S.77)

Somit liegt es also nur in der Tradition der Wirtschafts- und Staatsge-
schichte, daß Burmesische Soldaten, die seit Monaten auf rebellische Studenten
in den Straßen ihrer Städte schießen, vor ihrem "Einsatz" eine Ration Opium
erhalten. (Der Spiegel 1/89 S.11)

Auch wundert es mich nicht mehr, daß ein Herr Barschel - ehemaliger Mi-
nisterpräsident von Schleswig-Holstein - plötzlich aus scheinbar unerklärlichen
Gründen nach dem damaligen Abhörskandal tot in einer Badewanne aufgefun-
den wird. "Lupara bianca" (weiße Flinte) heißt in Sizilien eine besonders wirk-
same Methode, wenn plötzlich Kronzeugen oder Mitwisser, die zuviel wissen
und nicht spuren, einfach verschwinden oder wie 1987 der Pinzner-Zeuge Bernd
Wünsch "sich unter unerklärlichen Umständen selbst erschießt und sich dazu
ausgerechnet auf einen Misthaufen legt".
(Der Spiegel Nr.9/88)
Herr Barschel wußte wohl zuviel, war aufgeflogen und wollte in seiner Eigen-
willigkeit mit allen Mitteln seine politische Laufbahn fortsetzen, was ihm mei-
ner Meinung nach mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit zum Ver-
hängnis geworden ist.
Die Verfilzung von Staat, Wirtschaft und Verbrechen ist so mächtig, daß sich
selbst ein Bundeskanzler wie Helmut Kohl manchmal nicht mehr daran erinnern
kann, was er zu gewissen Zeitpunkten tat und scheinbar unter chronischen Film-
rissen leidet. "Die Amnesie ersetzte die Amnestie", schrieb der Spiegel in seinem
Abschlußbericht zum letzten großen Prozeß im Parteispenden-Skandal. (Der
Spiegel 19/91 S.91)
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Es besteht also eine totale Verflechtung von Staat, Politik, Wirtschaft
und organisiertem Verbrechen, welche erst aus dem Eigentumsrecht
und der Marktwirtschaft heraus entstehen kann und die Grundlage der
heutigen Macht- und Herrschaftsstrukturen bildet. Daher gibt es auch
kein Interesse der Mächtigen, Marktwirtschaft und Eigentumsrecht als
Ursache für all die beschriebenen negativen Folgen aufzulösen, weil
sie hiermit ihre eigene Herrschaftsgrundlage zerstören würden und die
Demokratie machbar wäre.

Ich kann immer nur wiederholen:
In der heutigen Form gleicht unsere Gesellschaftsordnung nur einer verfeinerten
Form der Sklaverei, in der die Besitzlosen nur Wohn- und Ausbeutungsort frei
wählen dürfen. Aufgebrochen wurde das totale Eigentumsverbrechertum erst
mit der gegen die Unterdrückung und Ausbeutung gerichteten neuen sozialen
Moral, welche um die Jahrhundertwende in Aufständen und Revolutionen durch
die Besitzlosen mündete und zur Ausgrenzung der schlimmsten Verbrechen
durch den unbeschränkten Handel führte. Diesen illegalen Wirtschaftskörper
erobert sich nun der Marktwirtschaftsmechanismus Schritt für Schritt zurück. In
diesen insgesamt geschilderten Mechanismen liegt die Ursache, warum wir un-
sere demokratischen Selbstbestimmungsrechte noch nicht bis über das Eigen-
tumsrecht ausdehnen konnten, das Privateigentum an Produktionsmitteln und
Lebensquellen abschafften und zu einer wirklichen Mehrheitenherrschaft vor-
drangen.

-Ursache ist und bleibt das Eigentum in Verbindung mit dem
Handel-
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2.1.4.3.1. Politik und Verbrechen
Der Spiegel; 31/91; S.102 ff. -->  LXII
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Der Spiegel; 26/89; S.40 -->  LXVI
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2.1.4.4. Westliches Weltwirtschaftskartell

Das westliche Weltwirtschaftskartell ist jedoch nicht DAS KAPITAL als gleich-
förmiger Herrschaftskörper mit einer Führungsperson an der Spitze. Es ist ein
planwirtschaftlicher Zusammenschluß der führenden Kapitalisten zu einem
Kartell, mit dem sie die Möglichkeiten der gegenseitigen Konkurrenz - zum
wechselseitigen Vorteil der Risikoverminderung für den einzelnen - auf ein sehr
geringes Maß zurückschraubten. Die Zusammenkünfte dieser Weltwirtschafts-
kartelle zur Absprache und zum Abstecken gemeinsamer planwirtschaftlicher
Handlungs- und Verhaltensräume können wir in den Wirtschaftsnachrichten
sehr gut verfolgen. So traf sich die CrÜme de la CrÜme des europäischen Ma-
nagements im Frühjahr 1989 - als informelles Interessenskartell - im Stuttgarter
Neuen Schloß zur Festlegung wirtschaftspolitischer Verhaltensregeln und Wett-
bewerbsgrenzen innerhalb des neuen europäischen Binnenmarktes 1992. Ihr
Thema war: "Konkrete Konsequenzen für politische Weichenstellung sowie
unternehmerische Strategien und Entscheidungen, wie sie der vollendete Bin-
nenmarkt verlangen und ermöglichen wird."
(Der Spiegel 23/89)
D.h., an der Spitze dieses Weltwirtschaftskartells finden immer noch - nach ab-
gesteckten wirtschaftspolitischen Verhaltensregeln und Wettbewerbsgrenzen -
Machtkämpfe statt. Jeder einzelne und jede Gruppe der führenden Kapitaleigner
versucht, mehr Einfluß und Kapital zu gewinnen, um so die Führungsrolle in-
nerhalb des Kartells zu übernehmen.

Da es sich bei den führenden Kapitaleignern innerhalb des westlichen
Weltwirtschaftskartells um eine kleine überschaubare Gruppe handelt,
tritt wegen der entstehenden Gruppendynamik der Anteil am Eigen-
tum langsam in den Hintergrund. Der einzelne Kapitaleigner bezieht
sich zur Herrschaftsausübung zunehmend auf informelle Gruppen-
strukturen, zwischenmenschlichen Beziehungen und Interessengrup-
pen, so daß sich informelle Herrschafts- und Machtstrukturen inner-
halb des Kartells ergeben, die auf zwischenmenschlichen Beziehungen
basieren und auf die sich in immer stärkerem Maße die Macht verla-
gert, so daß der wirtschaftliche und politische Einfluß - der sich nur
aufgrund des persönlichen Anteils am Eigentum ergibt - zwangsläufig
in den Hintergrund tritt.

------

Mit der Beschreibung "aller Handelsebenen" sowie der Verquickung von Staat,
Regierung, Wirtschaft und organisiertem Verbrechen sind wir beim wahren Ge-
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sicht des westlichen Weltwirtschaftskartells angelangt. Erst hieraus läßt sich das
scheinheilige Winden und Wenden des Kapitals erklären und die Ursache, war-
um es systematisch alle Mittel zur Durchsetzung seiner Interessen ergreift. Alle
menschenverachtende Handlungsweisen und Vorgehensweisen werden mit die-
ser ursächlichen Sichtweise zum Kapitalismus erklärbar und verständlich. Das
westliche Weltwirtschaftskartell, welches meiner Ansicht nach heute schon be-
steht und unter sich die weltwirtschaftspolitischen Herrschaftsbereiche aufteilt,
ist nur die größte und mächtigste Ausdrucksform desselben uns alle umklam-
mernden Eigentumsrechts.

Den gelegentlich noch stattfindenden marktwirtschaftlichen Verdrängungs-
kampf deute ich als Machtkampf innerhalb des Kartells, der zwischen den ein-
zelnen Personen und informellen Gruppenzusammenhängen stattfindet.

Die tatsächlich international bestehende Einheit von Staat, Wirtschaft und
Verbrechen - die Welt ist nur noch in Interessensphären der einzelnen infor-
mellen Kartellgruppen aufgeteilt, deren Wirtschaftsgrenzen unscharf, undeut-
lich und verschwommen sind - paßt nur zu gut ins Bild. Dies ist die einzige
sinnvolle Schlußfolgerung, die sich aus den geschilderten Tatsachen und Sach-
zusammenhängen ableiten und sich aus der heutigen Weltrealität überdeutlich
entnehmen läßt. Nur so sind z.B. die zwischen den USA und der EG geschlosse-
nen In- und Exportverträge erklärbar, die eine genaue planwirtschaftliche Quo-
tenregelung für den Austausch bestimmter Güter (Stahl, Weizen, etc.) im Inter-
kontinentalen Handel festlegen. Denn ein freier Welthandel oder eine freie
Marktwirtschaft kann dies unmöglich sein. Und welchen anderen Grund sollte
es für eine Supermacht wie die USA für eine Einmischung in den Welthandel
schon geben, als daß die wirklichen Interessen dieses Staates von einer in ihm
vorherrschenden informellen Kartellgruppe bestimmt werden?
Ist es nicht so, daß in den USA nur der Präsident werden kann, der entweder
schon reich ist oder seinen Wahlkampf von den amerikanischen Konzernen fi-
nanziert bekommt, so daß die vorherrschenden informellen Kartellgruppen, in
deren Schuld der Präsident steht, mit seiner Wahl bestimmt sind?
Was bleibt denn hier an demokratischer Entfaltungsmöglichkeit, wenn Wirt-
schaft und Politik ein solches Bündnis eingehen?

Des weiteren können wir z.B. eine weltwirtschaftspolitische Verhaltensre-
gel als Wettbewerbsgrenze sehr deutlich bei den multinationalen Mineralölkon-
zernen beobachten. Diese stellen insgesamt eine Kartellgruppe dar und steuern
durch Preisabsprachen die internationale Preisentwicklung für Mineralöl, indem
sie gemeinsam ihre Preise erhöhen oder senken. Sie sind es auch, die die Ent-
wicklung anderer Kraftstoff-Motoren blockieren und so den technischen Fort-
schritt und Umweltschutz behindern. Sie kauften und kaufen z.B. alle Patente
für Wasserstoffmotoren (Firma Exxon), die zum Teil in ihren Raffinerien schon
seit Jahrzehnten laufen und mit denen sie das in den Raffinerien entstehende Ab-
fallprodukt Wasserstoff sinnvoll verwerten. Verhindern wollen sie, daß z.B. im
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Straßenverkehr noch andere kraftstoffbetriebene Motoren in Umlauf kommen
und ihnen ihr "gutes Geschäft" mit dem Kraftstoff Mineralöl versauen. Gleich-
zeitig bauen sie mit einem solchen Schritt vor, denn irgendwie muß es ja weiter-
gehen, wenn wir alles Mineralöl verfeuert haben!

Genau das gleiche Spiel können wir in der Konsum- und Verschleißwirt-
schaft beobachten. Eine Wettbewerbsgrenze für das Weltwirtschaftskartell ist
die unbedingt einzuhaltende Verschleißwirtschaft, die den Waren-Geldkreislauf
erhalten und die über die Konsumgesellschaft errichtete wirtschaftspolitische
Herrschaft sichern soll. Ein gutes Beispiel findet sich hierfür in der Automobil-
industrie. Die Personenkraftfahrzeuge halten 12 Jahre anstatt der heute mögli-
chen 120-150 Jahre, obwohl eine längere Lebensdauer kaum höhere Produkti-
onskosten verursacht und von einer Firma angeboten, der Verkaufsschlager auf
dem Weltmarkt für einen internationalen Marktverdrängungskampf wäre!
Trotzdem geschieht dies nicht, was einen totalen Widerspruch zur kapitalisti-
schen Marktwirtschaftsideologie und dem freien Spiel der marktwirtschaftlichen
Kräfte darstellt. Die künstliche Verkürzung der Lebensdauer von Personenkraft-
fahrzeugen ist eine der Wettbewerbsgrenzen, die als wirtschaftspolitische Ver-
haltensregel weltweit eingehalten und als Gebot zur Erhaltung der Konsumge-
sellschaft international vom Weltwirtschaftskartell nicht überschritten wird!

So kann ich die Entrüstung, die Prof. Dr. Wolfgang Kartte (seit 1976 Präsident
des Bundeskartellamtes in Berlin) in seinem Spiegel Essay, "Europa, ein Roll-
feld für Multis?", äußert, überhaupt nicht nachvollziehen. Er ist schockiert über
das Thema des europäischen Managements beim Treffen im Stuttgarter Neuen
Schloß, dessen Vorbereitung in den Händen von McKinsey/Deutschland lag.
Aufgebracht, nachdenklich und vielleicht endlich wach schreibt Kartte zu die-
sem Tagungsthema:
Welche politischen Weichen sollten gestellt werden? McKinsey-Chef Herbert
Henzler ließ die Katze aus dem Sack: Als Hauptgewinner von "Europa 92" sieht
er die international tätigen Unternehmen an. Die multinationalen Konzerne, die
großen Gewinner im Machtgefüge, sollten sich, so sein Rezept, in möglichst
vielen Ländern als good local citizen zeigen. Allerdings müßten die Bürger sich
mit einem abfinden: Sozialpolitische Forderungen werde der Staat schon des-
halb immer weniger erfüllen können, "weil die globalen Unternehmen sich der
nationalen Kontrolle entziehen".
Die Standortwahl der Multis folge objektiven Kriterien. Aber ihre Infrastruk-
turmaßnahmen hätten, neben ökonomischen Gesichtspunkten, "auch weltwirt-
schaftliche Verantwortung" zu berücksichtigen. Dem Staat, dem großen Verlie-
rer, wird nur noch eine bescheidene Aufgabe zugewiesen, nämlich die "Vision
Europa" zu vertreten und zu zeigen, welche Rolle er "im Zusammenwirken mit
Unternehmen, Konsumenten und Arbeitnehmern" noch spielen könne.
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Das ist schon starker Tobak. Die Multis entziehen sich der Kontrolle durch den
Staat, reklamieren bei ihren Investitionen weltwirtschaftliche Verantwortung
und der Staat soll um seine verbleibende Rolle mit ihnen ringen.
(Der Spiegel, 23/89)
Ich kann es kaum glauben. Ist Wolfgang Kartte wirklich so naiv? Springen denn
die wirtschaftspolitischen Vorgänge jedem aufgeschlossenen Beobachter nicht
schon längst in die Augen?

Ich glaube, daß Herbert Henzler nur die Wahrheit aussprach und diese so-
wieso schon Realität ist. Und die Topmanager bekennen sich immer offener
hierzu, denn sie sind die neuen Fürsten, die diese Welt regieren und wissen, daß
sie keinen Widerstand zu fürchten brauchen, weil es keinen mehr gibt. Sie wis-
sen sehr genau, daß sie den 150-jährigen Kampf gegen die Arbeiterbewegung,
Sozialisten und Gewerkschaften gewonnen haben und ihnen keine weitere klas-
senbewußte, demokratische und kampferprobte Besitzlosenorganisation entge-
gentreten wird, die gegen sie ernsthaften Widerstand leistet oder sie gar "ab-
wählen" könnte. Und genau dies drückt sich zunehmend deutlicher im Sprach-
gebrauch des Multinationalen Kapitals aus. Als Beispiel für die markanten Töne
aus den "Schaltzentralen der Macht" zitiere ich den Entwurf eines Statuts für die
europäische Aktiengesellschaft:
"Die Wettbewerbsfähigkeit der Gemeinschaft ist sowohl auf den Inlandsmärkten
als auch auf dem Weltmarkt ernsthaft gefährdet. Wir werden nicht schritthalten
und erst recht nicht die Führung übernehmen können, wenn es uns nicht gelingt,
unsere Industrien dazu zu bewegen, ihre Kräfte zu vereinen."
(Der Spiegel, 23/89, S.142)
Dies ist die Gesellschaftswirklichkeit. Über das verkrampfte und schockierte
Festklammern an der "Sozialen Marktwirtschaft" vom Präsidenten des Bundes-
kartellamtes kann ich mich nur wundern. Die Geschichte wird zeigen, daß die
Soziale Marktwirtschaft nur ein Mittel des multinationalen Kapitals war, mit
dem das Geldbürgertum den Selbstbestimmungswillen, die Solidarität und die
Kampfkraft der Arbeiterbewegung ideologisch austrocknen wollte!

Mit den nun folgenden Beispielen will ich den schon eingetretenen schwinden-
den wirtschaftspolitischen Einfluß der Staaten belegen. Dieser wirkt sich so aus,
daß es nicht mehr nur bei der indirekten wirtschaftspolitischen Weltkartellbil-
dung durch planwirtschaftliche Absprachen von Verhaltensregeln und Wettbe-
werbsgrenzen bleibt. Die Weltwirtschaftskartelle beginnen sich zunehmend,
ganz offen und für jeden nachvollziehbar zusammenzuschließen.
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2.1.5. Weitere Gegensätze im kapitalistischen System

Ich glaube, es ist nun allgemein verständlich, wenn ich schreibe, daß Staat und
Gesellschaft in allen Ebenen dem Verwertungsinteresse des Kapitals unterge-
ordnet werden.

Der andauernde zerstörerische Gesellschaftsmechanismus des Kapitalismus
verursacht den innerhalb der informellen Kartellgruppen "tobenden" Macht-
kampf, den ich nun beschreiben werde.
Bisher unerwähnt blieb das ehemalige östliche Wirtschaftskartell mit seiner an-
geblich anderen Gesellschaftsordnung - dem Kommunismus -, welches mit sei-
nem monopolkapitalistischen Staatseigentum und dem entfachten Kampf (zwi-
schen dem östlichen Monopolkapitalismus und dem westlichen Weltwirt-
schaftskartell) um eine weltweite wirtschaftliche Vormachtstellung für eine
weitere Verschärfung des Konkurrenzkampfes auf dem Weltmarkt sorgte. Trotz
planwirtschaftlicher Absprachen, die auch zwischen den beiden Wirtschafts-
blöcken - also zwischen Ost und West - stattfanden, reichte der Konkurrenz-
kampf immer noch so weit, daß die beiden Kartelle gezwungen waren, mög-
lichst arbeitsarme, billige Herstellungsverfahren anzuwenden. Dies gilt auch für
die internen informellen Kartellgruppen innerhalb des östlichen und westlichen
Wirtschaftskartells (hier z.B. die in Gruppen zusammengeschlossenen Kapi-
taleigner in Japan, Europa und den USA), wobei diese beiden Wirtschaftskar-
telle (Ost, West) die jeweils höchste Zusammenschlußebene der informellen
Kartellgruppen des jeweiligen Gesellschaftssystems waren. Alle Kartellgruppen
(das östliche und westliche Wirtschaftskartell ebenso wie die internen informel-
len Kartellgruppen) waren und sind gehalten, zusätzliche Unkosten zu vermei-
den und versuchten bzw. versuchen deshalb, im Rahmen abgesprochener Wett-
bewebsgrenzen möglichst viele Arbeitskräfte einzusparen.

Die von diesem Handlungsziel ausgehenden Verhaltensweisen sind die im
Großen wirksamen zerstörerischen Gesellschaftsmechanismen, die ich nun in
verkürzter Form darstellen werde und ihren Ausgangspunkt in den Machtkämp-
fen der einzelnen Kartellgruppen finden.

2.1.5.1. Gegensatz von Kapitalismus und Naturschutz

Bei der Arbeitskräfteverringerung, also der Verringerung der notwendigen Ar-
beitszeit zur Kosteneinsparung, sind wir an dem Punkt angelangt, aus dem der
Gegensatz zwischen Kapital und Naturschutz hervorgeht.

Die Abfallentsorgung oder die Wiederherstellung zerstörter und verseuch-
ter Landschaftsgebiete bedeutet Arbeit, und Arbeit kostet Geld. Geld jedoch ver-
sucht der Unternehmer, mit allen Mitteln einzusparen. Die Gründe sind:
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1. Die Unternehmer wollen Gewinne machen und reich werden.

2. Sie wollen auf dem Markt konkurrenzfähig bleiben.

"Hiermit beißt sich die kapitalistische Katze in den Schwanz".
D.h., die Unternehmen produzieren nur, um Gewinne zu erzielen. Sie sind auf
Gewinnmaximierung ausgerichtet, und die Erhaltung der Natur als das Interesse
der Gemeinschaft steht ihnen hierbei nur im Wege!

Die Einwegverpackungen sind hierfür ein gutes Beispiel. Unter betriebswirt-
schaftlichen Gesichtspunkten bedeuten Einwegverpackungen für das einzelne
Unternehmen weniger Arbeit als die zusätzlichen Wiederverwertungsarbeiten
durch Mehrwegverpackungen, wobei die Mehrwegverpackungen unter volks-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu einer erheblichen Arbeitseinsparung führen
und hiermit sinnvoll sind, verschlechtern aber aus betriebswirtschaftlicher Sicht
die Konkurenzfähigkeit erheblich, da nun das Einzelunternehmen Arbeitskräfte
zur Wiederverwertung und somit zur Abfallverminderung bereitstellen müßte.
Die Unkosten der Abfallbeseitigung trägt jedoch nicht der einzelne Unterneh-
mer. Nein, sie werden von den Gemeinden übernommen. Jeder einzelne zahlt
für seine Abfallentsorgung seine Beitragspflicht, weil er den Dreck verursacht
und ihn sich mit den Einwegverpackungen selbst einkauft. Hier werden typi-
scher Weise die Unkosten, die für die Wiederverwertungsarbeiten von Mehr-
wegverpackungen notwendig sind, auf die Gemeinschaft als Arbeitsunkosten für
die Abfallentsorgung umgelegt!

Was im Kleinen beginnt, geht natürlich im Großen weiter. Die Dünnsäurever-
klappung ist ein Beispiel hierfür. Die Bayer AG verklappt dieses Gift - trotz
weltweiter Proteste - weiter in der Nordsee.
Und warum? Luft und Wasser sind Gemeinschaftsgüter, für deren "Verbrauch"
niemand Abgaben zu zahlen brauch. Die Verbrauchsmenge spielt hier keine
Rolle, da ein Privateigentum an im Überfluß vorhandene Güter sinnlos ist und
niemand - zumindest bis vor einem Jahrzehnt - ein Interesse besitzt, die Ver-
brauchsmengen einzuschränken. Ein Unternehmer kann bekanntlich nur an Din-
gen verdienen, die knapp sind. Erst hierdurch entsteht das Marktverhältnis von
Angebot und Nachfrage. Vielleicht sind wir bald auch mit Luft und Wasser so-
weit.

Und die Verursacher der systematischen Nordsee-Zerstörung sind bekannt.
Bayer, Höchst, BASF, Sandoz usw. Sie alle produzieren die Produkte, die zu
den Meereskillern gehören und in der Nordsee "endgelagert" werden: PVC,
Schwermetall, Düngemittel (den Nordseealgendünger), Bleichmittel, gebleichte
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Zellstoffe, Waschmittel, Haushaltsreiniger usw. Beseitigt wird dieser Dreck in
der Nordsee, weil`s billiger ist!.
Doch trösten Sie sich. Im europäischen Raum des Mittelmeeres sieht es nicht
viel anders aus. Mit Billigangeboten versuchen nun die Italiener, die Urlauber an
die algenverseuchten Strände der Adria zu locken. Für viele Wissenschaftler ist
es heute nur noch ein Rechenexempel, bis die Adria oder das Mittelmeer als
Dreckkloake endgültig umkippt.

Ich muß eine Schlüsselfrage stellen, bevor ich sie in der Fülle der auf mich ein-
strömenden Gedanken vergesse. Welcher Kapitaleigner eines multinationalen
Unternehmens besitzt im Rahmen der weltwirtschaftlichen Kartellabsprachen
ein Interesse, die Verschleißproduktion der Konsumgesellschaft einzustellen?
Kein Kapitaleigner besitzt ein Interesse, diesen Wahnsinn der eingebauten Soll-
bruchstellen zu stoppen, da er sich selbst die Machtbasis seiner Herrschaft ent-
ziehen würde! Somit ist die Konsumgesellschaft wegen der dem Kapitalismus
eigenen Gesellschaftsmechanismen der Hauptverursacher der Umweltzerstö-
rung!

Die Fluorchlorkohlenwasserstoffe (FCKW), die bekannt sind als Ozonschicht-
Killer, dürfen weiterproduziert werden, obwohl sich FCKW durch andere Stoffe
oder alternative Herstellungstechnologien fast völlig ersetzen ließe - und nicht
nur in Spraydosen. Trotzdem wollen Hoechst und Kali weiter produzieren.
Wahrscheinlich ist die Produktionsumstellung so kostenaufwendig, daß die
Topmanager einen Pfennig weniger verdienen und daher die Weiterproduktion
vorerst kostengünstiger ist. Die Müllhalde Luft ist halt billiger! Und so werden
wir auch zukünftig ihren Dreck einatmen müssen!

------

Zu mir sagte ein guter Bekannter, daß das Abschaffen der Geldwirtschaft und
des Kapitalismus unmöglich sei. Denn ohne das Interesse an einem guten Ver-
dienst wäre nie der Katalysator für Automobile erfunden worden. Er meinte, der
Umweltschutz könne nur durch das Verdienstinteresse einzelner entstehen, denn
sonst wäre niemand bereit, etwas für den Umweltschutz zu tun.
Für mich klingt diese Argumentation schon fast nach bitterem Sarkasmus, denn
im sarkastischen Sinne trifft sie die heutige Lebenswirklichkeit vollständig. Zu-
erst schaffen die durch den Kapitalismus geformten Verhaltensmechanismen die
Rush-Hour (wie im Band I, Absatz: "Die Rush-Hour entfällt", beschrieben), weil
jeder etwas verdienen und möglichst gut leben will, und dann kassiert die Au-
toindustrie ein zweites Mal ab, weil wir im Dreck der Rush-Hour fast ersticken.
Sie erfindet den Katalysator.
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Und just lese ich in den Greenpeace-Nachrichten I/89 S.13: "Die Autoindu-
strie muß endlich energiearme Motoren in Serie bauen. Prototypen, die lediglich
knapp zwei Liter Kraftstoff auf hundert Kilometer verbrauchen, gibt es längst.
Wir können sie nur nicht kaufen: Den Autoproduzenten ist die Umstellung auf
abgasarme Wagen zu teuer, und der Lobby der Mineralölkonzerne sind die Ben-
zinsparer ein Dorn im Auge." Und hiermit kassiert das Kapital ein drittes Mal.

Für die Wasserstoffmotoren, die den heute sinnlos verfackelten Wasserstoff
verwerten, gilt das gleiche. Die Wahrheit ist, daß im Kapitalismus kein Unter-
nehmer ein Interesse an abgasarmen oder gar abgaslosen Motoren besitzt, weil
hierdurch niemand mehr ein "gutes Geschäft" machen könnte.

------

An der Energieeinsparung und der hiermit verbundenen Qualmverringerung be-
sitzen selbst die Energieversorgungsunternehmen kein Interesse. Eine kurze Er-
klärung zur Stromerzeugung und der damit verbundenen Umweltverschmut-
zung:
In Kohlekraftwerken z.B. erhitzen Steinkohlefeuer Wasser zu Dampf. Der ent-
stehende Dampfdruck treibt Turbinen an, wobei durch die entstehende Drehbe-
wegung in Generatoren mit einem umlaufenden Magnetfeld Drehstrom erzeugt
wird.
Je mehr Kohle, Öl oder Strom die Energieversorgungsunternehmer verkaufen,
desto höher sind ihre Profite. Und so honorieren sie obendrein den besonders
hohen Stromkonsum der Vielverbraucher mit Mengenrabatten und Schleuderta-
rifen. Regenerierbare Energieträger wie Sonne und Wind hat die Kraftwerks-
lobby bislang ebenfalls geblockt: Denn dezentrale Kleinkraftwerke, Windräder
oder Solaranlagen machen Haushalte und Industriebetriebe unabhängig. Und
dann wackelt das Strommonopol.
(Greenpeace-Nachrichten I/89 S.13)

------

Nun müssen wir uns zwangsläufig fragen: Schont unsere kapitalismus orien-
tierte Weltgesellschaft wenigstens seine grünen Lungen, z.B. die Regenwaldflä-
che am Amazonas? Nein! Natürlich nicht. Warum auch? Damit ließe sich ja
nichts verdienen! Die armen Länder - an der Spitze Brasilien, das ein Drittel der
Regenwaldfläche in der Welt beherbergt - stecken in der Schuldenfalle.
Mit dem verzweifelten Verkauf und der Ausbeutung ihrer Tropenwälder zerstö-
ren sie eine ihrer - und unserer - größten Schätze: Über die Hälfte aller Tier-
und Pflanzenarten leben in der grünen Lunge der Erde, die außerdem weltweit
wesentlich das Klima mitbestimmt. Noch. Wenn das Vernichtungstempo der Re-
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genwälder anhält, werden sie, so schätzen Experten, wenn ein heute 20-jähriger
Mensch 40 Jahre alt ist, von der Erde fast völlig verschwunden sein.
Holzhandelstrusts lassen die Trassen in die unerschlossenen Wälder reißen, auf
denen die brandschatzenden landlosen Siedler, oft die Ärmsten der Armen, fol-
gen. Sie bebauen die für Landwirtschaft ungeeigneten Böden, die nach ein, zwei
Jahren ausgelaugt sind. Dann ziehen sie weiter. Die verschuldeten, häufig kor-
rupten Regierungen der "Entwicklungsländer" schreiten selten ein.
(Greenpeace-Nachrichten I/89)

Und warum schreiten hiergegen die Industrienationen nicht entschlossen
genug ein? Mit der "Schuldenfalle", in der die "Entwicklungsländer" stecken,
vergrößern die informellen Kartellgruppen ihren Kapitalstock. Wie beschrieben,
ziehen die Geldverleiher den "Entwicklungsländern" - über die Zinsen für ihre
Schulden - das Geld aus der Tasche, weil durch diesen erbeuteten Geldmehrwert
besonders hohe Gewinne einzufahren sind.

Wieder ist uns eine Hoffnung genommen, daß im Kapitalismus oder in der
Eigentumswirtschaft nur der Funke eines lebensbewahrenden Sinns aufblitzen
könnte. Sie werden sehen. Mit dem sich abzeichnenden teilweisen Erlaß des
Schuldenberges, den die Bankmanager natürlich mit einer unglaublichen sozia-
len Selbstdarstellung hinausposaunen werden, ist wiederum nur eine weitere
Trimmung der weltweit bestehenden Wirtschaftssklaverei zu erwarten.

------

Viele meiner "Freunde", mit denen ich endlose Gespräche zu diesem Thema
führte, sagten hierzu, daß sie sich sowieso bald in die Karibik absetzen wollten
und daß ihnen dann meine Thesen scheißegal sein werden. Vor kurzem las ich in
den Greenpeace-Nachrichten I/89:
Kloake Karibik?
Das Traumziel vieler Touristen verwandelt sich langsam in eine Kloake: er-
warten die Reisenden bald statt weißer Strände und sauberem Wasser abge-
holzte Küstenwälder, tote Korallenriffe und Badeverbote?
Was sich wie ein Horrorszenario anhört, ist das Fazit eines Berichts des UN-
Umweltschutzprogramms (UNEP). Nach dem Urteil der Experten drohen der
7.000 Quadratkilometer großen Region - wo in 28 Ländern und acht Kolonien
40.000 Menschen leben - "schwere und irreversible Schäden", wenn weiter so
sorglos der Abfall aus chemischer, petrochemischer und metallverarbeitender
Produktion, aus Raffinerien, Tankstellen, aber auch aus Haushalten ins Wasser
geleitet wird.
Ein Beispiel für die rasante Umweltzerstörung ist die Bucht von Nuevitas im
Norden Kubas. Wo es einst von Austern und Krabben wimmelte, wuchern heute
hauptsächlich Algen.



- 164 -

Es gibt also kein Entrinnen. Und zwar für niemanden von uns! Wenn Sie Ihre
Kinder oder Ihre Enkel wirklich lieben, dies nicht nur leeres Geschwätz ist und
Ihnen am Überleben der Menschheit etwas liegt, dann sind Sie und ich zum ge-
meinsamen Handeln gezwungen. Einen anderen Weg gibt es nicht, weil wir
schon mit dem Rücken zur Wand stehen.

Wenn wir nichts tun, werden uns die Katastrophen, die heute auf uns zurollen,
nicht nur unseren Lebensraum zunehmend einschnüren und uns unsere Freiheit
nehmen. Sie werden uns alle umbringen.

Die Nordseekilleralgen sind erst der Anfang, der mit der Nordseeverdrek-
kung begann.

Es wird ein zweites Tschernobyl geben, das womöglich wieder von einem
waghalsigen Experiment ausgelöst wird. In Tschernobyl wurde das Unglück
vermutlich über das Wechseln der Kernbrennstäbe im etwas herabgefahrenen
Betrieb ausgelöst. Die Auswechslung im herabgefahrenen Betrieb sollte die Un-
kosten senken. Der schnelle billige "Wechsel" war der schnellste, den die Welt
je sah.

Tankerunglücke wie im Prince-William-Sund an der Westküste von Alaska
wird es auch weiter geben. Der Öl-Multi Exxon besaß wohl nicht genügend
Geld, um seinen 300 m langen Supertanker, "Exxon Valdez", von einem guten
Kapitän führen zu lassen. Nein! Exxon nahm den 42-jährigen Säufer, Joseph
Hazlewood, der zum Zeitpunkt der Katastrophe angetrunken war und noch nicht
einmal in seiner Heimat, New-York, ein Auto fahren darf. Der Führerschein ist
ihm wegen Trunkenheit am Steuer entzogen worden und das, obwohl die Ame-
rikaner nicht so harte Alkoholbestimmungen besitzen wie die BRD. Zudem ist
es kein Geheimnis, daß selbst die 200.000 Bruttoregister-Tonnen Supertanker
oft nur von schlecht ausgebildeten Besatzungen geführt werden (Der Spiegel,
17/91, S.256). Eine Wiederholung ist somit jeder Zeit möglich. Insgesamt kann
hier nur noch geschlußfolgert werden:

Eine gelegentliche Naturkatastrophe ist für die Multis billiger als
eine gut ausgebildete Besatzung.

Doch ich kann gar nicht schnell genug schreiben, um auf dem neusten Stand der
Katastrophen zu bleiben. Die Berichte zu den Tankerunglücken in Genua und
Livorno im April 91 zeigen nur, wie richtig ich liege.

------

Somit wird es immer weitere Umweltkatastrophen wie in Sevezo und Giftgas-
katastrophen wie in Indien geben.
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Wir werden weiter unsere Böden verseuchen, unser Trinkwasser mit Nitrat und
anderem Zeug vergiften und unsere Flüsse weiter zu Abwasserkloaken machen
lassen.
Die Luftverschmutzung, das Aufheizen der Atmosphäre, den Treibhauseffekt,
das Ozonloch, die Klimakatastrophen und die für uns persönlich wachsende
Krebsgefahr lassen wir über uns ergehen, nur weil einige wenige ihre Geld- und
Machtgier nicht stillen können. Klimaveränderungen, Wüstenausdehnung, Mee-
resspiegelerhöhung, Arbeitslosigkeit, Hungersnöte, Mißernten und Dürrekata-
strophen sollen wir uns für die Aufrechterhaltung des Kapitalismus bieten las-
sen?
Wollen wir wirklich weitermachen wie bisher, nur weil irgendwo ein paar weni-
ge weiter ihre "guten Geschäfte" betreiben wollen, wobei die Vernichtung der
Natur nur einen neuen freigelegten Wesenszug des Kapitalismus darstellt und
immer ein Verbrechen gegen die Menschheit bleiben wird?

Für die, die immer noch Vertrauen zum Staat und dessen Rechtsprechung besit-
zen, will ich Beispiele anfügen, wie der Staat mit aktiven Umweltschützern um-
geht.

Am 16.Juni 1987 schweißten Greenpeace-Aktivisten am Bayer Elb-
Abflußrohr in Brunsbüttel einen Probeentnahmehahn fachgerecht fest. Vor dem
Amtsgericht begründete Harald Zindler diese Tat mit den Worten: "Unser Ab-
wasserkontrollhahn - als öffentliche Probeentnahmestelle - sollte ein Schritt in
die Richtung gläsernes Abflußrohr sein: Jeder Bürger soll die Möglichkeit be-
kommen zu kontrollieren, welche Schadstoffe hier in die Elbe wandern - in das
einst fischreichste Gewässer Europas." (Greenpeace 1/89 S.20/21)
Um 1900 lebten rund tausend Elbfischer vom Aal-, Lachs- und Zanderfang.
Heute fischen die letzten sieben Kutter im Trüben, und für die tumorgezeichne-
ten Fänge aus der Elbe, die in ihren Netzen landen, besteht Vermarktungsverbot.
Die Niederlassung Bayer-Brunsbüttel darf per Einleitungsbescheid vom 14.April
1988 jedes Jahr allein 10 Tonnen Chlorierte Kohlenwasserstoffe (CKW) in die
Elbe einleiten. Der Anwalt des Staates sagte hierzu nur, daß ihn ein "ungutes
Gefühl" beschleiche. "Da dürften extrem schädliche Stoffe eingeleitet werden,
solange sie nur die Grenzwerte unterschreiten. Das Umweltstrafrecht ist da
machtlos."
Doch der Greenpeace-Aktivist bekam von demselben Anwalt und Richter des
Staates eine "empfindliche Geldstrafe" von 100 Tagessätzen à 40 DM wegen
Sachbeschädigung, und die Schadensersatzklage der Firma Bayer an Greenpea-
ce ist noch nicht durch. (Greenpeace 1/89 S.20/21)
Nach der Beschreibung des Zusammenhangs von politischer Herrschaft und
wirtschaftlicher Macht, wobei dieser Zusammenhang mit dem Kapitalismus au-
tomatisch entsteht, wissen wir, warum die Bayer Dreckschleuse keine Sachbe-
schädigung wegen Umweltzerstörung sein "darf" und legal ist.
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Jede Regierung im kapitalistischen Staatsgefüge wird sich in ihrer Gesetzgebung
immer nach den bestehenden Interessen der Kapitaleigner ausrichten, denn das
Sprichwort: "Wessen Brot ich esse, dessen Lied ich singe.", gilt auch für die Re-
gierung, die erst durch die "guten Geschäfte" der Kapitaleigner ihr Auskommen
findet. Die Worte, daß das Umweltstrafrecht hier machtlos sei, sind in diesem
Zusammenhang nur noch ein Alibi, mit dem die Regierungstreue der Menschen
und die Autorität des Staates aufrecht erhalten werden soll. Sie erinnern mich an
die mangelnde rechtsstaatliche Handhabe der kolumbianischen Regierung, ge-
gen die Drogenfürsten vorzugehen, in deren Folge die parlamentarische Demo-
kratie nur noch wenig Ähnlichkeit mit dem demokratischen Anspruch: "Alle
Macht geht vom Volk und seinem Mehrheitswillen aus!", besitzt.

Der Vergleich zur staatsmonopolistischen Parteienherrschaft der Kommu-
nisten, die in ihrem Staatssystem lediglich den Staatsmonopolkapitalismus ein-
führten, ist schnell gemacht. Im Staatsmonopolkapitalismus des Ostens war der
Staat der Unternehmer. Dort gab es die beschriebenen Probleme des offenen In-
teressengegensatzes erst gar nicht. Solche Probleme, zur Verschleierung der tat-
sächlichen Lage scheinbar vor Gericht zu lösen, waren dort undenkbar, weil eine
Anklage des Staates Selbstmord war. Dies war "wenigstens" eine ehrliche Art,
die Probleme wegzudefinieren und vor allem wußten alle, woran sie waren.
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2.1.5.1.1. Wirtschaft, Verbrechen, Staat und Justiz
Der Spiegel; 46/90; S.34 f. -->  LXVII
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Der Spiegel; 13/91; S.53 ff. -->  LXVIII
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Der Spiegel; 04/91; S.34 ff. -->  LXIX
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Der Spiegel; 06/91; S.64 -->  LXX
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Der Spiegel; 03/91; S.31 ff. -->  LXXI
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Der Spiegel; 18/91; S.32; 14/90; S.29 f. -->  LXXII



- 173 -

Der Spiegel; 38/90; S.34 f. -->  LXXIII
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Der Spiegel; 41/90; S.40 ff. -->  LXXIV
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Der Spiegel; 30/2001; S.66  -->  LXXV-E1
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2.1.5.2. Gegensatz von Gewinn und Arbeitszeitverkürzung

Der Interessengegensatz von Gewinnmaximierung und Arbeitszeitverkürzung
müßte schon sehr deutlich aus meiner Beschreibung, "Die Herkunft des Mehr-
wertes", hervorgegangen sein. Die güterwirtschaftliche Gewinnspanne der Ka-
pitaleigner liegt zwischen notwendiger und tatsächlich geleisteter Arbeitszeit
versteckt. Der Unternehmer ist bedacht, die Länge der geleisteten Arbeitszeit
auszudehnen, um so seinen absoluten güterwirtschaftlichen Mehrwert als Ge-
winnspanne zu vergrößern. Aus diesem Grund werden die Unternehmer den
durch den technischen Fortschritt gewonnenen relativen Mehrwert nicht freiwil-
lig hergeben.
Dies war es eigentlich schon.

------

Des weiteren will ich eine Meinung, die heute immer häufiger anzutreffen ist
und immer vollmundiger bei den Verfechtern des Kapitalismus - den Marktwirt-
schaftsradikalen - vertreten wird, etwas Genauer untersuchen. Die Marktwirt-
schaftsradikalen behaupten doch glatt, daß der technische Fortschritt und die mit
ihm verbundene Rationalisierung mehr Arbeitsplätze schafft. "Rationalisierung
erzeugt Vollbeschäftigung", ist ihr Wahlspruch. Wie ich dies das erste Mal hör-
te, verschlug es selbst mir die Sprache.

Also gut. Beleuchten wir den Unsinn dieser Aussage. Denn die Massenmedien
haben wiedermal mit der Erzeugung einer vorherrschenden Meinung den Ver-
stand vieler kurzgeschlossen.
Der Preis der hergestellten Güter wird größtenteils von den in ihnen enthaltenen
Lohnkosten bestimmt. Die Lohnkosten entstehen z.B. durch die zur Herstellung
der Güter notwendigen Arbeitszeit, die von allen Arbeitskräften insgesamt auf-
gebracht wird.
Das Ziel des Unternehmers ist es, die hergestellten Güter mit einem größt mög-
lichen Gewinn zu veräußern. Zur Steigerung der Gewinne ist es notwendig, die
Unkosten - im wesentlichen die Lohnkosten - zu senken. Die Höhe der Lohnko-
sten wird überwiegend durch die Anzahl der Beschäftigten zur Herstellung der
Güter im Produktionsprozeß bestimmt (lebendige Arbeit). Eine Rationalisierung
(z.B. durch vollautomatische rechnergestützte Fließbandstraßen) ist eine deutli-
che, unverkennbare Einsparung menschlicher Arbeitskraft, und zwar ohne daß
die Produktivität eines Betriebes gesenkt wird. Im Gegenteil. Die Produktivität
nimmt in der Regel zu und verdoppelt sich sogar, wenn die Maschinen 24 Std.
am Tag arbeiten.
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Der Preis für die Rationalisierungsmaschinen ist wiederum ein Ausdruck der
zu ihrer Herstellung und Wartung aufgewandten Arbeitszeit (Lohnkosten). Auch
hier gilt der Leitsatz: Der Preis einer Maschine - als hergestelltes Gut - wird im
wesentlichen von der zu ihrer Herstellung und Wartung notwendigen Arbeitszeit
und den damit entstehenden Lohnkosten bestimmt. Hieraus folgt:

Wenn eine Rationalisierungsmaschine oder die insgesamte Rationali-
sierungstechnologie mehr Arbeitsplätze schaffen würde, als sie ver-
nichtet, wäre sie durch die entstehenden Lohnkosten teurer als die
wegfallenden Arbeitskräfte im Produktionsbereich und für einen Un-
ternehmer unrentabel.
Denn das Ziel des Unternehmers ist es, eine Gewinnmaximierung
zu erreichen und nicht Arbeitsplätze zu schaffen, so daß er die
Unkosten in allen auftretenden Formen so gering wie möglich
hält.

------

Rationalisierung heißt also:

Das Ersetzen menschlicher Arbeitsleistung durch Maschinen, so daß
im Produktionsprozeß immer weniger Arbeitskräfte gebraucht werden
und immer mehr menschliche Arbeit freigesetzt wird.

So, und nun möchte ich wissen, wie der technische Fortschritt und die Rationali-
sierung volkswirtschaftlich mehr Arbeitsplätze schafft?

Die Rationalisierung bleibt also ein Mittel der Kapitaleigner, das ihren Verwer-
tungsinteressen untergeordnet wird, und mit dem sie sich den relativen Mehr-
wert für ihre Ziele aneignen. Für die Besitzlosen bleibt die Entfaltung ihrer Pro-
duktivkraft und die entstehende Überproduktion die Geldwirtschaftsfalle der
Wirtschaftssklaverei. Einen anderen Zusammenhang kann ich nicht entdecken.

2.1.5.3. Gegensatz Kapitalismus und Leistungsgesellschaft

So und nun zu einem Gegensatz, der den Höhepunkt der Volksverdummung
darstellt und die übelste und höhnischste Form des gegen die Bevölkerung ge-
richteten Sarkasmus ist. Das Propagieren der Leistungsideologie halte ich für
eine der höhnischsten Vorgehensweisen, mit der sich das Geldbürgertum über
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die Gesellschaft lustig macht. Mit der Schilderung zum einbehaltenen Mehrwert
entsteht er eigentlich schon:

Der Gegensatz zwischen Kapitalismus und Leistungsgesellschaft

Wie heißt es so schön? Wir leben in einer Leistungsgesellschaft. Das heißt, daß
jeder alles haben kann, sobald er hierfür seine spezielle Arbeitsleistung für die
Gesellschaft erbringt. Doch können wir diesem Anspruch wirklich zustimmen?
Ich kann an der von einem Unternehmer, Geldverleiher, Großhändler oder Geld-
abzugsapparat ungefragt durchgeführten Einbehaltung des Arbeitsmehrwertes
keine besondere "Leistung" erkennen. Mit dieser Unterschlagung des Mehrwer-
tes fremder menschlicher Arbeitsleistung entsteht kein Nutzen für die Allge-
meinheit in Form von hergestellten Gütern oder zur Verfügung gestellten
Dienstleistungen, die die Allgemeinheit bereichern und an denen alle zugewin-
nen, so daß sich für die Einbehaltung des fremdgeleisteten Mehrwerts keine mo-
ralische Rechtfertigung finden läßt. Das Wesen dieses Vorenthaltens des fremd-
geleisteten Arbeitsmehrwertes ist viel eher das eines parasitären Blutsaugers, der
sich am Gesellschaftskörper und dessen gesellschaftlicher Arbeitsleistung fest-
sog und sich nun an den fremdgeschaffenen Gütern und Diensten labt. Von die-
sem Reichtum lebt die nun entstehende sogenannte "gesellschaftliche Füh-
rungselite" und pumpt sich mit ihm voll, ohne daß die tatsächlich güterwirt-
schaftlich Produktiven hierfür einen sinnvollen und nutzbringenden Gegenwert
erhalten. Wie weit dies heutzutage geht, wird in meinen Berechnungen zur 5-
Std.-Woche deutlich. Was leistet diese aus der ungleichen Verteilung des Pro-
duktiveigentums entstehende "Führungselite" innerhalb unserer sogenannten
Leistungsgesellschaft denn tatsächlich für uns? Wie sieht ihre erbrachte Lei-
stung für die Gesellschaft denn aus, aus der sie ihr Recht ableitet, anderen Men-
schen einen Teil ihrer Arbeitsleistung vorzuenthalten und sie um den wahren
Wert ihrer Leistung zu betrügen?
Eine Leistungsgesellschaft, in der jeder den Wert seiner Arbeitsleistung erhält,
auf die nur der einen Anspruch besitzt, der sie erbringt, ist dies auf jeden Fall
nicht! Wenn jeder in dieser Gesellschaft Anspruch auf den tatsächlichen Wert
seiner Leistung hätte und diesen Wert auch tatsächlich erhielte, wäre hiergegen
vermutlich noch nicht einmal etwas einzuwenden, weil hierin niemand eine Un-
gerechtigkeit entdecken könnte. Dem ist jedoch nicht so!

Die eigentliche Leistung, die unsere sogenannte Leistungsgesell-
schaft tatsächlich meint, ist der Kampf um den erzeugten güter-
wirtschaftlichen Mehrwert, der als eine Art Beute von der Ar-
beitsleistung fremder Menschen abgezogen und böswillig unter-
schlagen wird, so daß es zu einer parasitären Bereicherung an
fremdgeschaffener Arbeit kommt. Die Leistung ist der Kampf um
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den fremdgeschaffenen Arbeitsmehrwert, wobei sich die Gesell-
schaftsmitglieder gegenseitig versuchen, um den wahren Wert ih-
rer Arbeitsleistung zu bringen und ein ausbezahlter Lohn nicht
den tatsächlich geschaffenen Gütermehrwert wiedergibt, sondern
nur den erzielten Erfolg beim Kampf um die zu verteilende Beute
fremdgeschaffener Arbeitserzeugnisse.

Vielleicht müssen die Eigentümer - als Unternehmer, Verpächter oder Bänker -
diese Art der Geldbeschaffung als Leistung ansehen, weil sie sonst mit ihrem
Leben als Parasiten moralisch nicht fertig werden. Eine Leistung kann ich be-
stenfalls noch bei ihren Vorläufern - den Freibeutern, Piraten und Sklavenhänd-
lern - erkennen, die zu ihrem Geschäft von Mord und Totschlag noch einen
"Schuß" Ehrlichkeit besaßen, für die die Beutebeschaffung noch eine echte Lei-
stung war und die hierbei auch nicht so scheinheilig taten.
Die eigentliche wirkliche Leistung der Geschäftsleute ist es heute, die Beute an
der fremdgeschaffenen Arbeitsleistung so zu erringen, daß sie nicht mehr Gefahr
laufen, hierfür erschlagen zu werden, weil die Ausgebeuteten durch die Mas-
senmanipulation den Betrug nicht bemerken. Vielleicht ist es das, was heute mit
der Leistungsgesellschaft gemeint ist, nur das mir dies irgendwie entgangen sein
muß.

2.2. Ursache der Geldwirtschaftsgegensätze

Die Verursacher der geschilderten menschenfeindlichen Gesellschaftsmecha-
nismen sind im Kapitalismus die Institutionen von Privateigentum und Handel,
wobei der Handel mit seinen Regeln das Ziel des "guten Geschäfts" erzeugt und
somit die beschriebenen Verhaltensweisen auslöst und dauerhaft in Gang setzt.
Mit den entstehenden Wirkungen - die lebensfeindlichen Gesellschafts- und
Verhaltensmechanismen - kann ich auch dem selbstgefälligen Gedankengang
zur pluralistischen, repräsentativen Demokratie - d.h. dem kapitalistischen
Selbstverständnis in einer demokratischen Gesellschaft - nicht zustimmen. Mei-
ne Gründe hierfür dürften klar geworden sein, so daß mir das kapitalistische
Selbstverständnis zur Demokratie wie eine schmerzhafte Verhöhnung meines
demokratischen Selbstbestimmungswillens und meiner demokratischen Rechte
nachhallt.

Ich kann somit die Gedanken zur pluralistischen, repräsentativen Demokratie
ohne die konsequente Kritik des Privateigentums an den Produktionsmitteln und
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den Lebensquellen nicht teilen, weil dieser Weg durch praktische Beobachtun-
gen und Erfahrungen als falsch, gescheitert und überaltert anzusehen ist und
meiner Ansicht nach die Vergesellschaftlichung und Demokratisierung des heu-
tigen Eigentums zur Folge haben muß!

Mit der Erkenntnis der mit der Geldwirtschaft entstehenden Herrschafts- und
Machtmechanismen ist es nicht mehr verwunderlich, daß sich ausgerechnet alle
mächtigen und einflußreichen Leute um die Regierung drängen, mit ihr zusam-
menglucken und sie auf Galaveranstaltungen und ausschweifenden Festen einla-
den. Alle wollen durch das Kaufen der Regierung sowie der Regierungsgewalt
noch reicher werden und noch mehr wirtschaftspolitische Macht erlagen.

Alles was Rang und Namen hat, macht hier mit. Die Einheit von Staat,
Wirtschaft und organisiertem Verbrechen geht durch alle Gesellschaftsebenen.
Die Reichen kaufen sich die wirtschaftspolitischen Begleitumstände für noch
höhere Gewinne. Und wer nicht schmiert, der wird ausgestochen.
Wo schon Geld ist, kommt noch Geld dazu, und die Besitzlosen sind die einzi-
gen, die in die Röhre schauen. Und die Tiefe dieses durch das Eigentum entste-
henden Bestechungssumpfes wird immer wieder durch neue Skandale ausgelo-
tet.

Seien wir ehrlich, die Macht des Geldes regiert auch diesen Staat, und die
Macht des Geldes ist durch keinen Staat zu beherrschen. Die mit dem Geld ent-
stehende Macht wird sich immer leichtfüßig über unsere demokratischen Mehr-
heits- und Mitbestimmungsrechte hinwegsetzen und die Menschen für ihre Ziele
lediglich bis zur Gebrauchsunfähigkeit benutzen.

------

Die Kenner sehen es richtig, wenn sie meinen, daß z.B. der Gegensatz zwischen
Demokratie und Kapital im Gegensatz zwischen Arbeit und Kapital enthalten
ist. Dennoch lassen sich die Mechanismen, die in der kleinen Ursache des Ei-
gentumsrechts versteckt liegen, über den Weg der vom Eigentumsrecht erzeug-
ten Wirkungen (der Handel, das Entstehen des Kapitalstocks, die Gegensätze
zwischen Kapital, Arbeit, Demokratie, Rechtstaat, Natur, Arbeitszeitverkürzung
und Leistungsgesellschaft) verständlicher entwickeln sowie einleuchtender im
Zusammenhang darstellen. Über diesen Weg der Darstellung ist schnell zu be-
greifen, daß wir die wirkliche Ursache des Unheils - das heutige Eigentumsrecht
- beseitigen müssen und nicht bloß wie ein paar aufgescheuchte Tauben an den
vielgestaltigen Wirkungen von Eigentum und Handel durch noch mehr Gesetze
und eine noch kompliziertere Staatsform herumdoktern dürfen.

Abschließend will ich die Wirkung von Eigentum und Handel mit erkennbaren
Lösungsansätzen kurz aufzählend herausarbeiten.



- 182 -

2.2.1. Ende des kapitalistischen Erziehungsmechanismus

Was nutzt es einem Menschen, wenn er zwar formal frei ist, diese formale Frei-
heit aber - durch seine materielle Abhängigkeit von lebensnotwendigen Gütern -
unterlaufen wird?
Wenn sich die lebensnotwendigen Güter genauso wie die Produktionsmittel
überwiegend in den Händen einiger weniger befinden und der Besitzlose durch
deren Verfügungsgewalt über diese Güter und der hiermit verbundenen materi-
ellen Abhängigkeit in seinem Selbstbestimmungswillen unterworfen wird?
Nichts!
Mit seiner materiellen Abhängigkeit entsteht der Zwang zur Unterordnung. Das
Eigentumsrecht, die Eigentumsverteilung, die Verfügungsgewalt und die Geld-
wirtschaft schaffen die Rollenverteilung, die den Besitzlosen zum Wirtschaftss-
klaven macht!

Die Besitzlosen werden durch ihre körperliche Abhängigkeit von Nah-
rung und anderen lebensnotwendigen Gütern sowie der Verfügungs-
gewalt weniger über die Produktionsmittel und lebensnotwendigen
Güter - im ehemals östlichen Monopolkapitalismus genauso wie im
westlichen Kartellkapitalismus - zur Unterwerfung und Obrigkeitshö-
rigkeit erzogen.

Ursache ist ihre körperliche Abhängigkeit und das Fehlen der Möglichkeit, auf
andere materielle Lebensbedingungen auszuweichen. Die Lösung wäre somit
die materielle Unabhängigkeit von lebensnotwendigen und kulturellen Grund-
gütern, die von der gesamten Gesellschaft als existentielles Menschenrecht for-
muliert und garantiert werden müßte.

Ein gesellschaftlich garantiertes Grundrecht auf lebensnotwendi-
ge und kulturelle Güter (z.B. Wohnung, Nahrung usw.) sowie de-
ren Bereitstellung zum freien Ge- und Verbrauch aller schafft die
wirtschaftliche Unabhängigkeit jedes einzelnen, die dem Erzie-
hungsmechanismus zum Gehorsam, zur Unterwerfung und zur
Obrigkeitshörigkeit entgegenwirkt!

------

Das heißt:
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Die wirtschaftliche Unabhängigkeit ist der kleine Bruder der
Freiheit!

Unsere historische Aufgabe wird die Herstellung der wirtschaftlichen Unabhän-
gigkeit eines jeden einzelnen sein, damit Demokratie und Freiheit hierin ihren
tatsächlichen Ausgangspunkt finden. Unser Ziel muß es deshalb sein, Güter im
Überfluß herzustellen, um so auch während einer anfänglichen Hamstereuphorie
eine Bedarfssättigung innerhalb der Bevölkerung zu erreichen. Nur so läßt sich
der Erziehungsmechanismus von Unterwerfung und Obrigkeitshörigkeit mit sei-
nem materiellen Ausgangspunkt aufbrechen. Wir beseitigen einfach die materi-
ellen Abhängigkeitsverhältnisse. Der Mensch wird automatisch, nach der Be-
friedigung seiner materiellen Wünsche, seine geistigen Fähigkeiten entdecken
und mit ihnen den Drang, diese zu entfalten. Doch mehr zum Aussehen einer
Herrschaftsfreien Gesellschaft und den Weg dorthin finden Sie in meinem drit-
ten und fünften Band.

2.2.2. Ausbeutungs- und Herrschaftsziel als Einheit

Der kapitalistische Erziehungsmechanismus ist nur eine Wirkung unseres Ge-
samtsystems, das den einzelnen Menschen - als kleinste Einheit - in seinem We-
sen trifft und ihn so umgestaltet, daß die Besitzlosen - als Ganzes - zur tragen-
den Säule dieses Gesellschaftssystems werden. Erst mit der beschriebenen We-
sensgestallt, die durch den Kapitalismus im einzelnen Menschen geformt wird,
entsteht das demokratiefeindliche Verhalten der Gesellschaft, welches das Fun-
dament von Herrschaft und Unterwerfung ist und für die Entstehung der Obrig-
keitshörigkeit und einer autoritären Diktatur die Grundvoraussetzung bildet. Die
ungleiche Eigentumsverteilung sowie die Verfügungsgewalt weniger über dieses
Eigentum bleiben jedoch der eigentliche Ausgangspunkte, in dessen Folge das
Wesen des einzelnen Besitzlosen geformt wird.

Ursache ist das Ausbeutungsziel der wenigen Kapitaleigentümer, die der
breiten Schicht der Besitzlosen ihre tatsächliche Arbeitsleistung unterschlagen.
Aus dem Ausbeutungsziel entspringt das Herrschaftsziel des Geldbürgertums, so
daß die Besitzlosen unterworfen werden und in dieser Folge der Erziehungsme-
chanismus zur Unterwerfung, Gehorsam und Obrigkeitshörigkeit zwangsweise
entstehen muß.
Somit ist die Ausbeutung fremdgeleisteter Arbeit untrennbar mit der Herrschaft
über den Menschen verbunden und findet im Erziehungsmechanismus zur Un-
terwerfung, zum Gehorsam und zur Obrigkeitshörigkeit nur den Ausdruck seiner
tatsächlichen Einheit. Begrifflich zu unterscheiden sind also die wirtschaftliche
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Macht (die durch die Abhängigkeit der Besitzlosen vom einseitig verteilten Ei-
gentum entsteht, was im Kapitalismus durch die Kartelle der wenigen Kapi-
taleigner gegeben ist und im ehemaligen Staatsmonopolkapitalismus des Ostens
durch die Parteiherrschaft der KP gegeben war) und die politische Herrschaft,
wobei die politische Herrschaftsgewalt auf der wirtschaftlichen Macht basiert.
Es liegt also auf der Hand, daß die Beseitigung der heutigen Eigentums- und
Herrschaftsverhältnisse nur durch eine Vergesellschaftlichung der Handelsgüter
bzw. eine Ausdehnung der demokratischen Rechte über die Grenzen des heuti-
gen Eigentumsrechtes erreicht werden kann und dieser Sachverhalt eine wesent-
liche Grundlage für das Entstehen einer dauerhaften demokratischen Zivilisation
bildet.

2.2.3. Bestechlichkeit aller Rangfolgeorganisationen

Eine weitere Ursache der menschenfeindlichen und zerstörerischen Gesell-
schaftsgegensätze findet sich in der Art und Weise, wie sich heute Menschen zur
gemeinsamen Willensvertretung zusammenschließen. Ich will dies am Beispiel
von Regierung und Staat erläutern.

Rufen wir uns zunächst die Wirkung der Herrschaftsverlagerung in die Hände
weniger ins Gedächtnis, so wie sie heute in jedem Staatssystem anzutreffen ist.
Wir wissen, daß Regierung und Staatsgewalt immer bestochen und gekauft wer-
den. Es entsteht über diese Käuflichkeit eine totale Verfilzung von Staat, Regie-
rung, Wirtschaft und organisiertem Verbrechen. Der Wählerauftrag der über-
wiegend besitzlosen Bevölkerung wird von den Regierungen veruntreut, indem
unsere gewählten Abgeordneten unter dem Deckmantel ehrenwerter Ziele nur
noch die Interessen des Kapitals unterstützen und propagieren (Siehe z.B. die
Äußerungen des Kanzlers zum Streik der ÖTV im Mai/April 1992).
Unsere Frage muß also lauten:
Wo liegt der Ausgangspunkt für diese Gesellschaftszustände?

Zunächst muß geklärt werden, mit welcher Eigentums- und Herrschaftsstruktur
unseres Staates die Möglichkeit entsteht, Gesetzgebung und Staatsgewalt gegen
die Interessen der überwältigenden Mehrheit der Bevölkerung zu lenken.

Als Ursache stelle ich hierfür den Blankowählerauftrag der Bevölkerung
fest, mit dem sie einer zu wählenden Regierung den Auftrag erteilt, fast in "Al-
leinherrschaft" über die Gesellschaft zu regieren. Mit dieser praktischen Allein-
herrschaft von Regierung und Parlament ist der Gegensatz zur Mehrheitenherr-
schaft (Demokratie) gegeben, da hiermit eine Herrschaft über die Bevölkerung
beginnt.



- 185 -

Mit EINER "demokratischen Wahl" erteilt die Gesellschaft einer sehr kleinen
Gruppe von Menschen einen Blankowählerauftrag zur Alleinherrschaft über sich
selbst, was dem wirklichen Wesen einer tatsächlichen Mehrheitenherrschaft na-
türlich widerspricht.

Der Grund für diesen Widerspruch ist in der mangelnden Kontrollierbarkeit
der gewählten Abgeordneten sowie in der fehlenden Durchsetzungsgewalt der
Bevölkerung gegen ihre Abgeordneten zu finden. Versuchen wir die Ursachen
hierfür stichpunktartig zusammenzutragen, so lauten sie in etwa wie folgt. Die
Gründe für die Demokratiefeindlichkeit liegen in:

1. der Übertragung aller Herrschafts- und Regierungsgewalt durch einen
Blankowählerauftrag, der an die "Volksvertreter" vergeben wird. Aus ihrer
Wahl können die Abgeordneten jeden X-beliebigen gegen die Bevölkerung
gerichteten böswilligen Wählerauftrag herauslesen, ohne daß der Gesell-
schaft ein Mittel zur Gegenwehr bleibt, gerade weil die Bevölkerung ihren
Wählerbeauftragten von vornherein einen Blankowählerauftrag erteilte.

2. der mangelnden Möglichkeit der Bevölkerung, an einem echten Meinungs-
bildungsprozeß teilzunehmen und ihren Willen durch direkte Volksab-
stimmungen durchzusetzen. Dieses liegt in der den Abgeordneten übertra-
genen uneingeschränkten Herrschaftsgewalt begründet.

3. dem mangelnden Selbstbestimmungsrecht der Bevölkerung, wobei sich das
Selbstbestimmungsrecht der Bevölkerung in der JEDERZEITIGEN AB-
WÄHLBARKEIT der Abgeordneten durch ihre Wähler ausdrückt und die
Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechtes erst durch die hiermit ein-
setzende Kontrollierbarkeit der Wählerbeauftragten möglich wird!

4. der fehlenden Möglichkeit zur jederzeitigen Abwählbarkeit der Abgeord-
neten, da erst die jederzeitige Abwählbarkeit die feste Bindung der Abge-
ordneten an Auftrag und Willen ihrer Wähler hervorruft.

5. der mangelhaften Öffentlichkeit aller Beratungen und Verhandlungen. Erst
mit der Öffentlichkeit aller Beratungen und Verhandlungen entsteht jener
Druck durch den Mehrheitswillen der Bevölkerung, der die Abgeordneten
an den Auftrag ihrer Wähler kettet und eine in ihrem Wesen demokratief-
eindliche Veruntreuung des Wählerauftrages unmöglich macht. Hiermit
müssen die Abgeordneten ihre echten Verhaltens- und Vernunftsziele öf-
fentlich darlegen, was in Einheit mit der jederzeitigen Abwählbarkeit der
Abgeordneten zu deren totalen Kontrolle durch den demokratischen
Selbstbestimmungswillen der Bevölkerung führen wird, so daß die gegen
die Gesellschaft gerichteten Bestechungen und Betrügereien kaum noch
machbar sind.
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6. der nicht zu vergessenden Öffentlichkeit aller Abstimmungen und Wahlen.
Damit wird für jeden Beobachter sichtbar, ob nach einer ergreifenden Rede
auch die dazugehörige Tat des Abgeordneten folgt.

Mit der Einforderung dieser sechs Entmachtungspunkte wird dem Wildwuchs
von Regierungs- und Herrschaftsgewalt durch den demokratischen Selbstbe-
stimmungswillen der Bevölkerung die Grundlage entzogen. Hiermit werden die
Selbstbestimmungsrechte aller Menschen garantiert und der Herrschaftsmiß-
brauch durch eine kapitale Minderheit unterbunden. Von dauerhafter Wirkung
bleiben diese Forderungen jedoch nur, wenn das Eigentum vergesellschaftlicht
und das demokratische Selbstbestimmungsrecht radikal über das Eigentumsrecht
ausgedehnt wird. Erfolgt dies nicht, so werden über die wirtschaftliche Macht
und die hiermit verbundenen materiellen Abhängigkeitsverhältnisse die alten
politischen Herrschaftsbeziehungen - wegen der Eigentumsansammlung - wie-
derentstehen.

------

Als zweiten ursächlichen Punkt sehe ich die hierarchische Organisation der
Staats- und Gewaltapparate, die den gewählten Regierungen als Mittel zur
Durchsetzung ihrer Herrschaftsgewalt dienen. Durch unsere Wahl wird heute
nur die Führungsspitze dieser Herrschafts- und Gewaltapparate ausgewechselt,
indem wir "unsere Herrscher frei wählen" und ihnen nach ihrer Wahl die alleini-
ge VERFÜGUNGSGEWALT über alle staatlichen HERRSCHAFTS- und GE-
WALTAPPARATE aushändigen.

Die Rangordnung innerhalb dieser staatlichen Herrschafts- und Gewaltap-
parate ist ein weiteres Element zur Verstärkung der von der parlamentarischen
Demokratie ausgehenden demokratiefeindlichen Wirkung, die schon in der zum
Rang gehörigen Entscheidungsbefugnis innerhalb von Regierung, Partei und
Parlament vorgegeben ist, was im übrigen kennzeichnend für die repräsentative
Stellvertreterdemokratie ist.

Dieser hierarchische Aufbau der Staatsapparate erzieht seine Mitglie-
der genau nach den gleichen gruppendynamischen Mechanismen zur
Unterwerfung, zum Gehorsam und zur Obrigkeitshörigkeit, so wie ich
sie schon für den demokratiefeindlichen Erziehungsmechanismus der
kapitalistischen Wirtschaft schilderte. Aus diesem Grund wird selbst
bei einer namentlich offensichtlichen Veruntreuung des demokrati-
schen Wählerauftrages kein Widerstand aus den Staats- oder Parteiap-
paraten zu erwarten sein, da ihre ureigenste Aufgabe in der Herrschaft
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über die Gesellschaft im jeweiligen Interesse der momentanen Staats-
herrscher begründet liegt. Denn die Menschen innerhalb dieser staatli-
chen Herrschafts- und Gewaltapparate werden von den Staatsherr-
schern eigens zur bedingungslosen Gefolgschaft und zum blinden Ge-
horsam erzogen, so daß "unsere demokratische Regierung" über "ihr
Volk" eine absolute Herrschaft ausüben kann, indem sie sich nur noch
dieser staatlichen Herrschaftsapparate zu bedienen braucht. Eine
Handlung der Regierung, die gegen die Bevölkerung gerichtet ist,
wird von Seiten der staatlichen Herrschaftsapparate fast folgenlos
bleiben, weil diese nur den bedingungslosen Gehorsam kennen, der
diese Apparate aufgrund der inneren Rangordnungsstrukturen als ein-
ziges wirklich charakterisiert.

Die Demokratie liegt wegen des beschriebenen Erziehungsmechanismus zur
Angst vor der Obrigkeit jenseits des Staatswesens und jenseits der durch die
kapitalistische Wirtschaft geprägten Natur der in diesem Staatswesen arbeiten-
den Menschen. Zudem werden sich die meisten gesellschaftlichen Institutionen,
Organisationen und Interessengruppen dieser Staatsstruktur aus ihrem ideologi-
schen Selbstverständnis heraus unterordnen, so daß sich die Regierung in vielen
Fällen selbst dieser staatsunabhängigen, hierarchischen Zusammenschlüsse als
Herrschaftsinstrumente bedienen kann, wie es z.B. mit den Parteien der Fall ist.

Somit erhält die Regierung durch unseren Blankowählerauftrag nicht nur
die moralische Rechtfertigung zur Herrschaft über und gegen uns, sondern sie
hält mit dem uns heute selbstverständlichen Staats- und Gewaltapparat ein willi-
ges Machtinstrument in der Hand, mit dem sie jederzeit ihre Herrschaftsgewalt
gegen die Bevölkerung durchsetzen kann.
Dies sind die Bedingungen, die zur "Alleinherrschaft" einer Regierung führen.

------

Daß es beispielsweise nach den Wahlen, trotz immer wieder wechselnder Abge-
ordneter, zur Bestechlichkeit der Regierung kommt, kann damit begründet wer-
den, daß eine Regierung ein kleiner überschaubarer Personenkreis ist, in dessen
Händen die gesamte politische Herrschaftsgewalt liegt und auf demokratischem
Wege von der Bevölkerung kaum kontrollierbar oder unter Druck zu setzen ist.

Die Folge dieser Eingangsvoraussetzungen wird immer die sein,
daß Regierungs- und Staatsgewalt zur käuflichen Ware werden,
da es sich hier um ein beschränkt vorhandenes, genau umrissenes,
auf eine kleine Gruppe von Menschen verteiltes Gut handelt.
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Im Rahmen der Marktwirtschaft wird also die regierende und gesetzgebende
Staatsgewalt zur käuflichen Ware, die den rechtsprechenden und den Staatswil-
len ausführenden Gewaltapparat (die gesetzausführende Polizeigewalt und Mi-
litärmacht) als Warenangebot beinhaltet.
Dem entspricht das Interesse des Geldbürgertums an der Bestechlichkeit einer
Regierung zur eigenen Macht- und Profitvergrößerung sowie zur Vergrößerung
des eigenen Kapitalstocks, womit die Nachfrage nach der Bestechlichkeit einer
Regierung geklärt ist.
Der Preis der Regierung regelt sich wiederum über den Marktmechanismus von
Angebot und Nachfrage. Dem größten und besten Preisangebot wird wie bei ei-
ner Versteigerung nachgegeben. Das beste Preisangebot kann natürlich nur der
Anbieter erbringen, der durch Kapitalanhäufung, Zentralisation des Kapitals
oder Kartellbildung am vermögensten ist und sich durch sein Preisangebot ge-
gen seine Gegner durchsetzt. Somit wird die Regierung ebenso wie die ihr zuge-
ordnete Herrschafts- und Entscheidungsgewalt zu einer "ganz normalen käufli-
chen Ware - wie jede andere Ware auch"!

Dies ist der Bestechlichkeitsmechanismus aller hierarchisch aufgebauten Orga-
nisationen, deren Entscheidungsträger - durch die ihnen übertragene Entschei-
dungsgewalt für alle Beratungen und Verhandlungen - zur käuflichen Ware
werden. Dieser Bestechlichkeitsmechanismus ist in allen hierarchisch aufge-
bauten Zusammenschlüssen zu beobachten, an deren Spitze ein kleiner Perso-
nenkreis von Entscheidungsträgern steht. Alle Parteien, Parlamente, Gewerk-
schaften etc. bieten hier genügend Beispiele, da sie fast ausnahmslos nach die-
sem Rangordnungsmuster, insbesondere wegen der an der Spitze stehenden Ent-
scheidungsträger, organisiert sind und immer wieder durch neue Bestechungss-
kandale hierfür "unrühmliches" Material liefern. Im Rahmen hierarchisch aufge-
bauter Zusammenschlüsse wird dieser Bestechlichkeitsmechanismus immer als
fester Bestandteil der Marktwirtschaft entstehen, weil dies durch Angebot und
Nachfrage ein natürlicher Marktwirtschaftsvorgang ist und die wenigen Ent-
scheidungsträger an der Spitze hiervon immer profitieren werden.

Ausgangsursache für diesen Bestechungsmechanismus ist wiederum das Eigen-
tumsrecht, die Verfügungsgewalt über das Eigentum, das kapitalistische Markt-
wirtschaftssystem sowie das Recht auf den fremdgeleisteten Mehrwert, weil dies
erst das Entstehen einer Kapitalmacht ermöglicht und mit dem Handel selbst der
Bestechungsmechanismus ganzer Regierungen einsetzt!
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2.2.3.0.1. Umwandlung der Staatsapparate in Herrschaftsinstrumente
Der Spiegel; 14/89; S.113 f.; 01/92; S.63 f. -->  LXXVI
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Der Spiegel; 40/90; S.95 ff. -->  LXXVII



- 191 -

Stern; 42/91; S.322 -->  LXXVIII
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2.2.3.0.2. Melde gehorsamst den politischen Vollzug
Der Spiegel; 11/91; S.30 f. -->  LXXIX
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Der Spiegel; 13/91; S.27 f.; 17/91; S.94 ff.; 21/92; S.76 ff. -->  LXXX
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Stern 36/92; S.102 ff. -->  LXXXII
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2.2.4. Eigentumsrecht und Handel als Ursache

Zusammenfassend können wir feststellen, daß die insgesamt wirkenden zerstö-
rerischen Gesellschaftsmechanismen vom Handel mit Eigentum und von der
Verfügungsgewalt über das Eigentum ausgehen. Dies gilt im Kleinen - für die
zwischenmenschlichen Verhaltensweisen - als auch im Großen - für die ge-
samtgesellschaftlichen Verhaltensmechanismen. Das Eigentum und die einseiti-
ge Verfügungsgewalt über das Produktionseigentum in Verbindung mit dem
Handel war dem Verhalten der Menschen noch nie dienlich. Denn der brutale
Kampf "aller gegen alle" ist das charakteristischste Merkmal der kapitalistischen
Ordnung und bewirkt eine Verrohung der menschlichen Wesensart, da im Men-
schen das Mitgefühl zerstört wird. Unschätzbare Eigenschaften wie die gegen-
seitige freiwillige Hilfeleistung und das solidarische Zusammengehörigkeitsge-
fühl, welche die Menschheit als Funktionsgrundlage jeglicher Zivilisation her-
ausbildete, werden in den Hintergrund gedrängt und durch asoziale Züge und
Gewohnheiten ersetzt.

Doch das heutige Eigentumsrecht führt nicht nur zu einer uneingeschränkten
Ausbeutung der menschlichen Lebensenergie, sondern setzt sich in der totalen
Ausbeutung der Natur fort. Diese Ausbeutung zerstört nicht nur verbindliche,
kulturell gewachsene Sozialbindungen, sondern führt zu einer immer deutlicher
werdenden, unwiederbringlichen Vernichtung unserer eigenen Lebensgrundla-
gen in der Natur. Überall, wo wir hinsehen, erkennen wir die Zerstörung unserer
Umwelt, die uns immer mehr an die wenigen Kapitaleigner kettet und unsere
Freiheit einschränkt. Und überall ziehen sich die Verursacher dieser Umwelt-
vernichtung auf ihre Eigentumsrechte oder ihre Verfügungsgewalt über die Pro-
duktionsmittel und Lebensquellen (im ehemaligen Ostblock durch die Herr-
schaftsgewalt der Partei) zurück.

So wird es z.B. für Greenpeacemitglieder strafbar, sich an ein Schiff fest-
zuketten und so das Auslaufen eines Schiffes zu verhindern, das für die Bayer-
AG Dünnsäure in der Nordsee verklappen soll. Dies gilt, trotzdem in der Nord-
see kürzlich erst eine Umweltkatastrophe stattfand und durch die entstandene
Algenwucherung Millionen von Fische, hunderte von Seemöwen und Robben
den Tod fanden. Das Festketten eines Bürgers am Verursacher verstößt halt im-
mer noch gegen das Eigentumsrecht und ist als Nötigung strafbar. Diese Um-
weltverbrecher werden sich auch weiterhin auf das Eigentumsrecht zurückzie-
hen, welches ihnen der von ihnen gekaufte Staat weiterhin garantieren wird.
Nicht viel anders verhielt es sich bei den sowjetischen Walfängern. Hier war der
Großunternehmer lediglich die Parteiführung, die in ihrem planwirtschaftlichen
Monopolkapitalismus die Einheit von Politik, Wirtschaft und Staat vollendete
und sogar mit den Kartellkapitalisten des Westens bestens zusammenarbeitete.
Der Kapitalismus ist das Verbrechen, wobei diejenigen, die die Verfügungsge-
walt über das Kapital besitzen, zur Unterordnung aller Gesellschaftsbereiche
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ungerührt zur rohen Gewalt greifen werden, weil das organisierte Verbrechen
sowieso schon eine untrennbare Einheit mit dem Wirtschaftskörper des Handels
bildet, und hierbei ist es gleich, ob es sich um einen Monopolkapitalismus der
KP oder um den Kartellkapitalismus des Westens handelt.

Was wir ändern müssen, ist also das Eigentumsrecht! Wir müssen die Verfü-
gungsgewalt über das Eigentum demokratisieren. Nur indem wir den Kartellka-
pitalismus und den Staatskapitalismus in seinen heutigen planwirtschaftlichen,
monopolkapitalistischen Strukturen auflösen und konsequent unsere demokrati-
schen Selbstbestimmungsrechte über das Eigentum ausdehnen, können wir den
zerstörerischen Gesellschaftsmechanismus Einhalt gebieten und die Vernichtung
unseres Heimatplaneten verhindern.
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Teil 2

3. Staat, Eigentum und Herrschaft

Ihnen dürfte deutlich geworden sein, was ich von der Eigentumswirtschaft halte.
Ich bin der festen Überzeugung, daß unsere Gesellschaft auf ihrem Weg in die
5-Std.-Woche ihr Eigentumsrecht und ihr Selbstverständnis zum Eigentum als
überflüssigen Ballast über Bord wirft. Für heuchlerische Rechtfertigungen, mit
denen vor allem die Kapitaleigner die Aufrechterhaltung des Eigentums propa-
gieren, wird in Utopia kein Platz mehr sein. Alle Mitglieder einer neuen Gesell-
schaft werden im Eigentum die Ausgangsursache erkennen, die das Verbrechen
gegen das Leben und den Menschen in Gang setzt. Sie werden Eigentum an
Produktionsmitteln und lebensnotwendigen Gütern als verwerflich ächten und
von unserer Generation mit Verachtung reden. Sie werden unsere Epoche als
eine Zeit der tiefsten Barbarei bezeichnen, in der das Denken der Menschen ein-
zig von Habgier und Grausamkeit bestimmt war. Sie werden hierfür unseren
heuchlerischen Betrug der dritten Welt als Beispiel anführen, mit dem wir die
Nationen der dritten Welt in so hohe Schulden stürzten, daß sie kaum noch das
Geld für die Zinsen aufbringen können.
Vor allen werden sie unsere Lebenslügen als das größte Anzeichen unserer
Feigheit bezeichnen, mit denen wir umschreiben, daß uns selbst der Mut zu ei-
nem selbstbestimmten Leben fehlt und lieber weiter in der Unterwerfung und in
der 40-Std.-Woche verharren, als nur einen Moment selbst nachzudenken und
aufzubegehren!

Sie werden mich nun sicher fragen wollen, wie denn mein Lösungsvorschlag zu
all den genannten Gegensätzen innerhalb der Gesellschaft aussehen soll! Viel-
leicht denken Sie sogar, daß der Staat nur reformiert oder umgewälzt werden
muß, um die Wirkungen von Eigentum und Handel aufzuheben?
Dies dachten auch schon andere vor Ihnen, nur daß alle Gesellschaftsversuche,
die in diese Richtung liefen, gescheitert sind.

Schauen Sie sich um! Alle Ideologien, die zur Verwirklichung ihrer Gesell-
schaftsvorstellungen zum Mittel des Staates griffen, sind entartet und/oder un-
tergegangen. Der staatsautoritäre Kommunismus oder der "real existierende So-
zialismus" (Selbstbezeichnung der ehemaligen DDR) gehören neben dem Na-
tionalsozialismus und dem Faschismus zu den schlimmsten Entartungen, die die
menschliche Zivilisation je hervorbrachte und können als Beispiele angeführt
werden. Selbst die Soziale Marktwirtschaft der BRD ist gescheitert und wird
zudem durch den EG Binnenmarkt von 1993 weitgehend aufgelöst.

Und warum?
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War einst nicht der Staat in seiner ursprünglichsten Form ein Zusammenschluß
von Menschen zur Verteidigung des gemeinsamen Eigentums und/oder zur Ver-
größerung des gemeinsamen Eigentums durch die Errichtung der Sklaverei?
Und entwickelte dieser "Bund" im Laufe seiner Staatsgeschichte nicht die wil-
lenlosen Gewaltapparate, mit denen Könige, Adlige, Fürsten, Grafen und später
die Eigentümer der materiellen Arbeitsbedingungen ihre Herrschafts-, Macht-
und Ausbeutungsinteressen sicherten und durchsetzten?
(Siehe Einfluß der Fugger im Frühkapitalismus und die langsam wachsende
wirtschaftliche Macht des Geldbürgertums durch den Fernhandel.)
War es z.B. in Frankreich mit der Entwicklung des Absolutismus, über den das
reichgewordene Bürgertum nun seine wirtschaftliche Macht auf die politische
Herrschaft auszudehnen und sich über die Unterstützung des Königs gegen den
Adel abzusichern versuchte, nicht so, daß die willenlosen staatlichen Gewaltap-
parate von den wenigen Herrschenden eigens entwickelt wurden, um ihre
Macht- und Herrschaftsziele über die Gesellschaft gegen die eigene Bevölke-
rung - nach innen - und gegen andere Staaten - nach außen - zu festigen?
(Siehe die Staatsentwicklung in Frankreich sowie die Entstehung der Staatsge-
walt - Norbert Elias: "Über den Prozeß der Zivilisation", Frankfurt/M 1976)
Ist es nicht gerade "die Ordnung der just Herrschenden", die diese staatlichen
Gewaltapparate aufrechterhalten sollen und mit der der Bevölkerung das vorent-
halten wird, was ihr tatsächlich zusteht?
Sehen wir nicht täglich, daß es immer diese seelenlosen staatlichen Gewaltappa-
rate sind, durch die die Gesellschaft unterdrückt wird und über die immer wieder
Diktatoren an die Macht gelangen, indem sie sich nur dieser demokratiefeindli-
chen, auf blinden Gehorsam abgerichteten Gewaltapparate bedienen?
Können wir nicht jeden Tag erleben, daß es überall auf der Welt und in allen
Staaten dieser Erde diese demokratiefeindlichen staatlichen Gewaltapparate
sind, die immer wieder gegen die Proteste und den Selbstbestimmungswillen der
Völker eingesetzt und durch die die Menschen niedergeknüppelt oder zusam-
mengeschossen werden wie in China?
Ist denn der entartete Staatsapparat nicht der Normalfall und der eigentliche
Feind der menschlichen Zivilisation, gegen den die Menschen kämpften, um
Freiheit und Demokratie zu erlangen?
Können Sie mir sagen, wie gerade dieser willenlose autoritäre staatliche Büro-
kratie- und Gewaltapparat, der zudem noch einen demokratiefeindlichen Erzie-
hungsmechanismus birgt und von der Wirtschaft und dem organisierten Verbre-
chen gekauft und bestochen wird, auf ewig in eine Demokratie hineinpassen
soll, ohne daß er irgendwann gegen die Gesellschaft und gegen die Demokratie
entartet?
Meinen Sie nicht, daß in einer wirklichen Mehrheitenherrschaft der Staat mit
seinem willenlosen Bürokratie- und Gewaltapparat überflüssig wird, weil dieser
willenlose und nur auf Gehorsam gedrillte Gewaltapparat - als Staat - der Mehr-
heit keinen wirklichen Vorteil einbringt?
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3.1. Entartung des staatsautoritären "Kommunismus"

Ich werde Ihnen auf meine Fragen eine Antwort geben und Ihnen zu aller erst
die Gründe dafür benennen, warum bisher alle Umwälzungsversuche der Gesell-
schaft scheiterten:

Alle Umwälzungsversuche schlossen den Staat in seiner heutigen
Organisationsform nicht mit ein!

------

Ich will dies exemplarisch am Beispiel des staatsautoritären "Kommunismus"
belegen.
Die Gründe, warum ich hierzu den staatsautoritären "Kommunismus" wähle,
sind folgende:

1. Es handelt sich bei der kommunistischen Gesellschaftsideologie um die
radikalste Anschauung der Neuzeit, die die totalste und tiefgreifenste so-
ziale Gesellschaftsumwälzung ins Auge faßt. Mit ihr sollten die zerstöreri-
schen Gesellschaftsmechanismen von Eigentum und Handel aufgelöst und
die totale Demokratisierung und Vergesellschaftlichung des Eigentums
durch die Enteignung eingeleitet werden.

2. Gerade das Scheitern der staatsautoritären sozialistischen und kommunisti-
schen Strömungen ist sehr früh vorausgesagt und von zeitkritischen
Schriftstellern des 19.Jahrhunderts (z.B. von Oskar Wilde) als autoritärer
Sozialismus verworfen worden. Andere Sozialisten und Kommunisten, die
z.B. im autoritären Sozialismus den langfristigen Niedergang der gesamten
sozialistischen und kommunistischen Gesellschaftsideologie erkannten und
den antiautoritären Strömungen angehörten, wurden überhört oder über-
gangen. Michail Alexandrowitsch Bakunin, Pierre Joseph Proudhon, Leo
Tolstoi oder Peter Kropotkin gehörten zu den bedeutendsten Vertretern des
antiautoritären Sozialismus bzw. Kommunismus des vergangenen Jahrhun-
derts.

------
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Heute sehen wir, was der staatsautoritäre "Kommunismus" aus der einst blühen-
den kommunistischen Gesellschaftsideologie gemacht hat, und wir müssen end-
lich lernen, daß Staat und Kommunismus zur Beseitigung der zerstörerischen
Gesellschaftsmechanismen von Eigentum und Handel nicht zusammenpassen.
Die Geschichte selbst hat inzwischen die These der antiautoritären Gesell-
schaftsströmungen bewiesen, die besagte:

Die Aufgabe des Staates ist die Herrschaft, die immer die Unter-
drückung der Gesellschaft hervorrufen wird, weil zur Herrschaft die
Unterwerfung und somit die Unterdrückung des Menschen gehört, so
daß der Staat wegen seines Wesens immer wieder Ausbeutung und
Unterdrückung im Sinne der Herrschaft und zur materiellen Versor-
gung der Herrschaftsinstitutionen erzeugen wird!

Hieran konnte selbst der gute Wille der staatsautoritären Kommunisten nichts
ändern, die zu tausenden gerade in den lebensfeindlichen Gesellschaftsmecha-
nismen des Staates jämmerlich verreckten. Die Tragik ist, daß sie nicht das
wirkliche menschen- und lebensfeindliche Wesen des Staates erkannten. Sie
glaubten, sie könnten den Kommunismus über den Herrschafts- und Machtappa-
rat des Staates durchsetzen und gingen selbst am Staat zugrunde. Sie dachten
sogar, sie könnten den Staat am Ende ihres Kommunismusentwicklungsziels
reformieren und schließlich auflösen.

Sie übersahen, daß die Herrschafts- und Machtinstrumente des Staates durch
ihren hierarchischen Aufbau immer nur Unterwerfung und Gehorsam prägen
können, nicht aber den demokratischen Selbstbestimmungswillen, der bei einer
Vergesellschaftlichung allen Eigentums notwendigste Voraussetzung für die
Funktionstüchtigkeit einer echten Mehrheitenherrschaft innerhalb eines kommu-
nistischen Wirtschaftssystems ist und somit zum Kern der Freiheit wird!

Versuchen wir nun, mit dem Staat abzurechnen, damit die Opfer jener Men-
schen, die sie für uns und eine neue, lebenswertere Gesellschaft brachten, we-
nigstens nicht umsonst waren. Wir, ihre Enkel und Urenkel, sollten aus dem
Vermächtnis ihrer Fehler lernen, damit wir ihre Fehler nicht wieder begehen und
so nur ihren aussichtslosen, blutigen und sinnlosen Kampf fortführen.
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3.1.1. Vorgeschichte des wissenschaftlichen Sozialismus

Versuchen wir, die Vorgänge jener Zeit zu verstehen, damit wir die Fehler er-
kennen und uns vor der Wiederholung dieser Fehler schützen können. Versu-
chen wir zu begreifen, was Sozialismus heißt und worin die Fehler bei seinen
Verwirklichungsversuchen liegen.

Die eigentliche Geschichte des Sozialismus beginnt vor unserer Zeitrechnung.
Das Ziel des Sozialismus war immer eine neue, lebenswerte, freie und men-
schenwürdige Gesellschaft. Seine Geschichte führt über die ersten christlich-
kommunistischen Urgemeinden und mündet im wissenschaftlichen Sozialismus,
der schließlich im staatsautoritären "Kommunismus" unter Lenin, Stalin oder
Deng Xiaoping im Massenmord gegen die Völker der Erde entartete.

Um zu begreifen, warum der autoritäre Sozialismus und Kommunismus in
seiner Staatsideologie von Herrschafts- und Machtapparaten entarten konnte,
müssen wir wissen, wie das staatsideologische Gründungskonzept des autoritä-
ren "Kommunismus" aussehen soll. Hierzu ist es notwendig, seine gedankliche
Entwicklungsgeschichte zu beleuchten und in verkürzter Form nachzuzeichnen.

3.1.1.1. Ideologie des feudalen Ständerechts

Ausgangspunkt des neuzeitlichen Sozialismus ist die Feudalgesellschaft mit ih-
rem erblichen Ständerecht und ihrem normierten zwischenmenschlichen Bezie-
hungen, die durch den Katholizismus - Gottesgnadentum, der Predigt zur De-
mutshaltung sowie der Hinnahmeaufforderung von Unrecht - ideologisch un-
termauert werden. Gleichzeitig sind die Wurzeln des wissenschaftlichen Sozia-
lismus untrennbar mit der Entstehung und der Entwicklung des europäischen
Geldbürgertums verbunden. Historischer Ausgangspunkt bleibt jedoch das ab-
solutistische feudalstaatliche Rangordnungssystem mit seinem Ständerecht,
durch das die oberen Stände durch einen willenlosen Staats- und Ständeapparat
eine ideologisch untermauerte (gemeint ist der Katholizismus mit seinem Got-
tesgnadentum) Ausbeutung des unteren Standes betrieben, wobei die feudal-
staatliche Logik z.T. heute noch als handlungsbestimmendes Denken innerhalb
der Gesellschaft wiederzufinden ist! Dies drückt sich z.B. in der häufig geäu-
ßerten Denkweise der Regierenden innerhalb unserer Staatsdemokratie - das
Volk als Untertanen - aus, wobei diese Denkweise im Faschismus oder Militär-
diktaturen verstärkt wiederzufinden ist und dem Willen zur Demokratie, der
gleichberechtigten Selbst- und Mitbestimmung feindlich gegenüber steht.

Doch was ist Feudalismus?
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Grob betrachtet, umfaßte das Feudalrecht eine Ständegesellschaft, die in drei
Stände gegliedert war:

Den 1.Stand (Adel und Königsfamilie)
Den 2.Stand (die hohe Geistlichkeit)
Den 3.Stand (das übrige Volk ==> Handelsbürgertum, Handwerker, Bau-
ern usw.)

Für meine weiteren Betrachtungen greife ich Frankreich exemplarisch heraus.
Die Feudalherrschaft, die in Frankreich Ancien rÜgime (alte Regierungsweise,
urspr. die absolutistische französische Regierung vor der Revolution von 1789)
genannt wurde, beinhaltete ein breites Band von ideologisch und rechtlich nor-
mierten Beziehungen der Menschen zueinander, die vor allem erblich und mit
der Geburt unabänderlich waren. Das Ancien règime umfaßte z.B.:

Das Verbot des freien Verkaufs von Land (des Adels, der Kirche
usw.); das Verbot der unbeschränkten Akkumulation (Anhäufung) von
Kapital (z.B. durch die Zunftordnung, die die Zahl der Gesellen usw.
festschrieb); die Einschränkung des freien Konsums (durch Klei-
derordnung usw.); die Behinderung des Binnen- und Außenhandels
(durch Binnenzölle, Exportverbote usw.); das Verbot - oder die we-
sentliche Erschwerung - der Heirat zwischen Bürgerlichen und Adli-
gen; das Privileg des Adels auf bestimmte staatl. Anstellungen (in
Armee und Verwaltung, aber auch in der kirchlichen Hierarchie).

Das Feudalrecht band den einzelnen Menschen mit seiner Geburt an den Stand
seiner Eltern, der ihm gleichzeitig eine ganz bestimmte, fest umschriebene und
unüberwindbare Rolle von Aufgaben und Pflichten zudiktierte, in die er sich
unbedingt einzufügen hatte. Diese machte auch die Rollenverteilung von Herr-
schaft, Ausbeutung und Unterdrückung unabänderlich, da dem 1.Stand die un-
eingeschränkte Herrschafts- und Staatsgewalt vererblich zufiel.

Zum anderen schlossen diese normierten Beziehungen die sozialen Fürsorge-
pflichten (die oberen Stände für die unteren Stände, als ein von den unteren
Ständen einforderbares Recht) als verbindliche Regelung mit ein. In dieser ver-
bindlichen, einforderbaren sozialen Fürsorgepflicht vom oberen Stand fand der
untere Stand seine ideologische Rechtfertigung für die bestehenden Herrschafts-
strukturen und die an ihm vorgenommene Ausbeutung. Hierin fand der untere
Stand aber auch seine ideologische Begründung für die sichtbar ungerechte
Ausbeutung, da der Adel sich mit den Gütern des Volkes um das Wohlergehen
des Volkes zu sorgen hatte! Denn wer sollte dies sonst tun, wenn nicht die Ade-
ligen als ihre Herren, die auch sonst alles bestimmten?
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Erst mit dieser ideologischen Begründung, die in der sozialen Fürsorgepflicht
der oberen Stände lag, erhielt die Feudalgesellschaft ihre inhaltliche Funktions-
tüchtigkeit. (Diese Einstellung ist heute vergleichbar mit der Rechtfertigung der
vom Staat erhobenen Steuern.)

Zudem wurde diese Denkweise im Feudalismus von der strukturellen
Gleichförmigkeit der Ideologie des Christentums ergänzt, in der sich auch ein
"Herr" um seine sündigen und reumütigen Schafe bemüht. Die Kirche war und
ist der zweite tragende Arm dieser Gesellschaftsumstände von Ausbeutung und
Unterdrückung (heute vor allem in Süd-Amerika), weil sie eine ganz bestimmte
ideologische Bewußtseinshaltung predigt. So predigte sie eine Demutshaltung
sowie eine Hinnahmeaufforderung bei widerfahrenem Unrecht, wobei sie die
materielle Ausbeutung und Unterdrückung durch den oberen Stand bewußt als
gelegentlich auftretende menschliche Unzulänglichkeit fehldeutete, für die der
obere Stand sicher eines Tages vom obersten Herrn - Gott - bestraft werden
würde. Sie war es, die dem Geburtsrecht seine ideologisch religiöse Rechtferti-
gung im Gottesgnadentum verschaffte, die die Rangfolge innerhalb der Gesell-
schaft und die von Geburt an vorgenommene Zwangszuweisung von Standes-
aufgaben festschrieb. Somit war es die Kirche, die mit der Aufnahme der feuda-
listischen Ideologie in ihren Religionsinhalten die Gott (HERR) - Mensch (UN-
TERTAN) - Beziehung festschrieb und die Menschen in die Demutshaltung und
Hoffnungslosigkeit trieb.

3.1.1.2. Wandel zur kapitalistischen Ideologie

Aus diesen gesellschaftlichen Verhältnissen des Feudalismus heraus entwickelte
sich das Geldbürgertum (Bourgeoisie), das über die Schranken der bäuerlichen
und handwerklichen Produktion sowie seinem ständegebundenen Leben hinaus-
drängte. Anfangs (ausgehend vom Frühkapitalismus) in Form des Fernhandels,
der Luxusproduktion (außerhalb der Zünfte), des am Einfluß zunehmenden
Geldverkehrs, schließlich in der Gestalt der Manufakturen und der Fabriken.

Diese neuen, vorwiegend nicht landwirtschaftlichen Produktionen (die Agrar-
wirtschaft stand zumeist unter dem Lehnsrecht - Landverleihung gegen Ernte-
anteil oder Dienstleistung) wirkten ihrerseits wieder auf die Agrarproduktion
ein. Dies führte z.B. in Großbritannien dazu, daß mehr und mehr Großgrundbe-
sitzer ihr Ackerland in Schafdriften verwandelten, weil die flämische Wollma-
nufaktur hohe Wollpreise zahlte. Somit sind schon sehr früh die Traditionen des
feudalen Lebensstils - die auf dem erblichen Ständerecht, der normierten Bezie-
hung und der Ständeausbeutung beruhten - im Kontakt mit der an Einfluß zu-
nehmenden Geldwirtschaft aufgelöst worden.
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Denn der brit. Landedelmann, der sein Gut auf Wollproduktion umstellt, nimmt
das Verhalten des Geldbürgertums an, welches sich in der Logik des freiheitli-
chen Geld- und Marktwirtschaftssystems widerspiegelt. Der brit. Landedelmann
entledigt sich somit der Tradition des normierten feudalen Ständerechts, das ihn
auch mit sozialen Fürsorgepflichten - das einforderbare Recht des unteren Stan-
des - an seine Gefolgschaft - also den unteren Stand - bindet. Zuerst vertreibt er
Bauern und Pächter von deren Scholle oder von seinem Ackerland, hierauf wan-
delt er dieses Land in Schafdriften um und dann verwandelt er die Beziehungen
zwischen sich und dem unteren Stand in ein bürgerliches Geldwirtschaftsver-
hältnis von Unternehmer und Arbeiter, welches von marktwirtschaftlichen
Überlegungen bestimmt wird, so daß dies insgesamt einen Abzug seiner feuda-
len Fürsorgepflicht für den unteren Stand zum Zwecke der eigenen Gewinnma-
ximierung darstellt!

Handlungsantrieb ist der Versuch der Ausbeutungsgraderhöhung durch den
Abzug der kostenintensiven Fürsorgepflicht, um mit dem aufstrebenden Geld-
bürgertum, dessen wirtschaftlicher Macht und dessen politischen Herrschaftsan-
spruch konkurrieren zu können. Das immer reicher werdende Geldbürgertum
versuchte nämlich, seinen wirtschaftlichen Einfluß auf die politische Herrschaft-
sebene auszudehnen, was zwangsweise mit einer systematischen Verdrängung
des Adels aus seinem erblichen Machtbereich verbunden war. An dieser Stelle
wird nun das Feudaldenken in die bürgerliche Unternehmerlogik der Kosten-
Nutzen-Rechnung als das aus der Kosten-Nutzen-Rechnung entstehende Ver-
wertungsinteresse umgeformt. Denn gerade in dieser Überlegung entdeckt der
Adel die Ausbeutungsgraderhöhung und Gewinnmaximierung, durch die der
Adel nun mit dem Geldbürgertum konkurrieren kann, womit der materielle An-
sporn - als Ursache - für diesen gesellschaftsideologischen Umwälzungsprozeß
im Denken und Handeln des Adels - hin zur bürgerlichen Unternehmerlogik -
geklärt ist.

In Frankreich z.B. führten diese Gewinnmaximierungsversuche des Adels
zu einer schrittweisen Erhöhung der bäuerlichen Abgabepflicht an ihre Lehns-
herren - vom 10.Teil bis zum 5.Teil der Ernte. Am Ende stand eine totale Ver-
armung und Verelendung des Besitzlosenstandes. Dieser Gewinnmaximierungs-
versuch des Adels stand der Ausbeutung und Unterdrückung der Besitzlosen in
den Manufakturen des Geldbürgertums um nichts nach. Denn der Adel hatte das
Feudalrecht auf dem Lande längst in die Kosten-Nutzen-Rechnung der bürgerli-
chen Unternehmerlogik umgewandelt und aus Kostengründen stillschweigend
seine Fürsorgepflicht gegenüber dem 3.Stand aufgehoben!

So begann der gesellschaftsideologische Umwälzungsprozeß schon lange
vor der Französische Revolution.

Im Feudalrecht stellte der Geldverkehr innerhalb aller normierten zwischen-
menschlichen Beziehungen einen sehr kleinen, nicht gesellschaftsbestimmenden
Ausschnitt dar. In der "freiheitlichen Geld- und Marktwirtschaftslogik" des
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Geldbürgertums hingegen rückt das marktwirtschaftliche Verwertungsinteresse
ins handlungsbestimmende Zentrum aller Überlegungen!

Somit ist auch die Vertreibung der brit. Bauern und Pächter von deren Ak-
kerland nur Ausdruck der ersten Zersetzung der Feudalgesellschaft und Über-
nahme der bürgerlichen Unternehmerlogik. Diese Vertreibung z.B. führt Karl
Marx in seiner "Kritik der politischen Ökonomie" als ursprünglichen Akkumu-
lationsprozeß an, womit gleichzeitig die Grundvoraussetzung zu einem ersten
marktwirtschaftlichen Unterdrückungs- und Ausbeutungsexportmechanismus
geschaffen wurde. Denn durch dieses neue System wurde der Ausbeutungsgrad
wesentlich vergrößert, so daß sich die Oberschicht anderer Staats- und Gesell-
schaftssysteme zur Aufrechterhaltung ihrer politischen Herrschaft anpassen
mußte, um auf Dauer nicht der wirtschaftlichen Macht neuer aufstrebender Sy-
steme zu unterliegen.
Mit dem Abzug der Fürsorgepflicht gab sich schließlich die Feudalgesellschaft
selbst ihren Gnadenstoß, da sie sich hiermit selbst ihre ideologische Rechtferti-
gung entzog, auf der das Gedankengut der Feudalgesellschaft beruhte, was
letztlich den unteren Stand gegen die nun offensichtlich willkürliche Ausbeu-
tung und Unterdrückung aufbegehren ließ.

3.1.1.3. Ideologische Kampfgrundlage des Geldbürgertums

Mit dem Entstehen des Geldbürgertums und seiner wachsenden wirtschaftlichen
Macht kam es zum wachsenden Gegensatz zwischen der ökonomischen Macht
und der politischen Rolle des Geldbürgertums, weil der Adel im feudalen Stän-
derecht weiter über dem Geldbürgertum angesiedelt blieb und alle oberen Ränge
in Staat und Kirche einnahm. In dieser politischen Abhängigkeit des Geldbür-
gertums vom Feudaladel sowie im entstandenen wirtschaftlichen Machtgegen-
satz finden wir den materiellen Ausgangspunkt, aus dem das aufstrebende Bür-
gertum seine ideologische Kampfgrundlage gegen die Feudalordnung entwik-
kelte.
Die ideologische Kampfgrundlage des Geldbürgertums war und ist das "lei-
stungsbezogene Naturrecht", mit dem alle Menschen nach dem Grundsatz von
"Freiheit und Gleichheit" am Gesellschaftsleben beteiligt werden sollen. Mit
dem "leistungsbezogenen Naturrecht" fordert das Geldbürgertum ein Recht,
welches auf die Leistung eines jeden bezogen wird und jedem entsprechend sei-
ner Leistung Stellung und Rang innerhalb der Gesellschaft zuordnet. Somit
wandte sich das Geldbürgertum gegen die Normierungen und die geburtsbe-
dingten Verhaltenseinschränkungen des Feudalrechts, insbesondere aber gegen
das geburtsrechtliche Gottesgnadentum.



- 207 -

Gleichzeitig beinhaltet das Naturrecht eine Vorstellung, die die gesellschaftse-
volutionäre Fortentwicklung der Menschheit als ein Recht des Stärkeren und
eine Verdrängung der Schwächeren begreift. Diese seinerzeit übliche Spekulati-
on, die vor allem von den Anhängern des Naturrechts vertreten wurde, beschrieb
erstmalig der Naturforscher Crasmus Darwin, 1794, in bezug auf die Artenver-
änderlichkeit durch natürliche Auslese. Nach den Grundsätzen des Naturrechts
(später wegen Darwin inhaltlich zur "kapitalistischen Leistungsideologie" er-
weitert) erkennt das Geldbürgertum im degenerierten Feudaladel die Schwäche-
ren, die es durch das vom Geldbürgertum beanspruchte Naturrecht zu verdrän-
gen gilt.
Das Geldbürgertum formulierte also schon sehr früh für das bürgerliche Geld-
wirtschaftssystem eine Art der "DARWINISTISCHEN LEISTUNGSIDEO-
LOGIE" als "LEISTUNGSBEZOGENES NATURRECHT", dessen Ideologie
erst viel später durch Charles Robert Darwins Evolutionslehre inhaltlich aufge-
füllt und scheinbar wissenschaftlich untermauert auf die Geldwirtschaftsideolo-
gie - als "LEISTUNGSBEZOGENES DARWINISTISCHES NATURRECHT"
- übertragen wurde!

Die Forderung nach dem Naturrecht mündete mit dem 14.Juli 1789 in der Fran-
zösischen Revolution, mit der das Gesamt-Bürgertum die Feudalgesellschaft
beseitigte. An die Stelle der Feudalideologie setzte sie die Ideologie des "lei-
stungsbezogenen Naturrechts", die formale geburtsunabhängige Gleichberechti-
gung aller und die Geld- und Marktwirtschaft als neue beherrschende Organisa-
tionsstruktur der Gesellschaft, an der alle gleichberechtigt teilnehmen sollten.

Ein Schwerpunkt der bürgerlichen Forderungen lag also auf den Begriffen
des "leistungsbezogenen Naturrechts", des Konkurrenzkampfes sowie der freien
Entfaltung aller Menschen durch nicht normierte und eingeschränkte Verhal-
tensweisen. Diese Forderungen erkannten sich auch im Liberalismus wieder und
strebten somit gleichzeitig durch den Liberalismus nach Selbstverwirklichung.

3.1.1.4. Forderungen des Frühen Liberalismus

In Übereinstimmung mit dem Liberalismus - der erst später als "FRÜHER LI-
BERALISMUS" bezeichnet wurde - stützte sich das Bürgertum auf die These:

Die vernünftige Entscheidung geistig entwickelter, freier Menschen
verbürgt eine harmonische Gesellschaft und sichert den Fortschritt.
Nur die autoritären Zwangseinrichtungen und Normen verhindern ei-
nen vernünftigen Interessenausgleich und damit das größtmögliche
Glück aller.
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Deshalb waren Kirche, Ehe und selbst der Staat abzuschaffen. Allei-
niges Ordnungsprinzip sollte das "Gleichgewicht der Kräfte und Inter-
essen" zwischen den einzelnen und den Gruppen werden, aus dem
sich aus der bewußten Einsicht und dem bewußten Verständnis für-
einander eine natur- und vernunftbestimmte Gesellschaftsharmonie
entwickeln sollte.

Hierauf und nichts anderem bezog sich die Forderung nach "Freiheit, Gleichheit
und Brüderlichkeit" während der Französischen Revolution, die mit den Überle-
gungen des "Frühen Liberalismus" ihre inhaltlich theoretische Lebenstüchtigkeit
erhielt. Die Anhänger des "Frühen Liberalismus" glaubten, daß mit der Freiheit
und Gleichheit auch die Brüderlichkeit eintreten müsse und übersahen die ge-
sellschaftszerstörenden Mechanismen, die die bürgerliche Unternehmerlogik
und der Kapitalismus beinhaltet.

3.1.1.5.Verkennung des sozialen Konfliktes

Nicht, daß die feudalen Normierungen und Beschränkungen die Entwicklung
der Wirtschaft behinderten. Nein! Sie wurden zunehmend von der Bevölkerung
als Unrecht und widernatürlich empfunden. Das "leistungsbezogene Naturrecht"
und der "Frühe Liberalismus" waren die ideologische Rechtfertigung des auf-
steigenden Gesamtbürgertums gegen die Normen des Feudalrechts. Die eigentli-
chen Kämpfe zwischen Feudaladel und Geldbürgertum um den Führungsan-
spruch und die Führungsgewalt im Staat, durch die wachsende wirtschaftliche
Macht des Geldbürgertums erst denkbar, wurden vom Gesamtbürgertum jedoch
nicht wahrgenommen. Im Bewußtsein des am Kampf teilnehmenden Gesamt-
bürgertums spiegelte sich hauptsächlich die Auseinandersetzung zwischen zwei
Ideen:

Auf der einen Seite die fortschrittlichen Ideologien des Naturrechts,
der Philosophie, der Religionskritik, des Liberalismus usw. - auf der
anderen Seite die Lehre vom Gottesgnadentum, des traditionellen
Katholizismus und des Feudalismus.

Das breite Bürgertum erkannte nicht die wirklichen Ursachen der sozialen Kon-
flikte, der Ausbeutung und Unterdrückung, die auch schon in der Feudalgesell-
schaft auf der einseitige Verteilung des Eigentums sowie der Verfügungsgewalt
einer kleinen Oberschicht über dieses Eigentum beruhen. Vielmehr suchte es die
Ursachen der sozialen Konflikte in ihren ideellen Erscheinungsformen, die Marx
als die "Reflexe" des "ideologischen Bewußtseins" bezeichnete.
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So entstand fast ungehindert der heutige BÜRGERLICHE oder KAPITALI-
STISCHE LIBERALISMUS des Geldbürgertums, der sich als beherrschende
neue Gesellschaftsideologie vom Frühen Liberalismus abspaltete und mit der
Ideologie des gleichberechtigten "leistungsbezogenen Naturrechts" und Konkur-
renzkampfes verschmolz. Das Geldbürgertum bestand auf die Erhaltung des Ei-
gentumsrechtes und somit auf die Beibehaltung seiner wirtschaftlichen Macht,
und zwar nach dem das Bürgertum den Adel enteignet und große Teile des
Adels hingerichtet hatte! Es argumentierte:

Das Eigentum und die Entfaltung im Eigentum müsse ein liberales
Recht eines jeden geistig entwickelten und freien Menschen sein und
seine Einschränkung verstoße grundsätzlich gegen den Gedanken des
Liberalismus. Weiter verbanden sie den Anteil am Eigentum, der sich
im Besitz eines Menschen befindet, mit dem "leistungsbezogenen
Naturrecht" zu einem Gedanken der Gesellschaftsevolution (die Ver-
drängung der Schwachen durch die Stärkeren), indem sie erklärten,
daß der Anteil eines jedem am Eigentum abhängig von seiner Lei-
stung innerhalb der Gesellschaft sei!

3.1.1.6. Bürgerliche Liberalismus als Ausbeutungssystem

Mit dieser ideologischen Weltsicht war es das Geldbürgertum, welches wieder
den Staat als unabhängigen Souverän (franz.: Herrscher) zwischen den einzelnen
Bürgern zum Schutz des Eigentums bedurfte. Der Staat, den zuvor die französi-
schen Könige als Druckmittel gegen den Adel in seiner neuen Struktur aufge-
baut hatten und ohne die Gelder, die das Geldbürgertum dem König zur eigenen
Interessenssicherung gegenüber dem Adel zukommen ließ, unmöglich gewesen
wäre (der König konnte sich durch die Unterstützung des Geldbürgertums erst-
malig unabhängig vom Adel ein stehendes Heer, z.B. die Musketiere, leisten
und sich gegen den Willen des Adels durchsetzen! / siehe Norbert Elias: "Über
den Prozeß der Zivilisation", Frankfurt/M 1976), sollte nun das Eigentum und
das Eigentumsrecht für "alle Bürger" - vor allem aber im Sinne des Geldbür-
gertums zur indirekten Herrschaft über die Gesellschaft - schützen. So erfolgte
die Entwicklung der Französischen Revolution ab 1792, nachdem sich die Re-
publikaner gegen die konstitutionellen Monarchisten durchgesetzt hatten,
zwangsläufig.

Das Volk, ohne dessen Blutopfer die Französische Revolution und deren
Erhalt gegen den massiven militärischen Ansturm der europäischen Feudal-
mächte unmöglich gewesen wäre, deren neue praktische Ordnung auf der be-
wußt verständigen Einsicht, auf der Freiwilligkeit aller Opfer und dem Ideal des
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Liberalismus beruhte, sollte in seinem derzeit herrschenden praktisch direkten
demokratischen Mehrheitswillen (in Form von Volksaufläufen und Revolten)
beschränkt werden. Es sollte in seinem politischen Willen den demokratischen
Wegen eines neuorganisierten Staatsapparates unterworfen werden. Direkte
Umwälzungen gegen erkanntes Unrecht auf direktem Wege durch die direkte
Einsicht und Erkenntnis des Volkes (d.h. "direkte Aktionen" vom Volk gegen
erkanntes Unrecht zum Schutz der Freiheit aller) sollten unmöglich gemacht und
verpönt werden. Nur noch der langwierige formaldemokratische Weg über die
Herrschafts-, Gewalt- und Entscheidungsinstanzen des Staatsapparates sollte den
Schutz der Menschenrechte und der Freiheit, die sich das Volk zuvor immer
wieder auf der Straße selbst erkämpft und gesichert hatte, garantieren. Der ein-
zelne Bürger sollte wieder in die Passivität hineingetrieben und somit in die Ab-
hängigkeit vom Schutz des Staates gezwungen werden. Der aktive militante
Selbstschutz, mit dem sich die Bevölkerung die Freiheit und die Menschen-
rechte erkämpft und gesichert hatte (denn die Bevölkerung kann in einer echten
direkten Demokratie nur durch den auf der Straße gefundenen Mehrheitswillen
herrschen), wurde per Verfassung aufgehoben, abgeschafft und verboten. Der
durch die Französische Revolution selbständig gewordene freie Bürger wurde
nun systematisch zur Untätigkeit, Abhängigkeit und Unterwerfung unter den
Staat und seiner Nationalgarde gezwungen.
Der Konvent beschloß diese neue Staatsordnung als Verfassung der Republik
zugunsten der neuen Eigentumsordnung und ließ gleichzeitig die Nationalgarde
aufmarschieren, denn es wurde befürchtet, das Volk werde eine neue Eigentum-
sordnung nicht akzeptieren und sich gegen diese erheben; und im Konvent saßen
schon wieder die Bestochenen und Geschmierten des Geldbürgertums, die vor
allem deren Eigentums- und Wirtschaftsinteressen vertraten.
Nach der Giollotinierung des Jakobiners Robespierre am 28. Juli 1794, dessen
Einfluß vor allem auf der Zustimmung und Unterstützung der Arbeiter beruhte,
war es dann endlich so weit. Das Geldbürgertum ergriff die Macht. Diese Ent-
wicklung drückt sich besonders deutlich in der nach Robespierres Tod folgenden
neuen Verfassung des Direktoriums (und des Ältestenrates) aus, mit dem nur
noch Bürger (etwa 5 Mill. Franzosen) ab einer bestimmten Menge an Eigentum
das Wahlrecht besaßen.

Es war also das Geldbürgertum, das nicht nur den nach der Französischen Re-
volution noch vorhandenen Staat mit seinem steuerlosen, WILLENLOSEN und
GEHORSAMEN Gewalt- und Herrschaftsapparat benötigte, sondern es über-
nahm ihn und begann, über seine Apparate zu herrschen. Unter zur Hilfenahme
der ideologischen Weltansicht des "Bürgerlichen Liberalismus" übernahm das
Geldbürgertum den ehemals absolutistischen Staatsapparat und führte nun als
neue Herrschaftsschicht die Ausbeutung der Bevölkerung zusätzlich über die
Unterdrückungs- und Herrschaftsapparate des Staates fort. Somit war es das
Geldbürgertum, welches die Unterdrückung und Ausbeutung sowie die Ver-
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elendung und Verarmung der Besitzlosen wieder verursachte, diese durch den
entstandenen freien Kapitalismus fortführte und die Entfaltung der Menschen in
eine liberale und harmonische Gesellschaft - durch die Zwangsinstitutionen von
Eigentum und Staat - verhinderte. Das Geldbürgertum war nach der Französi-
sche Revolution nur die neue herrschende Klasse, die sich an die Stelle der alten
feudalen setzte und den willenlosen Staatsapparat für sich übernahm und nutzte.
Im ehemals absolutistischen Staatsapparat fand das Geldbürgertum ein williges,
führerlos gewordenes Macht- und Herrschaftsinstrument, das es nur für seine
Zwecke zu übernehmen brauchte, um nun selbst die Herrschaft über die Gesell-
schaft - als "die neuen Herren" oder "die neue Herrschaft" - fortzusetzen. Es war
dem Geldbürgertum gelungen, den Adel zu verdrängen und selbst deren Position
einzunehmen.

Im Prinzip ist der moderne Staat eine Erscheinungsform des Kapita-
lismus, da die Entwicklung hin zum absolutistischen Staat vom Geld-
bürgertum - zum Schutz der bürgerlichen Eigentumsrechte gegenüber
dem Adel - eingeleitet und mit den bürgerlichen Revolutionen vom
Geldbürgertum übernommen wurde, da nun der Staat das Eigentum
und die Handelsräume schützen sollte. Denn im Handel liegt die
Quelle des bürgerlichen Reichtums, und dieser Reichtum ist die
Grundlage der wirtschaftlichen Macht, durch die es dem Geldbürger-
tum gelang, politisch aufzusteigen, den Adel zu verdrängen und nun
selbst die politischen Herrschaftspositionen im Staat zu übernehmen.

------

Die Bestechungen und Schmiergeldskandale innerhalb des Direktoriums zur
Erlangung von noch mehr politischen Einfluß passen also nur zu gut ins Bild.
Die bedingungslose Eigentumsakkumulation bewirkte eine unbegrenzte wirt-
schaftliche Machtkonzentration, und das hungernde Volk, das durch Aufstände
versucht hatte, sich der Herrschaft des Direktoriums zu widersetzen, war von der
Nationalgarde niedergemetzelt worden. Das Bürgertum war durch die Ideologie
des "Kapitalistischen Liberalismus" uneins geworden und hatte seine revolutio-
näre Kraft für "Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit" verloren. So geschah es
zwangsläufig, daß die Französische Revolution und die erste Republik am Ende
wieder an ihrem Ausgangspunkt angelangte. Am 9.November 1799 entstand
mit Napoleons Staatsstreich eine Militärdiktatur, eine Form der Republik, die in
ein erbliches Kaisertum mit einer neuen Aristokratie mündete, wobei die "neue
Aristokratie" das Groß- und Geldbürgertum war.
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3.1.2. Entwicklung Früher Liberalismus zum Sozialismus

Vom Bürgertum spaltete sich nun durch die Mechanismen des Kapitalismus der
"4.Stand" der Lohnabhängigen und Besitzlosen ab, die bei den Kapitaleignern
in Arbeit, Brot, Unterdrückung und Ausbeutung standen. Gleichzeitig kam es im
"Frühen Liberalismus" zur ergänzenden Eigentumskritik, so daß sich immer
mehr Liberale vom "Frühen Liberalismus" fortbewegten und sich mit dem Be-
ginn des 19.Jahrhunderts ("Socialismo", 1803 erstmals als klar umrissener Be-
griff von Giacomo Giuliani in seinem Werk, "L`antisocalismo confutato", ver-
wandelt) immer bewußter als Sozialisten, Anarchisten und Kommunisten be-
zeichneten:

In Verbindung mit der Eigentumskritik blieb es ihr Ziel, eine harmoni-
sche liberale Gesellschaft zu errichten, die gerade auf der bewußten
Einsicht und dem bewußten Verständnis der einzelnen Gesellschafts-
mitglieder basieren sollte. Das Eigentumsrecht des Geldbürgertums
wurde als neue Zwangseinrichtung erkannt und sollte - zum Nutzen
der freien Entfaltung und der geistigen Entwicklung aller - beseitigt
werden. Die Weltanschauung des "Frühen Liberalismus" ist DER
ideologische Ausgangspunkt dieser Bewegungen, die versuchten, das
demokratische Selbst- und Mitbestimmungsrecht weit über die Gren-
zen des Privateigentums auszudehnen.

------

Diese Bewegungen mit ihrer zusätzlich entwickelten Eigentumskritik waren die
wirklichen Liberalisten, die mit ihrer Eigentumskritik zumindest den Versuch
unternahmen, die Grundsätze des "Frühen Liberalismus" zu verwirklichen und
die gesellschaftszerstörenden Mechanismen des Kapitalismus - seiner abgespal-
teten Ideologie des "Bürgerlichen bzw. Kapitalistischen Liberalismus" - umzu-
kehren. So begegneten sie dem Geldbürgertum auf einer neuen ideologischen
Ebene, weil das Geldbürgertum den Begriffsinhalt des Liberalismus für seine
Interessen verformt hatte.
Einer der ersten politischen Versuche zur Errichtung einer liberalen Gesellschaft
(gemeint ist der Frühe Liberalismus unter Einbeziehung der Eigentumskritik)
war die Pariser Kommune von 1871, die bekanntlich vom reaktionären Geld-
bürgertum niedergeschlagen wurde.

Vorausgegangen waren diesen sozialen Umwälzungsversuchen bis zu diesem
Zeitpunkt fast nur utopische und theoretische Zukunftsphantasien wie Thomas
Morus "Utopia" (1516), Campanellas "Sonnenstaat" (1623) oder während der
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Französischen Revolution Babeufs "Verschwörung der Gleichen", die jedoch
keine einheitliche Zielrichtung zu einer neuen wirtschaftspolitischen Organisati-
onsstruktur der Gesellschaft besaßen. Sie deuteten diese nur an und gingen in
den Organisationsprinzipien der neuen Gesellschaftsordnung weit auseinander.
Das gemeinsame Element war ihr Wille zu einer sozialeren eigentumskritischen
Gesellschaft, was auch für die Schriften von Charles Hall, William Thompson,
Rob. Owen, Charles Fourier usw. in der ersten Hälfte des 19.Jahrhunderts gilt.

An dieser Stelle angelangt, erhielt Karl Marx vom Londoner "Bund der Ge-
rechten" den Auftrag zur Verfassung einer Programmschrift, was 1848 zum mit
Friedrich Engels formulierten "Kommunistischen Manifest" führte.

3.1.2.1. Wissenschaftlicher Beweis der Eigentumskritik

Auch Karl Marx gehörte zu jenem Personenkreis, der die materiellen Ursachen
der fortgesetzten Unterdrückung, Ausbeutung und Verelendung der Besitzlosen
durch das Geldbürgertum erkannte. Er war es, der als erster die materiellen Ur-
sachen für die Verarmung und Verelendung der unteren Klasse - deren Unter-
drückung und materielle Ausbeutung durch das Geldbürgertum - in einer umfas-
senden und ausführlichen wissenschaftlichen Form darlegte und gilt deshalb als
der Begründer des wissenschaftlichen Sozialismus. Gleichzeitig legte er mit
seinem Werk DIE menschenfeindlichen Gesellschaftsmechanismen offen, die
erst durch den Kapitalismus als sein eigentümlichstes Verhaltensmuster entste-
hen.

Hiermit stülpte er die seinerzeit vorherrschende Heglische Moralphiloso-
phie des absoluten Geistes um. Er widersprach mit seiner Gesellschaftsanalyse
und seinen offen gelegten materiellen Ursachen der Illusion der Junghegelianer,
daß das Elend der Menschen in ihrer Zeit davon herrühre, "daß ihnen die Aus-
geburten ihres Kopfes über den Kopf gewachsen sind" (Vorrede zur "Deutschen
Ideologie"). Karl Marx prägte in seiner "Materialistischen Dialektik" und in
seinem "Historischen Materialismus" die Auffassung, daß das "Bewußtsein
nichts anders als das im Kopf umgesetzte materielle Sein" ist, worin auch die
heutigen Sozialwissenschaften ihren Ausgangspunkt für ihre materialistische
Weltsicht, die Wirkungen der materiellen Ursachen auf das Gesellschaftsleben
und das seelische Innenleben einzelner Menschen finden. Mit dem materiellen
Sein und den Eigentumsverhältnissen erklärt er die Ursachen von Ausbeutung
und Unterdrückung und die Gründe dafür, warum diese nach der Französischen
Revolution durch das Geldbürgertum nur fortsetzt wurden. Er war es auch, der
in den Kämpfen des Gesamtbürgertums während der Französischen Revolution
die Verwechslung der sozialen Konflikte - die eigentlichen realen Ursachen der
Gesellschaftsgegensätze - erkannte. Marx bestimmte mit seiner wissenschaftli-
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chen Untermauerung der sozialistischen Eigentumskritik den Ausgangspunkt
der "neuen" sozialen Kämpfe. Karl Marx erklärte die neue Kampfrichtung des
"Frühen Liberalismus", der nun zu einer Art "sozialistischen Liberalismus" wur-
de, mit den veränderten Gesellschaftsbedingungen, die durch den Übergang des
Feudalismus zum Bürgertum entstanden.
Während die "Klassen" innerhalb der Feudalgesellschaft noch "Stände" waren,
d.h., daß sie nicht allein sozialökonomische, sondern auch rechtlich ideologische
Unterschiede voneinander aufwiesen, sind die Mitglieder der bürgerlichen Ge-
sellschaft formal gleichgestellt. Ständeunterschiede gibt es nicht mehr. Ihre Be-
ziehungen werden nun ausschließlich von ihrem Anteil am Eigentum bestimmt.
Was in der vorbürgerlichen Gesellschaft noch durch rechtliche und ideologische
Schleier verborgen war, kommt erst jetzt ganz deutlich zum Vorschein:

Die Wurzeln der Abhängigkeitsverhältnisse der Menschen von-
einander, die in der brutalen Unterdrückung und Ausbeutung der
unteren sozialen Schicht nur eine Form ihres Ausdruckes finden,
sind die Eigentumsverhältnisse!

------

Marx und Engels leiten hieraus ihre Aufgabe ab, den Prozeß der Klassenbe-
wußtseinsbildung durch theoretische Aufklärung über Struktur und Funktions-
weise der kapitalistischen Ökonomie zu fördern, um so die Notwendigkeitser-
kenntnis einer politischen Organisation der Arbeiterklasse zu verbreiten:

Die Selbstorganisation der neuen besitzlosen Klasse erhielt die
Aufgabe, die Vereinzelung und die Bewußtlosigkeit zu überwin-
den, welche die Voraussetzung für die kollektive Abhängigkeit
vom Kapital ist!

------

Diese Selbstorganisation sollte, nach den Vorstellungen von Marx und Engels,
keine neue herrschende Klasse (wie das Geldbürgertum in der Französischen
Revolution) an die Stelle der alten setzen:

Ihr Ziel sollte es sein, mittels einer proletarischen Revolution (franz.:
Umwälzung) das Privateigentum an den Produktionsmitteln sowie an
den Lebensquellen (also Grund und Boden) durch eine Enteignung
aufzuheben und abzuschaffen.



- 215 -

Dieses Eigentum sollte der Bevölkerung durch die bewußte Vergesell-
schaftlichung und basisdemokratische Selbstverwaltung als unbe-
streitbares Gemeinschaftseigentum zugeführt werden! So sollte jeder
Herrschaft des Menschen über den Menschen und jeder Ausbeutung
des Menschen durch den Menschen ein endgültiges Ende bereitet
werden.
Es war praktisch ihr erklärtes Ziel, die Gesellschaftsansichten des
"Frühen Liberalismus" durchzusetzen, indem sie die Zwangsinstituti-
on des Eigentums abzuschaffen versuchten.

3.1.3. Entartung des autoritären Sozialismus

In der Zwischenzeit hatte sich der 4.Stand zu einer neuen Klasse ausgewachsen -
das Proletariat der Industriearbeiter. Die neuen und schärfer umrissenen Zielset-
zungen, die der wissenschaftliche Sozialismus beinhaltete, fanden gerade in der
Arbeiterklasse einen hohen Anklang, was zu einem wachsenden Einfluß des
wissenschaftlichen Sozialismus führte. Die Unterschiede zu allen bisherigen Ge-
sellschaftsströmungen lagen in folgenden Zielen:

1. Künftig sollten die vereinigten Produzenten als basisdemokratisch organi-
sierte Arbeiterklasse auf der Grundlage ihres vergesellschaftlichten und ba-
sisdemokratisch selbstverwalteten Gemeinschaftseigentums "ihren Stoff-
wechsel mit der Natur" auf die rationellste und einfachste Art regeln. Zur
rationellsten und einfachsten Form werden z.B. die Vermeidung von Raub-
bau an der Natur, die Zerstörung lebensnotwendiger Umwelt sowie die
Vermeidung überflüssiger Arbeit gezählt.

2. Die Menschen sollten in die Lage versetzt werden, ihre eigenen Vergesell-
schaftungsformen und Zusammenschlußstrukturen bewußt und vernünftig
zu bestimmen. D.h., ihre Beziehungen zueinander sollten nicht von frem-
den Systembedingungen und "Sachzwängen" - z.B. des Marktes, des Ei-
gentumsrechtes oder der Staatsbürokratie-, sondern von ihren bewußten
und vernünftigen Wünschen abhängen.

3. Durch die freien Zusammenschlüsse der Produzenten innerhalb der Arbei-
terklasse sollten sowohl Ausbeutung als auch Abhängigkeit der Menschen
voneinander verschwinden. D.h., es sollte keine wirtschaftliche Abhängig-
keit einzelner von anderen einzelnen geben, sondern alle werden für alle
und damit zugleich für sich selbst tätig und durch diese Tätigkeit befriedigt
sein, weil das Produktionseigentum der Gemeinschaft gehört und somit je-
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der durch seine selbstbestimmte Arbeit seiner eigenen Bedürfnisbefriedi-
gung dient!

4. Infolge des Verschwindens von Ausbeutung und wirtschaftlicher Abhän-
gigkeit fällt auch die Notwendigkeit staatlicher Gewalt weg, weil nun alle
Gesellschaftsmitglieder als gleichberechtigte Partner auf der Ebene der ver-
standgeleiteten Einsicht und dem bewußten Verständnis füreinander umge-
hen können, ohne daß die materielle Unterdrückung die bewußt verständige
Einsicht füreinander durch Ohnmacht, Wut und Zorn verhindert. Dies be-
deutet, daß, sobald sich die neue Gesellschaftsordnung weltweit ausbreitet,
der mit der Privateigentumswirtschaft oder dem Staatseigentum bedingte
Herrschaftsanspruch als feindlicher Gegensatz zwischen den Staaten sowie
der Staaten gegen ihre Völker (durch den Staatsherrschaftsanspruch) ent-
fällt. Hiermit soll der Staat absterben und von der Gesellschaft als überflüs-
sig beseitigt werden!

3.1.3.1. Entwicklungsetappen der Staatsautoritären

So weit so gut. Bis hierhin findet Marx meine vollste Zustimmung, zumal in
diesen Überlegungen auch meine güterwirtschaftlichen Berechnungen zur 5-
Std.-Woche enthalten sind. Jedoch in der von Marx vorgeschlagenen politischen
Gründungsstrategie, die ihr Endziel in einer herrschaftsfreien kommunistischen
Gesellschaft findet, sehe ich die Entartungsursache aller heute bestehenden
Formen der autoritären sozialistischen Staaten.

In der Kritik des Gothaer Programmes von 1875 ("Randglossen zum Programm
der deutschen Arbeiterpartei") nimmt Marx die Unterteilung in eine sozialisti-
sche und eine kommunistische Entwicklungsetappe vor.
In der ersten Etappe, die Marx als Sozialismus bezeichnet, soll die wirtschaftli-
che Organisation der Gesellschaft nach der Losung:

"Jeder von seinen Fähigkeiten - Jedem nach seiner Leistung"

erfolgen.
Damit ist nach der Vorstellung von Marx notwendigerweise die praktische Un-
gleichheit verbunden, die zudem noch einen Staatsapparat und eine (bürgerliche)
Rechtsordnung notwendig macht (was, nebenbei bemerkt, den autoritären Strö-
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mungen, die als Endziel den Sozialismus angeben, den Beinamen staatsautori-
tär eintrug und in diesem Sinne "staatsautoritäre Sozialisten" genannt werden).

Erst wenn die Produktivität der Arbeit im Sozialismus so gesteigert worden sei,
daß eine ständige Überproduktion herrscht, solle sich nach Marx der Kommu-
nismus nach dem Leitsatz:

"Jeder von seinen Fähigkeiten - Jedem nach seinen Bedürfnissen"

in einem zweiten Schritt entfalten.
(Diejenigen, die den von Marx beschriebenen staatsautoritären Sozialismus als
erste und den Kommunismus als zweite Entwicklungsetappe anstreben, werden
als "staatsautoritäre Kommunisten" bezeichnet.)

D.h., das Ziel des Kommunismus ist nach Marx, daß alle Güter und gesell-
schaftlichen Arbeitsleistungen - nach basisdemokratischen Absprachen und Ab-
stimmungen der Produzenten untereinander - jedem frei zum uneingeschränkten
Verbrauch zur Verfügung stehen, ohne daß eine Markt-, Geld- oder Tauschwirt-
schaft aufrecht erhalten wird. Fundament dieser kommunistischen Gesellschaft
sind die freien Vereinbarungen, also Absprachen und Abstimmungen der Produ-
zenten und Verbraucher untereinander, wobei die Verbraucher ebenfalls Produ-
zenten sind. Die Arbeitsleistungen und Bedürfnisse werden hierbei als durchaus
unterschiedlich wahrgenommen, sollen aber als gleich dringend empfunden, an-
gesehen und bewertet werden.
Mit dieser ideologischen Weltsicht und Bewertung werden Liberalismus und
Individualismus nicht nur garantiert, sondern der Kommunismus erhält zudem
seine gesellschaftsideologische Funktionstüchtigkeit!
Weiter wird argumentiert, daß erst mit der totalen Bedürfnisbefriedigung durch
den Kommunismus der Staat absterben könne, weil hiermit der "enge bürgerli-
che Rechtshorizont" mit seiner eingeschränkten Weltsicht überschritten werde.

Für die wirtschaftliche Organisation einer kommunistischen Zukunftsgesell-
schaft bringt Marx nun den Gedanken einer zentralen, aber auf Freiwilligkeit
beruhenden Planwirtschaft ins Spiel. Diese soll in Form von "Assoziationen"
bzw. "Vereine freier Menschen" in ihrer "Gesamtheit der Genossenschaften die
nationale Produktion nach einem gemeinsamen Plan" regeln.
In dieser zentralistischen Planwirtschaft liegt die materielle wirtschaftsorgani-
satorische Entartungsgrundlage des staatsautoritären Sozialismus bzw. Kommu-
nismus, wobei Marx hierfür mit seiner Überlegung den politischen und wirt-
schaftlichen Vorschub leistete. Diese Vergesellschaftlichungsform der Produkti-
onsmittel sowie die zentrale Planung durch eine "Vereinigung freier Menschen"
- als oberste zentrale "Planungsbehörde" - in Verbindung mit einem Staatsappa-
rat und einer bürgerlichen Rechtsordnung bringt unweigerlich eine so starke auf
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die Planungsbehörde vereinte Machtkonzentration hervor, die unmöglich einer
dauerhaften demokratischen Kontrolle unterworfen werden kann. Kein Parla-
ment und keine basisdemokratische Organisation ist in der Lage, dieses Gebilde
auf Dauer zu beaufsichtigen und zur Rechenschaft zu verpflichten, geschweige
denn zu zwingen. Derartige Machtkonzentrationen werden sich immer systema-
tisch einer demokratischen Kontrolle entziehen und in ihrer Macht gegen die
Interessen der Bevölkerung entarten! Das Ergebnis ist nicht die Erweiterung der
demokratischen Selbst- und Mitbestimmungsrechte bis weit über die bürgerli-
chen Verhältnisse des Privateigentumsrechts, sondern das langfristige durch In-
trigen, Machtkämpfe und weiteren Machtzentralisationen Entstehen einer Dik-
tatur!

3.1.3.2. Staatsautoritäre sozialistische Rätedemokratie

Den zweiten und verhängnisvollen Fehler begeht Marx in seiner Überlegung zur
politischen Zusammenschlußstruktur der demokratischen Organe, die er als
Mittel zur demokratischen Willensbildung innerhalb der ersten Entwicklungse-
tappe - den sozialistischen Staat - wählt. Er formuliert eine staatsautoritäre, py-
ramidenförmig aufgebaute sozialistische Rätedemokratie, die sich an die Spitze
des Staatssystems setzen soll, womit er gleichzeitig eine "demokratische" Rang-
ordnung beschreibt, die wiederum eine politische Herrschaftsstruktur gegen die
Gesellschaft birgt. Mit der politischen Zusammenschlußstruktur dieser "soziali-
stischen Übergangsgesellschaft" bezieht sich Marx in seiner Schrift ("Der Bür-
gerkrieg in Frankreich", 1871) auf die Pariser Kommune und deren Rätesystem,
dessen Ursprünge auf Cromwell in England und Babeuf (1796) in Frankreich
zurückgehen.
Kernstück dieses pyramidenförmigen Rätesystems ist die Einrichtung einer di-
rekten Demokratie, die nach folgenden Grundsätzen funktionieren soll:

Von unten (von den Arbeitsplätzen und Wohnvierteln) pyramiden-
förmig aufsteigend sollen gewählte und jederzeit von ihren Wählern
abberufbare Räte gebildet werden, die sowohl die Gesetzgebung als
auch die Verwaltung leisten. Diese Räte sollen formal auf einen be-
grenzten Zeitraum, z.B. 4 Jahre, gewählt werden. Alle Beratungen
dieser Räte haben öffentlich stattzufinden, damit die Bevölkerung die
von ihr berufenen Abgeordneten immer kontrollieren kann. Diese sind
bei Zuwiderhandlung gegen den Willen des Wählerauftrages sofort
durch den Mehrheitswillen der Bevölkerung abberufbar.
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Die Abgeordneten erhalten also pauschal über einen bestimmten Zeit-
raum einen weisungsgebundenen (Wähler-) Auftrag, der zudem auch
die eigenständige Entscheidungsbefugnis des Abgeordneten für alle
Beratungen und Entscheidungen mit beinhaltet (imperatives Mandat
nach Marx). Weisungsgebunden ist dieser Auftrag nur insofern, daß
die Wähler ihren speziellen Abgeordneten - durch stete Kontrolle auf-
gefallen - bei Zuwiderhandlungen gegen ihre Interessen und ihren
Wählerauftrag sofort abwählen und durch einen neuen Abgeordneten
ihres Vertrauens ersetzen können! Pyramidenförmig ist dieses Rätesy-
stem, weil die Abgeordneten der Gemeinden aus ihrer Mitte die Ab-
geordneten des Landesbezirkes, diese wiederum die Abgeordneten des
Landes usw. aufsteigend wählen.

Alle "Beamte" sollen zu bloßen Beauftragten der Räte gemacht wer-
den und den Status eines Facharbeiters erhalten. Die staatliche, wirt-
schaftspolitische Zentralisation, die als unumgänglich notwendig für
den Sozialismus und den Übergang in den Kommunismus angesehen
wird, soll nicht von oben erzwungen, sondern von unten aufsteigend
verwirklicht werden; womit durch die Zentralisation das Entstehen
von informellen Herrschaftsgruppen und -strukturen gegeben ist!

Dieses Rätesystem wird von den Marxisten als das Regierungssystem angese-
hen, durch das eine revolutionäre Arbeiterklasse über die "Diktatur des Proleta-
riats" die soziale Umwälzung hin zum Kommunismus einleiten soll. Dem Räte-
system ist die gesamte gesetzgebende, gesetzausführende und rechtsprechende
Staatsmacht sowie die zentrale Planung der Wirtschaft untergeordnet. Um die
Entartung dieses zentralistischen Rätesystems gegen den Willen der Bevölke-
rung zu verhindern, beschränkte sich Marx jedoch nur auf die jederzeitige Abbe-
rufbarkeit der von den Wählern direkt gewählten weisungsgebundenen Räteab-
geordneten. Und genau hierin liegt ein weiterer wesentlicher, nur in verschlei-
erter Form zu Tage tretender Fehler dieses pyramidenförmigen Rätesystems:

1. Durch die pyramidenförmige Anordnung entsteht eine für die Bevölkerung
unkontrollierbare Entscheidungsrangfolge von oben nach unten.

2. Wie soll die Bevölkerung stets die Beratungen und Entscheidungen der obe-
ren Räteebenen kontrollieren und z.B. bei einer Verselbständigung der
obersten Rätekammer die Abgeordneten schnell genug absetzen? Der Weg,
der über die trägen, langatmigen und formaldemokratischen Beratungen
und Wahlverfahren der untergeordneten Rätekammern führt, ist für eine
schnelle Reaktion gegen eine plötzliche Verselbständigung der obersten
Rätekammer viel zu langsam! Die Gefahr ist, daß hier wieder eine neue
"demokratisch anerkannte" obere Herrschaftsklasse mit einer ungeheueren
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wirtschaftspolitischen Entscheidungs- und Machtbefugnis entsteht, welche
zu allem Überfluß noch mit einem untergeordneten willenlosen Staatsappa-
rat ausgestattet wird, so daß diese Herrschaft wegen ihrer Machtfülle auf
Dauer nicht über den demokratischen Institutionenweg zu kontrollieren ist.
Dieses pyramidenförmige sozialistische Rätesystem wird genau nach dem-
selben Gesellschaftsmechanismus wie dem der Französischen Revolution
entarten, weil im Sozialismus ein Geld- und Tauschsystem für Güter und
Arbeitsleistungen als Mittel zur Überbrückung der materiellen Unterver-
sorgung erhalten bleibt und somit die Handlungsantriebe der Menschen
samt ihrer sozialisierten bürgerlichen Unternehmerlogik, dem Hang zur
politischen Herrschaftserweiterung und wirtschaftlichen Bereicherung aufs
neue angeregt werden!

------

Soziale Umwälzungsversuche auf der Basis zentralistisch pyramidenförmiger
Gesellschaftsstrukturen besitzen (wegen der Rangordnung) eine auf wenige Per-
sonen vereinte Entscheidungsbefugnis. Aus diesem Rangordnungssystem wer-
den immer informelle Herrschaftsgruppen hervorgehen, deren Herrschaftsbe-
fugnisse sich zunehmend der demokratischen Kontrolle entziehen. Die Ge-
schichte zeigt, daß diese immer versuchen, alle Herrschafts- und Staatsgewalt an
sich zu reißen. Ob diese neuen Herrschenden von unten aufwärts gewählt wer-
den oder nicht, ist für diesen Gesellschaftsmechanismus, der auf solchen wirt-
schaftlichen und politischen Machtzentralisationen beruht, unerheblich. Werden
die neuen Herrschenden von unten aufwärts gewählt, dauert der "demokratische
Entartungszyklus" bestenfalls ein wenig länger. Denn von einer oberen ent-
scheidungsbefugten Rätekammer innerhalb einer ersten sozialistischen Über-
gangsgesellschaft mit bewußt einkalkulierten bürgerlich-materiellen Ungleich-
heiten sind wegen der zentralen politischen Entscheidungsgewalt genau diesel-
ben Gesellschaftsmechanismen zu erwarten wie von der "Verfassung des Di-
rektoriums" innerhalb der 1.Französischen Republik!

------

Des weiteren gibt Marx das Handlungsziel zur "Eroberung der politischen
Macht" über die "Diktatur des Proletariats" vor, was bei den Mitgliedern der Ar-
beiterbewegung wieder die Sozialisation eines ganz bestimmten Denkens und
Handelns hervorruft, nämlich die "Eroberung der politischer Macht" als
Handlungsziel, wobei dies die Entscheidungsgewalt über andere Menschen ge-
gen deren Willen mit beinhaltet! Für Marx und seine Anhänger führt der Weg zu
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einer neuen sozialistischen Gesellschaftsordnung über die "Diktatur des Proleta-
riats", inklusive der "Eroberung der politischen Macht".

Mit der "Diktatur des Proletariats" (nach Marx) soll das reaktionäre Geldbür-
gertum entweder vom Rätesystem gänzlich ausgeschlossen oder über das basis-
demokratische Mehrheitswahlrecht niedergestimmt werden. Zugleich sollen in-
nerhalb der sozialistischen Übergangsgesellschaft durch die "Diktatur des Pro-
letariats" die Voraussetzungen zum Kommunismus und zum Absterben des
Staates geschaffen werden. Nur wie dies nach der Errichtung des autoritären,
straffen und staatssozialistischen Herrschaftssystems als Rätedemokratie ge-
schehen soll, in der letzten Endes auch wieder spezielle Herrschaftsinteressen
der gewählten Räteabgeordneten gegen den basisdemokratischen Mehrheitswil-
len der Bevölkerung entstehen, bleibt von Marx unerwähnt, vermutlich weil er
die hier neu entstehenden Gesellschaftsmechanismen als Gegensätze nicht er-
kannte und den Idealismus der Menschen in den Mittelpunkt ihres Handelns
rückte. Vielmehr erkennt er im Staat mit seinen willenlosen Macht- und Herr-
schaftsapparaten ein Instrument zur Durchsetzung der uneingeschränkten Klas-
senherrschaft, wobei hier lediglich das Rätesystem an der Spitze des Staates
steht und eine Herrschaft über die Gesellschaft im Sinne der Arbeiterklasse aus-
üben soll.

3.1.3.3. Marx mangelhafte Staatskritik

Marx begeht hier denselben Fehler, den der "Frühe Liberalismus" schon mit der
mangelhaften Durchsetzung seiner Staatskritik machte. Der "Frühe Liberalis-
mus" eröffnete so dem Geldbürgertum die Möglichkeit, durch den willenlosen,
in seinem Wesen demokratiefeindlichen Staatsapparat die Macht zu ergreifen.
Marx begeht den Fehler, nicht auf die sofortige Auflösung der Herrschafts- und
Unterdrückungsapparate des Staates zu dringen. Statt dessen formuliert er die
"Diktatur des Proletariats", die über ein zentralistisches pyramidenförmiges Rä-
tesystem durch den Staat herrschen soll, was schon wieder die Anhäufung von
wirtschaftlicher Macht und politischer Herrschaftsgewalt in den Händen einiger
weniger bedeutet. Doch wie soll die Bevölkerung auf demokratischem Wege
einen solchen Machtapparat kontrollieren, wenn sie sich schon wieder genau
diesen Herrschafts- und Gewaltapparaten unterwerfen muß?
Mit dem Ziel zur "Eroberung der politischen Macht" beschleunigt Marx nur den
Gesellschaftsmechanismus zur Herrschaftskonzentration in den obersten Räte-
kammern und die Entwicklung hin zur Diktatur!
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Denn die tatsächliche Zielsetzung des autoritären Sozialismus
liegt in der "Eroberung der politischen Macht", mit der die Be-
völkerung tatsächlich wieder durch das Rätesystem sowie dessen
untergeordneten Staatsapparat beherrscht wird.

------

Durch die pyramidenförmige zentralistische Zusammenschlußstruktur des Räte-
systems sowie der alleinigen Entscheidungsbefugnis der Räteabgeordneten zu
wirtschaftlichen und politischen Fragen entsteht automatisch wieder eine Ent-
scheidungsrangfolge von oben nach unten, die immer eine nach oben gerichtete
Übergabe der Entscheidungsbefugnis als anwachsende Machtkonzentration her-
vorrufen wird!
Denn diese Verdichtung der Entscheidungsbefugnisse innerhalb der obersten
Rätekammer ist in ihrem Wesen wieder eine Herrschaft über die Bevölkerung,
die in der obersten Herrschaftsschicht das Herrschaftsinteresse weckt! In ihr
werden selbst untergeordnete Rätekammern zum Herrschafts- und Überwa-
chungsinstrument der obersten Rätekammer, womit auch beim sozialistischen
Rätesystem der typische "Entartungsmechanismus aller Rangfolgeorganisa-
tionen" gegen die Gesellschaft (oder gegen die jeweilige Basis der Interessen-
gemeinschaft bei Bürgerinitiativen, Parteien oder Gewerkschaften) gegeben ist
und die Entwicklung zur Diktatur automatisch einsetzen wird.

Im Willen zur "Eroberung der politischen Macht" in Form der
Herrschaft durch einen willenlosen, zum Gehorsam erzogenen staatli-
chen Herrschaftsapparat liegt die Ursache für den "Entartungsme-
chanismus aller gesellschaftlichen Rangfolgeorganisationen" und
somit die Ursache für die Entartung des Sozialismus!

Ist z.B. erst einmal eine "Kommunistische Partei" in ihrer Organisation auf
die "Eroberung der politischen Macht" ausgerichtet, so geht nach der Re-
volution dieser Machtkampf innerhalb der Partei - durch die Intrigen zwi-
schen den einzelnen Parteifraktionen zur Herstellung wechselnder Mehr-
heitsverhältnisse und zum systematischen Ausschluß aller politischen Geg-
ner - weiter und zerstört die Revolution, die in ihrem eigenen Blut erstickt!

Denn wer will selbst in einem Rätesystem, das im Menschen zur Durchsetzung
seiner Interessen den Willen zur "Eroberung der politischen Macht" formt, seine
Macht freiwillig wieder ablegen?
Wer fühlt sich nicht dazu berufen, gegen die Vorstellungen anderer Partei- und
Fraktionsmitglieder den absolut richtigen Weg zum Kommunismus zu vertre-
ten?
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Und welcher Idealist gerät in diesem Sinne nicht in Versuchung, mit Gewalt der
Bevölkerung seinen Weg zum Kommunismus aufzuzwingen? Dies sind die
menschlichen Schwächen, die uns allen anhaften und bei der Wahl zentralisti-
scher Wege übersehen werden.

------

Nein. Innerhalb einer jeden Organisation, deren Zielsetzung die "Eroberung der
politischen Macht" ist, kann das Gemetzel mit dem Sieg der Revolution nur
weitergehen, weil jeder einzelne Idealist nach der Übernahme der staatlichen
Herrschafts- und Machtapparate streben wird, um der Bevölkerung seinen "se-
gensreichen Weg zum Kommunismus" aufzudrängen. Am Ende wird immer
wieder nur die diktatorische Herrschaft einer kleinen Führungsschicht stehen,
welche sich krampfhaft an ihrer eroberten Verfügungsgewalt festklammert.
Wer sollte denn im Sozialismus und dem im autoritären Staat entstehenden
Sumpf von Machtkämpfen und Intrigen das Ausrufen des tatsächlichen Kom-
munismus wagen oder ihn gar einleiten, ohne gleich von machtgeilen Kontra-
henten zur eigenen Machtbereicherung als "Konterrevolutionär" beschuldigt und
schließlich erschossen oder "gilloutiniert" zu werden?

Hier kann die Errichtung dieser zentralistischen sozialistischen "Rätede-
mokratie" - innerhalb eines zentral geführten Staatssystems - nur den Ausgangs-
punkt für die Vorgänge bilden, die schon so "wunderbar" in der Französischen
Revolution nachzuzeichnen sind und auch im staatsautoritären Sozialismus Chi-
nas, der UdSSR usw. im Massenmord endeten.
Dies und nichts anderes ist z.B. die Erklärung für das Massaker auf dem Platz
des Himmlischen Friedens und die hierauf folgende "Säuberungswelle" in Chi-
na, 1989, mit der der "STAATSORGANISMUS" unter Denk Xiaoping - dies-
mal als Staatssozialismus - wiedermal seinen Totenschädel als seine wahre Na-
tur enthüllte. Denn dem "Staatsorganismus" ist es in seiner Demokratiefeind-
lichkeit gleich, ob nach der Entartung einer ursprünglich demokratisch kontrol-
lierten gesellschaftlichen Rangfolgeorganisation ein faschistischer oder "kom-
munistischer" Militärdiktator die Befehle gibt.

3.1.4. Lenins Demokratischer Zentralismus

Zwar setzten sich Marx als auch Lenin für die Zerschlagung der Bürokratie und
des Staates ein, dennoch erkannten sie nicht den beschriebenen "Entartungsme-
chanismus aller gesellschaftlichen Rangfolgeorganisationen", der auch im auto-
ritären Sozialismus durch den Willen zur "Eroberung der politischen Macht"
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entsteht. Sie bemerkten nicht, daß es gerade die Zielsetzungen des Sozialismus
sind, die wegen ihres autoritären Gedankengutes das Verschwinden des Staates,
die Aufhebung des Eigentums, die Vergesellschaftlichung der Produktionsmittel
und letztendlich ein Leben in Freiheit verhindern.

Die Entartungsmechanismen gesellschaftlicher Rangfolgeorganisationen,
die Marx in seinen Beschreibungen zum zentralistischen Rätesystem angelegt
hatte, begannen schon sehr früh zu wirken. Lenin höchstpersönlich war es, der
eine "Partei neuen Typs" entwarf. Diese Partei sollte nicht nur das "politische
Klassenbewußtsein in die Arbeiterklasse hineintragen", sondern die Klasse zu-
dem politisch führen (siehe Lenin: "Was tun?", 1902). Während seiner Emigra-
tion in London, München und Genf arbeitete er an dem Modell einer straff orga-
nisierten und zentralistischen Partei von geschulten Berufsrevolutionären. Die-
ses System wurde später auch als "Kriegskommunismus" bezeichnet.

1903 kam das, was kommen mußte und dessen Entwicklung Marx in sei-
nem autoritären Rätesystem indirekt - der Entartungsmechanismus der sozialisti-
schen Rangfolgeorganisation - mit angelegt hatte. Das dem "Frühen Liberalis-
mus" und Kommunismus eigene Entwicklungsziel nach Freiheit, Gleichberech-
tigung, Unabhängigkeit, Mit- und Selbstbestimmung begann sich - durch die
von Marx geforderte Rangordnung in der politischen Organisation - umzukehren
und entartete schließlich.
Dreh- und Angelpunkt der neuen Kommunistischen Partei wurde die "Erobe-
rung der politischen Macht", der Lenin alle Organisationsstrukturen und Ziele
unterordnete. Das ursprüngliche Zusammenschlußziel, unter dem sich selbst das
autoritäre Rätesystem in den Arbeiterzusammenschlüssen gebildet hatte, näm-
lich die Auflösung des Staates sowie die Zerstörung jeglicher Macht und Herr-
schaft über den Menschen und durch den Menschen, glitt zunehmend in den
Hintergrund und geriet in Vergessenheit!

Auf dem 2.Kongreß der Russischen Sozialdemokratischen Partei (SDAR) in
Brüssel und London, 1903, kam es wegen des von Lenin vorbereiteten Partei-
status zur Spaltung der Partei:
In die Gruppe der Bolschewiki (unter Lenins Führung) und der Menschewiki
(unter Martow).
Für die Geschichte des autoritären Kommunismus und dessen Entartung war
dieser Bruch von entscheidender Bedeutung. Die Menschewiki (Russ.: Minder-
heitler), die an dem von Marx beschriebenen Prinzip der demokratisch organi-
sierten Massenpartei, d.h. dem staatsautoritären pyramidenförmigen Rätesystem,
festhielten, unterlagen bei der Abstimmung über die zukünftige Organisations-
form der von Lenin geführten Gruppe.
Die Bolschewiki (Russ.: Mehrheitler) setzten Lenins neue Organisationsstruktur
als zukünftiges Parteimodell mit einer "absoluten Mehrheit" von 2 Stimmen ge-
gen die "Minderheitler" durch.
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3.1.4.1. Bolschewiki als "Partei neuen Typs"

Die Bolschewiki als "Partei neuen Typs" besitzt eine hierarchisch gegliederte
und militärisch disziplinierte Führung (Kriegskommunismus), die in ihrem We-
sen eine straff zentralisierte "Kaderpartei" von Berufsrevolutionären ist. Hiermit
machte Lenin ausgerechnet die Kommunistische Partei zu einem willenlosen,
demokratiefeindlichen Herrschaftsapparat, der sich in seinem Wesen in keinster
Weise von den staatlichen Gewaltapparaten unterscheidet, weil er von oben
nach unten mit Unterwerfung und Gehorsam geführt wird. Die Parteiführer be-
sitzen eine fast uneingeschränkte Entscheidungsgewalt, sind nicht jederzeit ab-
berufbar und unterliegen keiner steten öffentlichen Kontrolle durch ihre Partei-
basis. Nach Lenins Vorstellungen sollten die Parteiführer eine uneingeschränkte
Entscheidungsgewalt besitzen, so daß keine einzige Verhandlung oder Abspra-
che der Parteiführer untereinander öffentlich ist und die Parteiführer die Partei in
strategisch günstige Positionen manövrieren konnten.
Das Ergebnis ist, daß nun eine kleine Gruppe von Menschen durch den willenlos
gewordenen Parteiapparat in absolutistischer Weise herrschen kann. Vor allem
aber ist die Parteiführung auf demokratischem Wege nicht mehr zu kontrollie-
ren, so daß der Entartung der Partei keine demokratische Kraft mehr entgegen-
gestellt werden kann, weil diese Art einer Partei schon fast den Endpunkt des
"Entartungsmechanismus aller gesellschaftlichen Rangfolgeorganisationen" dar-
stellt!

Zwar versuchte Lenin, einen demokratischen Mechanismus in diese Partei-
struktur mit einzubauen, trotzdem erkannte er nicht seinen Fehler, den er mit
dem Aufbau eines willenlosen Parteiapparates begangen hatte. Mit diesem Feh-
ler leistete er gerade dem Entstehen einer totalitären Diktatur einen ungeheueren
Vorschub, denn er erkannte nicht den demokratiefeindlichen Erziehungsmecha-
nismus aller Rangfolgeorganisationen, der somit auch von diesem Parteiapparat
ausging. Lenin glaubte, daß sich tatsächlich - sobald es die Umstände erlaubten -
freie Wahlen der "Parteiführer" - von unten nach oben aufwärts - innerhalb der
gesamten Partei auf demokratischem Wege durchführen ließen. Er bezeichnete
diese Verbindung von hierarchisch gegliederter, militärisch disziplinierter Füh-
rung und demokratischer Wahl der "Parteiführer" als "Demokratischen Zentra-
lismus" (womit die Parallelen zu den Herrschaftsstrukturen der "Verfassung des
Direktoriums" immer deutlicher erkennbar werden).

------
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Den Kern dieses Demokratischen Zentralismus bildet der "hauptamtlich orga-
nisierte Parteiapparat" (300.000 Funktionäre, stand 1971 UDSSR), der als
Herrschaftsinstrument über den Staatsapparaten angeordnet ist. Dieser kann in
seinem organisatorischen Aufbau mit dem willenlosen hierarchischen Staatsap-
parat oder mit dem staatlichen Bürokratieapparat zur Kontrolle und Unterdrük-
kung der Bevölkerung verglichen werden. Formell höchstes Organ ist der Par-
teikongreß, der (seit 1971) alle fünf Jahre einberufen wird. Dieser besteht nur
aus den Parteimitgliedern der KPdSU und nicht aus der gesamten sowjetischen
Bevölkerung, womit nur ein Teil der Gesellschaft innerhalb dieser "demokrati-
schen Wahlen" wahlberechtigt ist. (Die Parallelen zur Verfassung des Direktori-
ums sind unverkennbar.) Der Parteikongreß wählt das Zentralkomitee (ZK) als
das nach dem Statut zwischen den Parteikongressen tätige Leitungsgremium.
Dieses wiederum bestimmt die Mitglieder der beiden höchsten Entscheidungs-
gremien des sowjetischen Herrschaftssystems:
Des Politbüros (1974: 16 Vollmitglieder, 7 Kandidaten), das die Leitlinien der
Politik festlegt und des Sekretariats (1974: Generalsekretär und 9 Sekretäre) als
Exekutivorgan.

Neue Mitglieder, die den Antrag auf Mitgliedschaft in der Partei stellen,
erhalten zunächst nur den Status von Kandidaten (1973; 490.000) und können
nur auf Antrag von Vollmitgliedern in die Partei hinzugewählt werden.

Dies ist der demokratische Anteil des "Demokratischen Zentralismus", in dem
selbst die Aufnahme von neuen Mitgliedern einer strengen Auswahl nach politi-
schen Meinungsbildern unterliegt. Mit diesem "demokratischen Anteil" wird
lediglich immer wieder neu festgelegt, welche "Führer" mit absolutistischer
Herrschaftsgewalt über den Parteiapparat ausgestattet werden. Hat ein solcher
Parteiapparat erst einmal die Herrschaft über den Staat errungen und wurde der
staatliche Bürokratie- und Machtapparat der Partei untergeordnet, so ist es im-
mer wieder nur eine Frage der Zeit, bis diese Gesellschaft zur totalitären Dikta-
tur - wie unter Stalin - verkommt. Denn wie sollte innerhalb eines zur Demokra-
tiefeindlichkeit erziehenden Parteiapparates, der vor allem Unterwerfung, militä-
rischen Kadergehorsam und Obrigkeitshörigkeit von seinen Mitgliedern abver-
langt und prägt, plötzlich ein demokratisches Bewußtsein oder die Befürwortung
des eigentumskritischen Frühen Liberalismus entstehen?
Und wie sollte dieser Parteiapparat die demokratischen Ansichten des "Frühen
Liberalismus" in Form von freien Wahlen zulassen oder seine mögliche Ent-
machtung durch freie Wahlen organisieren?
Hierauf lieferte Lenin keine Antwort, weil es hierzu keine gibt und der demo-
kratiefeindliche Erziehungsmechanismus außerhalb der geschlossenen Logik des
"Demokratischen Zentralismus" liegt.

Im Mittelpunkt der Logik des "Demokratischen Zentralismus" steht nur noch die
Eroberung der politischen Macht und die hierauf folgende Herrschaft einer klei-
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nen Gruppe, die als Führerelite den Kommunismus fürs Volk verwirklichen soll.
Im Gegensatz zu Lenins Kadersystem sollen die von Marx geforderten, pyrami-
denförmig angeordneten und autoritär organisierten sozialistischen Rätesysteme
zwar auch der Machteroberung dienen, trotzdem sollte aber durch sie die Macht
(nachdem sie erobert ist) aufgelöst werden, indem dieses Rätesystem die politi-
sche Herrschaft und wirtschaftliche Macht stets bei der Basis ihrer demokratisch
organisierten Massenpartei beläßt!

Der "Demokratische Zentralismus" steht in diesem Sinne nicht mehr im
Einklang mit den ursprünglichen Zielen des Kommunismus und seiner gesell-
schaftlichen Entwicklungsausrichtung des "Frühen Liberalismus".

3.1.4.2. Lenins Staatsherrschaftsanspruch

So war es auch kein Wunder, daß ausgerechnet die Bolschewiki unter Lenins
Führung ständig versuchte, ihre Macht und Herrschaft nach Innen und Außen
auszubauen und zu erweitern. Während der Russischen Revolution von 1905
bekämpfte Lenin die Menschewiki und anfangs auch die Arbeiterräte (Sowjets).
1912 stabilisierte Lenin das Herrschaftssystem des "Demokratischen Zentralis-
mus" im Innern "seiner" Partei und machte sie zur ersten wirklichen "Partei neu-
en Typs". In Prag (1912) schloß er die Menschewiki aus und bildete ein bol-
schewistisches ZK, in dem Lenin an die Spitze gewählt wurde. Daraufhin wurde
die Partei in die Sozialistische Demokratische Arbeiterpartei Russland (SDAPR)
umbenannt.

Hiermit waren die politischen Grundvoraussetzungen für die Entartung der
Kommunistischen und Sozialistischen Ideologie auch organisatorisch angelegt.
Der militärische Herrschaftsapparat der KP-Lenins war vorhanden, und das gro-
ße Abschlachten konnte beginnen. Die Mitglieder des neuen, militärisch organi-
sierten Herrschaftsapparates - Lenins-KP - befanden sich somit zu Beginn der
Russischen Revolution in einer sehr guten Startposition. Ihre Ziele waren klar,
und sie brauchten nur noch, den vorher festgeschriebenen Kampfregeln zu fol-
gen.
Mit der Februarrevolution von 1917 bildete sich die erste bürgerlich liberale,
sozialistische Regierung, in der die Bolschewiki nur eine Minderheit darstellte.
Ziel der Bolschewiki war es, die Regierungsgewalt zu erobern, so daß sie die
Führung über alle revolutionären Kräfte in ihrem Sinne ausüben und nach ihrem
Willen lenken konnten.
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3.1.4.3. Lenins Machtstrategie

Es war notwendig, die führenden Kräfte der Bürgerlichen, der
Bürgerlich-Liberalen, der Reformsozialisten, der marxistisch re-
volutionären Sozialisten, der antiautoritären Sozialisten und der
antiautoritären Kommunisten von der Regierungsgewalt auszu-
grenzen und sie inhaltlich so zu bekämpfen, daß ihnen die Bevöl-
kerung die Gefolgschaft versagte. Zudem mußte die Bolschewiki
alle sozialistischen und kommunistischen Umwälzungsbestrebun-
gen der Bevölkerung hinter sich vereinen.

------

Lenin formulierte für diesen Zweck zwei programmatische Schriften, die als
"Aprilthesen", 1917, in die Geschichte eingingen.

1. "Frieden, Land und Brot" und

2. "Alle Macht den Sowjets" (Sowjets = Räten).

Hiermit versprach er der Klasse der Besitzlosen Frieden, Land und Brot, womit
er die lebensnotwendigen, existentiellen Bedürfnisse der schon seit langem hun-
gernden Besitzlosen ansprach und sie hinter sich brachte. Zum anderen sprach er
bewußt die breite Masse der Kommunisten und Sozialisten an, die an der von
Marx beschriebenen zentralistischen Rätedemokratie festhielten und dieses Rä-
tesystem immer noch als Kernstück einer selbstverwalteten Sozialistischen Ge-
sellschaft mit vergesellschaftlichem Gemeinschaftseigentum durchsetzen woll-
ten. Er gaukelte ihnen vor, daß die Rätedemokratie auch unter seiner Führung
politischer Mittelpunkt einer neuen selbstverwalteten kommunistischen Mehr-
heitenherrschaft sei und brachte somit diese revolutionären Gesellschaftsströ-
mungen hinter sich.

Dies war jedoch nur ein sehr geschickter strategischer Schachzug Lenins, denn
er hatte nicht vor, das Prinzip einer zentralistischen pyramidenförmigen soziali-
stischen Rätedemokratie einzuführen, nachdem er in einem 9-jährigen Kampf
(von 1903 bis 1912) die Menschewiki aus seiner Partei ausgeschlossen hatte. Er
wollte seine Sicht der kommunistischen Entwicklungstheorie durchsetzen, wo-
bei ihm die Kampfschrift, "Alle Macht den Sowjets" (Russ.: Sowjets = Räte),
nur als Bauernfängermethode diente, um die führenden Kräfte anderer politi-
scher Strömungen auszustechen.
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Und er hatte Erfolg! Nach dem mißglückten Juliaufstand, 1917, der Bolsche-
wiki nahm er von Finnland aus Einfluß auf einen erneuten Aufstand in Peters-
burg, durch den die Bolschewisten am 25. und 26.10.1917 (wegen des russi-
schen Kalenders 7.u.8.11) unter Trotzkijs Leitung die Herrschaft ergriffen (Ok-
toberrevolution). In der neu gebildeten Regierung war Lenin Vorsitzender des
Rates der Volkskommissare (Ministerrat).

3.1.4.4. Lenin und Trotzkij zerstören den Kommunismus

Nachdem die Bolschewisten die Regierungsgewalt inne hatten, be-
gann Lenin, seine Regierungsmacht systematisch auszubauen und
nach innen zu stabilisieren. Nicht daß er die zartreuen Truppen und
Generäle im Südosten Russlands bekämpfen mußte, er begann auch
mit der Auslöschung aller anderen sozialistischen und kommunisti-
schen Gesellschaftsströmungen, die ihm in seinem Anspruch nach der
absoluten Herrschaft gefährlich werden konnten.

Durch Lenins Fürsprache zu den Sowjets bestärkt, bildeten sich überall im Land
nach Marxs Vorbild Arbeiter und Bauernräte. So schreibt der bolschewi-
kifreundliche Historiker E. H. Carr, daß "die spontane Neigung der Arbeiter,
Fabrikkomitees zu organisieren und in die Betriebsführung der Fabriken einzu-
greifen, unvermeidlich ermutigt werde von einer Revolution, die die Arbeiter
dazu brachte, zu glauben, daß die produktive Maschinerie des Landes ihnen ge-
hörte und von ihnen nach eigenen Vorteil betrieben werden könnte." Für die Ar-
beiter waren die Fabrikkomitees, wie es anarcho-kommunistische Delegierte
sagten, "Zellen der Zukunft ... ... Sie, nicht der Staat, sollten nun verwalten."
Dies sei das wichtigste Ziel der Vergesellschaftlichung!
Aber die Staatskommunisten als die neuen Staatspriester wußten es besser und
gingen sofort dazu über, die Fabrikkomitees zu zerstören und die Sowjets zu
Organen ihrer Herrschaft abzustufen.
Am 8.November 1917 kündigte Lenin in einem "Dekretentwurf über die Ar-
beiterkontrolle" an, daß die zur Ausübung descartischer Kontrolle gewählten
Delegierten "dem Staat gegenüber für das Aufrechterhalten der striktesten Ord-
nung und Disziplin und für den Schutz des Eigentums verantwortlich" sein soll-
ten. Als das Jahr zu Ende ging, stellte Lenin fest, daß "wir von der Arbeiterkon-
trolle zur Schaffung des Obersten Volkswirtschaftsrates übergingen", der "die
Maschinerie der Arbeiterkontrolle ersetzen, absorbieren und überflüssig ma-
chen" sollte (Carr). "Die Idee des Sozialismus überhaupt wird im Gedanken der
Arbeiterkontrolle gesehen", verzweifelten menschewistische Gewerkschafter.
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Bald sollte Lenin dekretieren, die Führung müsse "diktatorische Vollmachten"
über die Arbeiter erhalten, die die "widerspruchslose Unterordnung unter einem
einzigen Willen" hinnehmen und "im Interesse des Sozialismus ... wider-
spruchslos dem alleinigen Willen der Leiter des Arbeitsprozesses gehorchen"
müssen. Während Lenin und Trotzki die Militarisierung der Arbeit, die Umge-
staltung der Gesellschaft in eine ihren alleinigen Willen unterworfene Arbeits-
armee in Angriff nahmen, erklärte Lenin, die Unterordnung des Arbeiters unter
die "individuelle Autorität" sei "das System, das mehr als jedes andere die beste
Nutzung der menschlichen Ressourcen sicherstellt" - oder wie Robert McNama-
ra dieselbe Idee ausrückt: "Vitale Entscheidungsprozesse ... ... müssen an der
Spitze verbleiben, ... die wirkliche Bedrohung der Demokratie kommt nicht
durch Übermanagement zustande, sondern durch Untermanagement"; "wenn es
nicht die Vernunft ist, die den Menschen regiert, dann bleibt der Mensch hinter
seinem Potential zurück", und Management ist nichts anderes als die "Herrschaft
der Vernunft", die uns frei erhält. (Weitere Quellen: "Der Bolschewismus: Ver-
staatlichung der Revolution", Emma Goldman und Rudolf Rocker, 1921/22;
"Reise nach Russland", Augustin Souchy, 1920; "Die Bolschewiki und die Ar-
beiterkontrolle. Der Staat und die Konterrevolution", Maurice Brinton, 1976)

------

Somit war den Bolschewisten jeglicher Funken des "Frühen Liberalismus" als
Entwicklungsziel einer Zukunftsgesellschaft abhanden gekommen, wobei der
"Frühe Liberalismus", ursprünglich unter Einbeziehung der Eigentumskritik,
zum Sozialismus und Kommunismus weiterentwickelt wurde. Die "Eroberung
der politischen Macht" wurde nun zum einzigen Ziel der Bolschewisten, wobei
sie den ursprünglichen Zielen des Sozialismus und des Kommunismus in einer
zunehmenden Todfeindschaft gegenüberstanden und sie sogar als bürgerlich
verwarfen!

So mußte auch Kautsky weichen, weil er auf die ursprünglichen von Marx
geprägten Begriffsinhalte des Sozialismus pochte. Beispielsweise wurde der von
Marx geformte Begriff von der "Diktatur des Proletariats" in seinem ursprüngli-
chen Sinninhalt verformt und von Lenin und Trotzki im reinen regierungstechni-
schen Sinne umgedeutet und verändert. Das Proletariat übte nun nicht mehr die
"Diktatur des Proletariats" selbst aus, die nach Marx die Form eines basisdemo-
kratischen Niederstimmens aller reaktionären Kräfte - als Mehrheitenherrschaft
oder Mehrheitendiktatur - besitzen sollte. Die "Diktatur des Proletariats" sollte
nun im regierungstechnischen Sinne von der Parteiführung zum "Vorteil" des
Proletariats ausgeübt werden.
Das gleiche geschah mit der regierungstechnischen Ausdeutung der zentralen
Planwirtschaft, die nun der totalitären Diktatur des Parteiapparates untergeord-
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net wurde, so daß nichts von Marxs ursprünglichem Gedankengang einer auf
Freiwilligkeit beruhenden zentralen Planwirtschaft übrig blieb.

Aus diesem Grund mußten die freien Räte verschwinden und Lenins Dik-
tatur des Parteiapparates unterworfen werden. So veränderten Lenin und Trotz-
kij systematisch den Sinninhalt des Kommunismus und unterwarfen zugleich
jegliche politische und sozialistisch-marxistische Opposition, wobei diese Un-
terwerfung bis hin zur völligen Ausmerzung durch Ermordung reichte. Das
Entwicklungsziel des "Frühen Liberalismus" wurde so aus dem totalitären
Staatskommunismus (oder -sozialismus) als Begriffsinhalt ausgeschlossen und
blieb nur in den antiautoritären Bewegungen als eigentliches Entwicklungsziel
einer Zukunftsgesellschaft erhalten.

Lenin und Trotzkij "überwanden" so systematisch den alten Sinninhalt vom
Sozialismus und Kommunismus. Sie zerstörten "im Interesse des Sozialismus"
jede Form an freier Ausdrucksmöglichkeit als "Fraktionsmacherei" und verboten
letzten Endes selbst die Fraktions- und Meinungsbildung innerhalb ihrer eigenen
Partei. Sie waren es, die den profaschistischen Strukturen des Stalinismus einen
ungeheueren Vorschub leisteten.

Lenins geflügeltes Wort, daß "Sozialismus nichts ist als ein staatskapitalistisches
Monopol, angewandt zum Nutzen des gesamten Volkes", welches nun natürlich
auf die Wohltätigkeit seiner "Führer" blind vertrauen muß, drückt nur die Per-
version des neuen "Sozialismus" für die Bedürfnisse der neuen "kommunisti-
schen" Staatspriester - als neue Herrscher und Herren - aus. Trotzkijs Forderung,
nicht nur die Massen, sondern selbst die Partei zum Gegenstand "wachsender
Kontrolle von oben" zu machen, ist nur ein weiterer Schritt der Parteientartung
in Richtung Feudal-Faschismus, die zwangsläufig mit dem Ziel der "Eroberung
der politischen Macht" aus dem beschriebenen "Entartungsmechanismus aller
gesellschaftlichen Rangfolgeorganisationen" und seiner Eigendynamik entstehen
mußte.

Das Volk hat innerhalb dieser Logik nur noch gerechtere (vielleicht sogar
wählbare) Herrscher als eine Art neue "absolutistische Adelsherrschaft" oder als
"neue Könige" zu wollen!

3.1.4.5. Bürokratischer Parteiapparat zur Staatsherrschaft

Im Rahmen dieser Entwicklung ist es kein "merkwürdiger Zufall", daß der
"Demokratische Zentralismus" zu einem demokratiefeindlichen "bürokrati-
schen Zentralismus" verkam, weil es im Interesse der Parteiführung lag, ihre
Herrschaft und Macht zu stabilisieren und auszubauen. Und was dient "diesen
Zielen" mehr, als eine ehemals kommunistische Bewegung mit einer dazugehö-
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rigen Ideologie in einen demokratiefeindlichen Parteiapparat - als Herrschafts-
und Machtinstrument - umzuwandeln?
So und nicht anders ist es zu verstehen, daß Lenin und Trotzkij die innerparteili-
che "Fraktionsmacherei" "im Interesse des Sozialismus" innerhalb IHRER Partei
ausmerzten! Sie zerstörten jedes bißchen an freier Ausdrucksmöglichkeit, de-
mokratischer Organisation und Willensbildung, als sie die Bildung von Fraktio-
nen und Plattformen innerhalb der Partei verboten. Nun müßte der "bürokrati-
sche Zentralismus" zwangsläufig entstehen, weil die Partei zum reinen Herr-
schafts- und Machtapparat degeneriert war. Denn die "Führung" war es doch
selbst, die "ihrem Volk" "absolute Gefolgschaft" als Gehorsam, Unterwerfung
und bestenfalls buchstabengetreue bürokratische Verwaltung abzwang.
Hiermit begann die offene totalitäre Diktatur, weil der Informationsfluß zwi-
schen den "Parteiführern" vollständig in die Hand des Politbüros und des Gene-
ralsekretärs der Partei vereinigt worden war. Hiermit waren sie es, die die tota-
litäre Alleinherrschaft (wie nach Hitlers Machtergreifung) über das Volk auszu-
üben begannen. An dieser Stelle angelangt, waren sie nichts anderes mehr als
eine neue "absolutistische Herrschaft", die sich an die Stelle der alten gesetzt
hatte.

Die Gleichartigkeit zum Scheitern der Französischen Revolution aus Er-
mangelung einer in der Bevölkerung verwurzelten Staatskritik ist an diesem
Punkt unverkennbar.

3.1.4.6. Ausweitung zur totalitären Staatsdiktatur

Gleichzeitig begann das Abschlachten aller sozialistischen und kommunisti-
schen Gesellschaftsströmungen, die außerhalb der Bolschewiki standen und treu
an der Verwirklichung der kommunistischen Gesellschaftsidee festhielten. So
mußten die unter Tschernow stehenden Sozialrevolutionäre, die bis dahin mit
den Bolschewikis ein festes Bündnis bildeten, nach der Sprengung der Konsti-
tuante im Januar 1918 dem Totalitätsanspruch Lenins weichen. Sie wurden
nach einem mißglückten Aufstand in Moskau und Petersburg (Juli 1918) poli-
tisch und physisch vernichtet.

Im April 1918 griff die Tscheka mit 5.000 Rotarmisten und Artillerie den
Moskauer Anarchokommunisten Club an. In anderen Städten geschah das glei-
che.

In der Ukraine z.B. hatte sich zwischen Berdjansk, Jekaterinoslaw, Alexan-
drowsk und Mariupol eine bis zu 30.000 Mann starke Partisanenarmee gebildet,
die ein bis auf 70.000 Quadratkilometer ausgedehntes Gebiet kontrollierte und
hier mit 7 Millionen Menschen den ursprünglichen Gedanken einer kommunisti-
schen herrschaftsfreien Gesellschaft verwirklichte. Die anarcho-kommunistische
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"Machnobewegung", die sich vor allem auf Bakunin und Kropotkin berief, emp-
fing die Rote Armee unter Leo Trotzkijs Führung als Klassenbrüder, die ledig-
lich eine andere Auffassung vom Sozialismus vertraten. Die Rote Armee sollte
mit ihnen die Errungenschaften der Revolution verteidigen und bereiteten sich
gemeinsam auf die auf Zentralrussland vorrückenden zarentreuen Armeen unter
den "weißen" Generälen Denikin und Wrangel vor. Zwar war die "Machno-
Armee" ein Heer von Freiwilligen, ohne Offiziere, Dienstgrade, starren Gehor-
sam etc., und wurde durch das bewußte Verständnis füreinander und der be-
wußten Einsicht jedes einzelnen in die Dinge des täglichen Lebens zusammen-
gehalten, trotzdem ging die bolschewistische Führung ein Bündnis mit einer
derart anarcho-kommunistischen Armee ein. Die zarentreuen Truppen mit Waf-
fen aus England zwangen sie hierzu!
Die Bolschewikis spielten das machiavellische Spiel. Genau viermal biederten
sie sich bei der Machnobewegung an, und zwar jedesmal, wenn der äußere mi-
litärische Druck zu stark wurde. Dann zogen stets die Guerillas an die Front und
kämpften unter großen Opfern die weißen Truppen nieder, die ihr Land bedroh-
ten. Die Rote Armee zog sich jedesmal auf "strategische Positionen" zurück und
ließ ihre "anarchistischen Brüder" ausbluten. Kaum waren die Guerillas jedoch
in ihr Gebiet zurückgekehrt, sickerte die Rote Armee wieder ein, um das freie
Gemeinwesen zu bedrängen - zunächst kaum merklich, aber mit der Zeit immer
dreister und brutaler. Als schließlich der "weiße" Gegner endgültig geschlagen
war, setzte die Jagd auf die "Machnowisten" mit voller Härte ein. Die Bolsche-
wikis wollten die aufmüpfige Ukraine unterwerfen, denn der Wille zur der Frei-
heit ist ansteckend.Ganze Dörfer wurden von Lenins Truppen dem Erdboden
gleichgemacht. (Quelle: "Geschichte der Machnobewegung 1918-1921" von
Peter Arschinoff, 1923)

Der Kronstädter Matrosenaufstand war vermutlich der letzte Versuch in der
UdSSR, eine reine kommunistische Gesellschaft (gegen den Willen der neuen
leninistischen Staatspriester) zu errichten. Die Bolschewisten hatten eine neue
Klassengesellschaft errichtet, in der sie den verschiedenen Gesellschaftsschich-
ten unterschiedliche Lebensmittelrationen gaben. So versuchten sie, durch das
Ausspielen der unterschiedlichen Schichten ihre Macht zu festigen. Die Folge
war, daß die "neue" unterste Klasse der Arbeiter und Bauern hungerte und unter
der bolschewistischen Idee der Zwangsarbeit Frondienste leistete, während die
oberste Klasse, zu der auch die Matrosen gehörten, im Überfluß lebte. Die Ma-
trosen riefen auf dem Marktplatz Kronstadts eine Stadtvollversammlung ein und
beschlossen basisdemokratisch - per Handzeichen -, sich der Bolschewistischen
Führung zu widersetzen und von nun an jedem die gleiche Lebensmittelration -
unabhängig von seiner Stellung und Arbeit - zu geben, so daß niemand mehr zu
hungern brauchte. Diesen "Kommunistischen Volksaufstand" zur Verwirkli-
chung des Anarcho-Kommunismus konnte die Bolschewiki natürlich nicht dul-
den. Lenin entsandte Truppen, die unter Trotzkijs Führung nach harten und lan-
gen Kämpfen die Stadt eroberten und ein unbeschreibliches Massaker an der
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Bevölkerung anrichteten. (Quellen: "Die Kronstadt-Rebellion", Alexander
Berkman, 1923; "Arbeiterdemokratie oder Parteidiktatur", Frits Kool und Erwin
Oberländer, 1969)
Die Anhänger Trotzkijs und Begründer der 4.Internationalen bezeichneten die-
ses Massaker später als "tragisches Versehen".

Ich kann diese zynische Ansicht, daß es sich hierbei um ein "tragisches Verse-
hen" handelte, nicht teilen. Diese Massaker, die mit der Russischen Revolution
erst sichtbar werden, sind schon im unberücksichtigt gebliebenen "Entartungs-
mechanismus aller gesellschaftlichen Rangfolgeorganisationen" angelegt.
Die 1.Ursache ist die Verkennung des wahren Wesens des Staates durch Marx.
Die 2. ist der Versuch zur Bildung einer Organisation mit dem Ziel der "Erobe-
rung der politischen Macht" sowie dem Ziel, durch die staatlichen Herrschafts-
apparate die Gesellschaft durch Zwang positiv zu verändern.

Ich sehe in diesen zwei Handlungszielen die Ursache der Gesell-
schaftsmechanismen, die zwangsläufig zum Massaker führen
müssen, weil das "Erobern der politischen Macht" im Staate im-
mer das Ausschalten aller Gegner mit allen Mitteln beinhaltet!

Dies ist der "Entartungsmechanismus aller gesellschaftlichen Rangfolgeorga-
nisationen", der in diesen zwei Handlungszielen seine Ausgangsursache findet
und sich sowohl in der Französischen als auch Russischen Revolution exempla-
risch nachzeichnen läßt.

3.1.5. Stalins Diktatur als totale bonarpartische Entartung

Die Entartung des staatsautoritären Kommunismus beginnt also nicht erst im
Stalinismus. Die Entartungsgrundlagen sind schon im pyramidenförmigen Räte-
system des autoritären Sozialismus und seinem Herrschaftsziel durch den Staat
enthalten und wurden schon sehr früh von den antiautoritären aufgrund der be-
schriebenen Organisationsstrukturen vorausgesagt. Die Anhänger der antiauto-
ritären Strömungen wußten dies schon zur Zeit der 1.Sozialistischen Internatio-
nalen und versuchten die Genossen, über diese zwischenmenschlichen Verhal-
tensmechanismen aufzuklären. Sie blieben erfolglos und wurden wie Bakunin
auf Betreiben von Marx und Engels aus der 1.Internationalen ausgeschlossen.

Lenin war innerhalb dieser geschichtlichen Abläufe nur derjenige, der die Herr-
schaftsstrukturen weiter zentralisierte und den Stalinismus in den gesellschaftli-
chen Organisationsstrukturen und Handlungszielen vorbereitete. Lenins Vorar-
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beit mündet zwangsweise in der totalitären Diktatur Stalins, weil hier ein gesell-
schaftlicher Verhaltensmechanismus angeregt und verstärkt wird, der gerade-
wegs aus der Zielsetzung zur "Eroberung der politischen Macht" hervorgeht.
Auch Lenins Versuch, alle weltweit bestehenden kommunistischen Organisatio-
nen seiner Partei und seinem Befehl unterzuordnen, fällt unter das Ziel der Er-
oberung und Ausweitung seiner politischen Macht!

3.1.5.1. Verbindlichkeitserklärung der Kaderstruktur

Schließlich erklärte Lenin seine "Weiterentwicklung des Marxismus" auf dem
2.Kongreß der Kommunistischen (3.) Internationalen (Komintern 1920) zum
verbindlichen Organisationsprinzip aller kommunistischen Parteien der Welt.
Denn wenn eine Partei erst einmal in einen willenlosen Parteiapparat - als Herr-
schaftsinstrument - umgewandelt ist, läßt sich durch das beliebige Auswechseln
seiner Führungsspitze eine bedingungslose Herrschaftsgewalt ausüben, was im
Stalinismus mit den weltweit moskauhörigen Kommunistischen Parteien oft ge-
nug praktiziert wurde!

Sie sehen, daß das, was in Rußland geschah, kein Wunder und kein tragi-
scher Irrtum ist. Dies alles beruht auf erklärbaren zwischenmenschlichen Ver-
haltensmechanismen und Systemstrukturen, die Inbegriff des staatlichen Den-
kens und Handelns - Herrschaftseroberungsziel - sind und die erst durch den
Staat und die willentliche Beibehaltung der Staatsapparate weiterbestehen und
ideologisch angeregt werden.
So ist es kein Wunder, daß Lenins Organisationsstruktur der KP, die der Beherr-
schung des Staates und der Bevölkerung diente, zunehmend zu einer autoritären
Parteidiktatur verkam, die jeden innerparteilichen demokratischen Organisati-
onsprozeß erdrosselte, so daß letztlich jede demokratische Wesensart als "kon-
terrevolutionär" aus der Partei verbannt wurde.
Noch zu Lenins Lebzeit wandelte sich der "Demokratische Zentralismus" in ei-
nen "bürokratischen Zentralismus" um, obwohl Lenin vorgab, z.B. auch die
staatliche Bürokratie zerschlagen zu wollen! Er konnte angeblich nicht erklären,
warum ausgerechnet in seiner Partei der bürokratische Zentralismus entstand.
Dies lag wohl außerhalb seiner Logik!

3.1.5.2. Politische Machteroberung als Verhaltensreflex

Lenin war es, der dem Entstehen der totalitären Diktatur Stalins Vorschub lei-
stete. Lenin selbst leitete diese ein. Erinnern wir uns! Nachdem andere Parteien
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und die Bildung von Fraktionen und Plattformen innerhalb der Partei von Lenin
verboten worden waren und der Informationsfluß zwischen den Parteiführern
vollständig in der Hand des Politbüros und des Generalsekretärs lag, mußte die
weitere Zentralisation der politischen Herrschaftsgewalt auf eine Person
zwangsläufig erfolgen, gerade weil sich das gesamte Organisationsziel der Partei
auf die Erringung der politischen Entscheidungsgewalt ausrichtete!

Die "EROBERUNG DER POLITISCHEN MACHT". Das klingt nicht nur wie
ein Zauberspruch, sondern aus diesem für die Leninistische Partei einst lebens-
wichtigen existentiellen Verhaltensreflex - als politisches Handlungsziel - lassen
sich alle weiteren politischen Vorgänge innerhalb und außerhalb der Kommuni-
stischen Partei nach Lenins Tod ableiten.

Ist die "Eroberung der politischen Macht" erst einmal schwer-
punktmäßiges Handlungsziel, wird dieses zum Verhaltensreflex
einer ganzen Partei, welches die Mitglieder dieser Partei in ihrem
Gefühlsleben so prägt, daß, nachdem diese Partei die politische
Herrschaftsgewalt im Staate eroberte, der Machtkampf innerhalb
der Partei um die Eroberung der absoluten Herrschaft weiter-
geht!

Leider übersah Marx diesen wesentlichen "überlebenswichtigen" Sozialisations-
prozeß, der den Ausgangspunkt für den "Entartungsmechanismus aller gesell-
schaftlichen Rangfolgeorganisationen" bildet. Dies ist auch die Erklärung für
das Entstehen des Stalinismus.

3.1.5.3. Entstehung von Stalins Alleinherrschaft

Beleuchten wir das Vorgehen Josif Stalins, der von 1917-1923 Volkskommissar
für Nationalfragen war und vor dem selbst Lenin in seinem Testament warnte.
Seit 1922 brachte er als Generalsekretär den Parteiapparat der KPdSU unter sei-
ne Kontrolle und machte sich so zum Diktator der Partei und des Staates. Trotz
Lenins Warnung wurde Stalin - nach Lenins Tod - vom Zentralkomitee im Amt
des Generalsekretärs belassen! Und warum? Vermutlich reichte seine Macht zu
diesem Zeitpunkt hierfür schon aus.

So konnte Stalin sein Spiel beginnen, denn genügend Machtmittel standen
ihm aufgrund seiner Position durch den pyramidenförmig aufgebauten Parteiap-
parat zur Verfügung. Durch geschicktes Ausspielen der verschiedenen Gruppen
in der KPdSU schaltete Stalin der Reihe nach Trotzkij, Sinowjew, Kamenew,
Bucharin, Rykow und alle anderen prominenten Bolschewisten aus und ließ ei-
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nen Teil von ihnen in Schauprozessen zum Tode verurteilen. Mit der Beseiti-
gung von Marschall Tuchatschewskij und tausenden von Offizieren rottete er
auch die letzte denkbare Opposition aus. Stalins Sieg über seine innenpoliti-
schen Rivalen brachte der UdSSR ein brutales Terrorregime "im Dienste von
Kollektivierung, Sozialismus und Kommunismus", wobei sich die hochstehen-
den Gesellschaftsideale von Sozialismus und Kommunismus endgültig verab-
schiedeten. Selbst außenpolitisch trat die revolutionäre Zielsetzung hinter seine
machtpolitische Staatskonsolidierung zurück. Denn er hatte ja nun genug damit
zu tun, seine unkontrollierbare Führung über die Partei durch den bürokratischen
Parteiapparat auszuüben und seine jeweilige "autonome politische Linie" fest-
zulegen. Mit der verwaltungstechnischen Durchsetzung seiner willkürlich fest-
gelegten Parteilinie konnte er nun auch die letzten "aufwieglerischen Konterre-
volutionäre", die alle samt Kommunisten waren und nicht wußten, was plötzlich
mit ihnen geschar, innerhalb der Partei ausfindig machen und "beseitigen". So
baute er seine absolute politische Herrschaft bis zum Absolutismus aus, indem
er sich seinen ihm hörigen Nachwuchs in der Partei heranzog und in die Füh-
rungspositionen schob. Die ganze UdSSR war in die Falle Stalins gegangen. Der
neue "Parteiführer" setzte seine willkürlich festgelegte Parteilinie über die Par-
tei-, Staats- und Gewaltapparate mit Repression und Terror bis hin zur physi-
schen Vernichtung aller wirklichen und vermeintlichen Gegner durch.
Seine politische Herrschaft begann sich zunehmend, auf den durch massive Pro-
paganda entstandenen Personen- oder "Führerkult" - ein weiteres Merkmal des
Stalinismus - zu stützen. Der Kommunismus diente ihm hier nur noch als
Deckmantel und zur Rechtfertigung seiner Herrschaftsgewalt.

Der Kommunismus hatte ausgedient, und ich frage Sie, worin besteht hier
noch der praktische Unterschied zum Faschismus Hitlers außer dem qualitati-
ven, der sich in der industriellen Massenvernichtung aus rassischen Gründen
ausdrückt?
100.000'sende von Menschen fanden den Tod in Stalins "Umerziehungslagern",
denn "Arbeit macht frei".
1935 war auch meine Familie betroffen. Sie mußte, trotzdem die Wolgadeut-
schen auf der Seite Lenins gekämpft hatten, wie viele andere Familien das Land
verlassen.

------

Im Spanischen Bürgerkrieg von 1936-1939 wiederholte sich das Schicksal der
antiautoritären Sozialisten und Kommunisten, wie es einst der "Machnotschina"
in der Ukraine widerfuhr. Der Beginn des Spanischen Bürgerkrieges war der
erste Versuch der Anarchisten einer totalen sozialen Umwälzung (Revolution),
die sich auf ein ganzes Land erstreckte. Die Anarcho-Kollektivisten und Anar-
cho-Kommunisten, die sich mit ihren Vorstellungen in der Bevölkerung Spani-
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ens von 1850 an tief verwurzelt hatten, besaßen in den anarchosyndikalistischen
Gewerkschaften (FAI, CNT) so starke Kampforganisationen, daß sie 1936 die
Revolution einleiteten und mit den tiefgreifenden Gesellschaftsumwälzungen
begannen. Franko, der nach Spanisch-Marokko verbannt worden war, konnte
erst durch das hinter dem Hitlerfaschismus stehende Kapital Waffen und Trup-
pen für seine Ziele kaufen! Erst durch die von Hitler und Musselini eingerichtete
Luftbrücke von Afrika zum spanischen Festland war er in der Lage, mit deren
massiver Waffenhilfe auf spanischem Boden Fuß zu fassen. Ohne die massive
Waffen-, Truppen- und Finanzhilfe des deutschen und italienischen Faschismus
hätte er sich auf dem spanischen Festland keinen Tag halten können!

Die Spanische Republik wehrte sich nach Leibeskräften, zu Anfang ohne
jede Hilfe und später mit mangelhafter Hilfe aus Mexico und der UdSSR. Die
kapitalistischen Industrienationen schauten diesem verzweifelten Befreiungs-
kampf der Spanier nur ungerührt zu und verzerrten ihn in ihren Presseberichten,
denn das Kapital besaß kein Mitleid mit einer anarcho-kommunistischen Befrei-
ungsbewegung, welche tatsächlich alles Produktionseigentum in Spanien unter
die basisdemokratische Mitbestimmung aller gestellt und vergesellschaftlicht
hatte.

Selbst Stalin konnte erst unter dem internationalen Druck der kommunisti-
schen Bewegung (Trotzkij beschimpfte ihn als "Verräter an der Revolution" und
als "Konterrevolutionär") dazu bewegt werden, den herrschaftsfreien Praktikern
der spanischen Revolution zur Hilfe zu eilen. Stalin konnte keine herrschafts-
freien Kommunisten gebrauchen, denn diese unterliefen seinen Herrschaftsan-
spruch.

Der Preis, den die Anarcho-Kommunisten für Stalins Hilfe zahlen mußten,
war hoch. An der Front kämpften sie gegen Franko, und in der Heimat wurden
sie hinterrücks von Stalins Geheimpolizei erschossen oder ins Gefängnis ge-
bracht. Stalin wollte die Herrschaft über Spanien sowie die Herrschaft über die
Spanische Revolution, und hierzu mußte Spanien von freiheitlich denkenden
Kommunisten gesäubert werden. (Ich empfehle zu diesem Thema jedem Leser
das Buch, "Mein Katalonien" von George Orwell.)
Stalins Antrieb hierfür konnte nicht anders ausfallen:

Stalin wollte eine bürgerliche Revolution!

------

Hätte es, so wie es von den staatsautoritären Kommunisten behauptet wird, in
Rußland tatsächlich eine echte kommunistische Gesellschaftsumwälzung als So-
ziale Revolution gegeben, so wäre Spanien mit aller Kraft kompromißlos unter-
stützt worden. Mit dem Sieg der Spanischen Revolution hätte der europäische
Kapitalismus von zwei Seiten aufgerollt werden können, was der absolute und
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endgültige Niedergang des Kapitalismus gewesen wäre. Die autoritären Kom-
munisten verspielten mit Spanien den Traum von der kommunistischen Weltre-
volution.

------

1941 war es dann soweit. Stalin tat das, was ihm vermutlich am meisten am
Herzen lag. Stalin vereinigte unter anderem nun auch die Ämter des Vorsitzen-
den des Rates der Volkskommissare (seit 1946 Min.Präs.) und des Oberbefehls-
habers der Streitkräfte der UdSSR in seiner Person. Nun war er Hitler, "dem
größten Feldherrn aller Zeiten", wirklich ebenbürtig. 1941 setzte er sozusagen
der kommunistischen Revolution und allen von ihm mitgeschaffenen staatlichen
willenlosen Herrschafts- und Machtapparaten die Krone auf.
Dieser Vorgang - der "Entartungsmechanismus aller gesellschaftlichen Rangfol-
georganisationen" - wird hier immer vergleichbarer mit dem von Marx be-
schriebenen Bonarpartismus, mit dem Napoleon sich selbst und "den Zielen der
Französischen Revolution" die Krone aufsetzte. Die Blutspur Napoleons ist im
Verhältnis seiner Zeit mindestens genauso breit, und sie ist letzten Endes auch
auf die Verkennung des wahren staatlichen Wesens mit seinen demokratiefeind-
lichen Staats- und Herrschaftsapparaten zurückzuführen!

An dieser Stelle angelangt, ist Honnecker mit seinem Ausspruch, daß "demo-
kratischer Sozialismus ... nichts, gar nichts mit Sozialismus zu tun ..." habe und
nur "... dazu bestimmt sei, die Arbeiter zu täuschen und sie vom Kampf zur Be-
freiung von der absoluten monopolkapitalistischen Herrschaft abzuhalten", nur
noch ein trauriges Schlußlicht. Er plapperte hier als stalinistischer Befehlsemp-
fänger nur noch einen Satz nach, der in Wirklichkeit mit den ursprünglichen In-
halten von Sozialismus und Kommunismus keinerlei Gemeinsamkeiten mehr
besitzt.

3.1.6. Bewertung des staatsautoritären Kommunismus

Für die Vertreter des antiautoritären Sozialismus und Kommunismus sind die
autoritären Sozialisten und Kommunisten durch ihren "Führerkult" (Marxismus
- Leninismus - Trotzkismus - Stalinismus - Maoismus) zu Verrätern der kom-
munistischen Weltrevolution geworden, weil sie die Völker dieser Erde in ihrem
Willen zur Freiheit, Gleichberechtigung und Selbstbestimmung immer wieder
verrieten. Sie waren es, die alle kommunistischen Gesellschaftsumwälzungsver-
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suche in ihrem eigenen Blut erstickten und sich mit ihrer Ideologie nur versuch-
ten, als neue Herrscher an die Spitze des Staates zu setzen. In der heute noch
bestehenden kommunistischen Parteiherrschaft (die am Marxismus-Leninismus
orientiert ist) läßt sich der "tägliche" Verrat an der Parteibasis und an anders-
denkende "Bündnispartner" immer wieder gut beobachten. Sie scheuen sich in
ihrem Willen zur "Eroberung der politischen Macht" nicht, Bündnisse mit dem
reaktionären rechten Gesellschaftsflügel einzugehen (siehe z.B. im Spanischen
Bürgerkrieg oder in Frankreich 1968). Solche Parteiführungen werden uns, ge-
nauso wie alle anderen Rangfolgeorganisationen, immer wieder durch ihren
Willen zur "Eroberung der politischen Macht" verraten, es sei denn, wir legen
ihnen endlich durch eine direkte basisdemokratische Mehrheitenherrschaft das
Handwerk!

Ich will alle Leser an dieser Stelle auffordern, die Zusammenschlußstrukturen
aller politischen Kampforganisationen genau zu durchleuchten und alle Rang-
folgeorganisationen auf das Schärfste zu bekämpfen, weil sie nur Mittel zur
Herrschaftsausübung von oben nach unten sind und langfristig immer gegen die
Interessen ihrer Parteibasis entarten werden. Diese Organisationsstrukturen mit
einer Rangordnung für Entscheidungsbefugnisse werden bei ihren Mitgliedern
immer wieder nur Unterwerfung, Herrschafts- und Autoritätshörigkeit prägen,
innerhalb denen auch Sie, wenn Sie sich einer solchen Organisation anschließen
und unterordnen, zum namenlosen Befehlsempfänger und Herrschaftsinstrument
eines ganzen Herrschaftsapparates verkommen werden. IHRE Freiheit, Gleich-
berechtigung, Selbst- und Mitbestimmung werden in diesem Machtorganismus
irgendwann auf der Strecke bleiben!
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3.2. Vergleich staatlicher Entartungsmechanismen

Ich könnte diese "Irrtümer" revolutionärer Bewegungen, die in der Verkennung
des Staates begründet liegen, bis zur Unendlichkeit fortsetzen. Die ablaufenden
Gesellschaftsmechanismen gleichen einander bis zur fast völligen Übereinstim-
mung. Die Geschichte bietet mir hierfür sehr viele Beispiele, in denen es für den
Nachweis dieser gesellschaftlichen Mechanismen gleich ist, ob ich die Revoluti-
on in Mexico, China, Vietnam, Nord-Korea, Kuba oder sonst irgendwo nach-
zeichne. Am Ende steht immer die totalitäre Diktatur und die absolute Unter-
drückung und AUSBEUTUNG des Menschen durch den Staat, und die Ursache
hierfür ist der Staat, der die Gesellschaftsmechanismen der Machteroberung und
Machterhaltung verursacht.

Denn die Diktatur entsteht durch den Staat, weil der Staat selbst
das Verlangen nach der absoluten Herrschaft durch den Willen
zur "Eroberung der politischen Macht" hervorruft!

------

Um diesen Sachverhalt zu belegen, will ich nun einen Vergleich zwischen der
Privateigentumswirtschaft und dem Staatsmonopolkapitalismus der autoritären
Kommunisten durchführen. Die Entwicklungsmechanismen, die innerhalb eines
Handelsraumes vom Privatwirtschaftskapitalismus zum Kartellkapitalismus füh-
ren, wurden von mir schon in den vorangegangenen Kapiteln beschrieben. Da
die auf einen Staat (bzw. einer Imperialmacht) bezogenen Handelsräume als ab-
geschlossene Binnenmärkte seit dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr bestehen,
sondern zunehmend in den Weltmarkt als neuen Handelsraum aufgingen, er-
folgte die Entwicklung der in den westlichen Industrienationen angesiedlten
Konzerne, dies waren z.T. schon Binnenmarktkartelle (siehe Flick und IG-
Farben AG in Deutschland), zu einem Weltwirtschaftskartell zwangsläufig.
D.h., daß wir für einen Vergleich der Privateigentumswirtschaft mit dem
Staatsmonopolkapitalismus der autoritären Kommunisten nur noch die Kapital-
vernetzungen der multinationalen Konzerne als westliches Weltwirtschaftskar-
tell (ich def. hierfür den Begriff "Kartellkapitalismus") und die Struktur des
Staatsmonopolkapitalismus der autoritären Kommunisten heranziehen müssen.
Untersuchen wir die beiden angeblich verschiedenen Gesellschaftssysteme auf
ihre tatsächlich vorhandenen praktischen Unterschiede!
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3.2.1. Gesellschaftsplaner und Planungsbehörde im Kar-

tellkapitalismus

Rufen Sie sich in Erinnerung, wie sich das westliche Weltwirtschaftskartell dar-
stellt. Ausgangspunkt meiner Überlegung ist hier der Kapitalansammlungspro-
zeß, die hiermit steigende wirtschaftliche Macht sowie die entstehende Verfil-
zung von Kapital, Staat, Regierung und Verbrechen zu einer Einheit. Dies ist
das westliche Weltwirtschaftskartell, in dem die Gesellschaftslenkung und
Staatsführung von der Herrschaft des Großkapitals ausgeübt wird.

Um diese Herrschaftsgewalt in der BRD noch einmal in die Erinnerung zu ru-
fen, will ich auf den Parteispendenskandal und den Skandal um die Wiederauf-
bereitungsanlage (WAA) in Wackersdorf (BRD) von 1989 verweisen.
Nachdem die WAA jahrelang mit militärischer Polizeigewalt gegen den Willen
der Bevölkerung buchstäblich durchgeknüppelt wurde, verabschiedete sich die
Stromwirtschaft. Zuvor hatten die Politiker so getan, als ob das gesamte atomare
Stromkonzept auf ihrem Mist gewachsen sei und sich die Wirtschaft nur nach
ihren zukunftsweisenden Vorstellungen richtet. Milliarden hatte dieses Strom-
konzept bereits aus unserer Staatskasse verschlungen. Dann verkündeten die
Strommanager kühl den Wackersdorfausstieg, weil die Wiederaufarbeitungsan-
lage in La Hague (Frankreich) billiger sei als die in Wackersdorf. Die Regierung
sagte hierzu nur JA!
Weiter nichts, denn mehr konnte sie hierzu nicht sagen!

------

Dies ist die wahre wirtschaftliche Macht des Kapitals, so daß Staat und Regie-
rung nur die Kasper fürs Kapital spielen und den Verwertungsinteressen der Ka-
pitaleigner untergeordnet werden. Dieser bewußt, offen, klar und deutlich de-
monstrierte Gesichtsverlust findet vermutlich seine Ursache im Parteibeste-
chungsskandal, so daß der Top Manager Lutz Merkle mit seiner Clique der Re-
gierung böse ist und zeigt, was passiert, wenn ein Kanzler "sein Gedächtnis ver-
liert", nicht spurt und nicht treu zur "Allianz von Wirtschaft, Staat und Partei"
steht. Lutz Merkle (heute, 1989, 76 Jahre alt) ist ein Topwirtschaftsmanager
(Bosch) mit einschlägiger NS-Erfahrung. Wie sehr der Staat den Kasper fürs
Kapital spielt, das wurde deutlich in den Parteispendenprozessen, insbesondere
aber mit dem Merkle Prozeß (siehe Der Spiegel, 46/90, S.34 f. auf Seite LXVII).
Vielleicht sind die heutigen Verstimmungen nur wehleidige Erinnerungen an die
"schöne alte Zeit", in der die Kapitaleigner Hitler für ihre Zwecke zum Diktator
hochpäppelten. Ja, in dem von den deutschen Konzernen mitgestalteten Fa-
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schismus war die "Allianz von Wirtschaft, Staat und Partei" noch einfach und
unkompliziert!

In solchen "lichten Momenten" zeigt sich, wie tief diese Verfilzung von
Wirtschaft, Staat, Regierung und Verbrechen ist und wer tatsächlich die Herr-
schaftsgewalt über den Staat besitzt. Hier wird sogar die Polizei dazu eingesetzt,
die Bevölkerung für kurzfristige Wirtschaftsinteressen niederzuknüppeln
(WAA, Startbahn-West, Brokdorf, Gorleben usw.). Mit diesen offensichtlichen
Verstößen gegen das demokratische Selbstbestimmungsrecht sowie der Verhin-
derung von Volksabstimmungen (insbesondere zur Startbahn-West) sind Staats-
verbrechen durch die Kapitaleigner namhaft gemacht! Denn dem international
arbeitenden Weltwirtschaftskartell ist es gleich, in welchem Land die WAA
steht, da sie nur ihren Zweck zu erfüllen hat und hierfür der nationale Standort
unerheblich ist.

Ein weiterer auffälliger Anzeiger für das Bestehen des Kartellkapitalismus ist
das jährliche Gipfeltreffen der sieben reichsten Industrienationen (G7), etwa wie
der Weltwirtschaftsgipfel am 16.Juni 1989 in Paris. Dieses "Weltdirektorium"
oder "Weltwirtschaftsdirektorium", zu dem die BRD, USA, Kanada, Japan, Ita-
lien, Frankreich und GB gehören, trifft sich natürlich unter dem Vorzeichen ei-
ner Wohltätigkeitspropaganda. Sie wollen den Entwicklungsländern "wirt-
schaftlich zur Hilfe eilen" und ihnen aus der "Schuldenkrise helfen". Der Haken
ist nur, daß diese Länder ihre Schulden bei den 7 reichsten Industrienationen
haben!
Denn was heißt das Treffen dieses Weltdirektoriums tatsächlich? Sie treffen
sich, um die Weltwirtschaftsentwicklung der Erde zu planen und Einflußbe-
reiche abzustecken. Die von den Industrienationen bewußt erzeugte Schulden-
abhängigkeit sowie die damit verbundenen Zahlungsschwierigkeiten der Länder
der dritten Welt dient ihnen als Druck- und Steuerungsmittel, welches sie zur
Planung der Weltwirtschaftsentwicklung einsetzen, denn die einzige wirkliche
Hilfe wäre ein radikaler Schuldenerlaß, den sie aus ihrem Weltherrschaftsinter-
esse niemals zulassen werden. Die besagte "Abhilfe" für diese wirtschaftlichen
Schwierigkeiten, mit der sie vorgeben, der Dritten Welt helfen zu wollen, dient
also nur dem Ziel, kontinentale Gesellschaftsentwicklungen nach den von ihnen
vorausgeplanten Abhängigkeitsverhältnissen zu gestalten! Dem gleichen Zweck
dienen die Produktionsabsprachen zwischen den USA und der EG für Stahl,
Weizen etc.

Das westliche Weltwirtschaftskartell wird somit zu einer Art Mono-
polkapitalismus mit einer zentralen Planwirtschaft, die sich in den
Händen einer kleinen großkapitalistischen Oberschicht befindet, wo-
bei ich diese Oberschicht wegen ihrer ungeheueren Machtfülle und
dem Gebrauch dieser Macht zur Planung und Steuerung kontinentaler
Gesellschaftsentwicklungen als Gesellschaftsplaner bezeichne!



- 244 -

Als Planungsbehörde bezeichne ich die Führungspositionen in Staat
(Regierung, Minister, leitende Beamte etc.) und Wirtschaft (z.B.
Topmanager der Banken und multinationalen Konzerne) einer jeden in
Rängen gegliederten Gesellschaft.

3.2.2. Herrschaftsstrukturen in Ost und West waren gleich

Die Führungspersonen der großkapitalistischen Oberschicht des westlichen
Weltwirtschaftskartells können ohne weiteres als Gesellschaftsplaner einer kar-
tell- bzw. "monopolkapitalistischen Planwirtschaft" angesehen und mit der
staatsautoritären kommunistischen Gesellschaftsoberschicht von Politbüro, Se-
kretariat und ZK der UdSSR (im Jahr 1919) verglichen werden. Der Unterschied
besteht darin, daß die Gesellschaftsplaner des Westens noch nicht offen als poli-
tische Herrscher auftreten und versteckt im Hintergrund arbeiten. D.h., daß die
Gesellschaftsplaner des Westens noch nicht ihre wirtschaftliche Macht dazu
nutzten, eine offene Einheit von Politik und Wirtschaft durch die Einnahme der
entsprechenden politischen Herrschaftspositionen im Staat (also den politischen
Entscheidungspositionen der Planungsbehörde) herzustellen, um so eine perso-
nelle Einheit von Planungsbehörde und Gesellschaftsplanern durch Ämterhäu-
fung zu erreichen. Dies wird sich vermutlich in den nächsten 10-20 Jahren er-
heblich ändern.
Ich betone nocheinmal, daß dies ein Vergleich der wirtschaftspolitischen Herr-
schaftsverhältnisse mit der UdSSR von 1919 ist. Denn auch die Gesellschafts-
planer des Ostens nutzten ihren ursprünglichen Einfluß, um die Einheit von Pla-
nungsbehörde und Gesellschaftsplanern herzustellen!
Meine These lautet:

Daß der Entwicklungsprozeß der Kapitalansammlung im Privatwirt-
schaftskapitalismus über den Kartellkapitalismus zum Monopolkapi-
talismus führt und unser heutiger Kartellkapitalismus, vergleichbar
mit den Verhältnissen in der UdSSR von 1919, im Monopolkapitalis-
mus einen momentanen Entwicklungsendpunkt finden wird, da Staat,
Wirtschaft, Kapital, Regierung und Verbrechen im heutigen westli-
chen Weltwirtschaftskartell praktisch schon eine versteckte Einheit
bilden.
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3.2.2.0.1. Gesellschaftsplaner und Verwaltungsmanagement
Der Spiegel; 04/91; S.164 -->  LXXXIII
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Der Spiegel; 09/91; S.116 ff. -->  LXXXIV
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3.2.2.1. Parteiapparat und Verwaltungsmanagment

Der willenlose demokratiefeindliche Parteiapparat der Bolschewisten, durch den
die gesellschaftliche Oberschicht herrscht, findet sein praktisches Gegenstück
im Verwaltungsmanagment der multinationalen Konzerne. Das Verwaltungs-
managment ist wie der bolschewistische Parteiapparat eine pyramidenförmig
aufgebaute Rangfolgeorganisation, wobei das Verwaltungsmanagment in seiner
Rangordnung von den Top - Managern bis zu den mittleren Angestellten reicht.
Ich will nun sowohl den Parteiapparat der Bolschewisten als auch das Verwal-
tungsmanagment der multinationalen Konzerne einheitlich als Verwaltungsap-
parat bezeichnen, weil die Planungsbehörde des jeweiligen Gesellschaftssy-
stems durch diesen Verwaltungsapparat die staatlichen Herrschaftsapparate und
die Produktivkräfte beherrscht, so daß alle gesellschaftlichen Ebenen den Ver-
wertungsinteressen der Gesellschaftsplaner untergeordnet werden.
Es ist unverkennbar, daß Verwaltungsmanagment und Parteiapparat, trotz unter-
schiedlichem ideologischen Bewußtsein innerhalb der verschiedenen Gesell-
schaftssysteme (das ideologische Bewußtsein bewirkt eine Eintrübung der
Wahrnehmung, so daß Ziel und Aufgabe unterschiedlich erscheinen), als Ver-
waltungsapparate demselben Zweck dienen (bzw. dienten), nämlich:

Der Herrschaft über Staat und Gesellschaft sowie der wirtschaft-
lichen Ausbeutung und bürokratischen Verwaltung der güter-
wirtschaftlichen Produktivkräfte.

------

Neben der gleichen Aufgabe der Verwaltungsapparate beider Machtblöcke
wirkten in ihnen dieselben gesellschaftsdynamischen Verhaltensmechanismen,
die ich schon als Entartungsmechanismus aller gesellschaftlichen Rangfolgeor-
ganisationen und demokratiefeindlichen Erziehungsmechanismus beschrieben
habe. Auf die personellen Vernetzungen zwischen Verwaltungs- und staatlichen
Herrschaftsapparat in den verschiedenen Entscheidungsebenen unserer Gesell-
schaft will ich nicht eingehen, da diese für die weiteren Betrachtungen unerheb-
lich sind.
Im Nachhinein betrachtet, gab es keinen praktischen Unterschied im Herr-
schaftsgefüge beider Gesellschaftssysteme außer die Vorspiegelung anderer
Ideologien, durch die die Menschen dieser Systeme mißbraucht wurden. Die
unterschiedliche ideologische Rechtfertigung ist somit auch der Grund dafür,
warum in den beiden Machtblöcken, trotz gleicher Aufgaben der Herrschaftsin-
stitutionen, unterschiedliche Namen verwendet wurden.
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3.2.2.2. Mittelstand als selbstverwaltete Arbeitsbrigaden

Kommen wir zur praktischen Erscheinungsform des mittelständischen Unter-
nehmertums im westlichen Privatwirtschaftskapitalismus. Das mittelständische
Unternehmertum ist heute im allgemeinen nur noch Auftragnehmer der Konzer-
ne und steht somit im direkten "auftragnehmenden Lohnverhältnis" oder "Lohn-
arbeitsverhältnis" des Großkapitals. Selbst wenn verschiedene mittelständische
Unternehmen nicht in einem direkten auftragnehmenden Lohnverhältnis zum
Großkapital stehen, so sind diese zumindest total abhängig von der wirtschaftli-
chen Infrastruktur, die die multinationalen Konzerne durch ihre Investitionen in
einem Land schaffen. Die sich gegenseitig auftraggebende und auftragnehmende
mittelständische Wirtschaftsvernetzung - als ein sich selbsttätig tragender Wirt-
schaftsorganismus - ist praktisch in unserem Land nicht mehr vorhanden.

Somit wird der noch bestehende Mittelstand zum instrumentalisierten
selbstverwalteten Wirtschaftsapparat der Konzerne, den sich die Konzerne als
Wirtschaftsorganismus nach ihren Verwertungsinteressen unterordneten und
dessen Entwicklung sie heute durch die Vergabe von Aufträgen gezielt steuern.
Hiermit fällt selbst der letzte praktische Unterschied zur zentralen Planwirtschaft
des monopolkapitalistischen "Kommunismus". Die Gesellschaftsplaner haben
sich alle einst eigenständigen "Wirtschaftsorganismen" nach ihrem Verwer-
tungsinteresse untergeordnet, wobei der heutige Mittelstand mit den "selbstver-
walteten Arbeitsbrigaden", Kolchosen oder Kombinaten des Ostens gleichge-
setzt werden kann.

3.2.2.3. Entwicklungsvorschau des Kartellkapitalismus

Halten wir eine zukunftsweisende Schlußfolgerung für die führenden Staaten
des westlichen Weltwirtschaftskartells fest.
Trotz der Vorspiegelung der Demokratie in den Staaten W-Europas sind die
demokratischen Bedingungen durch das Kapital schon längst ausgehebelt. Das
Fundament für die Entwicklung hin zu einer staatsautoritären Diktatur ist durch
den Kapitalansammlungsprozeß und den Entartungsmechanismus aller gesell-
schaftlichen Rangfolgeorganisationen seit langem gelegt. Zudem ist der Aus-
gangspunkt des Gesellschaftsmechanismus zur Entstehung einer totalitären
Diktatur längst erreicht, weil die wirtschaftliche Macht auf eine kleine über-
schaubare Oberschicht beschränkt ist, die den Staat beherrscht, wobei erfah-
rungsgemäß eine derartige Machtanballung mit keinem demokratischen Mittel
kontrolliert werden kann! In den Staaten des westlichen Weltwirtschaftskartells,
zu denen die BRD gehört, ist es wegen des beschriebenen Willens zur "Erobe-
rung der politischen Macht" nur noch eine Frage der Zeit, bis die Mitglieder der
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großkapitalistischen Oberschicht, also die Gesellschaftsplaner, mit dem Mittel
der Ämterhäufung offen nach den Positionen der politischen Herrschaft über den
Staat greifen, so daß eine personelle Einheit von Planungsbehörde und Gesell-
schaftsplanern entsteht. Dieses "neue Herrschaftsgefüge" wird das versteckte
westliche Weltwirtschaftskartell (in seiner heutigen Form als Wirtschaftsimpe-
rialismus) ablösen und in einem offensichtlichen Imperialismus umwandeln.
Hierüber hinaus wird es die Grundlage für den Entwicklungsmechanismus hin
zur totalitären Einpersonendiktatur legen.
In welcher Erscheinungsform die Ämterhäufung zur personellen Einheit von
Planungsbehörde und Gesellschaftsplanern auftritt und ob sie in den führenden
Staaten des westlichen Weltwirtschaftskartells nacheinander oder gleichzeitig
vollzogen wird, hängt von den gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen und den
Interessen der Gesellschaftsplaner ab.
Das gleiche gilt für den hierauf folgenden Entwicklungsmechanismus hin zur
totalitären Einpersonendiktatur, wobei hier das Kräfteverhältnis mehrerer inner-
halb der Oberschicht bestehender informeller Gruppen zum Entstehen verschie-
dener miteinander konkurrierender Diktaturen führen kann. Nach dem Wegfall
der UdSSR als staatsmonopolistische Konkurrenz für das westliche Weltwirt-
schaftskartell werden die westlichen Gesellschaftsplaner vermutlich in drei in-
formelle Gruppen zerfallen (EG, USA;; Japan, wobei Japan und China vermut-
lich ein Bündnis eingehen werden, Japan aus militärischen und China aus wirt-
schaftlichen Gründen) und offen die unter ihrem Einfluß stehenden Planungsbe-
hörden der verschiedenen Staaten zur Errichtung abgeschlossener, von ihnen
kontrollierter Handelsräume nutzen. Japan und China als neuer Block werden
vermutlich die weltweite Angst vor einem Euroamerikanischen Imperialismus
nutzen und versuchen, die unabhängigeren Staaten und deren Planungsbehörden
aus den Einfluß der Euroamerikaner herauszulösen. Ein erster Schritt in diese
Richtung scheint mir das Atomforschungsabkommen zwischen China und Iran
(Okt. 1992), wobei China nun versucht, Zugriff auf den Rohstoff Öl zu erhalten.
Auch der Besuch des Japanischen Kaisers in China (Okt. 1992) deutet in die
selbe Richtung. Die zuvor angedeutete Entwicklung vom Kartellkapitalismus
hin zur Einpersonendiktatur bleibt auch in den neu entstehenden Blocksystemen
erhalten und ist der Gesellschaftsmechanismus, der über Kartellkapitalismus
zum Monopolkapitalismus führt, wobei sich der Monopolkapitalismus in der
Einpersonendiktatur wirtschaftlich und politisch vollendet.

3.2.3. Entwicklung hin zur Einpersonendiktatur

Ich belege den Entwicklungsmechanismus hin zur Einpersonendiktatur mit den
Vorgängen nach der Russischen Revolution von 1918 (Oktoberrevolution), wo-
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bei ich die neue herrschende Klasse der UdSSR von 1918 mit den Verhältnissen
innerhalb der Planungsbehörde des westlichen Weltwirtschaftskartells gleichset-
ze. Ich überspringe die Entwicklung, die durch Ämterhäufung zur personellen
Einheit von Planungsbehörde und Gesellschaftsplanern führt, da ich davon aus-
gehe, daß es nur eine Frage der Zeit ist, bis die großkapitalistische Oberschicht,
bedingt durch ihren Willen zur "Eroberung der politischen Macht", nach den
Positionen der politischen Herrschaft greift! Wegen der praktisch schon beste-
henden Einheit von Staat, Kapital, Regierung und Verbrechen im westlichen
Weltwirtschaftskartell stellt sich mir der endgültige Griff der Gesellschaftspla-
ner nach den politischen Herrschaftspositionen der Planungsbehörde nur noch
als formaler Schritt dar.

Vergleichen wir, und suchen wir den entsprechenden Entwicklungsmechanis-
mus für das westliche Weltwirtschaftskartell. Die Kapitaleigner des westlichen
Weltwirtschaftskartells sind praktisch die Gesellschaftsplaner, die im westlichen
Weltwirtschaftskartell über die Planungsbehörde der verschiedenen Länder die
zentrale Planwirtschaft steuern und zudem die wirtschaftlichen Führungsposi-
tionen innerhalb der Planungsbehörde inne haben. Zu den Personen, die die po-
litischen Führungspositionen innerhalb der Planungsbehörde einnehmen, gehö-
ren die Politiker der Regierung, die vom Kapital, z.B. durch finanzielle Unter-
stützung im Wahlkampf, in der Presse und durch Finanzspritzen manipulierte
Parteivorstandswahlen, "eingesetzt" werden, wobei die führenden Politiker im-
mer häufiger selbst zum Personenkreis des Geldbürgertums gehören. An dieser
Stelle ist der Personenkreis der Aktöre innerhalb der großkapitalistischen Pla-
nungsbehörde beschrieben, wobei ich nun davon ausgehe, daß die "großkapita-
listische Planungsbehörde" innerhalb des Kartellkapitalismus eine Planungsbe-
hörde ist, in der die Übernahme aller politischen Führungspositionen durch das
Geldbürgertum fließend und die personelle Einheit von Planungsbehörde und
Gesellschaftsplanern durch Ämterhäufung noch nicht hergestellt wurde (Siehe
USA Reagan -> Bush).

Innerhalb dieser "großkapitalistischen Planungsbehörde" besteht der wirt-
schaftliche Kampf um Marktanteile weiter, womit das eigentliche Handlungsziel
der Gesellschaftsplaner bestimmt ist.
Ich betone, der in der "großkapitalistischen Planungsbehörde" nach innen ge-
richtete Kampf um Marktanteile oder besser um wirtschaftspolitische Ein-
flußsphären besteht ebenso weiter wie der nach außen gerichtete Versuch, die
eigene wirtschaftspolitische Macht auf andere Handelsräume oder monopolka-
pitalistische Machtzentren auszudehnen. In der jüngsten Geschichte konnten wir
diesen Zusammenhang in der scheinbaren ideologischen Konkurrenz zwischen
Ost und West besonders deutlich beobachten, da der Handelsraum des mono-
polkapitalistischen Ostblocks das westliche Weltwirtschaftskartell nicht nur per-
sonell zusammenhielt, sondern seinen internen Gruppen auch seinen gemeinsa-
men Handlungsantrieb und seine schwierige innere Gruppendynamik verlieh.
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3.2.3.0.1. Gesellschaftsplaner greifen nach den Führungspositionen
Der Spiegel; 41/92; S.194 ff. -->  LXXXV
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SPIEGEL ONLINE – 15.01.2002, 15:26  -->  LXXXV-E1
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Der Spiegel; 32/2002; S.108  -->  LXXXV-E3
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3.2.3.1. Beziehungsstrukturen treten in den Vordergrund

Durch die Kapitalvernetzung der multinationalen Konzerne im westlichen
Weltwirtschaftskartell und den durch die Kapitalansammlung immer kleiner
werdenden Personenkreis der Gesellschaftsplaner rückt der Einfluß des persön-
lichen Eigentums für die Einnahme bestimmter Herrschaftspositionen innerhalb
der "großkapitalistischen Planungsbehörde" immer mehr in den Hintergrund,
wobei der kleiner werdende Personenkreis der Gesellschaftsplaner nicht nur eine
Zunahme der auf diesen Personenkreis verlagerten wirtschaftlichen Macht, son-
dern auch eine zunehmende personelle Einheit von Planungsbehörde und Ge-
sellschaftsplanern bewirkt.

D.h., der Verdrängungskampf um Weltmarktanteile verwandelt
sich immer mehr zu einem Kampf um die politische Herrschafts-
gewalt und um die Herrschaftserweiterung.

Durch den kleiner werdenden Personenkreis der "großkapitalistischen Planungs-
behörde" entsteht eine personelle Struktur von informellen Gruppen, innerhalb
denen der Einfluß einzelner zunehmend von personellen Freundschafts- und Be-
ziehungsstrukturen (einzelner Personen untereinander sowie ganzer Gruppen,
Fraktionen und Interessensplattformen) und nicht mehr vom Eigentumsanteil
bestimmt wird. Ich betone:

Innerhalb der "großkapitalistischen Planungsbehörde" beginnen grup-
pendynamische Verhaltensmechanismen zu wirken, durch die sich
Gruppen mit dazugehörigen wirtschaftspolitischen Aufgabengebieten
und Einflußsphären bilden. In ihnen werden wirtschaftliche Macht
und politische Herrschaftsgewalt nicht mehr vom Anteil am Eigen-
tum, sondern vom persönlichen sowie zwischenmenschlichen Einfluß
auf die Beziehungsstrukturen der informellen Gruppen bestimmt.

Besitzt eine einzelne Person innerhalb dieser "großkapitalistischen Planungsbe-
hörde" in den unterschiedlichsten informellen Gruppen und Fraktionen eine gro-
ße Beliebtheit und viele Freunde, so wird sein Einfluß auf die Entscheidungen
der einzelnen Gruppen und Fraktionen - unabhängig von seinem Eigen-
tumsanteil - sehr groß sein!

Die Gruppen werden seinem Wort ein großes entscheidungsbestim-
mendes Gewicht beimessen und ihn indirekt als "geistigen Führer" ih-
rer "großkapitalistischen Planungsbehörde" anerkennen. Hiermit kön-
nen wir die personellen Strukturen innerhalb der westlichen großka-
pitalistischen Planungsbehörde mit den politischen Verhältnissen in



- 256 -

der Bolschewikiführung um 1918-19 gleichsetzen, weil hierdurch die
wirtschaftliche Macht und die politische Herrschaftsgewalt end-
gültig zu einer Einheit verschmolzen sind!
Der Zeitpunkt, mit dem sich innerhalb der "großkapitalistischen Pla-
nungsbehörde" wirtschaftliche Macht und politische Herrschaftsge-
walt unabhängig vom Eigentumsanteil auf eine Person zu vereinen
beginnt, ist der, mit dem die personelle Einheit von Planungsbehörde
und Gesellschaftsplanern durch Ämterhäufung hergestellt wurde. D.h.
auch, daß die "großkapitalistische Planungsbehörde" und die Pla-
nungsbehörde nun das gleiche sind, so daß ich im folgenden nur noch
von einer Planungsbehörde sprechen werde.

Das offene Einrasten des Entwicklungsmechanismus hin zur Einpersonendikta-
tur geschied jedoch erst (wie bei der russischen Revolution) durch eine "Wirt-
schaftskrise" sowie den hiervon begleiteten sozialen "Unruhen". Mit den entste-
henden sozialen Unruhen wird jede Fraktion innerhalb der Planungsbehörde
versuchen, "die Macht zu ergreifen" und ihre Gegner im Kampf um die Herr-
schaftsgewalt auszustechen.
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3.2.3.1.1. Verkleinerte Führungsgruppe
Der Spiegel; 40/90; S.154 f. -->  LXXXVI
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Der Spiegel; 11/91; S.135 ff. -->  LXXXVII
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3.2.3.2. Unterwerfung der Gesellschaftsplaner

Durch ein geschicktes Intrigenspiel sowie das Ausspielen der Gesellschaftspla-
ner und deren informellen Gruppen untereinander kann ein "geistiger Führer"
die Planungsbehörde in eine Rangfolgeorganisation umfunktionieren, in der er
nun als "anerkannter Führer" an der Spitze steht und die anderen Gesellschafts-
planer zu reine Befehlsempfänger abstuft. Einer solchen Umstrukturierung wird
kaum ein Gesellschaftsplaner Widerstand entgegensetzen, weil die "Eroberung
der politischen Macht" das erste Ziel innerhalb dieser Planungsbehörde ist und
jeder Gesellschaftsplaner versuchen wird, über diese Umstrukturierung selbst
die Herrschaftsgewalt zu erringen.

Der nächste Schritt ist also die Umstrukturierung der Planungsbehörde in einen
willenlosen Herrschafts- und Machtapparat. Eine immer kleiner werdende Füh-
rungsgruppe wird alle Entscheidungsgewalt auf sich vereinen, so daß immer
mehr Gesellschaftsplaner durch Verrat und Intrigen kaltgestellt und aus der Füh-
rungsgruppe ausgeschlossen werden, bis nur noch ein "Führer" übrig bleibt. Die
Ursache für diese Gruppendynamik ist auch hier der Wille zur "Eroberung der
politischen Macht", der zur weiteren Zentralisation der Herrschaftsgewalt und
schließlich zur totalitären Einpersonendiktatur führt. Diese eine Person aus der
Mitte der Gesellschaftsplaner wird zum Privateigentümer vom gesamten Staats-
und Gesellschaftseigentum, des Staates sowie aller Herrschafts- und Entschei-
dungsgewalt!

Wir dürfen bei diesem Vorgang nicht vergessen, daß die "Allianz von Wirt-
schaft, Staat und Regierung" die Herrschafts-, Entscheidungs- und Personal-
strukturen einer kapitalistischen Gesellschaft verändern. Aus diesem Grund ist
die Endphase des Akkumulationsprozesses im Privatwirtschaftskapitalismus be-
sonders gut mit den Abläufen an der Führungsspitze des "demokratischen Zen-
tralismus" der UdSSR von 1920-1941 zu vergleichen, aus denen letztendlich,
trotz der hochstehenden kommunistischen Gesellschaftsideale, Stalin als Allein-
herrscher hervorging.

3.2.3.3. Aufhebung liberaler und demokratischer Rechte

Kommen wir nun zu den praktischen Rückschlüssen, die die von mir gemachten
theoretischen Betrachtungen für unsere heutige Zeit zulassen.
Neben der systematischen Umwandlung der Planungsbehörde wird die politi-
sche Einflußmöglichkeit der Bevölkerung immer mehr eingeschränkt. In dieser
Folge wird eine "Repräsentative Demokratie" in einen "demokratischen Absolu-
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tismus" umgeformt. Dieser von den Kapitaleignern - also den Gesellschaftspla-
nern des Westens - eingeleitete Vorgang ist beispielsweise in der BRD beson-
ders gut an Großprojekten wie Wackersdorf, Brockdorf oder Gorleben zu beob-
achten. Über den Kauf der von der Bevölkerung gewählten Regierung - sowie
sonstigen Korruptionen - werden systematisch alle wichtigen Schlüsselpositio-
nen der staatlichen Herrschafts- und Bürokratieapparate durch vom Kapital be-
stimmte, dem Kapital hörige Personen besetzt. So werden alle Staatsapparate in
willenlose Herrschaftsinstrumente der Kapitaleigner umgewandelt, die von den
Gesellschaftsplanern über die "großkapitalistische Planungsbehörde" fernge-
steuert werden. Mit zunehmender Zeit und wachsendem politischen Einfluß der
Gesellschaftsplaner werden alle Abgeordneten der obersten Regierungsebene
mit dem Mittel der Parteifinanzierung und finanziellen Wahlkampfunterstützung
durch Personen aus dem großkapitalistischen Lager ersetzt.

Somit bilden Staat, Regierung und die Gesellschaftsplaner in zunehmen-
dem Maße eine Einheit, in der die äußeren staatsdemokratischen Umstände zur
Blendung der Bevölkerung und zur Verschleierung der tatsächlichen Herr-
schaftsbeziehungen aufrecht erhalten werden (siehe Vorgänge in den USA unter
Reagan und Bush). Die heute scheinbar intakte Demokratie ist tatsächlich schon
völlig untergraben und ausgehöhlt.
Zur gleichen Zeit werden die Gesetze so verändert, daß es zu einer rechtlich und
gesetzlich legitimierten Herrschaftszentralisation und weiteren Verringerung der
Mitbestimmungsrechte kommt, wodurch eine spätere Machtergreifung einzelner
vereinfacht und vielleicht sogar auf dem Rechtsweg erfolgen kann (siehe die
von Hitler über den Rechtsweg vorbereitete Machtergreifung oder die Ein-
schränkung verfassungsmäßiger Rechte in den USA unter Busch).

Dieses Vorspiel drückt sich in Gesetzesänderungen aus, die einen Abbau
der politischen Einflußmöglichkeiten der Bevölkerung auf die Entscheidungen
der von ihr gewählten "Volksvertreter" beinhalten. Die allgemeinen Rechte und
das Recht auf politische Selbstbestimmung der Bevölkerung - also Möglichkei-
ten der direkten Mehrheitenherrschaft - werden zunehmend untergraben.
Gleichzeitig werden per Gesetz mit der Begründung der "inneren Bedrohung"
Polizeistaat, Überwachungsapparat und geheimdienstliche Überwachung der
Bevölkerung weiter ausgebaut. Beides geschieht derzeit z.B. in der BRD und
den USA in einem immer stärker werdenden Maße, wobei die Bevölkerung
heute praktisch keine demokratischen Einflußmöglichkeiten mehr auf politische
Entscheidungen der Regierung, und zwar im Sinne der unmittelbaren Mehrhei-
tenherrschaft, besitzt. Als Beispiele führe ich folgende Vorgänge an:

1. Das neue Gesetz (Juni 89) in Bayern, das die Steuererhebung der Gemein-
den von der Landesregierung (von oben) genehmigungspflichtig macht.
Dies verstößt grundsätzlich gegen das freie demokratische Selbstverwal-
tungsrecht der Bevölkerung durch seine Gemeinden!
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2. Die Einschränkung der Pressefreiheit durch den Zensurparagraphen 130a.

3. Den "finalen Rettungsschuß", der eine gesetzlich verankerte Regelung des
von einem Polizeibeamten bewußt durchführbaren Todesschuß darstellt,
der den Beamten von seiner Pflicht entbindet, eine lebensbedrohliche Be-
drängnis seiner Person nachzuweisen. Hiermit werden die existentiellen
Rechte aller Menschen denen der uniformierten Beamten untergeordnet,
weil die Polizei zukünftig bei der Tötung eines Bürgers nur noch ihre le-
bensbedrohliche Bedrängnis als Begründung anzugeben braucht, ohne die-
se lebensbedrohliche Situation nachweisen zu müssen.

------

Irgendwann werden die Politiker als Staatsführer offiziell nicht mehr abtreten
wollen. Trotz Wahlniederlagen werden die Gesellschaftsplaner des Westens
über ihre Planungsbehörde offen die Staatsführung übernehmen. Sie besitzen
ohnehin schon (wegen des von ihnen in den Staatsherrschaftsapparaten einge-
setzten Personalstamms) die gesamte Staats- und Herrschaftsgewalt, so daß eine
weitere Verschleierung durch Wahlen vielleicht "kostspieliger" und aufwendiger
als eine offene Diktatur wird.

Und wer soll sich im Staat gegen eine nun offen auftretende Diktatur zur
Wehr setzen?

Vielleicht das Militär, welches den einzigen wirklichen Machtfaktor im
Staat darstellt und als willenloser Herrschaftsapparat keine demokratische
Selbstorganisation kennt, sondern nur den Gehorsam und die Unterordnung un-
ter seine Regierung?

Ist es nicht immer das Militär, daß auf Befehl der Regierenden und somit
der Herrschenden wie eine funktionierende Maschinerie abläuft?

Dies ist die tatsächliche Aufgabe, die diese Kriegsmaschinerie wirklich erfüllt
und worin genauer betrachtet, auch ihr Sinn als Herrschaftsinstrument für die
jeweils gerade Herrschenden Aristokraten, Militärdiktatoren, Parteiführer etc. zu
suchen ist. Wer sollte hier dem plötzlich offenen Entstehen einer Diktatur mit
seinen auf Befehl handelnden Staats- und Herrschaftsapparaten ernsthaften Wi-
derstand entgegensetzen?
Ich frage Sie, wer von uns ist hierzu ernsthaft in der Lage?

NIEMAND!

Sehen Sie, wir sind schon wieder einem Widerspruch von Kapitalismus und
Staat innerhalb einer demokratischen Gesellschaft auf die Schliche gekommen.
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3.2.3.3.1. Aufhebung liberaler Rechte
Der Spiegel; 03/89; S.29 f.; 24/91; S.96 ff. -->  LXXXVIII
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Der Spiegel; 18/91; S.90 ff.; FR 12.02.88; S.2 -->  LXXXIX
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Der Spiegel; 16/91; S.50 ff. -->  XC
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3.2.4. Erscheinungsformen staatlicher Entartung

Nun sind die typischen Entstehungsmechanismen von Militärdiktaturen offen-
gelegt. Sie werden diese Mechanismen ausnahmslos bei der genaueren Be-
trachtung der verschiedenen Diktaturen und ihren Entstehungsgeschichten wie-
derfinden. Der "normale" Weg geht von der privatwirtschaftlichen Kapital- und
Machtakkumulation aus und führt über den Kartellkapitalismus zum Monopol-
kapitalismus, aus dem eine "zentrale Planwirtschaft" mit einer Planungsbehörde
hervorgeht, wobei hier Planungsbehörde und Gesellschaftsplaner eine personelle
Einheit bilden. Dieser Gesellschaftsmechanismus gilt für jeden abgeschlossenen
Handelsraum.

Für den staatsautoritären "Kommunismus" konnte dieser Entwick-
lungsmechanismus auch einrasten, weil mit der Oktoberrevolution auf
politischem Wege - also nicht auf wirtschaftlichem Wege wie beim
westlichen Weltwirtschaftskartell - übergangslos eine zentrale Pla-
nungsbehörde in personeller Einheit mit den neuen "kommunisti-
schen" Gesellschaftsplanern gebildet wurde. Diese neu entstandene,
von den "kommunistischen" Gesellschaftsplanern ins Leben gerufene,
demokratisch unbeherrschbare wirtschaftspolitische Machtkonzentra-
tion übersprang somit nur den Kapitalansammlungsprozeß und stellt
hierüber hinaus nur ein Entwicklungsstadium dar, dem der westliche
Kartellkapitalismus erst noch entgegenstrebt.
D.h., daß die staatsautoritären "Kommunisten" mit ihrem
Staatsmonopolkapitalismus und ihrer zentralen Kommandowirt-
schaft durch die KP nur dem "natürlichen" Entartungsmecha-
nismus des Kapitalismus vorgriffen, weil der Vorgang dieser Ent-
artung auf denselben Gesellschaftsmechanismen beruht!

Der staatsautoritäre "Kommunismus" schuf sich somit durch seine ideologisch
eingeschränkte Weltsicht selbst die Eingangsvoraussetzungen zur totalitären
Diktatur Stalins!

Im allgemeinen Vergleich von staatsautoritären "Kommunismus"
und Privatwirtschaftskapitalismus sind nur die oberflächlich be-
trachteten Wege in die Diktatur unterschiedlich, obwohl es sich
um die gleichen Gesellschaftsmechanismen und gruppendynami-
schen Abläufe handelt!

Diese unterschiedlichen Erscheinungsformen entstehen ausschließlich durch un-
sere ideologisch gefärbte Wahrnehmung unseres Bewußtseins!
Die Bandbreite, mit der wir dasselbe gesellschaftspolitische Entartungsprodukt
wahrnehmen, ist lediglich eingefärbt und definiert durch unser ideologisches
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Bewußtseins und der sich hieraus ergebenen Wahrnehmungsverzerrung. Wir
begehen den Fehler, die oberflächlichen Absonderheiten in den Erscheinungs-
formen als politisch unterschiedlich strukturierte Systeme auszudeuten. Diese
sind im gruppen- und gesellschaftsdynamischen Ablauf der Herrschaft nicht ge-
geben, sondern nur formale Äußerlichkeiten, sozusagen "sprachbezogene Ord-
nungsmuster".
Die Begrifflichkeiten für diese äußerlichen Erscheinungsformen von totalitären
Diktaturen reichen im Kapitalismus vom:

> offenen Auftreten des Großkapitals, indem dieser Personenkreis den Dik-
tator und die politische Führung stellt;

> über die indirekte Herrschaft des Großkapitals durch einen Militärdiktator
(Militärdiktatur), indem der Diktator vom Kapital durch Finanzspritzen an
der Macht gehalten wird;

> bis zur über die finanzielle Unterstützung einer Faschismusideologie (wie
bei Hitler) entstehenden politischen Alleinherrschaft eines Diktators, indem
er es schafft, die Gesellschaftsplaner und den Wirtschaftsapparat der
"großkapitalistischen Planungsbehörde" in ein willenloses Herrschaftsin-
strument umzuwandeln und seinen Interessen unterzuordnen.

------

Ideologisch bedingte Sonderformen sind die totalitäre Militärdiktatur des staats-
autoritären "Kommunismus" und die Militärdiktatur einer absolutistischen
Staatsmonarchie. Sie überspringen den kapitalismuseigenen Gesellschaftsme-
chanismus für abgeschlossene stabile Handelsräume, auf den ich im Kapitel,
"Die innere Dynamik eines Handelsraumes", noch genauer eingehen werde.

Die äußere Erscheinungsform hängt von den historischen und ideologischen
Kräfteverhältnissen innerhalb einer Gesellschaft ab. Die gesellschaftsdynami-
schen und zwischenmenschlichen Verhaltensmechanismen sind jedoch für die
Abläufe innerhalb der Planungsbehörde absolut gleichbleibend, so daß die äu-
ßerliche Erscheinungsform unerheblich ist, weil diese der Gesellschaft lediglich
als ideologische Kulisse dient. Es bleibt, im Vorgriff auf die abgeschlossenen
stabilen Handelsräume zu bemerken, daß der Einpersonendiktatur eine feudale
Staatsmonarchie folgt, da die Herrschenden immer versuchen werden, ihre eige-
ne Herrschaft im ideologischen Bewußtsein der Menschen so zu verankern, daß
sie ihre eigene Herrschaftsgewalt an ihre Nachkommen vererben können (siehe
z.B. in Rumänien Cchaucheskos Versuch oder die Parallelen in Nord-Korea).
D.h., daß diese gesellschaftsdynamischen Prozesse innerhalb eines jeden abge-
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schlossenen stabilen Handelsraumes ihren höchsten Ruhepunkt in der absoluti-
stischen Monarchie finden.

In diesem Zusammenhang gehört der demokratische Kapitalismus bestenfalls zu
einer sehr kurzfristigen Erscheinungsform, die im Übergang von Revolution zur
Diktatur entsteht, womit auch die Kurzlebigkeit der demokratischen Republiken
in der zweieinhalbtausendjährigen Geschichte Europas erklärt ist.

3.2.5. Ideologische Erscheinungsform der Staatsdiktatur

Die Entstehungsursache der Diktatur innerhalb der beiden ehemals angeblich
verschiedenen Gesellschaftssysteme in Ost und West bleibt der Staat, da das
Staatsgefüge im Menschen das Ziel zur "Eroberung der politischen Macht" über
die staatlichen Herrschafts- und Machtapparate formt. Lediglich das staatstra-
gende ideologische Bewußtsein der Menschen läßt die Wahrnehmungsverzer-
rung entstehen, die zu einer Verkennung der tatsächlichen im Herrschaftsgefüge
des Staates begründeten Entartungsursachen mit seinen immer gleichen Mecha-
nismen führt. Verkannt werden die Verhaltensmechanismen, die die staatlichen
Herrschafts- und Machtapparate beinhalten, und der durch diese Verhaltensme-
chanismen entstehende Wille zur "Eroberung der politischen Macht", weil erst
der Staat durch seine stete Unterdrückung des Menschen den Wunsch nach
Macht und Herrschaft zur Verwirklichung der eigenen Selbstbestimmung er-
zeugt, so daß sich der Staat durch den Willen seiner Bürger immer wieder selbst
als offenes totalitäres Herrschaftssystem reproduzieren wird. Am Ende eines
Staatsentwicklungszyklus, der von der Revolution zur Diktatur führt, steht im-
mer ein Diktator mit einer neuen Führungskaste, auf die der Diktator seine Herr-
schaft stützt, wobei die Diktatur in ihrem inneren Aufbau mit dem Absolutismus
gleichgesetzt werden kann.
Die mit dem Staat gegebenen gesamtgesellschaftlichen Abläufe werden inner-
halb jedes abgeschlossenen stabilen Handelsraumes nach jeder Revolution die
Zustände einer absolutistischen Feudalgesellschaft wiederentstehen lassen und
als Endergebnis erzeugen, weil erst der Staat den Anspruch zur Herrschaft ver-
ursacht und das absolutistische Feudalsystem der natürliche Höhepunkt des
Herrschaftsstrebens ist!

Mit der Verkennung des wirklichen Wesens des Staates stoßen wir auf die
zweite Ursache, die allen bisherigen sozialen Umwälzungsversuchen zum Ver-
hängnis wurde.

Nach Marx war es das ideologische Bewußtsein während der Französi-
schen Revolution, durch das die am Kampf Teilnehmenden nicht die wahren
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materiellen Ursachen ihrer Abhängigkeit erkannten und scheiterten. Doch letzt-
lich unterlagen Marx, Engels, Lenin, Trotzki usw. einer weiteren durch ihr
ideologisches Bewußtsein bedingten Verkennung des Staates. Sie erkannten
nicht den mit dem Staat durch seine Machtapparate gegebenen Gesellschaftsme-
chanismus zur "Eroberung der politischen Macht", der die Entfaltung der Ge-
sellschaft zum Kommunismus verhindert.

3.3. Demokratiefeindliche Sozialisation des Staates

Um zu klären, wie der menschen- und demokratiefeindliche Sozialisationspro-
zeß des Staates in Gang gesetzt wird, müssen wir erkennen, wie die Rahmenbe-
dingungen der ideologisch-materiellen Abhängigkeitsverhältnisse der Menschen
untereinander in allen Staatssystemen sind.

Der Staat in seiner Gesamtheit umfaßt als Funktionsorganismus alle Herr-
schafts-, Macht-, Gewalt-, Militär-, Polizei-, Ausbeutungs-, Unterdrückungs-
und Geldabzugsapparate zur Aufrechterhaltung des güterwirtschaftlichen
Mehrwertabzuges. Außerdem gehören zum Staat die Güterverteilungsapparate,
die über den Umweg der Geldwirtschaft zur güterwirtschaftlichen Selbstversor-
gung der beschriebenen unproduktiven staatlichen und wirtschaftlichen Funkti-
onsorganismen notwendig sind. Die im Kartellkapitalismus weiter bestehende
theoretische Trennung von Staat und Wirtschaft betrachte ich durch die perso-
nelle Einheit von Gesellschaftsplanern und Planungsbehörde als praktisch auf-
gehoben. D.h., daß ich die Verwaltungs- und Geldabzugsapparate des multina-
tionalen Kapitals mit zu den Staatsapparaten zähle, weil die theoretische Tren-
nung von Staat und Wirtschaft in einer liberalen Gesellschaft nur sehr kurz und
heute tatsächlich nicht mehr besteht und der Staat bestenfalls über die Wirt-
schaftsapparate des multinationalen Kapitals beherrscht wird.

Die ideologisch-materiellen Abhängigkeitsverhältnisse sind so aufgebaut, daß
zunächst eine Abhängigkeit aller Staatsangehörigen vom Staatsapparat durch die
rohe Unterwerfung aller unter die Staatsgewalt erzwungen wird. Im Gegenzug
übernimmt der Staat zur Loyalitätserhaltung seiner Staatsangehörigen z.B. die
allgemeinen Wohlfahrtsaufgaben sowie den "Schutz" der Bürgerrechte und Ge-
setze durch seine Polizei. Die Staatsherrscher geben vor, dies zur Aufrechter-
haltung der öffentlichen "Ordnung" zu machen. Gemeint ist hier vor allem ihre
Ordnung! Sie benutzen diese Argumentation nur zur ideologischen Rechtferti-
gung für die offensichtliche, mit Gewalt aufrechterhaltene Ausbeutung (z.B.
Steuerabgabepflicht) und Unterdrückung ihrer Bürger, womit der Staat als repu-
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blikanische Ordnungsmacht genau die gleiche ideologische Rechtfertigung wie
das ehemalige feudale Ständesystem besitzt.

Gleichgültig ist, von welchem Staatsapparat die Wohltätigkeitsaufgaben
geleistet werden. Mit der vom Staat geleisteten Wohltätigkeit erstattet er sowie-
so nur einen geringen Teil von dem zurück, was er vorher seinen Bürgern ab-
nahm!

------

Von ausschlaggebender Bedeutung ist die materielle Besserstellung von denen,
die fest in den Staatsapparaten arbeiten und eine feste Position innerhalb der
einzelnen staatlichen Rangfolgeorganisationen einnehmen. Hier werden die in
den Staatsapparaten angestellten unproduktiven Kräfte materiell bessergestellt
als die gesellschaftlichen Produktivkräfte, die in den Fabriken und Produktions-
stätten arbeiten. D.h., an den in den Überwachungs-, Verwaltungs-, Herrschafts-
und Machtapparaten arbeitenden Menschen wird eine materielle Besserstellung
vorgenommen, weil sie den Herrschenden zur Herrschaftsausübung zu arbeiten
und deren Treue durch deren Besserstellung aufrechterhalten werden soll.

Die materielle Besser- oder Schlechterstellung erfolgt also zur
Aufrechterhaltung des bestehenden Herrschaftsgefüges, so daß
die Bevölkerung eines Staates, der ein Mittel zur Herrschaft ist
und im Menschen den Willen zur "Eroberung der politischen
Macht" hervorruft sowie die Logik des Eigentumsrechtes über die
materielle Ungleichbehandlung seiner Bürger konserviert, be-
ginnt, Eigentums- und Herrschaftsstrukturen zu reproduzieren.

------

Da in den Rahmenbedingungen der materiellen Besserstellung innerhalb der
ehemals bestehenden, angeblich verschiedenen Gesellschaftssysteme in Ost und
West kein praktischer Unterschied zu finden ist, ist für beide Systeme der glei-
che Beurteilungsmaßstab anzulegen! Die gleichen materiellen Rahmenbedin-
gungen lassen zwangsläufig auf dieselben gesellschaftsdynamischen Mechanis-
men und Sozialisationsprozesse schließen!
Unsere Schlüsselfrage zur Ursache des Entartungsmechanismus aller Staatsge-
bilde muß also lauten:

Wie entsteht der Wille zur "Eroberung der politischen Macht",
und wie wird dieses Bedürfnis nach Macht und Herrschaft beim
Menschen erzeugt?
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------

3.3.1. Machtbedürfnisweckung durch den Staat

Bei der Beantwortung dieser Frage müssen wir uns über eines im Klaren sein:

Die Machtbedürfnisweckung ist eng mit dem Eigentum und der mate-
riellen Besserstellung verbunden. Das Machtbedürfnis wird im Men-
schen einerseits durch einen allgemeinen Mangel, und andererseits
durch die materielle Besserstellung weniger erzeugt!

Viel Privateigentum bedeutet eine materielle Besserstellung. Diese materi-
elle Besserstellung ist - bezeichnender Weise - mit gesellschaftlicher Aner-
kennung, Ansehen und Wertschätzung verbunden, was nun wieder das
Denken und Handeln des Menschen als Rückkopplung prägt und seine
Wertmaßstäbe verändert. Hiermit schließt sich der Kreis von Macht, Herr-
schaft, Eigentum und Staat.

------

Doch worin liegen die Ursachen?
In allen Staaten ist die materielle Besserstellung mit einem Aufstieg innerhalb
der Gesellschaftsrangfolge in den staatlichen Funktionsorganismen verbunden.
Hier wird durch Erfahrung das Privateigentum, die materielle Besserstellung
und die zwischenmenschliche Anerkennung mit dem Aufstieg innerhalb der Ge-
sellschaftsrangfolge zu einer gedanklichen Einheit verknüpft, womit auch in der
Unterschicht der Wunsch nach gesellschaftlichem Aufstieg erzeugt wird. Bei
den Aufstiegsversuchen entsteht automatisch ein Verdrängungskampf um die
verschiedenen begehrten Positionen.
Hier entsteht das Bedürfnis nach mehr Durchsetzungsvermögen, das im Streben
nach Macht und Einfluß seinen Ausdruck findet, denn jeder einzelne will sich in
diesem Macht- und Verdrängungskampf besser behaupten können!

Zugleich verstärkt der Verdrängungskampf, insbesondere wegen der
Unterwerfungen, Erniedrigungen und Demütigungen, das Bedürfnis
nach persönlicher Befreiung sowie den Wunsch nach eigener Herr-
schaft, die zum Ausdruck dieses Befreiungsversuches wird, um sich
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besser gegen die empfangenen Demütigungen und Erniedrigungen zur
Wehr setzen zu können.

Ist der Wunsch nach Herrschaft und Macht geprägt und durch die zunehmende
Sozialisation stabilisiert, ist der gesamtgesellschaftliche Verhaltensmechanis-
mus, der tatsächlich ein Verhaltensdefekt ist, als sich selbst erzeugender Kreis-
lauf geschlossen.

------

Antriebsauslöser bleibt die deutlich sichtbare materielle Besserstellung mit auf-
steigendem Rang innerhalb der Gesellschaft. Für die untersten Gesellschafts-
schichten entsteht durch ihren materiellen Mangel, der bis zur totalen Armut
reicht, der Wunsch nach materieller Besserstellung. Sie wollen ihrer materiellen
Armut entfliehen und beginnen am Wettbewerb und somit am Aufstiegs- und
Verdrängungskampf teilzunehmen.
Hierin liegt also die Ursache, die im Menschen das Bedürfnis nach Macht und
Herrschaft erzeugt und den beschriebenen Sozialisationsprozeß nach den Rah-
menbedingungen des Staates in Gang setzt.

3.3.2. Wille zur Herrschaftserweiterung

In der gesellschaftlichen Oberschicht besteht der Wille zur Herrschaftserweite-
rung weiter, obwohl die materiellen Ursachen als Antrieb entfallen. Denn ab ei-
ner bestimmten Stufe innerhalb der Gesellschaftsränge ist eine materielle Bes-
serstellung kaum noch spürbar. Wie kommt es also dazu, daß das Handlungsziel
zur "Eroberung der politischen Macht" in der Oberschicht erhalten bleibt, ob-
wohl die reine materielle Besserstellung als Antrieb entfällt?

Für das Weiterwirken können wir den Willen zur Herrschaftserweiterung ange-
ben, der durch den gesellschaftsdynamischen Sozialisationseffekt als Wille zur
"Eroberung der politischen Macht" im Bewußtsein der Oberschicht stabilisiert
wurde und in den Mittelpunkt ihres Denkens gerückt ist.

Die Anerkennung, das wachsende Ansehen und die Zunahme der
Wertschätzung von der Gesellschaft, was insbesondere für die
gruppendynamischen Abläufe bei den Gesellschaftsplanern zu-
trifft, sind Ansporn genug, um am weiteren Aufstiegskampf im
Staat teilzunehmen. Über Anerkennung und Ansehen werden die
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ohnehin schon deformierten Persönlichkeiten der oberen Herr-
schaftsschicht auf weitere Machteroberung normiert.

Dies ist innerhalb der Oberschicht ein "besonderer", interner, sich selbst verstär-
kender Verhaltensmechanismus, der eine erhebliche Persönlichkeitsprägung
bewirkt. Diese Persönlichkeitsprägung wird hier zum eigentlichen Antrieb, so
daß die Gesellschaftsplaner weiter um wirtschaftspolitischen Einfluß, Verfü-
gungsgewalt und Anerkennung kämpfen.

Dies sind die Antriebe der Gesellschaftsdynamik, die zum totalitären Diktator
als Privateigentümer von Wirtschaft und Staat führen.
Antriebsauslöser bleibt die materielle Schlechterstellung der unteren Gesell-
schaftsschichten. Diese unterliegen in ihrem Kampf um den Aufstieg der mate-
riell bedingten Gefühls- und Verhaltensreflexprägung zur "Eroberung der politi-
schen Macht". Auch hier gilt der von Marx erkannte Vorgang, daß unser materi-
elles Sein in unserem Bewußtsein so tiefliegende Gefühls- und Verhaltensrefle-
xe formt, daß wir in unserem unbewußten und unüberlegten Denken und Han-
deln immer nur unsere derzeitigen Gesellschaftsumstände reproduzieren werden.
Mir ist schleierhaft, warum Marx ausgerechnet diesen Vorgang, den ich als "So-
zialisationsprozeß des Staates" bezeichne, in bezug auf die Staatsapparate nicht
erkannte und auf seine Vorstellung des 1. Schrittes in den autoritären Staatsso-
zialismus beharrte?

------

In den monopolkapitalistischen "kommunistischen" Staaten sind die Mechanis-
men des Privateigentumsrechts zwar eingeschränkt worden, dennoch wurden die
menschenfeindlichen Denk- und Verhaltensreflexmuster des Eigentumsrechtes
aufrechterhalten. Dies wurde hier durch die Kopplung der materiellen Besser-
stellung mit dem gesellschaftlichen Aufstieg auf indirektem Wege ohne den Pri-
vatwirtschaftskapitalismus erreicht. Somit ist der ablaufende Gesellschaftsme-
chanismus zur "Eroberung der politischen Macht" im Staatsmonopolkapitalis-
mus der "Kommunisten" der gleiche wie der im westlichen Weltwirtschaftskar-
tell. Es ist sogar so, daß in allen Staatssystemen die Machtbedürfnisweckung
bewußt beibehalten wird, um immer wieder neue begabte Staatsapparatsver-
walter zur weiteren Herrschaftssicherung als "Topmanager" heranzuziehen!
Im demokratiefeindlichen "Sozialisationsprozeß der Staaten" besteht kein Unter-
schied. Der einzige Unterschied besteht in unserer Wahrnehmung, der durch un-
ser gedankliches Abstraktionsvermögen hervorgerufen wird. Dieses gaukelt uns
durch unsere Zuordnungsmuster eine andere Entstehungsgeschichte für die glei-
chen Gesellschaftsmechanismen vor.
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Denn wachsende politische Verfügungsgewalt im Staat ist immer
mit steigendem materiellen Reichtum verbunden, weil die politi-
sche Herrschaft die persönliche Verfügungsgewalt über den
volkswirtschaftlichen Reichtum sowie die Umleitung in die eigene
Kasse mit einschließt!

------

Schlußfolgernd für den staatsautoritären "Kommunismus" bedeutet dies:

Die Ursache für das Scheitern der Sozialen Revolution liegt im Staat
und im Versuch, die soziale Umwälzung mit dem Mittel der Herr-
schaft zu erzwingen!

Der Staat entspringt der Eigentumslogik, so daß verkürzt gesagt werden kann:

Es ist unmöglich, den Kapitalismus - die Ursache - mit seiner ei-
genen Wirkung - den Staat - zu bekämpfen, da die Herrschenden
immer über ihre wirtschaftliche Macht, und zwar mit dem Mittel
der künstlichen Güterverknappung, ihre Führungsposition zu si-
chern versuchen.

Über die für jeden Monopolkapitalismus übliche künstliche Güterverknappung,
die den Gesellschaftsplanern zur Herrschaftssicherung dient, wird immer das
ideologische Bewußtsein der Privateigentumswirtschaft, vor allem als Handel
zur Beseitigung des Mangels, wiederentstehen. In dieser Folge wird schließlich
die Bevölkerung zum Zeitpunkt der schlimmsten Not in der Handelsfreiheit und
der damit verbundenen Selbstbestimmung den ideologischen Ausgangspunkt für
eine gegen die Herrschaft gerichtete Revolte oder Revolution finden.
Dies ist der "Entwicklungszyklus von der Revolution zur Diktatur"

3.4. Staatsentwicklungszyklus: Revolution - Diktatur

Formulieren wir aus den vorangegangenen Beschreibungen eine weiterreichende
umfassendere These, die die von Privateigentum und Staat ausgehenden Gesell-
schaftsmechanismen angemessen wiedergibt.

Wie Sie sehen, ist der Staat in seinen Entwicklungszyklen nur ein Be-
standteil der vielgestaltigen Erscheinungsformen des Eigentumsrechtes, so daß
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wir auch vom "Eigentumsentwicklungszyklus als Staatsentartungszyklus"
sprechen können.
Dieser Entwicklungszyklus beginnt mit der materiellen Schlechterstellung der
unteren Gesellschaftsschichten, die bis zur totalen Armut reicht. Die am aufstei-
genden Rang innerhalb der Gesellschaft geknüpfte Besserstellung ist der materi-
elle Auslöser für den Kampf um den gesellschaftlichen Aufstieg. Hier beginnt
für die untere Gesellschaftsschicht ein Sozialisationsprozeß, in dem gerade diese
Gesellschaftsschicht in ihrem Denken und Handeln einer richtungsbestimmen-
den Prägung unterliegt!

Die von den Herrschenden durch den Staat erzeugten gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen sind im allgemeinen nur ein Ausdruck des Privateigen-
tumsrechts, wobei die Menge des persönlichen Privateigentums immer eng mit
der Menge an "Verfügungsgewalt über die Gesellschaft" verbunden ist. Wirt-
schaftliche Macht und politische Herrschaft innerhalb von Staat und Gesell-
schaft sind Äußerungen der steigenden "Verfügungsgewalt über die Gesell-
schaft", wobei sich die steigende Menge an Verfügungsgewalt und Privateigen-
tum als Rückkopplung gegenseitig hervorrufen. Da die "Verfügungsgewalt über
die Gesellschaft" ihren ursprünglichen Ausgangspunkt im Privateigentumsrecht
sowie im Handel findet und lediglich im Eigentumsentwicklungszyklus als
Staatsform gewissen Veränderungen in seiner ideologischen Erscheinungsform
unterliegt, ist die "Verfügungsgewalt über die Gesellschaft" indirekt als formales
Recht im Privateigentumsrecht enthalten, wobei sich dieses indirekte Recht je-
doch erst durch den Handel entfalten kann!

Das Privateigentum und die "Verfügungsgewalt über die Gesellschaft"
als wirtschaftliche Macht und politische Herrschaftsgewalt sind Wir-
kungen des Privateigentumsrechts, die sich ausgehend vom Handel
gegenseitig immer bedingen und aneinander aufschaukeln werden!

Dieses "Aufschaukeln" verursacht einen Gesellschaftsmechanismus, der eine
immer größere Zentralisation der wirtschaftlichen Macht und der politischen
Herrschaftsgewalt bewirkt. Am Ende dieses Prozesses steht die totalitäre Dikta-
tur des Staates, in der sich die "Verfügungsgewalt über die Gesellschaft" auf ei-
nen Punkt zentralisiert und zum "Privateigentum" eines einzelnen wird.
Der Staat repräsentiert hier einen Apparat zur Sicherung und Durchsetzung die-
ses Eigentumsrechts, wobei das Verhalten im Umgang mit Sacheigentum auf die
Verfügungsgewalt über den Staat und die Gesellschaft übertragen wird. Staat
und Gesellschaft werden zum Eigentum eines einzelnen und die Gesellschaft
zum hierarchisch durchstrukturierten Eigentum des Staates. Die Gesellschaft als
Ganzes ist Staatseigentum, womit die einzelnen Mitglieder der Gesellschaft zu
Sklaven des Staates werden, sozusagen zu STAATSangeHÖRIGEN. Der Staat
bleibt hier jedoch der Gewaltapparat, mit dem sich der Privateigentümer der
Einpersonendiktatur seine Verfügungsgewalt über sein "Gesellschaftseigentum"
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bewahrt. Hierbei wird die totalitäre Diktatur des Staates immer nur Ausdruck
des höchsten Eigentumsentwicklungsziels von Privateigentumsrecht und Handel
bleiben:

- DER SKLAVEREI -

In der totalitären Diktatur des Staates, die zwangsläufig aus diesem Eigentum-
sentwicklungszyklus hervorgehen muß, entsteht in der größten wirtschaftlichen
Not der Selbstbefreiungswille der Bevölkerung als Ausgangspunkt einer jeden
Revolution. Die Revolution ist gegen die totalitäre Diktatur des Staates gerichtet
und will immer die Befreiung von dem Ausbeutungs- und Unterdrückungssy-
stem der Einpersonendiktatur und dessen Herrschaftsapparaten. Der Alleinherr-
schaft folgt also die Revolution, der Revolution die Republik und dieser die Mi-
litärdiktatur.
Hier wird die Militärdiktatur, wegen ihrer Ähnlichkeit zum inneren hierarchi-
schen Aufbau der Feudalgesellschaft, ein etwas ständedurchlässigeres Feudalsy-
stem ohne ideologisch bedingtes Geburtsrecht und heißt deshalb Militärdiktatur.
Alle theoretisch "unterschiedlichen Staatssysteme" werden vor allem wegen der
durch den Staat gegebenen "Verfügungsgewalt über die Gesellschaft" am End-
punkt ihrer Entwicklung wieder eine totalitäre Einpersonendiktatur ausprägen,
aus der durchaus ein Feudalsystem hervorgehen kann. Denn ein feudaler Staat
ist in diesem Zusammenhang nur der Versuch der Herrschenden, ihre "Verfü-
gungsgewalt über die Gesellschaft" so im ideologischen Bewußtsein der Bevöl-
kerung zu verankern, daß die Bevölkerung die Vererbung der "Verfügungsge-
walt über die Gesellschaft" an die Nachkommen als ideologisch bedingtes Ge-
burtsrecht anerkennt.
Die Ursache ist der Staat, der erst den Anspruch der Herrschaft und den Willen
zur "Eroberung der politischen Macht" hervorbringt, so daß der Staat selbst die
gesellschaftsdynamischen Abläufe der Freiheitsberaubung als Machtzentralisa-
tion in Gang setzt.

------

Die Ursache dafür, daß dieser "Eigentumsentwicklungszyklus als Staatsentar-
tungszyklus" bis heute nur in ungenügender Weise erkannt wurde, liegt in der
eingefärbten Wahrnehmung des Staates durch die Weltbilder und Situationser-
kennungsmuster unseres ideologischen Bewußtseins. Wir sehen Unterschiede in
den Staatsentartungszyklen, weil uns unser ideologisches Bewußtsein andersge-
artete Erklärungen und ideologische Begründungen für diese immer gleichen
Vorgänge liefert, wodurch unsere Wahrnehmung von der Wirklichkeit erheblich
verzerrt wird. Mit dieser Wahrnehmungsverzerrung sind die meisten unter uns
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unfähig, die praktisch gleichen gesellschaftsdynamischen Abläufe zu erkennen,
weil uns das ideologische Bewußtsein seine Erklärung für diese Abläufe schon
immer vorwegnimmt. So kommt uns unser ideologisches Bewußtsein mit seinen
Erklärungen zuvor und schneidet uns unseren gedanklichen Antrieb ab, selb-
ständig Erklärungen für diese in allen Gesellschaftssystemen wiedererkennbaren
Mechanismen durch ihren praktischen Vergleich aufzuspüren! Die meisten von
uns werden so in ihren Denkmustern und scheinbaren Erklärungen ihres ideolo-
gischen Bewußtseins gefangen gehalten. Selbst die Wahrnehmung wird verzerrt,
weil alles Wahrgenommene in die Erkennungsmuster unseres ideologischen
Bewußtseins eingeordnet und alle unerklärbaren widersprüchlichen Vorfälle als
Zufälligkeiten ausgeblendet und verdrängt werden.
Hiermit wird es nachvollziehbar, daß uns unser ideologisches Bewußtsein für
die ehemals angeblich unterschiedlichen Gesellschaftssysteme in Ost und West
andersartige Erklärungen und Befreiungsziele liefert, weil sich die Schlußfolge-
rungen unseres Denkens in der Erklärungslogik unseres ideologischen Bewußt-
seins bewegen und unser Denken in diesen Begriffsmustern gefangen ist. (Mehr
zu den "Begriffsmustern des Denkens" in meinem 4.Band.)

Diesen Sachverhalt werde ich nun mit einem Vergleich der ideologischen
Befreiungsziele im autoritären "Staatskommunismus" und der kapitalistischen
Militärdiktatur belegen.

3.4.1. Befreiungsziel im "Staatskommunismus"

Der "Staatskommunismus" gibt vor, seine Bürger vor dem Kapitalismus schüt-
zen zu wollen und schränkt das Privateigentumsrecht so ein, daß die kapitalisti-
sche Ausbeutung und Unterdrückung zwischen den Bürgern unmöglich ist. An-
statt jedoch alles Eigentum nach kommunistischen Prinzipien zu vergesell-
schaftlichen, schuf die Kommunistische Partei das Staatseigentum und den
Staatsmonopolkapitalismus, wobei nun allein die Staatsführung hierüber die
Verfügungsgewalt ausübt.
Zudem setzte sich die intellektuelle Oberschicht der KP als Gesellschaftsplaner
an die Spitze des Staates. Diese intellektuelle Oberschicht bildet im Staatskom-
munismus eine personelle Einheit mit der Planungsbehörde, womit sie über den
Staat zum "Privateigentümer" und Monopolunternehmer wurde. Zwar verhindert
sie über den Staat die Ausbeutung und Unterdrückung der Bürger untereinander,
wird nun aber über die totalitäre Diktatur des Staates selbst zum Unterdrücker
und Ausbeuter, da dies - wie schon beschrieben - im Staat über den Willen zur
"Eroberung der politischen Macht" mit zum Entwicklungsendpunkt des
Staatsentartungszyklus gehört. Des weiteren wurde der Entartungsmechanismus
des Staates hin zur Einpersonendiktatur durch die Konkurrenz mit anderen Wirt-
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schaftszentren auf dem Weltmarkt, insbesondere mit dem westlichen Weltwirt-
schaftskartell, weiter verstärkt. Hiermit wurde der Staatskommunismus mit sei-
nen Herrschaftsapparaten zum größten monopolkapitalistischen Sklaventreiber,
an dessen Spitze ein Diktator (Generalsekretär) als "Privateigentümer" der "Ver-
fügungsgewalt über die Gesellschaft" steht. Durch die rechtlich-ideologische
Normierung des Verhaltens zwischen kommunistischem Parteiapparat und Ge-
sellschaft sowie die bekannten Versuche verschiedener "Kommunisten", die po-
litische "Verfügungsgewalt über die Gesellschaft" in "ihrem" Staat zum vererb-
baren Gut zu erheben, werden die praktischen Parallelen zum Feudalsystem un-
verkennbar, wobei dieses kommunistische "Ständesystem" auf einer anderen
ideologischen Rechtfertigung beruht.
Zum anderen garantiert der Staat jedem einzelnen Bürger sein Privateigentum,
d.h. Konsumgüter in praktisch unbegrenzter Höhe, solange dieses Eigentum
nicht zur Ausbeutung anderer Menschen verwendet wird. Die Ideologen des
autoritären Kommunismus begehen hier ihren wesentlichsten praktischen Feh-
ler:

1. Sorgen sie über den Staat für die Garantie des Privateigentums und nicht
für die Bereitstellung der Güter nach den materiellen Bedürfnissen der
Menschen!

2. Koppeln sie den Aufstieg innerhalb der gesellschaftlichen Rangordnung
des Staates mit einer materiellen Besserstellung, womit sie für die Beibe-
haltung des am Privateigentum orientierten Standesdünkels sowie die gei-
stig-materielle Logik der Privateigentumswirtschaft sorgen.

3. Reichen die von den Gesellschaftsplanern erzeugten materiellen Ungerech-
tigkeiten zur Herrschaftssicherung so weit, daß in der untersten Gesell-
schaftsschicht eine sehr große Armut herrscht. Zwar sorgt der Staat dafür,
daß diese Menschen nicht verhungern, trotzdem bestimmen Armut und
materieller Mangel das Leben dieser Menschen. Somit sind sie neben der
staatlichen Versorgung gezwungen, durch Schwarzarbeit und Schwarz-
markt ihre Lebenssituation zu verbessern, womit die Grundzüge der Privat-
eigentumswirtschaft in der Illegalität wiederentstehen.

4. Mit der Beibehaltung der materiellen Ungleichheiten zur Gesellschafts-
steuerung durch Privateigentum und Geldwirtschaft sorgen die autoritären
"Kommunisten" also selbst für das Wiederentstehen des (Schwarz-) Han-
dels, so daß die Logik des Privatwirtschaftskapitalismus im Denken und
Handeln der Menschen nicht nur erhalten, sondern zudem zur Beseitigung
des materiellen Mangels als etwas Gutes verfestigt und eingeprägt wird.
Hiermit schufen sich die autoritären "Kommunisten" die Privatwirtschafts-
kriminalität, die sie verfolgt und unter Strafe gestellt haben!
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5. Schaffen die Gesellschaftsplaner des autoritären "Kommunismus" gerade
hiermit die materiellen Ausgangsbedingungen, wegen der die untere Klasse
gegen den staatskommunistischen Monopolkapitalismus aufbegehrt. Die
Bevölkerung beginnt, durch ihren existentiellen Zwang zur illegalen Pri-
vateigentumswirtschaft ein Befreiungsziel in der Abschaffung des staats-
kommunistischen Monopolkapitalismus sowie in der Einführung des Pri-
vatwirtschaftskapitalismus zu erkennen und wird dies zunehmend als Re-
volutionsziel formulieren! Hiermit wird der Privatwirtschaftskapitalismus
zum Ausdruck des Befreiungswillens, womit der Staatskommunismus
selbst die Grundlagen seiner Auflösung und somit für einen neuen
Staatsentwicklungszyklus legt.

------

Durch die Verstaatlichung, die Geldwirtschaft, die Privateigentumsgarantie und
die güterwirtschaftlichen Versorgungsengpässe verursacht der "staatskommuni-
stische Monopolkapitalismus" selbst das Aufbegehren gegen seine Ideologie
und konserviert gleichzeitig die Logik der Privatwirtschaft! Mit der Armut und
den materiellen Ungerechtigkeiten durch die Parteienherrschaft und deren tota-
litären Staatsdiktatur entsteht der Selbstbefreiungswille, dessen Ziel der Handel
und das leistungsbezogene Arbeitsentgelt ist, so daß ein bewußtes Streben nach
einer Privateigentumswirtschaft als Ausdruck dieses Befreiungswillens entsteht.
Das ideologische Bewußtsein der Menschen in der unteren Klasse sieht somit
nicht die wirkliche Ursache ihrer materiellen Ausbeutung und Unterdrückung,
die im Eigentumsentwicklungszyklus und dessen jeweilige Erscheinungsform
im Staat und schließlich in den vom Staat verursachten gesellschaftsdynami-
schen Entwicklungsmechanismen zu suchen ist. Nein. Der Selbstbefreiungswille
der Menschen erkennt in der verbotenen Privateigentumswirtschaft sein Befrei-
ungsziel, weil die Menschen durch den Schwarzhandel erst ein menschenwürdi-
ges Dasein fristen können und ihr ideologisches Bewußtsein in der Unterdrük-
kung des Privatwirtschaftskapitalismus die Ursache ihres Leidens entdeckt.

------

Mit der Beibehaltung des Staates zur Durchsetzung des "Kommunismus" bege-
hen die staatsautoritären Kommunisten einen schwerwiegenden Fehler! Dieser
ist so schwerwiegend, daß er in seinem Ergebnis das Entstehen des kommunisti-
schen Endziels ausschließt:
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Der Staat macht die willentliche Vergesellschaftlichung des Eigen-
tums sowie dessen basisdemokratische Verwaltung durch alle Produ-
zenten und Verbraucher unmöglich, da selbst der Staat in all seinen
Erscheinungsformen nur einen Ausdruck der jeweiligen Eigentums-
verdichtung darstellt und somit dem einzelnen Menschen die Selbst-
gestaltungsrechte seiner Umwelt entzieht. Der Staat schürt innerhalb
der Gesellschaft nicht nur den Willen zur Wiedereinrichtung der Pri-
vateigentumswirtschaft, sondern er ruft Bestechung, Veruntreuung
und Schwarzmarkthandel selbst hervor, weil "der Staat" zur Erhaltung
seiner "Verfügungsgewalt über die Gesellschaft" zur künstlichen Ver-
knappung der Güter und somit zum Mittel der materiellen Ungleich-
behandlung seiner Bürger greift. Die in diesem System Kämpfenden
erkennen durch ihr ideologisches Bewußtsein nicht die wahren Ursa-
chen ihrer Ausbeutung und Unterdrückung, die im Staat als eine Er-
scheinungsform des vom Handel ausgehenden Privateigentumsrechts
zu suchen sind. Die Ursache ist der Staat, der wegen der "Verfü-
gungsgewalt über die Gesellschaft" und der hiermit in Gang gesetzten
Gesellschaftsdynamik immer wieder nur ein feudales Staats- und
Ständesystem reproduzieren kann.

Mit diesen Darstellungen werden z.B. auch die Forderungen der chinesischen
Studenten von 1989 nach Demokratie und wirtschaftlichen Reformen sowie der
Bestrafung von Regierungs- und Behördenkorruption in ihrer gesamten histori-
schen Dimension verständlich. Sie standen gegen die totalitäre Diktatur des
Staates auf. "Der Staat" konnte letzten Endes nur in totalitärer Staatsmanier ant-
worten, indem "er" alles niedermetzelte, was sich "ihm" in den Weg stellte. Die
staatskommunistischen Gesellschaftsplaner bedienten sich hier nur der Mittel
des Staates, indem sie in alt bewehrter Weise die Staatsgewalt zum Massakrie-
ren der Opposition einsetzten.
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3.4.2. Befreiungsziel in der Militärdiktatur

Die kapitalistische Militärdiktatur gleicht in ihrem Herrschaftsgefüge auch dem
absolutistischen Ständesystem. Der Diktator steht an der Spitze des Staates und
stützt sich auf eine ihm untergeordnete herrschende Gesellschaftsoberschicht,
durch die er seine Herrschaftsgewalt über alle Rangfolgeorganisationen des
Staates ausübt. Befreiung heißt auch für die Bevölkerung in einer Militärdiktatur
das Abkoppeln vom Militärdiktator, also von der Einpersonendiktatur und des-
sen Herrschaftsapparaten. Durch seine Staatsapparate preßt dieser Alleinherr-
scher die gesamte Wirtschaft durch überhöhte Steuern und andere Abgaben aus.
Er kontrolliert über seine Staatsapparate die gesamten Lebensäußerungen von
Gesellschaft und Wirtschaft und ist derjenige, der die totale Ausbeutung und
Unterdrückung der Bevölkerung veranlaßt. Ein praktischer Unterschied im
Rangordnungsgefüge des Staates sowie der praktischen materiellen Ausbeutung
und Unterdrückung der Gesellschaft ist weder zum Gesellschaftsgefüge des ab-
solutistischen Staatssystems noch zum praktischen Endprodukt des staatsautori-
tären "Kommunismus" zu erkennen.

Das praktische Befreiungsziel heißt auch in der Militärdiktatur die Befrei-
ung von der monopolkapitalistischen, totalitär kontrollierten Wirtschaft und Ge-
sellschaft, die hier der Diktator für seine Ziele ausbeutet. In der kapitalistischen
Militärdiktatur besitzt der Diktator wie ein Privateigentümer die totale "Verfü-
gungsgewalt über die Gesellschaft", die er über den Staat als sein "Privateigen-
tum" ausübt. Befreiung heißt hier mehr Bewegungsfreiheit, die sich als ein frei-
er, von niemanden überwachter Privatwirtschaftskapitalismus äußert.
Im ideologischen Bewußtsein der unteren Schichten wird dies als ein Befrei-
ungswille hin zur demokratischen Selbstbestimmung, die die Befreiung von der
totalen Ausbeutung und Unterdrückung des Diktators miteinschließt, wahrge-
nommen und schließlich auch so formuliert. Der Privatwirtschaftskapitalismus
kann nicht im ideologischen Bewußtsein als erstrebenswertes Ziel und Ausdruck
der Befreiung formuliert werden, weil es nicht zum ideologischen Ziel der Mi-
litärdiktatur gehört, den Privatwirtschaftskapitalismus abzuschaffen und an sei-
ner Stelle den monopolkapitalistischen "Sozialismus" einzuführen. Militärdik-
tator und Diktatur lähmen mit ihrer totalen Kontrolle und Ausbeutung besten-
falls die Wirtschaft wie ein Störenfried! Dies wird von der Bevölkerung nur als
böswillige Unterdrückung der Menschenrechte empfunden, nicht aber als be-
wußte Einführung des Monopolkapitalismus oder gar des staatsautoritären
"Kommunismus". Die Bevölkerung kann dies nicht als ideologisch bedingte
Einführung des Monopolkapitalismus erkennen, weil dies nicht ideologisches
Ziel der kapitalistischen Militärdiktatur ist!
Sie gelangt zur Annahme, daß diese praktisch gleichartige Entartung zum Mo-
nopolkapitalismus und somit zur totalitären Diktatur des Staates nur am Diktator
mit seiner ungerechten Herrschaftsausübung liegt. Sie glaubt, daß mit einem an-
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deren "gerechteren Herrscher" oder einer anderen demokratischeren Regierung
(die sie beherrscht) dieses "Phänomen" verschwinden wird. Hier erkennt die Be-
völkerung nicht den durch das Eigentum bedingten Staatsentwicklungszyklus
zum Monopolkapitalismus und zur totalitären Diktatur des Staates, sondern sieht
nur einen Diktator, den es durch eine bessere Regierung auszutauschen gilt! Das
einseitig verteilte Eigentum an Grund und Boden sowie an den Produktionsmit-
teln, welches durch die wirtschaftliche Macht die "Verfügungsgewalt über die
Gesellschaft" und somit die Entstehung der totalitären Diktatur des Staates ver-
ursacht, wird nur von einer Minderheit erkannt.
Obwohl in den praktischen Wirkungen und Erscheinungsformen kein Unter-
schied zum staatskommunistischen Monopolkapitalismus zu entdecken ist, er-
kennt das ideologische Bewußtsein nur den Willen zur Selbstbestimmung und
die Befreiung von der totalen Ausbeutung und Unterdrückung des Diktators.
Hiermit ist gleichzeitig die Wiedereinführung der freien, unkontrollierten Pri-
vateigentumswirtschaft verbunden, wobei der Privatwirtschaftskapitalismus als
bewußtes Befreiungsstreben und Entwicklungsziel im ideologischen Bewußtsein
der Mehrheit nicht wahrgenommen und formuliert, sondern als selbstverständli-
che Nebensächlichkeit vorausgesetzt wird.

3.4.3. Befreiungsziel im Absolutismus

Das ideologisch bedingte Befreiungsziel aus dem absolutistischen Feudalismus
wurde von mir in den vorangegangenen Kapiteln beschrieben und gleicht wohl
am meisten dem ideologisch bedingten Befreiungsziel aus dem Staatskommu-
nismus. Marx, der die ideologisch bedingte Ursache für das Scheitern der Fran-
zösischen Revolution sehr gut analysierte, übersah leider den "Eigentumsent-
wicklungszyklus als Staatsentartungszyklus".

3.4.4. Gleichartigkeit der praktischen Befreiungsziele

Das praktische Befreiungsziel in den ideologisch unterschiedlichen Gesell-
schaftssystemen ist somit gleich und mündet in der bürgerlichen Ideologie.
Denn die praktische Gesellschaftsdynamik dieser theoretisch extrem unter-
schiedlichen Gesellschaftsideologien (Privatwirtschaftskapitalismus; Staatsmo-
nopolkapitalismus der autoritären "Kommunisten") mündet gerade wegen der
vom Staat verursachten Gesellschaftsmechanismen in der praktisch gleichen to-
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talitären Diktatur des Staates, welche eine Rangordnung sowie eine an den Rang
geknüpfte materielle Besserstellung mit einschließt.
Aus den erkannten Gesellschaftsmechanismen läßt sich verallgemeinert ablei-
ten:

Revolution, Privatwirtschaftskapitalismus, materielle Ausbeu-
tung, Unterdrückung, Staat, totalitäre Diktatur des Staates und
Revolution entspringen demselben Eigentumsentwicklungszyklus.

------

Der Staat ist eine Wirkung von Handel und Eigentumsrecht, der als Endergebnis
des Eigentumsentwicklungszyklus die Form einer totalitären Diktatur annimmt.
Aus dem Eigentumsansammlungsprozeß des Privatwirtschaftskapitalismus ent-
wickelte sich das absolutistische Feudalsystem. Seine Gesellschaftsstruktur war
und ist der absolute Höhe- und Ruhepunkt der Staatsentwicklung, in der die
materielle Ausbeutung und Unterdrückung im Auftrag eines totalitären Allein-
herrschers erfolgt, der durch den Staat eine absolute "Verfügungsgewalt über die
Gesellschaft" erlangt hat. Dieser wird zum "Privateigentümer" des Gesell-
schaftseigentums mit sich überlappenden Eigentumsverhältnissen, die der Ver-
fügungsgewalt des Staates untergeordnet werden, und der Gesellschaft, in der
die Menschen sklavische Untertanen und Hörige des Staates sind. Am Ende je-
der Staatsentwicklung steht die Diktatur eines Gesellschaftsplaners durch den
Staat, da im Staat die "Eroberung der politischen Macht" solange weitergeht, bis
alle Konkurrenten ausgestochen sind und die Einpersonendiktatur als Höhepunkt
erreicht ist. Dieser "Privateigentümer" oder "Monarch" besitzt die absolute
"Verfügungsgewalt über die Gesellschaft" und ihr Eigentum. Der totalitäre
Diktatur des Staates bildet eine personelle Einheit mit dem Diktator, wobei es
das höchste Entwicklungsziel seiner Herrschaft ist, im Staat eine ideologisch
bedingte Ständeordnung zum Schutz seiner "Verfügungsgewalt über die Gesell-
schaft" und Ausbeutung der Bevölkerung zu errichten. Somit kann aus der Dik-
tatur des Staates immer wieder eine feudale Diktatur hervorgehen, da der Staat
wieder selbst zur Ursache aller Eigentums-, Herrschafts- und Machtmechanis-
men wird.

Denn "der Staat" muß zur Aufrechterhaltung seines eigenen
hierarchischen Herrschaftsgefüges materielle Ungleichheiten

schaffen und als Privateigentumsrecht schützen!

Dies ist das tatsächliche Wesen des Staates, das überall aus allen Staatsge-
schichten herauszulesen ist. Der Staat kann sich auf Dauer nur zum absolutisti-
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schen System entwickeln, weil sich "der Staat" zur Aufrechterhaltung seiner ei-
genen Herrschaftsstruktur immer der materiellen Ungleichheit bedient, diese als
Privateigentumsrecht schützt und die Gesellschaftsplaner nach und nach ein per-
sonelles erbliches Herrschaftsgefüge im ideologischen Bewußtsein der Bevölke-
rung als Geburtsrecht zu verankern versuchen. Denn der absolutistische Staat
wurde einst als Mittel zur Herrschaft und Ausbeutung der Gesellschaft von einer
kleinen kapitalen Oberschicht geschaffen, so daß es nicht verwunderlich ist, daß
sich ein Staatssystem nach jeder Revolution zur Diktatur entwickelt, weil dies
nicht nur sein Entwicklungsendpunkt, sondern auch der einzige, tatsächliche
Zweck des Staates ist! Dies ist der Grund, warum sich ein Staat zur Diktatur
entwickelt. Er kehrt lediglich zu seinem eigentlichen Sinn und Zweck zurück.

------

Zugleich finden wir in diesem Entwicklungsziel den Ausgangspunkt jeder Be-
freiungsbewegung, wobei das Befreiungsziel ein Aufbegehren gegen dieses to-
talitäre Ausbeutungs- und Unterdrückungssystem ist. Ziel dieser Befreiungsbe-
wegung wird immer die Niederwerfung des Ausbeutungs- und Unterdrückungs-
systems sein, welches im Diktator und seinen Herrschaftsapparaten personifi-
ziert wird. Das Ganze mündet zum Zeitpunkt der schlimmsten Not und Deka-
denz der Gesellschaftsplaner in der Revolution, die keine grundsätzliche Um-
wälzung der Gesellschaft sein muß. Diese Revolution kann durchaus der im
heutigen bürgerlichen Sprachgebrauch gemeinte Aufstand sein, der nur eine
Entledigung vom Ausbeutungs- und Unterdrückungssystem sowie vom Diktator
bedeutet und von der Bevölkerung als Selbstbefreiung empfunden wird. Hiermit
ist der Kreis aller staatlichen Entartungsmechanismen und aller Revolutionen
gegen Sklaverei, Unterdrückung und Ausbeutung als der endlos wiederkehrende
Staatsentartungszyklus geschlossen.

------

Zur speziellen Kritik der Ideologie des staatsautoritären "Kommunismus" muß
angefügt werden, daß die autoritären Kommunisten nur den Eigentumsentwick-
lungszyklus verkürzten und direkt eine durch die Gesellschaftsplaner repräsen-
tierte Planungsbehörde zur zentralen Planwirtschaft bildeten. Sie wollten doch
tatsächlich eine Ursache - Eigentum und Handel - mit seiner eigenen Wirkung -
den Staat - bekämpfen. Am Beispiel des autoritären "Kommunismus" lehrt uns
also die Geschichte, daß Handel und Eigentumsrecht unmöglich mit seiner eige-
nen Wirkung - dem Staat -, so wie es die autoritären "Kommunisten" beabsich-
tigten, bekämpft werden können, weil die totalitäre Diktatur des Staates am En-
de eines jeden Eigentumsentwicklungszyklus steht. Die Geschichte selbst bestä-
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tigt also die Annahme, daß der Staatsentartungszyklus, der ausgehend von der
Revolution über die Republik zur totalitären Diktatur führt, nur eine äußerliche
Erscheinungsform des Eigentumsentwicklungszyklus ist, wobei die Privatwirt-
schaft in der totalitären Diktatur durch die absolute "Verfügungsgewalt über die
Gesellschaft" in den Hintergrund gedrängt wird und über die Revolution "wieder
zur vollen Geltung und Entfaltung gelangen will". Die totalitäre Diktatur des
Staates kann also nur als der Ausgangspunkt aller weiteren bürgerlichen Revo-
lutionen angesehen werden!

Wird der Versuch zur Abschaffung von Eigentumsrecht und Handel
mit dem Mittel des Staates verbunden, so ist es wegen der ungeheue-
ren Machtfülle in den Händen weniger und den entstehenden Herr-
schaftsmechanismen völlig logisch, daß das Staatssystem zur Diktatur
entartet und die erneut einsetzende Revolutionsbestrebung das Wie-
derherstellen der Privateigentumswirtschaft als Befreiungsziel formu-
liert.

D.h., daß auch hier die Ursache nicht mit ihrer eigenen Wirkung bekämpft wer-
den kann, weil Wirkung und Ursache sich gegenseitig bedingen und die Wir-
kung ihre eigene Ursache immer wieder hervorrufen wird. Den besten Beweis
hierfür liefern uns die "kommunistischen Staaten" mit ihrem mißglückten und
verzweifelten Versuch zur Abschaffung des Kapitalismus.

Doch was bedeutet dieser Staatsentwicklungszyklus für uns, die, wie wir,
in den Industrienationen des westlichen Weltwirtschaftskartells leben?
Ganz einfach. Die westlichen Industrienationen befinden sich irgendwo auf dem
Weg von der "demokratischen" Republik zur totalitären Diktatur des Staates,
wobei die Strategie der Loyalitätserhaltung, die innerhalb der Industrienationen
auch zur Eindämmung der staatskommunistischen Weltrevolutionsideologie
verwandt wurde, auf die Staatsentartung hemmend und verzögernd wirkt.

3.4.5. Innere Dynamik eines Handelsraumes

Kommen wir nun zu einer Erklärung, die die Überlegungen zum Zyklus der Ei-
gentumsentwicklung in seinen vielgestaltigen Erscheinungsformen im Staat zu-
lassen. Kommen wir zu den Vorgängen, die für das Entstehen von blühenden
Hochkulturen und deren Niedergang als Staatsentartungszyklus verantwortlich
sind.

In jedem Handelsraum entstehen zur Verteidigung des Eigentums hierarchisch
strukturierte Zusammenschlüsse, aus denen zur Sicherung des Handels und der



- 286 -

hieraus erwachsenden wirtschaftlichen Macht die politische Struktur des Staates
samt seiner Herrschaftsapparate hervorgeht. Es entsteht der Staat zur Herrschaft
über die eigene Gesellschaft (wobei früher die Gesellschaften oft in Sklaven und
Herren aufgeteilt waren und nicht wie heute in Besitzlose und Kapitaleigner,
weil sich die ideologische Erscheinungsform der Verfügungsgewalt über die
Gesellschaft verändert hat) und zur Sicherung des eigenen Handelsgebietes ge-
genüber äußeren Feinden, die liebend gern über die Ausdehnung ihres politi-
schen Herrschaftsbereiches ihre Gewinne durch zugewonnene Handelsgebiete
und damit wachsenden Steuereinnahmen vergrößern würden.
Die Kampfkraft, mit der ein Staat sein Handelsgebiet verteidigen kann, ist ab-
hängig von seiner geographischen Lage, wird aber im wesentlichen von seiner
wirtschaftlichen Macht bestimmt. Denn je größer die wirtschaftliche Leistungs-
kraft eines Handelsgebietes ist, desto größer sind die Mengen an Eigentum, die
sich in diesem Handelsgebiet durch den Handel als Zahlungsmittel ansammeln
und desto mehr Mittel können für die Militärgewalt des Staates - zur Durchset-
zung des politischen Herrschaftsanspruches der Gesellschaftsplaner auf ein
Handelsgebiet - freigestellt werden, ohne daß der Handel und die Attraktivität
des Handelsgebietes Schaden leidet. D.h., die wirtschaftliche Macht bestimmt
im wesentlichen die Kampfkraft eines Staates, mit der er nicht nur seinen Herr-
schaftsbereich verteidigt, sondern mit der die Gesellschaftsplaner auch geden-
ken, zur eigenen Gewinnsteigerung ihren politischen Herrschaftsbereich auf an-
dere Gebiete des umliegenden Handelsraumes zu erweitern. Zudem wird durch
die Ausdehnung eines politischen Herrschaftsbereiches die wirtschaftliche
Macht eines Staates anwachsen, da der kontrollierte Handelsraum an Größe zu-
nimmt und somit auch die sich durch den Handel ansammelnden Eigen-
tumsmengen als Zahlungsmittel.
Ein politischer Herrschaftsbereich muß jedoch kein einzelner Staat sein. Er
kann auch als Bündnissystem verschiedener Staaten oder als Staat mit unterge-
ordneten wirtschaftlichen und/oder politischen Kolonien auftreten.

Sind in einem Handelsraum mehrere Staaten vorhanden, die miteinander
konkurrieren, so entsteht in den verschiedenen politischen Herrschaftsbereichen
eine gewisse Freiheit für das Individuum, aus der eine liberale Grundstimmung
innerhalb der Bevölkerung dieses Herrschaftsbereiches hervorgeht. Die Gesell-
schaftsplaner der verschiedenen politischen Herrschaftsbereiche versuchen nun
durch eine liberale Grundstimmung, die führenden Gesellschaftskräfte (z.B. gei-
stige Führer) in ihrem Handelsgebiet zu sammeln, um durch den Freiheitswillen
dieser Menschen andere Herrschaftsbereiche zu destabilisieren und/oder um
durch deren geistig-technischen Impulse eine Überlegenheit in der wirtschaftli-
chen Macht gegenüber anderen politischen Herrschaftsbereichen zu erlangen.

Fällt die wirtschaftliche Leistungskraft eines von einem Herrschaftsbereich
umschlossenen Handelsgebietes ab, werden Freiheit und liberale Grundstim-
mung eingeschränkt, so daß in diesem Herrschaftsbereich die totalitäre Diktatur
des Staates entsteht. Denn die Konkurrenz der politischen Herrschaftsbereiche
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um die Kontrolle und Ausbeutung eines Handelsraumes durch die Gesell-
schaftsplaner besteht weiter.
Um in dieser Konkurrenz bestehen zu können, müssen die Gesellschaftsplaner
auch weiterhin Mittel zur Erhaltung der Militärgewalt ihrer Staaten abführen,
die sie natürlich dem Handel als einbehaltenen Mehrwert entziehen. D.h., daß
der Ausbeutungsgrad der Bevölkerung in dem Herrschaftsbereich, der ein wirt-
schaftlich nicht so leistungsfähiges Handelsgebiet umschließt, wesentlich höher
ausfallen wird als der, der ein wirtschaftlich leistungskräftigeres Handelsgebiet
umfaßt. Die Folge ist, daß in Herrschaftsbereichen mit einem nicht so leistungs-
fähigen Handelsgebiet eine erheblich stärkere Verarmung und Verelendung
durch eine größere Ausbeutung der Bevölkerung verursacht wird als in Herr-
schaftsbereichen mit einem leistungsstarken Handelsgebiet, so daß in den armen
Staaten Unmut, Unwille und Widerstand wachsen.
Zur Aufrechterhaltung ihrer Verfügungsgewalt über die Gesellschaft greifen die
Gesellschaftsplaner armer Staaten nun zum Mittel der Unterdrückung, mit der
sie die kritischen Stimmen, die sich gegen die fortgesetzte Ausbeutung erheben,
zum Schweigen bringen bzw. verfolgen und schließlich ausrotten. Es entsteht
die totalitäre Diktatur des Staates, in der auch die Diktatur der Gesellschaftspla-
ner durch eine Einpersonendiktatur abgelöst werden kann, in deren politischen
Herrschaftsbereich es wegen der geistigen Unfreiheit zu einer gesellschaftlichen
Erstarrung kommt, die den technologischen Fortschritt verlangsamt, zum Still-
stand bringt oder vielleicht sogar einen technologischen Rückschritt hervorruft.
In dieser Folge verstärken sich wirtschaftliche Schwächung, Ausbeutung und
Unterdrückung, was einen steigenden Widerstand der Bevölkerung hervorruft
und zu einem Aufstand gegen die Gesellschaftsplaner, zu einer Eroberung des
Handelsgebietes durch die Gesellschaftsplaner eines Herrschaftsbereiches mit
einer leistungsfähigeren Wirtschaft oder zur Einsetzung einer fremden Pla-
nungsbehörde (Herrschaftshaus, -schicht) führen kann, so daß der schwächere
Herrschaftsbereich zu einer Kolonie des stärkeren abgestuft wird.

In diesem Zusammenhang steht das schon angeschnittene Entstehen der Freiheit
und der liberalen Grundstimmung innerhalb eines wirtschaftlich stärkeren Herr-
schaftsbereiches. Die Gesellschaftsplaner wirtschaftlich stärkerer Herrschaftsbe-
reiche müssen die Ausbeutungsrate der Bevölkerung nicht hochschrauben, so
daß hier die Menschen in einem höherem Reichtum leben als die in wirtschaft-
lich schwächeren Herrschaftsbereichen. D.h., daß es sich die Gesellschaftsplaner
wirtschaftlich stärkerer Herrschaftsbereiche leisten können, Kritik zu erdulden,
da die Bevölkerung nicht die Möglichkeit des Ausweichens in einem wirtschaft-
lich stärkeren und somit liberaleren Herrschaftsbereich besitzt.
Gleichzeitig erzielen die Gesellschaftsplaner durch eine liberalere Grundstim-
mung und der hiermit verbundenen geistigen Freiheit den Nutzen, daß feste Bil-
dungsstrukturen entstehen, in denen neue Fertigungstechniken für Bauwerke,
Transportmittel, Produktion, etc. zur Steigerung der wirtschaftlichen Leistungs-
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kraft und neue Waffen zur Vergrößerung der militärischen Kampfkraft entwik-
kelt werden.
Zum anderen setzen die Gesellschaftsplaner Freiheit und liberalere Grundstim-
mung innerhalb ihres Herrschaftsbereiches als Waffe gegen wirtschaftlich
schwächere Herrschaftsbereiche ein, in denen die totalitäre Diktatur des Staates
voll im Gange ist, um den Freiheitswillen der Menschen dieser Herrschaftsbe-
reiche auf ihr Staatsgebiet zu vereinen und die Ausdehnung ihrer Herrschaft -
durch eine Eroberung und Eingliederung ins eigene Herrschaftsgebiet oder eine
Erhebung zur wirtschaftlichen bzw. politischen Kolonie - vorzubereiten. Dies ist
die innere Dynamik eines Handelsraumes, in der der Eigentumsentwicklungs-
zyklus und der Staatsentwicklungszyklus mit allen Erscheinungsformen des
Staates eingebettet ist und an deren Ende ein Staat als Herrschaftsgebiet steht,
der einen abgeschlossenen Handelsraum vollständig umschließt.

Die Größe eines abgeschlossenen Handelsraumes wird von der geographischen
Lage (Wüsten, Gebirge, Meere, usw.) bestimmt, vor allem aber vom Stand der
Technik, der dem jeweiligen Kulturkreis zur Verfügung steht. Dauert die Nach-
richtenübermittlung, der Transport von Gütern oder Truppen zu lange, so zerfällt
ein politisches Herrschaftsgebiet, das sich über die Grenzen eines abgeschlosse-
nen Handelsraumes ausweitete, in kleinere Herrschaftsgebiete, wobei die maxi-
male Ausdehnung eines politischen Herrschaftsgebietes am Stand der zur Ver-
fügung stehenden Technik und Transportmittel angelehnt und die maximale
Ausdehnung eines Herrschaftsgebietes mit einem abgeschlossenen Handelsraum
gleichzusetzen ist. D.h., wenn sich ein politischer Herrschaftsbereich über die
Grenzen seines abgeschlossenen Handelsraumes ausweitet und die Nachrichten-
übermittlung und der Transport von Truppen zuviel Zeit beanspruchen, werden
die informellen Gruppen der Planungsbehörde am Rande eines Herrschaftsge-
bietes immer versuchen, sich als Gesellschaftsplaner eines neuen politischen
Herrschaftsgebietes aufzuschwingen, so daß ein neuer Staat entsteht.

Der Zeitpunkt, zu dem ein politisches Herrschaftsgebiet die maximale Ausdeh-
nung seines abgeschlossenen Handelsraumes erreicht, wird in der Geschichts-
schreibung im allgemeinen als der Höhepunkt einer Hochkultur bezeichnet. Mit
diesem Höhepunkt einer Hochkultur beginnt nun die Entwicklung hin zur Ein-
personendiktatur, der totalitären Diktatur des Staates und somit der Erstarrungs-
prozeß der Gesellschaft in ihren Herrschaftsstrukturen.
Die informellen Gruppen der Planungsbehörde am Rande des Herrschaftsgebie-
tes versuchen sich immer wieder abzuspalten und sich selbst als Gesellschafts-
planer eines neuen politischen Herrschaftsgebietes aufzuschwingen. Sie versu-
chen hierzu, den Unmut, den Unwillen und den Widerstand, der sich aus der
Ausbeutung der Bevölkerung ergibt, für ihre Zwecke zu nutzen. Es entsteht ein
Ringen der informellen Gruppen innerhalb der Gesellschaftsplaner um die ab-
solute Herrschaftsgewalt, wobei die Gruppe, die die Oberhand behält, jeden Wi-
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derstand im Keime erstickt und beseitigt. D.h., daß sie auch jede Kritik, die zu
einem Widerstand aus den unteren Gesellschaftsschichten führen könnte, aufzu-
spüren versucht und die Kritiker bedingungslos verfolgt und vernichtet.
Dies ist der Entwicklungsprozeß, der in jeder Hochkultur - wegen dem Eigen-
tumsentwicklungszyklus und der Verfügungsgewalt über die Gesellschaft - zur
Einpersonendiktatur, zur totalitären Diktatur des Staates und zur Erstarrung der
Gesellschaft in ihren Herrschaftsstrukturen führt.

In dieser Folge kristallisiert die Einpersonendiktatur mit einer absoluten
Verfügungsgewalt über die Gesellschaft, in der die herrschende Schicht ver-
sucht, ihre Verfügungsgewalt über die Gesellschaft im ideologischen Bewußt-
sein der Bevölkerung mit einem rechtlich-ideologischen Fundament zu veran-
kern, so daß die Bevölkerung die Vererbung der Verfügungsgewalt über die Ge-
sellschaft an die Nachkommen der herrschenden Schicht als ideologisch be-
dingtes Geburtsrecht anerkennt (siehe z.B. Entwicklung des Hinduismus und
absolutistischen Feudalismus).
Gleichzeitig beginnt der Niedergang der Hochkultur, der in der Erstarrung der
Gesellschaft in ihren Herrschaftsstrukturen begründet liegt. Die Erstarrung hat
eine Einschränkung der geistigen Freiheit zur Folge, die in einer Verfolgung und
schließlich sogar in einer Ausrottung der geistigen Eliten münden kann, auf je-
den Fall aber die Beseitigung bestimmter kritischer Gruppen der geistigen Elite
bedeutet, da in allen kritischen, freien und unbehinderten Überlegungen eine
Kritik und somit eine Anstiftung zum Aufruhr erkannt wird.
Durch die Verfolgung der geistigen Eliten bricht das Bildungssystem zusam-
men, so daß die Weitergabe des technischen Wissens unterbrochen wird und der
technologische Wissensstand nicht gehalten werden kann. Fertigungstechniken
zur Herstellung und Wiederherstellung von Bauwerken, Waffen, Transportmit-
teln usw. geraten in Vergessenheit, so daß die Größe eines abgeschlossenen
Handelsraumes zu schrumpfen beginnt. Die Folge ist, daß der alte politische
Herrschaftsbereich in Gewalt und Chaos neu entstehender politischer Herr-
schaftsbereiche auseinanderbricht und die innere Dynamik eines Handelsraumes
mit ihrem Eigentumsentwicklungszyklus, samt all seiner verschiedenen Erschei-
nungsformen des Staates, von neuem beginnt.

Des weiteren ist die Entstehung der liberalen Grundstimmung innerhalb einer
Gesellschaft sehr eng mit der Entwicklung der Produktionstechniken verbunden,
weil diese sowohl die wirtschaftliche Macht als auch die militärische Kampf-
kraft eines politischen Herrschaftsbereiches beeinflussen. In der Regel tritt die
liberale Grundstimmung innerhalb einer Gesellschaft genau dann auf, wenn die
gerade im Erstarren begriffenen Herrschaftsstrukturen einer Gesellschaft wegen
neuentwickelter Techniken aufgebrochen werden und die Gesellschaftsplaner
eines politischen Herrschaftsbereiches, welcher sich um einen ehemals abge-
schlossenen Handelsraum gelegt hat, gezwungen sind, innerhalb eines vergrö-



- 290 -

ßerten Handelsraumes mit anderen Herrschafts- und Handelsräumen zu konkur-
rieren.

Ähnliches gilt für den Niedergang einer Hochkultur. Wegen der Erstarrung
der Gesellschaft in ihren Herrschaftsstrukturen beginnt der Niedergang einer
Hochkultur mit der Unterbrechung der Weitergabe technischen Wissens, was
den Zusammenbruch eines politischen Herrschaftsbereiches nach sich zieht, so
daß in Gewalt und Chaos neue kleinere politische Herrschaftsbereiche als Staa-
ten entstehen.
Im Rahmen der inneren Dynamik eines Handelsraumes versuchen nun die Ge-
sellschaftsplaner der einzelnen politischen Herrschaftsbereiche wieder, das Ent-
stehen der liberalen Grundstimmung innerhalb ihrer Gesellschaft zu fördern, um
sowohl wirtschaftliche Macht und militärische Kampfkraft ihrer Herrschaft zu
verstärken, als auch den Freiheitswillen der Menschen, die in Herrschaftsberei-
chen mit einem höheren Ausbeutungsgrad leben, auf ihr Herrschaftsgebiet zu
vereinen.

Zudem können wir schlußfolgern, daß nicht nur die Staaten, sondern
auch die Kriege eine Erscheinungsform der inneren Dynamik eines
Handelsraumes sind und daß solange ein Handel, ein Handelsraum
und die Logik der Eigentumswirtschaft fortbesteht, der Krieg eine ab-
hängige Variable der zur Verfügung stehenden Produktionstechnik ei-
nes Handelsraumes sein wird. Denn die Kriege entstehen in Abhän-
gigkeit der maximalen Größe eines abgeschlossenen Handelsraumes,
wobei die maximale Größe eines abgeschlossenen Handelsraumes
durch die zur Verfügung stehende Technik bestimmt wird.

Geführt werden die Kriege wegen der wirtschaftlichen Interessen der Gesell-
schaftsplaner, die über ihre wirtschaftliche Macht ihre Verfügungsgewalt über
die Gesellschaft aufrechterhalten wollen. Steigt die Produktivkraft durch die
Entwicklung neuer Techniken, so entsteht durch die Ausweitung des abge-
schlossenen Handelsraumes und der hiermit aufkommenden Konkurrenz der
politischen Herrschaftsbereiche nicht nur eine liberale Grundstimmung in die-
sem oder jenem politischen Herrschaftsbereich, sondern es entsteht auch eine
Überproduktion an Handelsgütern, die die wirtschaftliche Macht der einzel-
nen politischen Herrschaftsbereiche gefährden. D.h., die Gesellschaftsplaner ei-
nes politischen Herrschaftsbereiches sind zur Aufrechterhaltung ihrer Verfü-
gungsgewalt über die Gesellschaft gezwungen, eine Vernichtung der Handels-
güter und der Produktionsmittel vorzunehmen, die ihren Herrschaftsanspruch
gefährden.
Zur Sicherung ihrer Verfügungsgewalt über die Gesellschaft beginnen die Ge-
sellschaftsplaner einen Krieg, den sie in den fremden Herrschaftsbereich hinein-
tragen, um durch eine Vernichtung bestimmter Handelsgüter und Produktions-
mittel ihre eigene wirtschaftliche Macht zu stabilisieren. Zudem beginnen sie,
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durch eine ausgewählte und gezielt durchgeführte Produktionsmittelvernichtung
den fremden Handelsraum in den eigenen fest einzubinden und in ein dauerhaf-
tes Abhängigkeitsverhältnis zum ursprünglichen Handelsgebiet des eigenen
Stammlandes - Kernland eines politischen Herrschaftsgebietes, z.B. England für
Indien - zu bringen.
D.h., daß die in einem vorangegangenen Kapitel beschriebene Verlagerung der
Produktionsmittel zur industriellen Massenproduktion in den Industrienationen
tatsächlich eine Ausdehnung eines abgeschlossenen Handelsraumes darstellt, in
dessen sich ausweitenden Grenzen systematisch eine Produktionsmittelvernich-
tung durchgeführt wird!

Mit der inneren Dynamik eines Handelsraumes lassen sich interessante Erklä-
rungen für den Aufstieg und Niedergang von Hochkulturen finden.
Die Römer mit ihrer Sklavenwirtschaft z.B. besaßen am Höhepunkt ihrer Ent-
wicklung ein Staatsgebiet, das sich um den abgeschlossenen Handelsraum des
Mittelmeeres gelegt hatte, so daß die Erstarrung der Gesellschaft in ihren Herr-
schaftsstrukturen und der damit verbundene kulturelle Niedergang unvermeid-
lich war. Begrenzt wurde dieser abgeschlossene Handelsraum im Süden durch
die Sahara, im Norden durch Urwälder, Steppe und Nomadenvölker ohne
Staatsstruktur, im Westen durch den Atlantik und im Osten durch das Herr-
schaftsgebiet der Perser, wobei die Entwicklung der Transportmittel und die
geographische Lage Persiens die Vergrößerung des abgeschlossenen Handels-
raumes auf Persien unmöglich machten.
Für China gilt das gleiche, da sich China in einem von Gebirgen und Ozeanen
natürlich begrenzten abgeschlossenen Handelsraum befindet. Die innere Dyna-
mik eines Handelsraumes bewirkte in der 6000-jährigen Kultur Chinas einen
steten Zyklus von Aufstieg und Niedergang der Kultur, wobei China aus seiner
geographischen Lage heraus nie einen bestimmten technischen Stand in der
kulturellen Entwicklung überschreiten konnte, obwohl China in verschiedenen
Phasen seiner Hochkultur technisch schon wesentlich weiter war als das römi-
sche Europa. Hinzu kommt, daß die nächsten Handelsräume auf dem Seeweg
soweit entfernt lagen, daß die Entwicklung einer guten Schiffstechnik für eine
lebende Generation immer unattraktiv blieb.
In diesem Sinne ist es nicht verwunderlich, daß die Grundlage der europäischen
Expansion sehr eng mit den nordeuropäischen Seehandelswegen verbunden ist.
Wegen der hier vorherrschenden rauhen klimatischen Witterung wurden stabile
und wendige Schiffe entwickelt. Diese beruhten auf der Grundlage der Wickin-
ger-Schiffsbautechnik. Die Wikinger waren es nämlich, die in ihren engen, zer-
klüfteten und zugigen Fjorden als erste das Kreuzen gegen den Wind lernten.
Mit der Weiterentwicklung dieser Schiffsbautechnik im Kampf gegen die rau-
hen Witterungsbedingungen des Nordens war die Grundlage für den Fernhandel
über den Seeweg und die Entdeckung der Welt vorhanden.
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So wurde es für die gerade lebende Generation attraktiv, Fernhandel zu betrei-
ben und z.B. unter der Umgehung der Araber über den Atlantik einen Seehan-
delsweg nach Indien zu suchen, weil sie nun selbst die Gewinne der Araber ein-
kassieren wollten. Vermutlich war dies auch ein Beweggrund für den portugisi-
schen König, Heinrich der Seefahrer, der in Sagres eine Sternwarte und die erste
Seefahrtsschule der Welt errichtete, in der sowohl die Schiffbautechnik als auch
die Navigation zum ersten mal in der Weltgeschichte auf eine wissenschaftliche
Grundlage gestellt und systematisch weiterentwickelt wurde. Auf dieser Basis
schickte Heinrich der Seefahrer seit 1440 fast jährlich Expeditionsschiffe an die
afrikanische Küste mit dem Ziel, den Seeweg nach Indien zu erkunden, um die
Araber als Zwischenhändler mit Indischen Gütern auszuschalten, was schließ-
lich seinem Nachfolger im Jahre 1497/98 mit dem portigisischen Seefahrer Va-
sco da Gama auch gelang. Wie dem auch sei:

Die Weiterentwicklung der Schiffsbautechnik war der Schlüssel
zum steten Ausweiten des abgeschlossenen Handelsraumes und
der Entwicklung Europas!

Auf dem sich hiermit ausweitenden abgeschlossenen Handelsraum beruht die
liberale Grundstimmung in den verschiedenen politischen Herrschaftsgebieten
und die Weiterentwicklung der Produktionstechnik (Siehe hierzu die Geschichte
der Niederlande und Großbritanniens in Gegensatz zur Geschichte Spaniens.
Spanien charakterisierte in seinem Kampf, z.B. gegen die Engländer, die Erstar-
rung der Gesellschaft in ihren Herrschaftsstrukturen, insbesondere durch den
Katholizismus), wobei die sich entfaltende Technologie das stete Ausweiten der
abgeschlossenen Handelsräume weiter verursacht. Dieser Prozeß wird erst zum
Stillstand kommen, wenn es einer geschlossenen informellen Gruppe der Gesell-
schaftsplaner gelingt, die Herrschaft über einen abgeschlossenen Handelsraum
zu erlangen, wobei dies heute die Weltherrschaft bedeutet. D.h., daß sie ihren
politischen Herrschaftsbereich unangefochten über den gesamten Weltmarkt
ausdehnen und durch einen Staat offen zu regieren beginnen, so daß die Ent-
wicklung hin zur totalitären Diktatur des Staates und der Einpersonendiktatur
einrastet.

Das vorherrschende ideologische Bewußtsein einer Epoche kann die innere Dy-
namik eines Handelsraumes, an deren Ende ein Staat als ein politisches Herr-
schaftsgebiet steht, der einen abgeschlossenen Handelsraum vollständig um-
schließt, verlangsamen oder gar behindern. So bestand z.B. im feudalen Europa
gar kein Bedarf, durch die Zerstörung einer anderen Monarchie den eigenen
Herrschaftsraum zu erweitern, da die Adligen durch ihre Heiratspolitik sowieso
schon als Gesellschaftsplaner nach ganz bestimmten selbst auferlegten Spielre-
geln Europa beherrschten.
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Erst das durch Fernhandel und bürgerliche Produktionsverhältnisse reich gewor-
dene und nach der politischen Herrschaft strebende Geldbürgertum rückte das
Interesse, über die Zerschlagung anderer Staaten die politische Herrschaft über
andere Handelsgebiete auszuweiten, wieder in den Mittelpunkt des Handlungs-
interesses, so daß die innere Dynamik eines Handelsraumes wieder voll zum
Tragen kam. Die Ursache liegt darin, daß das Geldbürgertum anfänglich seine
wirtschaftliche Macht durch die politische Herrschaftsgewalt des Staates defi-
nierte, dessen Führung es übernommen hatte. Wichtig war hier, daß sich die
Produktionsmittel in diesem Staatswesen befanden, so daß das Geldbürgertum
über den Staat versuchte, seine wirtschaftliche Macht auf die Größe des abge-
schlossenen Handelsraumes auszuweiten. So wird nicht nur die Eroberungspoli-
tik Napoleons, sondern auch der Sturm der Eroberungskriege, die Europa über-
zogen, mit der zunehmenden Eroberung der politischen Macht durch das Geld-
bürgertum erklärbar.
Die Konkurrenz der Kommunistischen Parteiherrschaft und dem westlich-
liberalen Kartellkapitalismus ist im bezug auf die vorangegangenen Erklärungen
nur die Konkurrenz zwischen zwei politischen Herrschaftsgebieten, aus dem das
liberalere und wirtschaftlich leistungsfähigere Gesellschaftssystem als Sieger
hervorgegangen ist.

------

Abschließend ist zu sagen, daß heute die innere Dynamik eines Handelsraumes
mit seinem Eigentumsentwicklungs- und Staatsentartungszyklus drei Zukunfts-
perspektiven zuläßt:

1. Am Ende dieses Entwicklungszyklus kristallisiert sich eine weltweite Dik-
tatur eines Staates mit einer Einpersonendiktatur heraus, so daß schließlich
- wegen des Erstarrungsprozesses der Gesellschaft in ihren Herrschafts-
strukturen - ein Großteil des technischen und sonstigen Wissens verloren
geht und der Entwicklungszyklus eines Handelsraumes einen neuen An-
fang findet.

2. Der Kampf um die Verfügungsgewalt über die Gesellschaft mündet in ei-
nem Vernichtungskrieg mehrerer politischer Herrschaftsgebiete, in dem
entweder die Menschheit ausgerottet wird oder den wenigen Überlebenden
das kulturelle Erbe verloren geht, so daß auch hier die innere Dynamik ei-
nes Handelsraumes einen neuen Anfang findet.

3. Die Menschheit erkennt durch einen kollektiv voranschreitenden Erkennt-
nisprozeß die innere Dynamik eines Handelsraumes, so daß sie durch ihre
Bewußtheit hierüber einen Weg findet, seinen Gesetzmäßigkeiten entge-
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genzuwirken und durch eine soziale Gesellschaftsevolution in friedlicher
Koexistenz die Leistungskraft der menschlichen Zivilisation weiterzuent-
falten!
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3.5. Staat als primärer Gewaltverursacher

Hiermit sind wir an jenem Punkt angelangt, an dem uns die "Staatspriester" aller
autoritären Gesellschaftsideologien glauben machen wollen, daß wir den Staat
für ein friedliches Zusammenleben unbedingt benötigen, da nur er Recht, Ord-
nung und Gesetz zum Schutz jedes Bürgers aufrecht erhalten kann. Doch in
Wirklichkeit ist es der Staat, durch den Unrecht, Ausbeutung, Unterdrückung,
Chaos und Zerstörung wieder in Gang gesetzt werden. Durch die inneren Ge-
sellschaftsmechanismen des Staates, die mit der Eroberung und mit der Erhal-
tung der wirtschaftlichen Macht sowie der politischen Herrschaftsgewalt ange-
stoßen werden, wird der Staat automatisch immer wieder zu seiner zentralen
Aufgabe, der totalitären Diktatur des Staates im Sinne der Gesellschaftsplaner,
zurückfinden. Hiermit wird der Staat selbst zum Verursacher des von Handels-
und Eigentumslogik ursprünglich ausgelösten Eigentumsentwicklungszyklus
sowie der hierin enthaltenen Gewalt gegen den Menschen und somit zum ei-
gentlichen Gewaltverursacher! Er ist nicht nur Mittel zur materiellen Ausbeu-
tung und Unterdrückung, sondern er ist durch sein hierarchisches Gefüge Mit-
verursacher des ewigen Kreislaufes von Diktatur und Revolution, der im Ei-
gentumsentwicklungszyklus und in der "inneren Dynamik eines Handelsraumes"
einen festen Platz einnimmt. Hiermit wird der Staat selbst immer wieder unend-
liches Unrecht, Elend, Zerstörung, Chaos und Mord erzeugen.
Das Elend dieser Welt ist somit auch auf DEN STAAT zurückzuführen, gerade
weil die totalitäre Diktatur des Staates einen festen Bestandteil des Eigentum-
sentwicklungszyklus darstellt, was sich in der Unendlichkeit der immer wieder-
kehrenden unmenschlichen Diktaturen und zerstörerischen Befreiungskriege
ausdrückt!

Doch Diktatur und Revolution sind nur die Extreme, in denen das gesellschafts-
zerstörende Werk von Staat, Handel und Eigentum mündet. Im Kleinen verur-
sacht das vom Handel ausgehende Eigentumsrecht - durch den Konkurrenz-
kampf um die materielle Besserstellung - Neid, Mißgunst, Verbitterung, Verein-
zelung und schließlich die Gewalt, vor der uns der Staat angeblich schützen soll.
In Wirklichkeit schützt der Staat nur das Eigentumsrecht, die materielle Besser-
stellung beim Aufstieg innerhalb der Gesellschaft und somit den Konkurrenz-
kampf - jeder gegen jeden. Hiermit verursacht der Staat die mit dem Konkur-
renzkampf entstehenden Erniedrigungen und Demütigungen, also das Natur-
recht des Stärkeren, das sich z.B. in der Mißhandlung der Familie oder der
Vergewaltigung von Frauen als rücksichtslos durchgesetztes Naturrecht fort-
setzt.
Aus demselben Grund sieht es im monopolkapitalistischen Staatskommunismus
nicht viel anders aus. Auch in diesem Gesellschaftssystem ist es "der Staat", der
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die Geldwirtschaft, das Eigentumsrecht sowie die Käuflichkeit von lebensnot-
wendigen Gütern und Luxusgütern als Waren aufrecht erhält. "Er" sorgt dafür,
daß die Logik des Handels und Privateigentumsrechts mit all seinen gesell-
schaftszerstörenden Mechanismen erhalten bleibt, obwohl die staatskommunisti-
sche Ideologie vorgibt, ihre Bürger hier vor schützen zu wollen. Der Staats-
kommunismus sorgt selbst dafür, daß der Privatwirtschaftskapitalismus als
Wirtschaftssystem nach einer Revolution wiederentstehen und aufblühen kann,
womit der Staatsentartungszyklus (oder "Eigentumsverdichtungszyklus") nur
von neuem beginnen wird.

Nein! Ich kann weder am Eigentumsrecht noch an einem Staat dieser Erde etwas
Gutes finden. Alle Staaten oder Gesellschaftssysteme schützen direkt oder indi-
rekt HANDEL und EIGENTUM. Hierbei ist es völlig unerheblich, ob es sich
beim betrachteten Gesellschaftssystem um einen Privat- oder Staatskapitalismus
handelt, weil die Gesellschaftsmechanismen die gleichen sind und der Privat-
und Staatskapitalismus nur äußere Erscheinungsformen desselben Eigentum-
sentwicklungszyklus darstellen. Somit schafft "der Staat" den Staatspriestern
erst ihr Alibi von Gewalt und Verbrechen, vor denen uns "der Staat" angeblich
schützen soll. Der Staat dient in dieser Hinsicht allen Staatspriestern nur als
heuchlerisches Alibi, mit dem sie ihre willenlosen staatlichen Herrschafts- und
Gewaltapparate aufrechterhalten und die Gesellschaft weiterhin in ihrem Sinne
beherrschen und ausbeuten wollen.

Hiermit wird eine echte Mehrheitenherrschaft durch den Staat
unmöglich, da der durch den Staat entstehende Wille zur "Erobe-
rung der politischen Macht" einer tatsächlichen Demokratie
feindlich gegenübersteht!

------

Ich halte die Behauptung, daß es in einem Staat oder innerhalb einer zentralisti-
schen Gesellschaftsordnung eine lang andauernde Demokratie geben kann, für
einen gut gelungenen Witz. Die Diktatur wird immer wieder entstehen. Die
Diktatur wird spätestens dann entstehen, wenn es zu einer wirtschaftlichen Krise
kommt und die unterschiedlichen Gesellschaftsgruppen versuchen, die Herr-
schaftsgewalt zu ergreifen. Auch Gorbatschows Reformversuche werden diesem
Gesellschaftsmechanismus langfristig unterliegen.

Unter weltpolitischen Gesichtspunkten sind die Staaten, Regierungen und Welt-
blöcke mit ihren angeblich unterschiedlichen Gesellschaftssystemen bestenfalls
noch eine theatrale Kulisse. Mit diesen angeblichen Nationalstaaten oder an-
dersartigen Gesellschaftssystemen sollen die Völker gegeneinander ausgespielt
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und bei der Stange gehalten werden. Die Führungsschicht des ehemals beste-
henden Staatskommunismus des Ostens stellte in ihrer Substanz und Organisati-
on das Gegenstück zur Führungsschicht des westlichen Weltwirtschaftskartells
dar, in dessen "politischen Herrschaftsbereich" eine offene Einheit von Wirt-
schaft, Staat, Politik und Regierung gegeben war. Im Staatskommunismus war
die Oberschicht nichts weiter als ein gewöhnlicher Unternehmerapparat, der in
der Konkurrenz mit dem Kapitalismus - natürlich unter dem Deckmantel des
Sozialismus - seine dreckigen Geschäfte weiterbetrieb, so daß die Oberschicht
des Ostens den westlichen Luxus in sich hineinpumpte und den volkswirtschaft-
lichen Gütermehrwert ihres Landes für ihre Zwecke abzog. In Wirklichkeit ar-
beiteten die Gesellschaftsplaner beider Weltblöcke in großkapitalistischer Ma-
nier bestens zusammen und hielten z.B. die kommunistische Ideologie nur noch
als Kulisse für die eigenen Gesellschaften aufrecht, um sich der Regierungstreue
ihrer Völker durch Leit- und Feindbilder zu versichern. Es gibt schon seit lan-
gem keine politischen Herrschaftsräume in Form von Staaten mehr. Die vielen
verschiedenen Staaten werden nur noch zur Aufrechterhaltung eines künstlichen
Bewußtseinszustandes und für eine gewollte Wahrnehmungsverzerrung inner-
halb aller Kulturkreise der Weltbevölkerung genutzt. Die Nationalstaaten sind
nur noch eine Illusion, die im Sinne der informellen Gruppen der Gesellschafts-
planer aufrechterhalten werden. Mit den Nationalstaaten spielen sie die Völker
untereinander aus. Gleichzeitig sichern die informellen Gruppen der Gesell-
schaftsplaner mit den Nationalstaaten und den scheinbar bestehenden Bündnis-
systemen ihre wirtschaftspolitischen Einflußsphären gegeneinander ab, weil sie
untereinander immer noch um die totale und absolute Alleinherrschaft buhlen!

Aufgrund der Erkenntnis der menschen- und lebensfeindlichen Natur des Staates
durch seine willenlosen demokratiefeindlichen Herrschafts- und Machtapparate
muß es unser bewußtes gesellschaftsevolutionäres Ziel sein, den Staat mit unse-
rer neuzugründenden Gesellschaft ein für alle Mal aufzulösen.
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3.5.0.0.1. Gesellschaftsplaner in Ost und West arbeiteten zusammen
Der Spiegel; 40/91; S.67 ff. -->  XCI
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Der Spiegel; 19/92; S.66 ff. -->  XCII
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Der Spiegel; 26/92; S.68 f. -->  XCIII
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Teil 3

4. Herrschaft und Handel sind nicht reformierbar

Bei der Forderung nach der Auflösung des Staates und jedem gesellschaftlichen
Rangordnungssystem angelangt, begegnet mir häufig folgende Meinung, die ich
nun zur Auflockerung als Gegenargument gegen meine These anführen will. Sie
besagt, daß die Menschen abgrundtief schlecht und "böse" sind und daß in je-
dem Menschen ein Raubtier haust, welches mit Staat und Polizei in Zaum ge-
halten werden muß. Sie führt an, der Mensch brauche Staat und Regierung, da-
mit der Mensch zum Guten gezwungen werde.
Doch dieser Gedankengang ist verhältnismäßig leicht zu widerlegen. Denn wenn
wir behaupten, daß alle Menschen unfähig, unreif, roh und vielleicht sogar ab-
grundtief schlecht sind und durch Staat und Polizei stets zum Guten angehalten
und gezwungen werden müssen, wer stellt dann unter uns die Regierung und
wer die Polizei?
Wem können wir wirklich vertrauen?
Wer ist unter uns der "Gute", und wie "steigt der Gute in die Regierung auf", so
daß das "Gute" die Regierung stellt und nur das "Gute" über uns herrscht?
Auf diese Frage kann es keine Antwort geben, weil die Überlegung selbst Un-
sinn ist!

Dieser Gedankengang übersieht auch den nachfolgenden Punkt, der in der Ge-
schichte der Menschheit immer wieder zu den schlimmsten Kriegen führte und
den ich nun mit einem Zitat wiedergeben möchte.
Der Staat "... ist eine wahre Vereinigung zu einer Person und beruht auf dem
Vertrage eines jeden mit einem jedem, wie wenn ein jeder zu einem jeden sagt:
"Ich übergebe mein Recht, mich selbst zu beherrschen, diesem Menschen oder
dieser Gesellschaft unter der Bedingung, daß du ebenfalls dein Recht über dich
ihm oder ihr abtrittst." Auf diese Weise werden alle einzelnen eine Person und
heißen Staat oder Gemeinwesen. So entsteht jener große sterbliche Gott, dem
wir ... allein "Friede und Schutz" zu verdanken haben. Dieses von allen und je-
dem übertragene Recht bringt eine so große Macht und Gewalt hervor, die trotz
friedlicher Gemüter aller zur Verbindung gegen innere und auswärtige Feinde
leicht bewogen wird."

------

Wer soll solche "Verfügungsgewalt über die Gesellschaft" auf Dauer im Sinne
aller Menschen für den Menschen verwalten und kontrollieren, ohne daß sie sich
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gegen die Menschen richtet und in Unterdrückung, Gewalt und Ausbeutung
mündet?
Wer von uns will Staat und Regierung samt demokratiefeindlicher Herrschafts-
apparate im Sinne der Menschenrechte überwachen können?
Keiner kann es, weil jeder von uns auf Dauer seinen menschlichen Schwächen
unterliegen wird!
Zur Verhinderung der Herrschaft über uns sind wir also gezwungen, die Mittel
und Gesellschaftsmechanismen zu beseitigen, durch die es für einzelne möglich
wird, wirtschaftliche Macht und politische Herrschaftsgewalt zu erlangen!
D.h., daß nicht nur der Handel, sondern auch der Staat als Gesellschaftsinstituti-
on und Herrschaftsinstrument der Gesellschaftsplaner verschwinden muß.

In diese Forderung schließe ich die Sozial- und Wohlfahrtstaaten der Industri-
enationen mit ein, weil ihr derzeit artiges Erscheinungsbild den Kapitaleignern
nur zur Sicherung ihres Produktionseigentums durch die Loyalitätserhaltung der
Bevölkerung dient. Auch diese Staaten werden wegen der "inneren Dynamik
eines Handelsraumes" entarten, da der Staatsentartungszyklus nur eine äußere
Erscheinungsform des mit dem Handel und dem Eigentum verbundenen Eigen-
tumsentwicklungszyklus darstellt!
Aus diesem Grund will ich nun die Aufgabe der "Reformbewegungen" zur Herr-
schaftssicherung der Gesellschaftsplaner genauer beleuchten und Ihnen erläu-
tern, warum und wie die Reformbewegungen zum Kampfmittel der Kapitaleig-
ner werden.

4.1. Handlungsgegensatz von Reform und Revolution

Kommen wir zunächst zur Bestimmung der Begriffe "Reform" und "Revoluti-
on". Was ist eine Reform, und was ist eine Revolution?
Die Begrifflichkeiten der Reform, Revolte und Revolution sind wegen ihrer ge-
gensätzlichen Handlungsziele besonders gut aneinander zu erklären. Um Ver-
wirrungen durch den heute üblichen Sprachgebrauch zu vermeiden, will ich zu-
erst die "volkstümliche" Sprachregelung, die zugleich die bürgerliche ist, klären.
Die bürgerliche Sprachregelung orientiert sich beim Gebrauch der Begriffe,
Reform und Revolution, nur am äußeren Erscheinungsbild einer politischen
Veränderung.
Als "reformerischen Akt" bezeichnet sie Handlungen, z.B. die friedliche Ver-
breitung von Ideen zur Verbesserung der sozialen Verhältnisse, Streiks für mehr
Lohn, Kulturarbeit, Einrichtung neuer Wohlfahrtsverbände, die vor allem auf
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Gesetzesänderungen zur sozialen Besserstellung "sozialschwacher Gesell-
schaftsschichten" abzielen.
Von einem "revolutionären Akt" spricht die bürgerliche Sprachregelung, wenn
ein Veränderungswille innerhalb einer Bevölkerungsschicht in eine Massenbe-
wegung umschlägt, diese zu immer unbezähmbareren Mitteln wie wilde Streiks
oder Barrikadenbau greift und durch ihre "Revolte" von Staat und Regierung
unregierbar wird.
Für diese vom Bürgertum kultivierte Begriffsbestimmung ist es typisch, daß all
das "revolutionär" ist, was sich von der Praxis der Parteien, ihrer bürgerlichen
Politik und deren normalen Erscheinungsbild im Staat unterscheidet. Auf den
Punkt gebracht, heißt dies: "Revolutionär" ist jeder gewalttätige Akt und "re-
formistisch" jeder friedliche!

------

Mittels dieser bürgerlichen Begriffsbestimmung erkennt die Bevölkerung in je-
dem Aufstand eine "Revolution" und setzt fälschlicher Weise jede Revolte (frz.:
Aufruhr, Aufstand, Auflehnung) gegen die Obrigkeit mit einer Revolution
gleich. Im Gegensatz hierzu nimmt die Bevölkerung in jedem friedlichen Bitten,
Betteln und Anbiedern durch Appelle an die Einsicht und das Gutdünken der
Mächtigen einen "Reformversuch" wahr. Dieser Reformversuch kann dann auch
in eine "parlamentarische Gesetzesänderung zur sozialen Besserstellung von so-
zialschwachen Gesellschaftsschichten durch neue parlamentarische Mehrheiten
münden. In diesem Sinne wird jedes herausfordernde Verhalten oder jede pro-
vogative Gebärde als "revolutionär" erkannt, und die zur öffentlichen Empörung
und Gegenwehr aufrufenden Menschen werden abfällig als Revoluzzer bezeich-
net. Dies ist das vereinfachende Ergebnis der bürgerlichen Begriffsbestimmung!

------

Doch diese die Sinninhalte von "Reform" und "Revolution" verändernden Be-
griffsbestimmungen betrachten nur die äußeren Erscheinungsformen, mit denen
politische Ziele durchgesetzt werden sollen. Hierdurch kommt es zu einer fol-
genschweren Verwechslung von aufständischer Geste und dem tatsächlichen,
tiefgreifenden "revolutionären" Endergebnis als Revolution. Denn:

- Nicht jeder Aufstand ist eine Revolution! -

Halten wir uns an die volkstümliche und bürgerliche Sprachregelung, so können
wir mit einer Revolution nie mehr erreichen als eine schlechte Kopie der heuti-
gen Verhältnisse, weil wir das allgemeine Rangordnungsgefüge der Gesellschaft
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beibehalten und durch einen Aufstand lediglich eine neue Herrschaftsschicht an
die Spitze setzen. Wir verlieren jede Möglichkeit, etwas wirklich NEUES und
völlig anderes zu schaffen. Stattdessen macht jeder "Revolutionär" einen
schlechten Gipsabdruck dessen, was er bekämpfen will. Es ist also wichtig, daß
wir uns von dieser bürgerlichen Sprachregelung der äußeren Erscheinungsbilder
frei machen:

Nicht das äußere Erscheinungsbild einer politischen Geste, sondern
seine Inhalte als Zielsetzungen in bezug auf seine direkten lebensver-
ändernden Auswirkungen sind "revolutionär" oder "reformistisch"!

Lösen wir uns von der heutigen Sprachregelung, und besinnen wir uns auf den
ursprünglichen Bedeutungsinhalt der genannten Begriffe, die einst das Geldbür-
gertum durch ihre Presse für ihre Zwecke verformte:

Die REVOLTE ist eine Empörung und Auflehnung, die in einem Aufruhr oder
Aufstand mündet.

Die REVOLUTION (lat. Umwälzung, Umbruch) ist eine tiefgreifende, radikale
Gesellschaftsumwälzung, die das Fundament, auf dem die bestehende Gesell-
schaftsordnung beruht, umgestalten will und diesen Umbruch mit diesem Ziel in
Angriff nimmt. Mit diesem Ziel beginnt die Umgestaltung der Gesellschaft, an
deren Ende, vor allem am Ende einer Sozialen Revolution, eine völlig neue,
menschengerechtere und lebensfreundlichere Gesellschaftsordnung hervorgehen
soll. Ziel ist ein radikaler Umbruch der Gesellschaft, wobei die Revolutionäre
im bestehenden Gesellschaftsgefüge keine Grundlage für ihre Umgestaltung er-
kennen und deshalb das Gesellschaftssystem grundsätzlich umwälzen wollen.
Sie beginnen mit langatmigen jahrzehntelangen Vorbereitungen, die eine solide
Grundlage für eine tiefgreifende Gesellschaftsumwälzung schaffen und schließ-
lich im Umsturz der bestehenden Gesellschaftsordnung münden! Dieser Um-
sturz kann sich auch als kurzes Aufflackern eines Aufstandes zur Auflösung ei-
nes bestehenden Herrschaftsgefüges äußern, muß aber nicht zwingend die For-
men eines gewaltsamen Aufstandes annehmen. Der Umsturz ist der Beginn der
eigentlichen Umwälzung (Revolution), wobei der Umsturz nur einen verhält-
nismäßig kurzfristigen und nebensächlichen Ausschnitt der gesamten Revoluti-
on darstellt.
Der Umsturz der alten bestehenden Gesellschaftsordnung ist nur der "Start-
schuß" für den Beginn der eigentlichen, unbehinderten Revolution. Mit ihr be-
ginnen die tatsächlichen, tiefgreifenden Umwälzungen und Umgestaltungen als
das eigentlich zu verwirklichende Entwicklungsziel der Revolution. Erst nach
dem Aufstand und dem geglückten Umsturz geht die Arbeit an der Umgestal-
tung (Revolution) der Gesellschaft richtig los, womit die eigentliche "Revoluti-
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on der Gesellschaft" tatsächlich erst nach dem Umsturz der alten Ordnung be-
ginnt.
Hiermit wird im bürgerlichen Sprachgebrauch "dummerweise" das als Revoluti-
on bezeichnet, was im gesamten revolutionären Vorgang nur die MÖGLICH-
KEIT des gewaltsamen Aufstandes mit einschließt und tatsächlich nur den
kleinsten Ausschnitt und geringsten Anteil an der Revolution darstellt! Der bür-
gerliche Sprachbegriff der Revolution erringt somit nicht einen Bruchteil seines
tiefgreifenden Begriffsinhaltes und reicht von seiner Bedeutung nicht im gering-
sten an seinen tatsächlichen Sinn heran. Er ist einfach nur falsch und wird in
Unkenntnis seines tatsächlichen Sinngehalts stumpf nachgeplappert, weil viele
die tiefgreifenden Gesellschaftsveränderungen, so wie ich sie mit dem "Frühen
Liberalismus" oder dem antiautoritären Kommunismus als ein Leben ohne Herr-
schaft, Staat und Eigentum andeutete, nicht kennen und mit diesen tiefgreifen-
den Entwicklungszielen nicht in Einklang bringen.

Die REFORM (lat.: Neugestalten, verbessern des alten Zustandes) besitzt hier-
gegen eine ganz andere Zielrichtung. Eine Reformbewegung erkennt im beste-
henden Gesellschaftssystem immer den "Höhepunkt einer Gesellschaftsent-
wicklung", die es in ihrer Struktur und Funktionsweise nicht grundsätzlich zu
verändern gilt. Die Reformbewegung strebt also in ihren Entwicklungszielen
keine radikale Umgestaltung und Umwälzung der bestehenden Gesellschafts-
ordnung an, gerade weil sie das bestehende Gesellschaftssystem immer als "das
beste der Welt" erkennt. Sie sieht jedoch auch die schlechten Kehrseiten des je-
weiligen Gesellschaftssystems und versucht diese, durch Reformen zu beseiti-
gen, ohne die systembedingten Ursachen hierfür anzutasten. Ihr Ziel ist nur die
Beseitigung der schlechten Kehrseiten und Wirkungen, die die Mechanismen
des jeweiligen Gesellschaftssystems bergen.
Diese Bewegungen wollen die bestehende Gesellschaftsordnung durch Refor-
men verbessern, ohne die grundsätzlichen Systemmechanismen in Frage zu
stellen. Die Reformisten streben also nur eine Verbesserung des bestehenden
Systems an, wobei sie sich selbst als Träger und Teil des Systems verstehen, oh-
ne den Anspruch zur Überwindung desselben Systems zu besitzen.
Sie können das Ziel zur Überwindung des jeweiligen Systems aus ihrem An-
spruch heraus nicht entwickeln, gerade weil sie das System als gut befinden.
Aus diesem Grunde versuchen die Reformisten, z.B. im Kapitalismus, nur einen
Interessenausgleich zwischen Arm und Reich herzustellen und die Folgen der
Ausbeutung und Unterdrückung durch Eigentumsumschichtungen zu mildern.
Sie sind nur um einen Ausgleich der sozialen Gegensätze bemüht, ohne die Ur-
sache deren Entstehung anzutasten und werden so im Sinne der Gesellschafts-
planer zu Verbesserern des Ausbeutungsgrades bei gleichzeitiger Verhinderung
der Sozialen Revolution.

Hiermit erkennen sich Reformisten und Revolutionäre gegenseitig als Feinde.
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Die Reformisten bekämpfen die Revolutionäre, weil die Revolutionäre ihr ge-
liebtes Gesellschaftssystem antasten, erschüttern und grundlegend umwälzen
wollen.
Im Gegenzug werfen die Revolutionäre den Reformisten vor, nur die wirkungs-
gradverbessernden Spürhunde der Gesellschaftsplaner zu sein, weil sie ohne ein
stichhaltiges Konzept zum grundsätzlichen Wandel des Gesellschaftsgefüges
den Gesellschaftsplanern nur zuarbeiten und so beispielsweise unmöglich die
Ausbeutung des Menschen durch den Menschen als Ursache allen Übels beseiti-
gen können. Neugestaltungen ohne ein langfristig angelegtes revolutionäres
Konzept können immer nur in dieser Form wirken. Sie verpuffen in der Bedeu-
tungslosigkeit, ohne daß sie die Bevölkerung bewußt aufnimmt und weiter-
entwickelt. Die Reformisten werden zu Abwieglern und Kanalisierern der Em-
pörung und Auflehnung, weil sie die Aufklärung über die tatsächlichen system-
bedingten Ursachen nicht einleiten und hiermit deren endgültige Beseitigung
sogar verhindern!

4.1.1. Erscheinungsbilder von Reform und Revolution

Ich will reformistische und revolutionäre Handlungsweisen am Beispiel der
Gewerkschaften aufzeigen. Hierzu greife ich die Sozialisten und die Anhänger
des antiautoritären Kommunismus heraus.

Die Sozialisten sind heute Reformer. Ihr Entwicklungsziel ist nicht die
Verwirklichung des Kommunismus als der weiterentwickelte, eigentumsfreie
Frühe Liberalismus ohne Staat und Herrschaft. Sie streben als Maximalforde-
rung nur den von Marx als 1. Schritt beschriebenen Sozialismus an. Eigentum-
sordnung und Wirtschaftsform bleiben in ihren Grundzügen erhalten. Der Staat
soll das Entstehen von Privateigentumsmonopolen verhindern. Schlüsselindu-
strien werden ins Staats-, Gewerkschafts- oder Genossenschaftseigentum über-
führt. Das Rangordnungsgefüge von Staat und Gesellschaft bleibt jedoch erhal-
ten, weil die Sozialisten ebensowenig eine Staatskritik besitzen wie die staats-
autoritären "Kommunisten". Vielmehr soll der Staat als oberste unabhängige
Herrschaftsinstanz die Streitereien innerhalb der Gesellschaft schlichten und die
von der Gesellschaft vorgenommenen Kapitalumschichtung überwachen.

Die antiautoritären Kommunisten (d.h. die Anarcho-Kommunisten) hinge-
gen sind Revolutionäre. Sie wollen die Abschaffung des Staates, die Dezentrali-
sierung der Wirtschaft, die Abschaffung des Privateigentums an allen materiel-
len Arbeitsbedingungen und Lebensquellen sowie deren basisdemokratische
Verwaltung durch die Bevölkerung durch eine allgemeine Vergesellschaftli-
chung. D.h., daß die Übergabe der Verwaltung und Entscheidungsgewalt über
alle Gemeinschaftsgüter an die Basis der Bevölkerung des jeweiligen Gemein-
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wesens erfolgen soll. Sie wollen die Verwirklichung einer in vielen kleinen
Gruppen zusammengeschlossenen Mehrheitenherrschaft, die auf der Ansicht des
Frühen Liberalismus unter der Einbeziehung von Eigentums- und Staatskritik
beruht. Unter diesem Gesichtspunkt ist es nur logisch, daß im Handeln der anti-
autoritären Kommunisten immer ein Funke der zukünftigen Gesellschaft als re-
volutionäres Handlungsziel zum Ausdruck kommt.

So fallen die Handlungen der antiautoritären Kommunisten in ihrer Art auch
ganz anders und ungewohnt aus. Im Gegensatz zu den Sozialisten, die zahm und
lammfromm mit den Unternehmern verhandeln und im Staat einen Vermittler
sehen, war die Gewerkschaft für die antiautoritären Kommunisten immer ein
Kampfmittel mit zwei Funktionen:

1. Mit ihr sollten heute und sofort die Arbeits- und Lebensbedingungen der
Menschen verbessert werden.

2. Die Gewerkschaften sollten Werkzeug der Sozialen Revolution und Ge-
burtshelfer der neuen Gesellschaft sein.

------

Für die antiautoritären Kommunisten waren die Gewerkschaften nie reine
Dienstleistungsbetriebe mit Vereinskasse, die ihre Löhne der Inflation anpassen,
sondern Kampforganisationen, mit denen das System zermürbt, gekippt und
überflüssig gemacht wird. Außerdem besaßen diese Gewerkschaften von vorn-
herein keine Rangordnung. In den und um die Gewerkschaften herum, ver-
gleichsweise in Spanien um die CNT und FAI, bildete sich im Laufe der Zeit
eine ganz neue Form des Zusammenlebens, der Kultur und der Wirtschaft. Hier
lernten die Menschen, ihre Angelegenheiten und Probleme selbst in die Hände
zu nehmen und die ganze Gesellschaft dezentral und basisdemokratisch zu orga-
nisieren. Die kniffligen Fragen bezüglich Lohnkampf, Erziehung, Kultur, Pro-
duktion und Verteilung bis hin zur Kommunikation und Organisation wurden
gelöst. Nicht nur Kampf und Verteidigung wurden hier eingeübt, sondern auch
Solidarität, gegenseitige Hilfe, Toleranz, Demokratie, Verständnis für die Pro-
bleme der Arbeitswelt und Durchblick durch die oft schwerwiegenden Zusam-
menhänge der Wirtschaft eines Landes. Die antiautoritären Kommunisten gin-
gen aufs Ganze. Sie wollten die Vergesellschaftlichung allen Eigentums und die
Verwirklichung der Grundsätze des "Frühen Liberalismus". Genauso symbol-
trächtig ist und war die Wahl ihrer Handlungen, die in der direkten Aktion nur
ihren äußerlichen Ausdruck finden.
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4.1.1.1. Direkte Aktion als revolutionäre Geste

Die Wahl zwischen "DIREKTER AKTION" und indirekter Aktion ist die Wahl
zwischen selbst Handeln und Delegieren, zwischen selbstverwalten und ver-
waltet werden, zwischen Selbstbestimmung und regiert werden. Dies erklärt
z.B., warum die "direkte Aktion" der direkt Betroffenen bei allen staatserhalten-
den Strömungen wie Sozialisten, staatsautoritären Kommunisten, Sozialdemo-
kraten oder der Kirche so unbeliebt ist und warum die Führungsspitzen dieser
Strömungen darauf bestehen, daß sie für uns unsere Verbesserungen aushandeln.

Die Führungsspitzen der staatserhaltenden Gesellschaftsströmun-
gen wollen für uns unverzichtbar werden, so daß wir von ihrer
Führung abhängig sind und sie uns über den Umweg unserer Un-
selbständigkeit beherrschen können.

Aus diesem Grunde fürchten die Führungsspitzen der staatserhaltenden Strö-
mungen die "direkte Aktion". Denn bei der "direkten Aktion" liegt der Trick in
seiner genialen Einfachheit, die die "Führer" samt ihres komplizierten Staatssy-
stems für die Bevölkerung verzichtbar macht:

In der "direkten Aktion" wird von der Bevölkerung immer das
getan, was ein Problem direkt und ohne Umweg angeht und löst!

Hungern die Menschen, bittet niemand einen Abgeordneten oder Mächtigen um
Hilfe, sondern es wird ihnen zu essen gegeben und von denen genommen, die
das Brot im Überfluß besitzen (z.B. Aufstand der Marktfrauen, Französische
Revolution). Sind die Löhne zu niedrig, wird direkt für höhere Löhne gestreikt,
und wenn es sein muß, nehmen sich die Arbeiter den Unternehmer direkt vor,
statt dem Staatspräsidenten einen Bittbrief zu schreiben. Ist die Arbeitszeit zu
lang, wird kein Gesetzentwurf ins Parlament eingebracht, sondern einfach direkt
früher Feierabend gemacht und zwar überall gleichzeitig! Gibt es für unsere
Kinder zu wenig Schulen, so wird nicht auf die Einsicht und Wohltätigkeit von
Kirche, Staat und Regierung gehofft, sondern selbst eine gegründet. Erhoffen
die Sozialisten vom Staat, er möge ihre vergammelten Betriebe sanieren und die
Arbeitsplätze erhalten, so besetzen die antiautoritären Kommunisten den Be-
trieb, modernisieren ihn und führen ihn in Selbstverwaltung weiter! Wählen die
meisten unserer Mitbürger brav und artig eine bestimmte Partei, die verhindern
möge, daß die Atombomben gezündet oder die Wale weiter ausgerottet werden,
so blockieren die anderen mit ihren eigenen Schiffen die Militärs und die Wal-
fänger.
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Diese "direkten Aktionen" sind ein wesentliches pfiffiges Erscheinungsbild
der antiautoritären Kommunisten, mit dem sie das wichtigtuerische Gebärden
des wirklich überflüssigen Staates und seiner Herrschaftsapparate einfach über-
gehen und direkt Abhilfe schaffen. Dies ist der revolutionäre Zündfunke der
Freiheit und Selbstbestimmung, so wie er heute schon in unserer Gesellschaft
sichtbar werden kann. Trotzdem darf bei all dem nicht vergessen werden, daß
die "direkte Aktion" nur der Keim einer neuen Gesellschaft ist, durch den die
Revolutionäre das selbstbestimmte und basisdemokratisch selbstverwaltete Le-
ben und Handeln erlernen wollen! Fehlt der "direkten Aktion" eine langfristig
angelegte revolutionäre Gründungsstrategie zum Umbruch der Gesellschafts-
ordnung, so wird diese "revolutionäre Geste" inhaltsleer und hohl, verpufft
schließlich zur ziellosen offenen Revolte und wird letztenendes von den Sozial-
reformern aufgesogen und gezielt zu einem reformerischen Akt umgewandelt.
Hiermit arbeiten dann wieder die "Revolutionäre" durch ihre äußerlichen Hand-
lungsweisen den Reformisten zu, obwohl die "direkte Aktion" letztendlich von
den antiautoritären Kommunisten als "revolutionäre Geste" beansprucht wird!

4.1.1.2. Handlungsweisen der sozialen Reformisten

Ganz gegensätzlich hierzu sieht das Streben der Reformisten aus. Immer wieder
hören wir gerade von ihnen die Aufforderung, unsere Empörung und Aufleh-
nung "vertrauensvoll" an sie zu delegieren und unsere Entscheidung über direkte
aktive Handlungen an sie abzutreten! Wir sollen unsere Selbständigkeit, unsere
basisdemokratische Entscheidungsgewalt und unsere Entscheidung über unser
selbständiges direktes Handeln anderen wenigen übergeben und so in die Passi-
vität und Abhängigkeit von anderen erzogen werden. Als Lohn für dieses Wie-
dereinordnen in das schon gegebene Rangordnungsgefüge des Staates erhalten
wir geringfügige soziale Verbesserungen. Wir sollen, insbesondere aber nach
"direkten Aktionen", wieder zur Unselbständigkeit gedrängt werden und still
halten, wobei das Stillhalten über den Umweg der Reformbewegung mit gering-
fügigen sozialen Verbesserungen erkauft wird. Wir sollen das Gefühl erhalten,
daß es uns ohne "unsere" Reformisten noch viel schlechter ginge und froh sein,
daß "sie sich unserer Interessen und Angelegenheiten annehmen. Die Reformi-
sten werden so zu Abwieglern und Kanalisierern und lenken die Bevölkerung
von der Erkenntnis ab, daß es tiefgreifende Lösungen zur Beseitigung der Ursa-
chen der sozialen Mißstände, der Ausbeutung und Unterdrückung gibt.

So fordern z.B. die Sozialisten heute nur weitreichende Kapitalumschich-
tungen, in denen das grundsätzliche Herrschafts- und Wirtschaftsgefüge jedoch
das Alte bleibt und sie uns auch die alten Unterdrücker erhalten.
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Die Sozialdemokraten fordern in diesem Sinne nur noch eine bürgerlich-
demokratisierte Unternehmerlogik, die ein wenig sozialer ist und eine Milderung
der sozialen Schäden durch die Ausbeutung des Kapitals beabsichtigt. Das Wort
Sozialdemokraten sagt dies schon aus: "Sozialere Demokraten", die den Werk-
tätigen ein wenig mehr von ihren geschaffenen Werten zurückgeben!

In den Gewerkschaften wie dem DGB sieht es nicht viel anders aus. Sie
sind von den "sozialen Demokraten" genauso unterwandert wie von den "christ-
lichen Demokraten", so daß selbst Sozialisten in ihnen die Ausnahme bilden und
schon als "revolutionär" eingestuft werden; was immer das auch heißen mag.
Die Gewerkschaften sind schon seit langer Zeit keine "linken" Kampforgane
mehr. Sie sind bürgerliche Reformvereine!

Es gibt keine starke Linke in der BRD, die tatsächlich eine langatmige Ge-
sellschaftsumwälzung anstrebt. Es gibt nur bürgerliche Reformistenclubs, in de-
nen sich die Kinder der Bürgerlichen Klasse mit dem Philosophieren über eine
mögliche Utopie die Zeit vertreiben, wobei diese Kinder die Ausbeutung des
Menschen ein wenig sozialer gestalten wollen und sich mächtig über die
Dummheit der Klasse lustig machen, die die "güterwirtschaftlich notwendige
Arbeit" verrichtet. Gewerkschaften der antiautoritären Kommunisten sind heute
nur im Ausland, z. B. in Frankreich, Spanien, Schweden  und Italien, zu finden.

4.1.1.3. Typische Forderungen der sozialen Reformisten

Nach der Beschreibung der reformistischen Ziele sollte das Erscheinungsbild
der "linken" Reformbewegungen innerhalb der Industrienationen niemanden
mehr verwundern. Sie fordern die soziale Marktwirtschaft, den Sozialstaat und
die Sozialpolitik bei gleichzeitiger Beibehaltung der kapitalistischen Gesell-
schaftsordnung.

Ich will das zitieren, was ich kürzlich in einem Brockhauslexikon fand und was
die Aufgabe des Sozialstaates innerhalb der kapitalistischen Industrienation
meiner Meinung nach wahrheitsgetreu wiedergibt. Dieses Zitat soll die von mir
beschriebene Aufgabe der Reformbewegungen, z.B. Sozialdemokraten inner-
halb unseres westlichen Kartellkapitalismus, herausheben und der Illusion ent-
gegentreten, daß sich über eine Reformbewegung eine tiefgreifende Umwälzung
der Gesellschaft erreichen läßt.
Der Sozialstaat ist hiernach ein Staat, "... der seine Mitverantwortung und Mit-
gestaltungsmacht auf die Überwindung sozialer Schäden und auf die Befriedung
sozialer Gegensätze im Volkskörper erstreckt." Hierbei "... handelt es sich um
die Heilung der Schäden und die Befriedung der Gegensätze, die in der indu-
striellen Gesellschaft seit ... ... dem 19.Jahrhundert hervorgetreten sind. Das
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Anliegen des Sozialstaates ist die Abwehr der sozialen Revolution durch recht-
zeitige und durchgreifende Sozialreformen."

------

Hier wird ganz offen beschrieben, in welcher Form der Sozialstaat den Gesell-
schaftsplanern als Kampfmittel dient und wie mit seiner Hilfe eine soziale Evo-
lution der Gesellschaft verhindert werden soll!
Über die verwandten Mittel steht zu lesen:
"Der Sozialstaat unterscheidet sich vom sozialistischen Staat dadurch, daß er
sich um befriedenden Ausgleich der sozialen Gegensätze zwischen den Klassen,
Ständen und Gruppen bemüht und daß er die Heilung der Sozialen Krise nicht
auf dem Weg des Gemeineigentums, sondern unter Aufrechterhaltung - unter
Umständen durch Neubildung oder Neuverteilung - des Privateigentums er-
strebt."

Anders gesehen heißt dies:
Sozial- und Wohlfahrtstaat dienen den Kapitaleignern in den Industrienationen
nur als Mittel zur Aufrechterhaltung des "Sozialen Friedens". Durch diesen "So-
zialen Frieden" können die Kapitaleigner als Gesellschaftsplaner ihre "Verfü-
gungsgewalt über die Gesellschaft" bewahren, festigen und ausbauen, weil erst
der Soziale Friede garantiert, daß ihre Herrschaft über das eigene Staatsvolk
ebensowenig in Frage gestellt wird wie ihre Herrschaft nach außen; womit wir
wieder bei der Loyalitätserhaltungsstrategie der Gesellschaftsplaner innerhalb
der Industrienationen angelangt sind. Sozialpolitik und soziale Marktwirtschaft
dienen ihnen hierzu nur als Mittel. Hiermit werden selbst die Reformisten mit
ihren "gewagten" Forderungen zum steuerbaren Kampfmittel der Gesellschafts-
planer.

Sie sollen ausloten, in wie weit der Soziale Frieden gefährdet ist, so
daß das Kapital die Menge des an die Bevölkerung zurückfließenden
Gesellschaftsvermögens - je nach Lage und Bedarf - trimmen kann!

Hierzu sind die Kapitaleigner sogar zur Neubildung oder Neuverteilung gewis-
ser Privateigentumsmengen bereit. So heißt es im selbst Brockhaus weiter:
"Sozialpolitik" ist "... die Gesamtheit der staatlichen Maßnahmen, die darauf
zielen, die Lage der wirtschaftlich schwachen Gesellschaftsschichten zu verbes-
sern; d.h. solcher Gruppen, deren Besitz und Einkommen unter oder knapp über
dem Existenzminimum liegen oder von Besitz und Einkommen anderer Gruppen
so stark abweichen, daß sich hieraus soziale Spannungen ergeben." Die Sozial-
politik ist somit für die den Staat beherrschenden Kapitaleigner ein Mittel "...
zur Heilung sozialer Schäden, zur Minderung sozialer Spannungen ..." und zur
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Erhaltung des sozialen Friedens, so daß die soziale Not umgangen und "... al-
lenfalls noch von sozialer Bedrängnis und Gefährdung die Rede sein ..." soll.
Allein über diese Überlegung entstand ehemals in der kapitalistischen Industrie-
gesellschaft die Sozialhilfe, soziale Selbsthilfe, soziale Betriebspolitik, Sozialre-
form und der "Wohlfahrtstaat".

Die BRD in ihrer heutigen Form mit ihrer Sozialpolitik, Sozialhilfe und Sozialer
Marktwirtschaft ist im Grunde schon die Verwirklichung der Lassalleschen Re-
formforderung nach dem reformierten Sozialstaat, der sich aufgrund der allge-
meinen freien Wahlen der Arbeiterklasse zur parlamentarischen Demokratie und
hiermit in den sozialistischen "Volksstaat" entwickeln soll. Dies sei nur am
Rande bemerkt, weil wir nun zu den Staatsreformern - in den sozialen Bewe-
gungen ursprünglich die Lassalleaner - mit ihrer Forderung nach einem refor-
mierten Staat und einer parlamentarischen Demokratie übergehen.

4.1.2. Reformbewegung als Kampfmittel des Kapitals

Die Behauptung, daß die Sozialreformer nur ein Mittel zur Loyalitätserhaltung
sind, ist in der Geschichte Europas sehr schnell zu belegen. Die Ursache dafür,
daß sich aus der Arbeiterbewegung des vergangenen Jahrhunderts die Sozialre-
former zum Kampfmittel gegen die Arbeiterbewegung entwickelten, liegt beim
schon beschriebenen demokratiefeindlichen Erziehungsmechanismus aller ge-
sellschaftlichen Rangfolgeorganisationen und dessen Entartungsmechanismus,
der hier durch den demokratiefeindlichen Sozialisationsprozeß des Staates ge-
fördert und angestoßen wurde.
Daß die Reformbewegungen zum Kampfmittel des Kapitals wurden und wie der
Staat hierbei vorging, um den Anhängern radikalerer Strömungen ihre Soziale
Revolution zu vereiteln, ist gerade in der Geschichte Deutschlands besonders
gut nachzuzeichnen.

Beginnen wir mit der mißglückten Deutschen Revolution von 1848, in der die
deutsche Arbeiterschaft ebenso wie die französische in Paris, die österreichische
in Wien, die ungarische, die italienische usw. auf die Barrikaden ging. Dies ist
das Jahr, in dem sich die europäische Arbeiterklasse der führenden Industriena-
tionen erstmals ihrer Macht bewußt wurde. Zugleich erkannte sie in ihrer Nie-
derlage die tiefe verräterische Kluft, die sie vom Bürgertum trennte und somit
die Notwendigkeit, sich selbständig und unabhängig als Arbeiterklasse zu orga-
nisieren.
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4.1.2.1. "Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands"

Nach dem Maschinensturm von 1811/12 in England und der Bildung der engli-
schen Chartismus Bewegung kam es 1848 auch in Deutschland zur Bildung von
Gesellen- und später Arbeitervereinen. Mit der wissenschaftlichen Untermaue-
rung der Kapitalismuskritik durch Marx fanden vor allem die radikalen und re-
volutionären Gesellschaftsströmungen vermehrten Zulauf. Insbesondere in den
durch Ausbeutung und Unterdrückung entstandenen unteren Elendsschichten
stieg die Bereitschaft zum radikalen Umsturz. Diese unteren Schichten lebten
am Existenzminimum, besaßen keinerlei Rechte und wurden bedingungslos
ausgebeutet und unterdrückt. Es war ihre Verbitterung und Hoffnungslosigkeit,
die sie den Revolutionären zutrieb. In einem radikalen Umsturz und einer nach-
folgenden Umwälzung der Gesellschaft erblickten sie die Hoffnung auf ein
menschenwürdiges Dasein. Zu oft war ihr Bitten und Betteln auf taube Ohren
gestoßen, und zu groß war ihre Verbitterung über die, die sie bedingungslos
ausbeuteten und unterdrückten. Sie hatten die Verhöhnung ihrer existentiellen
Lebens- und Menschenrechte satt, mit der sie immer wieder von den Kapitaleig-
nern jenen Satz zu hören bekamen:

"Wenn du diese Arbeit für diesen Preis nicht machen willst und es dir
zuwenig erscheint, dann geh doch. Es gibt genug, die für weniger ar-
beiten!"

Eine revolutionäre Bewegung, die dieser Erniedrigung ihrer Persönlichkeit ein
Ende bereiten wollte, in der sie wieder Menschen und kein Stückgut waren, in
der sie sich zu einer Klasse zusammentaten, die die besitzende Klasse mit all
ihren parasitären Fettsäcken hinwegzufegen versuchte, war ihnen gerade recht.
Ein menschenwürdiges Leben und Genugtuung. Beides versprachen ihnen die
radikalen Umwälzungsideen der Revolutionäre.

1864 gründeten die Arbeiter in London die 1.Internationale (Internationale Ar-
beiterassoziation), die unter dem Einfluß von Marx und Engels das Programm
einer Klassenpartei formulierte.
In Deutschland war 1863 von F.Lassalle in Leipzig der Allgemeine Deutsche
Arbeiterverein gegründet worden. Lassalle war Reformist und vertrat im Gegen-
satz zu Marx den programmatischen Grundsatz, daß die Durchsetzung des glei-
chen und allgemeinen Wahlrechts eine Vertretung der sozialen Interessen der
Arbeiter und die Beseitigung der Klassengegensätze ermöglicht.
1869 entstand unter der Führung von Bebel und Wilhelm Liebknecht in Ei-
senach die an Marxs Thesen angelehnte Sozialdemokratische Arbeiterpartei.
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Parallel hierzu entwickelte sich seit 1868 die deutsche Gewerkschaftsbewegung,
teils auf marxistischer und kommunistischer, teils auf sozial-liberaler reformisti-
scher Basis.
1875 verschmolzen die Spitzen des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins und
der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei auf dem Gothaer Einigungskongreß zur
Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands (SAPD). Es kam zur Verabschie-
dung des Gothaer Programms. Die SAPD war nun das große Sammelbecken
aller sozialen Strömungen in Deutschland. Dieses Sammelbecken reichte von
den antiautoritären Kommunisten, z.B. Johann Most, über die staatsautoritären
Kommunisten und Sozialisten, deren bekanntesten Vertreter Marx und Engels
für die Kommunisten, Bebel und Liebknecht für die Sozialisten waren, bis zu
den Sozialreformern, den Lassalleanern.

Nun waren sie alle in einer Partei versammelt, rangen miteinander um die
Vorherrschaft innerhalb ihrer "großen Partei" und um die Herrschaft im Staat.
Hier begegnet uns wieder jener alte Zauberspruch, der schon die russische Re-
volution zerstörte. Es ging wieder um die "Eroberung der politischen Macht". In
den damaligen Fraktionskämpfen fanden die Gesellschaftsplaner des deutschen
Staates schließlich den Ausgangspunkt, der es ihnen ermöglichte, die SAPD für
ihre Zwecke einzusetzen, ohne die Gefahr einzugehen, daß durch eine Zerstö-
rung des Parteiapparates die sozialen Bewegungen im Untergrund außer Kon-
trolle gerieten. Die Gesellschaftsplaner wandelten die SAPD in einen staatstra-
genden Puffer und von Lassalleanern getragenen Sozialreformapparat um, so
daß die Partei zum "Spürhund des Systems" wurde.

4.1.2.2. SAPD wird staatstragender Reformapparat

Der adligen Herrschaftsschicht, die im Einvernehmen mit den Kapitaleignern
hemmungslos die Ausbeutung und Unterdrückung der Arbeiterklasse betrieb,
bereitete die wachsende Umsturzbewegung immer größere Schwierigkeiten. Die
Bereitschaft der Arbeiterklasse, das alte System durch eine Soziale Revolution
hinwegzufegen, nahm ständig zu. Seit der Gründung der SAPD besaßen die Ar-
beiter ihr erstes Organ, in dem sich immer mehr Unzufriedene und Umstürzler
sammelten. Die im Kaiserreich durchgeführten Wahlen zum Reichstag zeigten
diese Entwicklung durch die drastisch zunehmenden Wahlerfolge der SAPD
deutlich an. Dem Kaiserreich mußte es gelingen, einen Puffer vor die revolutio-
nären Forderungen der Kommunisten und verschiedener Sozialisten zu schie-
ben. Dieser Puffer mußte für ein Kanalisieren der sozialen Unruhen sorgen.
Marx, Engels, Most und viele andere stellten weiter ihre Forderung nach einer
Sozialen Revolution, und die Zustimmung innerhalb der Arbeiterklasse wurde
immer breiter. Sie hielten eine Beschränkung auf den parlamentarischen Kampf,
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besonders in Deutschland, für unzulänglich, weil die Verfassung von 1871
(Einführung der Konstitutionellen Monarchie) dem Reichstag keine ausreichen-
de Herrschaftsbefugnis gegeben hatte. Der Monarch besaß weiterhin die alleini-
ge Verfügungsgewalt über die Exekutive (ausführende Gewalt) und konnte sich
so leicht über die Beschlüsse des Reichstages hinwegsetzen. (Siehe den anfangs
nicht und später veröffentlichten Teil der "Kritik des Erfurter Programms" von
Engels, 1891)
Dem entgegen waren die Vorstellungen der Lassallianer schon fast erfüllt. Mit
der Verfassung von 1871 war die Grundvoraussetzung des Allgemeinen Wahl-
rechtes (zu dieser Zeit jedoch beschränkt durch das preußische Ständerecht) zur
Vertretung der sozialen Interessen der Arbeiter und zur systematischen Beseiti-
gung der Klassengegensätze auf parlamentarischem Wege fast erreicht. Nun
konnte die von den Lassalleanern und anderen Reformisten angestrebte Heilung
der "sozialen Schäden", die Minderung sozialer Spannungen und die grundle-
gende Umgestaltung der Eigentums- und Einkommensverteilung beginnen. Die-
se Reformen über parlamentarische Mehrheiten sollten schließlich zum Um-
bruch der Gesellschaft hin zu einer gleichmäßigeren vom Staat überwachten Ei-
gentumsverteilung führen, ohne daß in dem durch Privateigentum und Handel
grundsätzlich entstehenden Gesellschaftsmechanismus der "inneren Dynamik
eines Handelsraumes" und seinem Eigentumsentwicklungszyklus eingegriffen
werden sollte.

Genau in diesen Reformbestrebungen erkannten die von Bismarck geführten
Gesellschaftsplaner des preußischen Staates einen Puffer, den sie vor die revo-
lutionären Strömungen Deutschlands schieben und mit dem sie die sozialen
Spannungen für ihre Zwecke kanalisieren konnten. Sie brauchten hierzu nur die
SAPD in einen von der Ideologie Lassalles beherrschten Reformapparat umzu-
wandeln. Durch den Mangel an einer tiefgreifenden Eigentums- und Staatskritik
waren die Reformisten sowieso dazu geneigt, ihre Organisation als Rangord-
nungssystem aufzubauen, so daß von den Gesellschaftsplanern im geeigneten
Moment nur die Spitze des Parteiapparates ausgetauscht werden mußte. So
schufen die Reformer im Einvernehmen mit den autoritären Kommunisten und
Sozialisten das innere Gefüge der SAPD, welches im Grunde nur ein schlechtes
Spiegelbild vom schon bestehenden Staat war, kopierten seine Herrschafts-
strukturen und waren durch das entstehende Rangordnungssystem ihrer Partei
von oben nach unten bestens steuerbar!

Es kam auch hier, was durch den "Entartungsmechanismus aller gesell-
schaftlichen Rangfolgeorganisationen" zwangsläufig eintreten mußte und was
die späteren Sozialdemokraten zum größten und verlogensten Mythus, die Ver-
folgung der Sozialdemokraten, hochstilisierten.

Von 1882-1890 kam es zum Ausnahmezustand, zum Verbot und zur Verfolgung
der SAPD-Anhänger. Es war die Zeit der Sozialistengesetze. Doch genauer be-
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trachtet, verfolgte der preußische Staat nur die revolutionäre Führung innerhalb
der SAPD, während er die Reformer "für andere Zwecke" schonte. Die Gesell-
schaftsplaner begannen, den Zwist zwischen der Reform- und Revolutionsfrak-
tion zu nutzen und anzuheizen.

Im nachhinein gesehen, kam dem Führungsanspruch der Reformisten das
Sozialistengesetz Bismarcks überaus gelegen. Spitze Zungen behaupten, daß es
den Reformisten während des Kampfes um die "Eroberung der politischen
Macht" innerhalb der Partei jene Art von "Säuberung" ersparte, die wir aus den
Kommunistischen Parteien des Ostblocks kennen, zumal der "Entartungsmecha-
nismus aller gesellschaftlichen Rangfolgeorganisationen" spätestens nach der
Eroberung der Herrschaftsgewalt im Staate eingerastet wäre. Die praktische
Wirkung blieb die gleiche.

Vor dem Sozialistengesetz hielten sich die Reformer mit den Revolutionä-
ren in der SAPD-Führung die Waage. Nach ihm waren die revolutionären Wort-
führer aus der Parteiführung fast alle verschwunden. Grob betrachtet bot die
SAPD nach den Sozialistengesetzen folgendes Bild. Die Reformisten saßen in
der Spitze des Parteiapparates, und die Verfechter der Sozialen Revolution stan-
den an der Basis der Arbeiterschaft.

Und auf welche "elegante Art" hatte sich die Parteiführung ihres radikalen Flü-
gels entledigt?
Ganz einfach. Der preußische Staat machte die Drecksarbeit, und die Reformer
innerhalb der Partei wehrten sich nicht, wenn die radikalen Parteigenossen über
die Klinge sprangen. Am Ende waren Gesellschaftsplaner und Reformisten zu-
friedengestellt. Bismarck besaß einen sozialreformerischen Herrschaftsapparat,
mit dem er die sozialen Spannungen für seine Zwecke kanalisieren konnte, und
die führenden Kräfte des sozialreformerischen SAPD-Flügels bekamen die Ver-
fügungsgewalt über die Partei und konnten unbehelligt an der politischen Herr-
schaft im Staat teilhaben. Sie waren über das Kanalisieren der sozialen Span-
nungen und der revolutionären Kräfte in die Führungsschicht eines neuen sozial-
reformerischen Herrschaftsapparats der Gesellschaftsplaner aufgestiegen und so
zu einer zusätzlichen in die staatliche Planungsbehörde aufgenommenen Füh-
rungselite geworden. Die reformerischen Sozialdemokraten waren nun reif, den
Kapitalismus im Sinne der Kapitaleigner zu verwalten und zu steuern, anstatt
ihn zu überwinden! Und tanzen taten sie nach Bismarcks Pfeife.

Dies sind keineswegs die überspannten Geschichtsdeutungen der revolutio-
nären staatsautoritären Kommunisten und Sozialisten oder der Anarcho-
Kommunisten. Dies war die traurige Alltagsrealität der SAPD, die in verschie-
denen Werken von Rudolf Rocker oder Max Nettlau, z.B. "Leben und Werk d.
Historikers vergessener sozialer Bewegungen", Johann Most, "Memoirin", Horst
Karasek, "Belagerungszustand! Reformisten und Radikale unter dem Soziali-
stengesetz 1878-1890", oder Rudolf Rocker, "Johann Most. Das Leben eines
Rebellen"nachzulesen ist.



- 317 -

Die Taktiererei der Partei gegen die radikale Linke erschöpfte sich bald nicht
mehr nur im Stillhalten. Krampfhaft versuchte der Vorstand im Züricher Exil,
den Einfluß der Linken auf die Parteibasis zurückzudrängen. So gründeten sie
z.B. eine Gegenzeitung zur radikalen "Freiheit" von J. Most und kopierten in
dieser "Sozialdemokrat" seine einfache Sprache in den Artikeln. Im Züricher
Exil versucht die Partei, mit allen möglichen Resolutionen und Anträgen die ra-
dikale Linke auszumanövrieren. Abstimmungen wurden manipuliert, Mandate
verfälscht, Beschlüsse verschwanden. Das Studium der alten erhalten gebliebe-
nen Berichte, Zeitungen, Bücher und Akten, die uns heute nur noch in verstüm-
melter Form als allgemein vergessener Teil unserer Geschichte vorliegen, lie-
ferte mir hierfür Unmengen an Material. "Sozialisten" lieferten Sozialisten ans
Messer, und die Anhänger beider Fraktionen wurden zu Verrätern und besten
Helfern der preußischen Polizei. Die Fraktionen unterlagen in ihrem Willen zur
"Eroberung der politischen Macht" dem "Entartungsmechanismus aller gesell-
schaftlichen Rangfolgeorganisationen".
Daß die radikalen Kräfte hier den Kürzeren zogen und der preußische Staat für
eine Festigung der reformerischen Führungsposition im SAPD-Parteiapparat
sorgte, liegt auf der Hand. Die Radikalen landeten im Knast, im Exil oder der
Resignation. Es dauerte nicht lange, da triumphierten Staat und Sozialdemokra-
tie, und die Gesellschaftsplaner hatten sich einen neuen staatstragenden Herr-
schaftsapparat zum Kanalisieren der sozialen Spannungen geschaffen.

Gleichzeitig war Bismarck für die Erhaltung der inneren Stabilität im Kaiser-
reich nicht untätig geblieben. Bismarcks sozialpolitischen Bemühungen galten
vor allem der Entschärfung der sozialen Spannungen. Er wollte mit seinen Sozi-
alreformen die weitere Radikalisierung der Arbeiterklasse verhindern.
1883 führte er das Krankenversicherungsgesetz, 1884 das Unfallversicherungs-
gesetz und 1889 das Gesetz zur Invaliditäts- und Altersversicherung ein. Mit
diesen Sozialversicherungen entschärfte er die sozialen Spannungen, befriedete
einen Großteil der aus sozialer Not radikalisierten Arbeiterklasse und führte sie -
in der Hoffnung ihres im feudalen System verhaftenden Denkens, daß ihre "Her-
ren" sich ihrer durch Reformen erbarmen täten, wenn sie diese nur laut genug
anmahnten - den Reformisten zu. Nun waren die Grundlagen zur Abschaffung
der Sozialistengesetze gelegt, was 1890 auch erfolgte.

Daß 1890 die SAPD in die Sozialdemokratische Partei Deutschland (SPD)
umbenannt wurde, war in diesem Jahr nur noch ein Ausdruck der "revolutionä-
ren Nachwehen", mit denen sich die Sozialreformer nun endgültig und auch äu-
ßerlich der Parteiführung bemächtigten. Die Reformer beanspruchten Bismarcks
Sozialreformen für sich, und auch die bürgerliche Presse ließ die Reformbemü-
hungen der SPD in einem glanzvollen, "kritischen" und manchmal als soziali-
stisch geschmähten Licht erscheinen.
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Der Eindruck der nach den Sozialistengesetzen einsetzenden Wahlerfolge
der SPD nach 1890 nährte nun die Hoffnung, daß die Umwälzung und die Um-
gestaltung der Gesellschaft tatsächlich über die Erringung einer demokratischen
Mehrheit im Parlament eingeleitet werden könnte. Es kam zum Abrücken von
der marxistischen Grundauffassung, die von der Revolution des Proletariats aus-
ging. Die Parteimehrheit der SPD entschied sich nun für den demokratischen
Weg zur Erringung der Herrschaft über Wahlen zum Parlament, wobei sich die
Arbeiterklasse der Führung des sozialdemokratischen Parteiapparates unterord-
nete.

Bismarck war es im Sinne der Gesellschaftsplaner gelungen, die sozialen Unru-
hen und revolutionären Bestrebungen zu kanalisieren und umzulenken. Mit der
SPD hatte er im Staate einen neuen sozialreformerischen Herrschaftsapparat ge-
schaffen, mit dem er die Wogen der sozialen Spannungen glätten und die Ar-
beiterschaft steuern konnte. Unter zur Hilfenahme der SPD trimmte er die Sozi-
alreformen immer auf das Maß, welches nötig war, damit die Revolutionäre
nicht die Überhand gewannen.
Die Reformisten beanspruchten natürlich alle erzielten Erfolge für sich. Doch in
Wirklichkeit sind und waren sie Abwiegler, mit denen die sozialen Spannungen
nur kanalisiert werden sollen. Denn die Gesellschaftsplaner wären nie auf das
Bitten der Reformer eingegangen, wenn die Reformer nicht eine breite revolu-
tionäre Strömung im Rücken gehabt hätten, die Überhand zu nehmen drohte.
Diese galt es einzudämmen, sonst nichts! Die Reformer erfüllten hier nur die
Funktion eines Puffers oder Seismographen, mit dem der Staat auslotete, in
wieweit die Ausbeutung und Unterdrückung maximiert werden konnte, ohne
daß eine Revolution drohte. Die Verbesserungen sind der Arbeiterklasse dann
durch die kapitalistische Pressepropaganda als Erfolge der Reformer verkauft
worden, damit sie Ruhe hielt und zur SPD-Führung vertrauen faßte. Den radi-
kalen Strömungen sollte mit der SPD der Wind aus den Segeln genommen wer-
den.
Der SPD fällt bis heute keine andere Funktion zu als die der Pufferzone und die
der Abwiegler, deren Entstehung auf Bismarck zurückgeht und bis heute eine
fast 100-jährige ungebrochene Tradition besitzt. Bismarck leistete ganze Arbeit,
und wenn wir uns die SPD heute richtig anschauen, werden wir schnell feststel-
len, daß sie selbst heute noch ein von Lassalles Staatsreformforderungen be-
herrschter Parteiapparat ist, der sich im Grunde mit der heutigen Gesellschafts-
wirklichkeit selbst überlebt hat.

------

Angesichts dieser scheinbaren sozialen Erfolge in Deutschland war es nicht
verwunderlich, daß die meisten mittel- und westeuropäischen Arbeiterparteien
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auf den Kurs des deutschen Vorbilds einschwenkten. Sie stellten den reformisti-
schen Weg in den Mittelpunkt ihres Handelns und sind wohl meist auch von den
Herrschenden hierzu umgewandelt worden. Im 19.Jahrhundert waren es die Re-
formisten, die die Mitschuld an der Verhinderung der Sozialen Revolution tru-
gen, weil sie zum Empörungs- und Auflehnungskanalisierer der Herrschenden
wurden. Sie trugen dazu bei, daß durch die Streitigkeiten zwischen radikalem
und gemäßigtem Flügel (ab der 2.Hälfte des 19.Jahrhunderts) Name und Ziel
des Kommunismus hinter dem des Sozialismus zurücktrat.
In der ersten Hälfte des 20.Jahrhunderts waren es die autoritären Kommunisten,
die nun aus der Erfahrung der 2.Hälfte des 19.Jahrhunderts die Entwicklung mit
allen Mitteln umzukehren versuchten und sich eigens hierfür von den Sozialisten
und Sozialdemokraten trennten. Doch mit dem Ziel der "Eroberung der politi-
schen Macht" massakrierten sie schließlich so viele "Reaktionäre", daß am Ende
auch bei ihnen keine Kommunisten mehr übrig blieben.

------

Als Ursache der sozialreformerischen Umformung radikaler Bewegungen durch
die Gesellschaftsplaner können wir wieder den Willen zur "Eroberung der poli-
tischen Macht" und die Einrichtung einer Organisation mit einem Rangord-
nungsgefüge angeben, durch die die Arbeiterklasse die Herrschaft erlangen
sollte. Dem gegenüber stand der stabile preußische Staat.
Treffen derartige Gegebenheiten aufeinander, so wird der Staat es immer mit
genau demselben Mittel wie in Deutschland schaffen, revolutionäre Strömungen
für seine Zwecke umzuwandeln und die Handlungsziele der Bevölkerung in ei-
ner vom Staat gesteuerten Reformbewegung zu vereinen. Die Reformen, die die
Gesellschaftsplaner durch den Staat zugunsten der Besitzlosenklasse vollziehen,
sollen von der Bevölkerung immer als Erfolg der Reformer erkannt und wahr-
genommen werden. Hiermit soll die Bevölkerung zu den Reformisten Vertrauen
fassen, so daß die Auflehnung und Empörung durch die Reformbewegung ka-
nalisiert werden kann.
Tatsächlich aber lebt jede Reformbewegung von der Kraft und dem Blut der ra-
dikalen Gesellschaftsströmungen, die ja klein gehalten werden sollen. Die Stär-
ke der Reformer in einem Staat hängt immer von Kraft und Ausmaß des radika-
len Änderungswillens der Bevölkerung ab. Schwinden die radikalen und revolu-
tionären Kräfte im Volk, verlieren auch die Reformer ihren Einfluß, da nun kei-
ne staatsgefährdenden Kräfte verbleiben, die es zu kanalisieren gilt und die Re-
former somit überflüssig werden!
Das Vorgehen der Gesellschaftsplaner wird bei allen Parteien mit einem Rang-
ordnungsgefüge immer gleichartig ausfallen. Es sei denn, die revolutionären an-
tiautoritären Kommunisten finden ein Mittel der Aufklärung und eine Organisa-
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tionsstruktur als Kampfmittel, die von vornherein herrschaftsfrei, rangfolgefrei
und somit unbeherrschbar ist.

4.1.2.3. Mitschuld der Sozialdemokraten am 1.Weltkrieg

Wie gut der Gehorsam und die Gefolgschaft der sozialdemokratischen Reform-
bewegung klappte, zeigt uns das Verhalten des Deutschen Gewerkschaftsbundes
und der SPD kurz vor dem 1.Weltkrieg. Der preußische Staat hatte sich mit der
deutschen Reformbewegung eine Organisation herangezogen, die treu und un-
terwürfig zu ihm stand und ihm gehorsam in den Krieg folgte. Sie war sogar so
gefolgsam, daß es namentlich die Reformbewegung der deutschen Sozialdemo-
kratie war, die alle internationalen Versuche zur Verhinderung des
1.Weltkrieges vereitelte.

Auf den Kongressen der 2.Sozialistischen Internationalen, 1871 nach dem
Deutsch-Französischen Krieg wieder ins Leben gerufen, verhinderten gerade die
deutschen Sozialdemokraten mehrmals Entscheidungen zu einem internationa-
len Generalstreik gegen die drohende Kriegsgefahr. Die Arbeiter der Industri-
enationen waren hochgradig organisiert und besaßen die Kraft und die Bereit-
schaft zum Umbruch der europäischen Gesellschaft. Was fehlte war ein Startsi-
gnal, welches auch den 1.Weltkrieg verhindert hätte. Die Arbeiterklasse allein
hätte durch ein direktes Eingreifen den Frieden sichern können. Das Land, von
dem zu dieser Zeit dieser Entschluß hätte ausgehen müssen, war Deutschland,
denn Deutschland verfügte damals über das größte Kriegspotential.
Von den bürgerlich nationalen Parteien im Reichstag war diese Friedensaktion
sicherlich nicht zu erwarten gewesen. Diese Rolle fiel einzig und allein den So-
zialisten und Kommunisten zu. Sie besaßen jenes weitblickende ideologische
Gründungsziel einer gerechteren, friedlicheren, ausbeutungsfreien Welt, die den
engstirnigen Nationalisten verborgen blieb. Doch die Sozialdemokratische Partei
Deutschlands, die im Reichstag mit einer großen Zahl Abgeordneten vertreten
war, nahm diese historische Aufgabe nicht an!

Sie konnte als einzige Partei auf die Hilfe der mit ihr eng verbundenen
mächtigen Gewerkschaften zählen und war somit die einzige Partei,
die in Deutschland die notwendige Kraft für solch einen Schritt besaß!

Doch in ihren Handlungen zeigte sie überdeutlich, daß sie weder eine sozialisti-
sche noch eine kommunistische Haltung besaß, und daß ihr der Internationalis-
mus als gemeinsamer Klassenkampf und Verbrüderung aller Völker zu einer auf
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Frieden und Gleichberechtigung aller Menschen beruhenden Gesellschaft fremd
war.

1907 zeigte sie diese Haltung überdeutlich. Auf dem Kongreß der
2.Sozialistischen Internationalen in Stuttgart stritten die Delegierten auf Antrag
des französischen Antimilitaristen Gustave Herv‚ über Antikriegsaktionen der
Sozialisten und vor allem über einen Generalstreik gegen den Krieg. Die deut-
schen Sozialdemokraten waren dagegen. Für sie war der Generalstreik nichts
weiter als "Generalunsinn". Selbst staatsautoritäre marxistische Kreise in
Deutschland argumentierten dogmatisch:
Der Krieg, der als notwendige Folge des Kapitalismus betrachtet wurde, konnte
nur durch eine sozialistische Gesellschaftsordnung zum Verschwinden gebracht
werden! Gegen einen Angriff von außen, insbesondere vom politisch rückstän-
digen und wirtschaftlich weniger entwickelten Rußland, werden die deutschen
Sozialdemokraten ihr Vaterland verteidigen.
Mit dieser Argumentation war, 1907, der Sozialpatriotismus geboren, der sich
später im Nationalsozialismus fortsetzen sollte. Bei den nationalen Parteien hieß
es:
"Am deutschen Wesen soll die Welt genesen." Aber auch den Sozialpatrioten
lag die nationale Militäruniform näher als die internationale rote Sozialistenbin-
de.

Ein Resolutionsentwurf, der die Arbeiter zu direkten Antikriegsaktio-
nen aufrief und die sozialistischen Abgeordneten ermahnte, im Parla-
ment gegen die jederzeit möglichen Kriegserklärungen und Kriegs-
kredite zu stimmen, ist durch das Veto der deutschen Sozialdemokra-
ten abgelehnt worden!

Der enttäuschte Hervé‚ gab auf und wurde später Nationalist. Die einzigen pro-
minenten Sozialdemokraten, die sich für Antikriegsaktionen einsetzten, waren
Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht.

Auf dem internationalen Sozialistenkongreß in Kopenhagen, 1910, wieder-
holte sich dieses Spiel. Diesmal war es der Engländer Keir Hardie, der im Na-
men seiner Partei die Sozialisten aller Länder aufrief, gemeinsam gegen Krieg
und Militarismus zu kämpfen. Er forderte nicht nur die Abrüstung, sondern auch
die vollständige Ausmerzung des militaristischen Geistes, womit die Deutschen
wohl völlig überfordert gewesen sein müssen. In dem von ihm und dem Franzo-
sen Vaillant vorgelegten Entschließungsentwurf sind, neben einer internationa-
len Antikriegskampagne, der Generalstreik in der Kriegsindustrie und im Ver-
kehrswesen als wirksamstes Mittel gegen den Krieg vorgeschlagen worden.

Auch diesmal waren es die deutschen Sozialdemokraten, die den Vor-
schlag ablehnten, während selbst die schwedischen Sozialdemokraten



- 322 -

ihm positiv gegenüberstanden. Um die Spaltung der Internationalen zu
vermeiden, wurde auf eine Abstimmung verzichtet.

------

Somit waren die deutschen Sozialdemokraten die Hauptgegner einer kon-
sequenten antimilitaristischen Strategie. (Wenn also die SPD in den Massen-
medien vollmundig ihren Willen zum Kernenergieausstieg verkündet und hinter-
rücks still und leise weiteren Teilbaugenehmigungen der WAA-Wackersdorf -
wie 1988 in München geschehen - zustimmt, so beruht dies nur auf einer sehr
alten Tradition des Verrates!) Selbst Bebel begnügte sich damit, im Reichstag
"die glänzenden Knöpfe der Uniformen anzuprangern", weil sie dem Feind als
Zielscheiben dienen könnten. Er erklärte, daß er selbst auf seine alten Tage noch
das Gewehr schultern würde, wenn es gegen das zaristische Rußland ginge.

Die Jungsozialisten waren die einzigen, die gegen die Übermacht des all-
gegenwärtigen deutschen Parteiapparates angingen und eine Diskussion zur
Haltung der Parteiführung auf den Internationalen Sozialistenkongressen bei der
Parteibasis anzuleiern versuchten. Sie bildeten z.B. als Sozialistischer Bund in
Berlin einen Ausschuß zur Einberufung eines deutschen Arbeitertages, auf dem
internationale Friedensaktionen beraten werden sollten. Sie waren der Meinung,
daß ein allgemeiner Streik die drohende Kriegsgefahr bannen konnte. Gustav
Landauer hatte eigens hierfür einen Aufsatz, "Die Abschaffung des Krieges
durch die Selbstbestimmung des Volkes, Fragen an die deutschen Arbeiter", ge-
schrieben, von dem er 100.000 Exemplare drucken ließ. Doch es kam nie zur
Verbreitung dieser Flugschrift. Durch Verrat fiel sie der Polizei in die Hände
und ist am 4.12.1911 wegen Aufforderung zum Generalstreik beschlagnahmt
worden.
Aus dem geschilderten Sachverhalt kann also zweifelsfrei der Schluß gezogen
werden, daß Parteiführung und Parteiapparat der Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands mit den Gesellschaftsplanern ihres Staates "einvernehmlich" zu-
sammenarbeiteten und jenes gesellschaftliche Klima schufen, welches für den
Kriegsbeginn notwendig war. Die SPD hatte ihre Funktion als Herrschaftsappa-
rat der Gesellschaftsplaner gefunden, und sie arbeitete nun mit ihren Argumen-
tationen, Parolen und Entschließungen deren Weltherrschaftsinteressen zu.

Mit dem Attentat des serbischen Nationalisten Princip auf den österreichischen
Erzherzog Franz Ferdinand und dessen Frau am 28.Juni 1914 in Sarajevo war
die Gefahr eines kriegerischen Zusammenstoßes der Großmächte akut gewor-
den. Jetzt mußte sich entscheiden, ob der Friedenswille der Völker stärker war
als der nationalistische Kriegswille und ob die Ideale des humanistischen Sozia-
lismus über die internationalen Kapitalinteressen siegen werden.
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Am 29.Juli 1914 trafen sich die Repräsentanten der 2.Sozialistischen Internatio-
nalen in Brüssel, um zur brennenden Frage der Kriegsgefahr Stellung zu neh-
men. Die Diskussionen zeigten, daß vor allem bei den deutschen und österrei-
chischen Sozialdemokraten die nationalen Gefühle stärker waren als der soziali-
stische Internationalismus.

Karl Legien, der Vertreter der deutschen Gewerkschaften, gab seinem
französischen Kollegen Leon Jouhaux klar zu verstehen, daß die deut-
schen Arbeiter marschieren und nicht streiken werden, während sich
noch wenige Tage zuvor "La Bataille Syndicaliste", das Organ der
französischen Gewerkschaften, für die Verhinderung des Krieges
durch den Generalstreik ausgesprochen hatte!

Am 4.August 1914 übernahm die deutsche Sozialdemokratie, stärkste Sektion
der 2.Sozialistischen Internationale, durch die Bewilligung der Kriegskredite im
Reichstag (wo sie 110 Abgeordnete stellte) einen schwerwiegenden Teil der
Verantwortung am Krieg. Die zahlreichen telegraphischen Appelle ausländi-
scher Gewerkschaften an die Adresse des Allgemeinen Deutschen Gewerk-
schaftsbundes, durch ein gemeinsames Handeln den Krieg zu verhindern, fanden
kein Echo. Das Verhängnis nahm seinen Lauf.
Vier Monate später, am 2.Dezember 1914, stimmte die sozialdemokratische
Fraktion im Deutschen Reichstag erneut für zusätzliche Kriegskredite. Nur Karl
Liebknecht und Otto Rühl stimmten hiergegen. (Quelle für den unter "Die Mit-
schuld der Sozialdemokraten am 1.Weltkrieg" zusammengefaßten und bearbei-
ten Text ist: Augustin Souchy, "Vorsicht Anarchist", ein lesenswertes Buch)

------

Erdrückend?
Diese Vorgänge sind auf die Beherrschbarkeit der Gesellschaft durch ihr Rang-
ordnungsgefüge und der Herrschaft der Gesellschaftsplaner durch die ihnen er-
gebenen demokratiefeindlichen Staatsapparate zurückzuführen. Erst diesem
Rangordnungsgefüge entspringt der Wille zur "Eroberung der politischen
Macht" und jener Gesellschaftsmechanismus, mit dem die Entscheidungsbefug-
nis einer jeden demokratischen Organisation systematisch an die Spitze verla-
gert wird, so daß wir den beschriebenen "Entartungsmechanismus aller gesell-
schaftlichen Rangfolgeorganisationen" auch hier wiederfinden. Die vom Staat
alltäglich erzwungene Unterwerfung prägt die unüberlegte Übernahme des
Rangordnungsgedankens und trägt somit zur steten Reproduktion dieses rituali-
sierten Verhaltens innerhalb aller freiwilligen Zusammenschlüsse der Gesell-
schaft bei.
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Die Gesellschaft wird ewig über das Rangordnungsgefüge ihrer
Organisationen steuerbar bleiben, es sei denn, sie wird sich der
tragenden Funktion der Rangordnung zu ihrer eigenen Unter-
drückung bewußt!

Die Sozialdemokraten bilden in diesem Zusammenhang nur eine Sonderform
eines durch die Gesellschaftsplaner genutzten Herrschaftsapparats, mit dem;

> die radikalen und revolutionären Kräfte innerhalb der Gesellschaft be-
kämpft werden und

> eine Steuerbarkeit der sozialen Unruhen durch eine Reformbewegung er-
leichtert sowie staatstragend kanalisiert wird.

Die Mitschuld am 1.Weltkrieg der deutschen Sozialdemokraten dient mir hier
nur als das schlimmste auffindbare Beispiel dieser sich überall wiederholenden
Gesellschaftsdynamik von Reformbewegungen mit kontrollierbarem Rangord-
nungsgefüge.
Heute ist diese Gesellschaftsdynamik besonders gut bei den Grünen zu beob-
achten

------

Ich will im Fluß meiner Überlegungen noch auf eine weitere Absonderheit hin-
weisen.
Kaiser Wilhelm II. war der größte Aktienbesitzer der Firma Krupp. Die deut-
schen Waffen- und Munitionsfabriken hatten in Frankreich die "Société francoi-
se pour la fabrication de roulement de billes" gegründet, in der kriegsnotwendi-
ge Maschinen gegen den "Erbfeind" hergestellt wurden. Die gleiche Firma lie-
ferte 50% ihrer Produktion nach Rußland und 200.000 Gewehre nach Serbien.
Gleichzeitig zahlte die Firma Krupp der französischen Presse hohe Summen um
kriegshetzerische Artikel zu veröffentlichen! (Quelle: Augustin Souchy, "Vor-
sicht Anarchist!")
Warum?
Wollten Kaiser und deutsche Kapitaleigner in ihrer "Vaterlandsliebe", daß deut-
sche Arbeiter mit von deutschen Unternehmern in Auftrag gegebenen Waffen
erschossen werden?
Wollten sie mit Hilfe der SPD einen unüberwindbaren Graben des Hasses inner-
halb der europäischen Arbeiterklasse aufreißen und den schon sichtbaren Ansät-
zen einer "internationalen sozialistischen Weltrevolution" ein jähes Ende berei-
ten?
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Erkläre mir jemand die tiefere Logik dieser widersinnigen nationalistischen
Herrschaftsstrategie, mit der der deutsche Kaiser seinen Feinden noch Waffen
für einen Krieg gegen seine eigenen Herrschaftspläne lieferte und die europäi-
schen Gesellschaftsplaner insgesamt dafür sorgten, daß sich die Arbeiterklasse
jahrelang in einem bestialischen Graben- und Stellungskrieg abschlachtete!

Das nun folgende Beispiel soll die innere Stabilität der Gesellschaftsdynamik
aufzeigen, so wie sie für die Gesellschaftsplaner durch die drei Elemente des
Rangordnungsgefüges, des Staates und der Reformbewegung zur Erhaltung ih-
rer "Verfügungsgewalt über die Gesellschaft" entsteht.

4.1.2.4. Generalprobe für die Novemberrevolution

Der Staat samt seiner Herrschaftsapparate ist nicht reformierbar!
Als ich meine Unterlagen durchstöberte, entschloß ich mich, den schlimmsten
Verrat der SPD an der Arbeiterklasse zu wählen, da durch ihn auch Tragweite
und Dimension, in der wir für politische Gesellschaftsabläufe denken müssen,
der von Bismarck geleisteten Arbeit sichtbar werden. Die SPD war es, die nach
dem 1.Weltkrieg in ihrer alten Funktion als Empörungskanalisierer der Gesell-
schaftsplaner die Soziale Revolution in Deutschland verhinderte und die Er-
richtung einer sozialistischen Räterepublik (d.h., nicht Lenins Kadersystem,
sondern das marxistische staatsautoritäre Rätesystem) vereitelte. In der deut-
schen Novemberrevolution von 1918 bewährte sich die SPD als Puffer und neu-
er stabilisierender Staatsapparat gegen Sozialismus und Kommunismus, den
Bismarck 28 Jahre zuvor eigens für diese Aufgabe für das Kaiserreich herange-
zogen hatte.

Um meine Argumentation in ihrer ganzen Bandbreite nachvollziehen zu können,
will ich Ihnen kurz Vorgänge und Lage der Dinge vor der Novemberrevolution
skizzieren.

An der Spitze der Arbeiterbewegung standen praktisch "soziale" deutsch-
nationale Demokraten (ich meine die Sozialdemokraten), die die ursprünglichen
von Marx geforderten Ziele des Sozialismus und schließlich des Kommunismus
nicht teilten. Ihnen ging es bestenfalls um einen sozialreformierten National-
staat, wobei sie sich an den alten Herrschaftsverhältnissen, durch die sie groß
geworden waren, krampfhaft festklammerten.
Daß innerhalb der SPD immer wieder ein ganz bestimmter Personenkreis von
sozialen bürgerlich-liberalen Parteimitgliedern aufstieg und die radikale Linke
nicht die Oberhand gewinnen konnte, lag wieder im "Entartungsmechanismus
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aller gesellschaftlichen Rangfolgeorganisationen" begründet, dessen Funktion
von folgenden Rahmenbedingungen bestimmt wurde:

1. In der von Bismarck mit den Sozialistengesetzen eingerichteten personellen
Führungsstruktur innerhalb der Arbeiterbewegung, durch die die alten re-
formistischen Führungsspitzen immer wieder nur ihren Nachwuchs heran-
gezogen.

2. In der Aufgabe der SPD als reformistisch wirkender Herrschaftsapparat der
Gesellschaftsplaner, der die Wogen einer zu radikalen Umwälzungen nei-
genden Arbeiterbewegung glätten sollte.

3. In dem Aufstieg der SPD-Führungsspitze in die staatliche Planungsbehörde
der Gesellschaftsplaner und der sich hiermit ergebenden Kumpanei zwi-
schen dem reformistischen Herrschaftsapparat (SPD) und den Kapitaleig-
nern, z.B. durch eine positive bürgerliche Presse für den ausgewählten
SPD-Nachwuchs.

4. In den hiermit entstehenden "besonderen Maßstäben" für die Auswahl des
SPD-Nachwuchses. Denn "diese Aufsteiger" durften keine sozialistischen
oder kommunistischen Idealisten sein, sondern mußten die Arbeiterbewe-
gung als Mittel für ihren Aufstieg und ihre "politische Laufbahn" ansehen,
durch die sie an der "Eroberung der politischen Macht" im Staat teilhaben
konnten.

Dies und ein aalglattes Persönlichkeitsprofil wird der Beschreibung eines "so-
zialen" deutsch-nationalen Demokraten wohl am nächsten kommen, dessen Ty-
pus fast ausnahmslos alle Führungspositionen innerhalb der SPD (von Parteise-
kretären bis Parteivorstand und Parteivorsitz) einnahm, so daß die SPD einen
von oben nach unten kontrollierbaren Partei- und Herrschaftsapparat im Sinne
der Gesellschaftsplaner darstellte. Die Gewerkschaften wurden durch die SPD
gelenkt, weil die SPD nach dem Muster der Amtsverfilzung auch hier die Füh-
rungsposten einnahm.
Als Beispiel für das Persönlichkeitsprofil der Mitglieder innerhalb der SPD-
Führungsspitze will ich drei bedeutende Sozialdemokraten in ihren Ämtern be-
nennen und ihre politischen Haltungen andeuten.

FRIEDRICH EBERT. Er war Sattler und schon sehr frühzeitig in der
deutschen Gewerkschafts- und Arbeiterbewegung tätig. 1893 sozialdemokrati-
scher Parteisekretär. Seit 1903 im Parteivorstand. 1912 Reichstagsabgeordneter
und 1913 Parteivorsitzender als Nachfolger Bebels. Unter seiner Führung be-
willigte die SPD die Kriegsanleihen für den 1.Weltkrieg.
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GUSTAV NOSKE. Seit 1906 Mitglied des Reichstags. Er war Spezialist
für Wehrfragen und unterstützte vor allem die deutsche Kolonialpolitik und
Wehrkraftverstärkung.
Kolonialpolitik und Imperialismus gehören mit zu den schlimmsten Verstößen
gegen den Sozialismus, weil hierin eine völlige Mißachtung der politischen
Gleichberechtigung und wirtschaftlichen Selbstbestimmung aller Menschen
vorliegt!

PHILIPP SCHEIDEMANN. Seit 1903 Mitglied des Reichstages. 1911 im
Parteivorstand. Er war der erste Ministerpräsident der Weimarer Republik und
trat 1919 aus nationaler Empörung und Protest gegen den Versailler Vertrag zu-
rück.

------

Diese politischen Haltungen innerhalb der Parteiführung als Beispiele herrschten
in der gesamten SPD-Führung vor. Zugleich beherrschte die SPD-Führung die
Arbeiterbewegung, denn die Arbeiterbewegung erwartete von ihr, daß sie sie als
"Sozialisten" anführen würden. Wegen der politischen Haltung der SPD-
Führung ist es also kein Wunder, daß ausgerechnet sie während der November-
revolution - als letzter noch intakter Machtfaktor des Staates - an den alten
Herrschaftsverhältnissen festhielt und die von der Arbeiterklasse ausgehende
Soziale Revolution vereitelte. Die Soziale Revolution war zum Greifen nahe.
Alle staatlichen Institutionen waren überwunden und befanden sich in der Auf-
lösung. Nur die SPD als von der Arbeiterklasse nicht erkannter Machtfaktor des
Wilhelminischen Staates wurde nicht überwunden. Viel mehr sah die Arbeiter-
bewegung in ihr die Speerspitze der Revolution, und die Arbeiterbewegung ver-
traute ihr! Und genau diese SPD-Führung stoppte die Auflösung des alten staat-
lichen Herrschaftssystems, gab diesem eine Verschnaufpause und leitete selbst
dessen Stabilisierung und Neuformierung ein. Sie selbst stoppte den Prozeß der
Auflösung mit aller Kraft und sorgte für die Wiederherstellung der alten staatli-
chen Herrschaftsapparate, mit deren Hilfe sie schließlich den Verrat an der So-
zialen Revolution übte und die keimende junge Räterepublik niederschlug.

Diese politischen Ziele der SPD-Führung glichen sich jedoch nicht mit de-
nen der Parteibasis. Zu jener Zeit war die Parteibasis noch sehr revolutionär ein-
gestellt und trat für die von Marx beschriebenen radikalen Veränderungen der
Gesellschaft ein. Die Ideen von Marx waren noch sehr lebendig! Die Parteifüh-
rung bestimmte lediglich die parteioffizielle Orientierung und "Kampfrichtung"
für die Mehrheit der Arbeiterbewegung. Diese bestand stets im Abwarten und
Weitermachen, dem Beibehalten alter Parolen und Programme und in der stren-
gen nach innen gerichteten Disziplinierung und Unterordnung der Parteimitglie-
der unter die Parteilinie.
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Hier stoßen wir nun im SPD-Parteiapparat auf genau die Gesellschaftsme-
chanismen, die ich schon an Hand der geschichtlichen Entwicklung der Bol-
schewiki beschrieben habe und mit der russischen Revolution besonders einfach
nachzuweisen sind. Für die radikalen Kräfte war es sehr schwer, aus dem
Schatten der SPD-Führung hervorzutreten, die seit 1912 stärkste Reichstagspar-
tei war.
Die Anarcho-Kommunisten und Anarcho-Kollektivisten z.B., die die stete An-
näherung der SPD-Führung an die bürgerlichen Parteien satt hatten, gründeten
1912 eine anarchosyndikalistische Gewerkschaft. Die FAUD (Freie Arbeiter
Union Deutschland) blieb erfolglos und auch weiterhin (bis auf einmal im
Ruhrgebiet) im Schatten der SPD.
Die USPD (Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschland, der linke
staatsautoritäre marxistische Flügel der SPD) hatte hiergegen schon mehr Glück
und konnte die Arbeiterbewegung einmal hinter sich vereinen. Doch ihr schnel-
les Anwachsen nach ihrer Gründung im Herbst 1917 endete mit einem plötzli-
chen Stillstand. Die Gründe waren dieselben, die die Spaltung der Partei wäh-
rend der Vorkriegszeit verhinderten. Die Tradition der großgewordenen Arbei-
terpartei besaß für die deutschen Arbeiter ihr eigenes Gewicht! Die bei ihren
alten Führern beharrende Mehrheit der Mitglieder akzeptierte nur zu einem ge-
ringen Teil die Gegensätze, die die Abgeordneten und Redakteure untereinander
austrugen. Die Mehrheit der Mitglieder wollte an ihrer alten Partei festhalten,
und wenn möglich nur an ihrer alten. Denn es galt immer noch die alte Parole
der Arbeiterbewegung:

- Einigkeit macht stark! -

Aus dieser Lage versuchte die USPD dadurch herauszukommen, indem sie zu
Massendemonstrationen aufrief und diese organisierte. Schließlich setzte sie ei-
nen großen Streik ins Werk. Dieser wurde von ihr seit Jahresbeginn 1918 mit
Flugblättern - unterstützt von den "revolutionären Obleuten" - vorbereitet.

Artur Rosenberg nannte diese Ereignisse später "die Generalprobe für die
Novemberrevolution", die die für Deutschland so typischen Verhältnisse, vor
allem den damals bestehenden Gegensatz zwischen Führung und radikal-
revolutionärer Basis der Arbeiterbewegung, wiedergab.
Ohne daß die Gewerkschaften etwas ahnten, beschlossen und erreichten die re-
volutionären Obleute und USPD, daß am 28.Januar 1918 zwischen 1/4 und 1/2
Millionen Arbeiter in den Berliner Rüstungsbetrieben ihre Arbeit niederlegten.
Zudem einigten sie sich auf ein typisch sozialistisches Programm, welches mir
heute noch sehr verständlich und folgenreich erscheint. Neben den Forderungen
nach einem Friedensschluß ohne Annexionen, ohne Kriegsentschädigungen und
ohne Einschränkung des Selbstbestimmungsrechts der Völker - wie sie Trotzki
zu Beginn der Waffenstillstandsverhandlungen in Brest-Litowsk ähnlich aufge-
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stellt und Willson (Präsident der USA) mit seinem 14 Punkte Programm zum
Ausdruck gebracht hatte - verlangten die Streikenden die Zuziehung von Arbei-
tervertretungen aller Länder zu den Friedensverhandlungen, die Verbesserung
der Lebensmittelversorgung, die Aufhebung des Belagerungszustandes, die
Freilassung politischer Häftlinge und im wesentlichen die Demokratisierung des
Staates namentlich durch die Änderung des preußischen Wahlrechts!
Trotz vernichtender Siege an der Ostfront und weiter Landgewinne in Rußland,
die Eroberung der Insel Ösel und Dagö (12.-20.10.1917) und den Waffenstill-
stand mit den Bolschewisten am 5.12.1917, war in der Arbeiterbewegung nichts
von einem imperialen Wunsch nach einem Siegfrieden und der absoluten Nie-
derwerfung des Feindes zu spüren. Da war nichts von jenem wildgewordenen
Wunsch des großdeutschen Geldbürgertums nach einer leichten Beute im
schwachen, militärisch zusammengebrochenen Rußland zu lesen, mit dem die
Friedensverhandlungen zur UdSSR am 10.2.1918 abgebrochen worden waren
und am 3.3.1918 mit großen Gebietsgewinnen im Osten durch deutsche Herres-
verbände endeten. Die Forderungen der revolutionären Obleute waren es, die in
der Arbeiterklasse weithin Widerhall fanden!
Die revolutionären Obleute gehörten überwiegend der USPD an, einige den An-
archosyndikalisten, viele waren parteilose Anarcho-Kommunisten, aber alle un-
abhängig von der Führung der USPD. Und nun, nachdem ein erfolgreicher
Streik schon zustande gekommen war, geschah etwas typisch Deutsches, was
unsere Geschichte wie ein Markenzeichen der Naivität und Dummheit durch-
zieht. Nachdem die Arbeiter erfolgreich den Streik begonnen hatten, suchten sie
"Schutz" bei ihrer vertrauten "Führung", der sie ihre neueroberte selbstbe-
stimmte Entscheidungsgewalt übergaben und in deren "Gefolgschaft" sie nun
den "endgültigen Sieg" erringen wollten. Mit "unbeirrbarem Mißtrauen" vor al-
lem Neuen und in einer ungeheuerlichen Naivität sowie dem unerschütterlichen
blinden Vertrauen gegenüber allem alt Gewohnten kehrten sie zurück zur tradi-
tionellen Arbeiterbewegung und beharrten auf ihre alt "vertrauten Führer"! Sie
glaubten tatsächlich, daß diese Parteispitze nach ihrem Willen handeln werde
und übergaben dieser all ihre neue gewonnene Entscheidungsgewalt. Ihren Wil-
len hatten sie ja hinreichend zum Ausdruck gebracht, und Vertrauen sowie un-
eingeschränkte Treue waren für die Deutschen zu jener Zeit noch unerschütterli-
che "heilige Werte". Friedrich der Große hatte durch seine Unterordnung unter
geltendes Recht (ein Müller gewann gegen einen König einen Rechtsstreit,
setzte sein Recht durch, und der König hielt sich an geltendes Recht) das Den-
ken der unteren Schichten so stark beeinflußt, daß sich niemand von einer ge-
wählten Führung oder Regierung einen Verrat, Wortbruch oder sonstige Hinter-
hältigkeiten vorstellen konnte. Diese Unerfahrenheit als vertrauensselige Hinga-
be zu einer Führung ist viel zu häufig als Ursache für die Unentschlossenheit der
Deutschen und das Scheitern bei ihren "Revolutionen" unbedacht geblieben.
Der Grund für das Fehlen einer richtigen, tiefgreifenden, entschlossenen deut-
schen Revolution ist, daß die meisten Deutschen ein selbständiges, selbstbe-
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stimmtes und verstandgeleitetes Handeln erst noch lernen müssen! Nichts has-
sen sie mehr als den Widerstreit vieler Meinungen. Die meisten von ihnen lieben
die Einigkeit und Einheit - innerhalb der sie sich stark und unüberwindbar füh-
len - sowie einen guten gerechten Führer, dem sie nur zu folgen brauchen und
der ihnen die Verantwortung für ihr Handeln abnimmt.
So war es nicht verwunderlich, daß ausgerechnet die revolutionären Obleute
sowohl die USPD als auch die SPD-Führung aufforderten, den Streik zu unter-
stützen und sich dem Aktionsausschuß anzuschließen. Denn die Einheit und das
Vertrauen in die Arbeiterbewegung sollte wieder hergestellt werden! Dem ver-
sagte sich keine der beiden Parteien, so daß Ebert (SPD), Scheidemann (SPD),
Haase (USPD) und Ledebour (USPD) gemeinsam diesem Aktionsausschuß bei-
traten und die Einheit der Sozialdemokraten unversehens wiederhergestellt
schien.
SPD und USPD arbeiteten gemeinsam, wenn auch nicht mit dem gleichen Ziel,
auf die politische Entschärfung des Konfliktes hin. Der Streik endete binnen ei-
ner Woche, jedoch erst nach dem massiven Einschreiten militärischer und zivi-
ler Instanzen, was eine völlige Niederlage herbeiführte. Am Ende dieser Gene-
ralprobe zur Novemberrevolution zeigte sich das wahre Gesicht "unserer" Sozi-
aldemokraten und vor allem, wie "treu" sie zur Arbeiterbewegung sowie zur
Verwirklichung deren Ideale standen.

Sehr hart soll es z.B. Friedrich Ebert getroffen haben, der in einer
sächsischen Zeitung als Landesverräter beschimpft wurde, weil er sich
1918 an den eben benannten Munitionsarbeiterstreik in Berlin betei-
ligte und so zum "Dolchstoß" und zur Niederlage der Deutschen im
1.Weltkrieg beigetragen habe. Bis zu seinem Tode kämpfte Ebert vor
Gericht um die "Wahrheit", "Richtigstellung" und "Wiederherstellung
seiner Ehre". In dem darauffolgenden Prozeß vom 9.12. bis
23.12.1924 bekundete Ebert, er sei der Streikleitung nur beigetre-
ten, um den Streik zu beenden.
D.h., daß seine Ehre darin bestand, daß er möglichst schnell eine Be-
endigung des Streiks zur Weiterproduktion von Munition erreichen
wollte, damit der Krieg fortgeführt und sich die Arbeiterklasse der
verschiedenen Nationen weiterhin abschlachten konnte!

Doch dieser Verrat an der (internationalen) Arbeiterbewegung war in jeder Be-
ziehung nur ein Vorspiel zur Novemberrevolution. An ihr will ich lediglich die
Stimmungen, Verhaltensweisen, Denkweisen und die Richtung des Vertrauens
innerhalb der deutschen Arbeiterbewegung darstellen. Das Vorgehen der SPD-
Führung war während der Novemberrevolution noch viel krasser!
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4.1.2.5. SPD bricht Sozialistische Räterepublik Deutschland

Das Kriegsglück, welches dem Deutschen Kaiserreich an der Ostfront am
3.3.1918 einen Siegfriedensvertrag bescherte und die monarchistische Staatsfüh-
rung zu "Halbgöttern" werden ließ, wendete sich.

Am 8.August 1918 endete die deutsche Offensive an der Westfront mit
dem "schwarzen Tag des deutschen Heeres". Die Deutsche West-Front wäre fast
zusammengebrochen! Die Reaktion hierauf erfolgte postwendend.

Am 13., 14. und 15.September 1918 trafen die Führungsspitzen der
Achsmächte im deutschen Hauptquartier, Spa/Belgien, zusammen (Kaiser Wil-
helm II., Reichskanzler Hertling, Generalfeldmarschall Hindenburg, Ludendorff,
Hintze und der Kaiser von Österreich Karl I., Ministerpräsident Graf Burian und
sein Generalstabschef). Karl I. legte auseinander, daß die Doppelmonarchie
Österreich-Ungarn am Ende sei. Er wollte ein Waffenstillstandsgesuch an die
Ententemächte durchsetzen. Die Deutschen, insbesondere Ludendorff, hofften
immer noch auf eine glückliche Wende des Kriegsglücks. Ludendorff wollte
einen günstigen Augenblick für Verhandlungen abwarten, trotzdem frische US-
Truppen immer tiefere Einbrüche in der West-Front verursachten. Ludendorff
versuchte, Burian zum Abwarten zu bewegen, doch Burian wartete nicht und
richtete für Österreich-Ungarn ein öffentliches Friedensangebot an die Entente-
mächte.
Die militärische und innenpolitische Lage des Kaiserreiches verschlimmerte sich
zusehens.

Am 29.September 1918 kam es in Spa zu einer erneuten Zusammenkunft
der militärischen und der zivilen Spitzen unter dem Vorsitz des Kaisers. Sie ka-
men überein, so schnell wie möglich ein Gesuch um Waffenstillstand an Wilson
(1918 Präsident der USA) zu richten.

"Die Generalprobe für die Novemberrevolution", d.h. der Streik in den
Berliner Munitionsfabriken vom 28.Januar 1918, war innenpolitisch
nicht ohne Folgen geblieben. Die Forderungen hatten sich in Windes-
eile herumgesprochen. Überall gärte es. Es war eine totale Radikali-
sierung zu beobachten, und revolutionäre Trutzhaltungen nahmen an
Stärke und Vielzahl dermaßen zu, daß sie kaum noch beherrschbar
und im Zaum zu halten waren. Dies ging aus einem Bericht von Hint-
ze über die innerpolitischen Spannungen hervor.

Aufgrund dieses Berichtes kamen die Konferenzteilnehmer zur Einsicht, daß
eine völlige Änderung des politischen Systems unaufschiebbar sei. Um
"Schlimmsten zuvor zu kommen", sollte die Verfassung geändert und das par-
lamentarisch System eingeführt werden. Eiligst wurde ein Vertreter der obersten
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Heeresleitung nach Berlin geschickt, wo er die Parteiführer aufforderte, keine
Zeit zu verlieren:
"... jeder Tag bringt den Gegner seinem Ziel näher ... Jede 24 Std. können die
Lage verschlechtern" (Ludendorff).
Um "Schlimmeres für die Monarchie zu verhindern" und Unruhen zu kanalisie-
ren, sollte also ein bürgerlich-demokratisches Parlamentssystem als Puffer zwi-
schen Bevölkerung und Gesellschaftsplanern eingerichtet werden, wobei der
SPD wieder eine Schlüsselrolle zufiel, weil sie die stärkste Reichstagspartei war.
Sie konnte die größten Gesellschaftskräfte hinter sich vereinen. Die SPD-
Führung erhielt somit auf indirektem Wege "vom Kaiser höchstpersönlich" den
Auftrag, "Schlimmeres zu verhindern"! D.h., sie sollte ein Größtmaß der alten
Machtverhältnisse aufrechterhalten, so daß die neuen Herrschenden die alten
blieben und nur die äußerlichen Rahmenbedingungen einen neuen Anstrich er-
hielten. Einer staatstragenden und regierungstreuen SPD mußte diese Aufgabe
automatisch zufallen, weil ihr die Arbeiterklasse immer noch vertraute und ihren
Aufrufen folge leistete.
Ich betone es ausdrücklich: Der Kaiser war es, der den Reichstag, insbesondere
die SPD, zu dieser "neuen Aufgabe" berief.

Er betraute den Reichstag mit der Aufgabe, den Kapitalismus und
die Monarchie (als konstitutionelle Monarchie) in ihren grund-
sätzlichen Macht- und Herrschaftsstrukturen zu erhalten.

Der Kaiser wußte nicht, daß in den folgenden Monaten gerade die SPD der Auf-
gabe des Kaisers in ungeahnter Regierungstreue nachkommen sollte. Die SPD
sollte es werden, die die beginnende Soziale Revolution blutig und mit aller Ent-
schlossenheit niederschlug.

------

Wenn Sie sich nocheinmal meine Schilderungen zu den ursprünglichen Zielen
der Sozialisten oder Kommunisten ins Gedächtnis rufen, werden Sie feststellen,
daß die SPD-Führung um 1918 keinerlei Gemeinsamkeiten mehr mit ihnen be-
saß und zu den Gesellschaftsplanern des Kaiserreichs hielt. Die Sozialisten und
Kommunisten hingegen sahen die Schwäche des zusammenbrechenden Kaiser-
reiches. Sie rochen sofort Lunte und begannen nach Leibeskräften, auf den to-
talen sozialen Umbruch der Gesellschaft hinzuarbeiten. Die SPD-Führung
dachte nicht im Traum hieran! Sie warf allen Bemühungen, die auf eine Soziale
Revolution hinausliefen, mit aller Kraft Steine in den Weg.

Sehr schnell stellte sich heraus, daß Hertling nicht der geeignete Mann für die
Durchführung solch eines vorausschauenden Systemwechsels war. Der Kaiser
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berief Prinz Max von Baden zum neuen Reichskanzler und betraute ihn mit die-
ser schwierigen Aufgabe.

Am 2.Oktober 1918 bildete er eine Regierung. Er forderte die Mehr-
heitsparteien, Sozialdemokraten, Zentrum, Fortschritt Nationalliberale, auf,
selbst die Staatssekretäre für die Regierungsbildung zu benennen. Von nun an
überstürzten sich die Ereignisse.

Am 4.Oktober 1918 trat das Kabinett unter der Leitung Prinz Max von
Baden mit der Beteiligung der Mehrheitsparteien erstmals vollständig zusam-
men. Noch am selben Tag wandte sich der Reichskanzler mit einem Waffenstill-
standsgesuch an Präsident Wilson. Seit diesem Tag spätestens wußte jeder, daß
der Krieg verloren war. Die deutschen Truppen zogen sich sowieso schon seit
dem 12.September abschnittsweise in Richtung der deutschen Grenze zurück.

Am 9., 10. und 23.Oktober 1918 gab Wilson in drei aufeinanderfolgenden
Noten eine Antwort. Die letzte dieser Noten erklärte in aller Deutlichkeit:

Die Waffenstillstandsbedingungen müssen so gehalten sein, daß
eine Wiederaufnahme der Feindseligkeiten durch Deutschland
völlig unmöglich sei.

Seine letzte Note wurde der amerikanischen Presse zur Veröffentlichung gege-
ben, noch ehe sie nach Berlin abging. So erreichte Deutschland der Inhalt dieser
Note zuerst in völlig entstellter Form, ehe das Auswärtige Amt ihren Wortlaut
erhielt. Unverzüglich rückte die Frage der Abdankung des Kaisers in den Mit-
telpunkt aller Aufmerksamkeit. Diese lähmte die Entschlußkraft der Regie-
rungskreise in Berlin und führte zu einer Kurzschlußreaktion Ludendorffs. Mit
diesem hatte der Reichskanzler einige Tage zuvor noch erbittert um die Einstel-
lung des U-Bootkrieges gerungen.

Am 24.Oktober 1918 bezeichnete Ludendorff die Forderungen als unan-
nehmbar. Nach einer irreführenden Nachricht aus Berlin ließ er einen Befehl an
alle Armeen hinausgehen, in dem er den vermeintlichen Abbruch der Verhand-
lungen mit Wilson bekannt gab und den Kampf "bis zum Äußersten" fortzuset-
zen verlangte. In den militärischen Kreisen löste dieser Befehl eine breite "Ver-
wunderung" aus, zumal die Front kaum noch zu halten war.
Zur gleichen Zeit beriet das Kabinett unter Max von Baden bereits über Einzel-
heiten der Verfassungsreform, und Staatssekretär Solf forderte den Rücktritt Lu-
dendorffs. Max von Baden wollte zunächst alle Verfassungsänderungen durch-
bringen, um bei den Vereinigten Staaten eine Vertrauensbasis für eine konstitu-
tionelle Monarchie zu gewinnen und dann erst um einen Waffenstillstand nach-
suchen.
Am selben Tag schaffte der Preußische Landtag jedes Ständewahlrecht zur Wahl
der Gesetzgebenden Versammlung ab.

Seit dem 26.Oktober 1918 bereitete die Seekriegsleitung einen letzten
Flottenvorstoß gegen England vor. Dieser konnte am Ausgang des Krieges
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nichts ändern, entsprach jedoch den Vorstellungen der Admiräle nach irgendei-
nem heroisch (heldenhaft) militärischen Schlußakt. Dieser eigenmächtige Ent-
schluß der Seekriegsleitung kam der Haltung Ludendorffs nahe, die sich in er-
ster Linie gegen die Beendigung des U-Bootkrieges gerichtet hatte.
Als Hindenburg und Ludendorff gegen den Wunsch des Reichskanzlers in Ber-
lin erschienen, der in der Beurteilung der politischen Situation nicht schwankte,
entschloß er sich, die Verabschiedung Ludendorffs durchzusetzen. Als Druck-
mittel vor dem Kaiser wählte Max von Baden sein eigenes Entlassungsgesuch
vom Kaiser. Ludendorff nahm den Abschied.
Doch die Zeit zur "Errettung der Monarchie" reichte dem Reichskanzler nicht
mehr, und die Lage im Kaiserreich verschlechterte sich zusehens.

Am 27.Oktober 1918 nahm Max von Baden alle amerikanischen Waffen-
stillstandsforderungen an.

Am 28.Oktober 1918 stimmte der Reichstag über die neuen Gesetzte ab,
die die Presse noch am gleichen Tag verkündete. Die Abstimmung zu den neuen
Gesetzen erfolgte auf der Grundlage eines kaiserlichen Erlasses. Die neuen Ge-
setze beinhalteten folgenden Umbau im Herrschaftsgefüge des Kaiserreiches:

Kriegserklärungen und Friedensschlüsse waren von nun an nur noch
mit der Zustimmung von Bundesrat und Reichstag möglich; der
Reichskanzler bedurfte das Vertrauen des Reichstages.

Diese neuen Gesetze brachten die parlamentarische Ministerverantwortlichkeit
des Reichskanzlers gegenüber dem Parlament, der nun nicht mehr vom Kaiser
berufen werden konnte. Die Verkündung dieser Oktoberverfassung bedeutete
nicht nur eine Entmachtung des Monarchen, sondern auch eine Stärkung des
Reichstages gegenüber dem Bundesrat und den deutschen Staaten, vor allem
gegenüber Preußen. Die Monarchie selbst blieb erhalten. Damit war das Pro-
gramm der Konservativen für Reformen erschöpft. Doch das eigentliche Ziel
dieser Handlungen - die Rettung der Monarchie sowie deren wirkungsvolle Pro-
pagierung in der deutschen Öffentlichkeit - konnte durch die bereits gestellte
Kaiserfrage nicht mehr erreicht werden. Reformen und Propaganda konnten für
die Stabilisierung des Systems nicht mehr greifen.
Trotzdem in der Öffentlichkeit der Ruf nach der Abdankung des Kaisers und die
Forderung nach einer Republik immer lauter und unkontrollierbarer wurden,
widersetzte sich der Reichstag weiterhin diesen Zielen! Die Zentrumsfraktion,
Erzberger und selbst die SPD-Fraktion - unter Ausnahme von Ebert und Schei-
demann - widersprachen dem offenen Ruf nach der Abdankung Wilhelms II.!
Selbst angebliche "Sozialisten" wie Ebert und Scheidemann vertraten lediglich
die Auffassung, daß die Abdankung des Kaisers die Friedensaussichten verbes-
serte! Sie forderten immer noch nicht die Abschaffung der Monarchie! Die Ab-
schaffung der Monarchie war bis zu diesem Zeitpunkt nicht Bestandteil ihres
"revolutionären sozialdemokratischen Gesellschaftsziels".
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------

Die Mühe, die ich mir bis zu diesem Punkt machte, galt dem Versuch, die op-
portunistische Haltung der SPD-Führung und deren Rolle im Reichstag darzu-
stellen. Die SPD-Führung stand als Herrschaftsapparat der Gesellschaftsplaner
treu zum System der Monarchie und allen kapitalistischen und monarchistischen
Strukturen. Nur mit diesen "ideologischen Wertvorstellungen" ist die Haltung
der SPD in den folgenden Monaten zu erklären. Die SPD-Führung im Reichstag
ließ bis zu diesem Tage, den 28.Oktober 1918, nicht den geringsten Ansatz ei-
nes sozialistischen Gedankengutes erkennen, welches zwangsläufig auf die
Schaffung der Republik oder gar "Sozialistischen Räterepublik" hätte hinauslau-
fen müssen! Bis zu diesem Tag war die Politik der SPD, insbesondere alle Ent-
scheidungen innerhalb und außerhalb dieser Partei, eine Sache von nur wenigen
Menschen unter Ausschluß der Parteibasis! Auf diese kleine Führung bezieht
sich die Geschichtsschreibung der späteren Jahre, wenn sie behauptet, daß nur
wenige wirklich eine Revolution, eine Republik oder gar eine Räterepublik
wollten. Hiermit ist das offizielle Meinungsbild des Reichstages als Staatsherr-
schaftsapparat der Gesellschaftsplaner gemeint, denn die nach dem 28.Oktober
1918 folgende Novemberrevolution wurde von der Mehrheit der Bevölkerung
ohne die "Zustimmung" des Reichstages vollzogen. Selbst in dieser Epoche
können wir schon überdeutlich erkennen, wie die Gesellschaftsplaner des Kai-
serreichs Parlament und Abgeordnete zur Abwieglung und Beschwichtigung der
Bevölkerung eingesetzten! Der Grund ist auch hier der "Entartungsmechanismus
aller gesellschaftlichen Rangfolgeorganisationen", der darin seinen Ausgangs-
punkt findet, daß die Mitglieder einer Organisation einer kleinen überschaubaren
Gruppe alle Entscheidungsgewalt übergeben, womit diese Entscheidungsbefug-
nis zur käuflichen Ware wird. Hier im Reichstag finden wir ein historisches Bei-
spiel für diesen Sachverhalt, mit dem die Gesellschaftsplaner die parlamentari-
sche Entscheidungsgewalt für ihre Herrschaftszwecke einsetzten. Die Be-
herrschbarkeit der Bevölkerung durch das Parlament begann jedoch am
28.Oktober 1918 zu wanken.

------

Am 28.Oktober 1918 erhielt die Schlachtflotte von Flottenadmiral Scheer den
Befehl auszulaufen. Die Flotte sollte ein letztes Mal zu einem Gefecht auslaufen
und in einem letzten heldenhaften Akt zur Entlastung der Westfront irgendwo
eine Schacht suchen. Doch die Matrosen, Heizer und Kanoniere lehnten sich
auf. Auf den großen Einheiten der Schlachtflotte verweigerten die Heizer die
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Ausführung. Sie löschten das Feuer unter den Kesseln. Es kam zur offenen
Auflehnung, und die Matrosen drangen:

Die Offiziere wollen uns jetzt, da es zu Ende geht, nur opfern. Löscht
das Feuer unter den Kesseln! Macht mit dem Wahnsinn Schluß!

Die Schiffe kehrten in ihre Häfen nach Kiel und Wilhelmshaven zurück. Doch
eine offene Meuterei wurde zunächst durch die Verhaftung der Rädelsführer
verhindert.
Hierauf schickte Hindenburg dem Kaiser ein Telegramm, worauf sich Wilhelm
II. am 29.Oktober 1918 von Berlin nach Spa ins große Hauptquartier und Zen-
trum seiner Truppen "zurückzog". Dies war seine 1.Flucht, denn der offene Auf-
stand in Kiel und Wilhelmshaven war nicht mehr zu stoppen.

Ab dem 29.Oktober 1918 wurden Kiel und Wilhelmshaven zunehmend
zum Zentrum eines beginnenden Aufstandes. In den folgenden Tagen kam es in
Kiel und Wilhelmshaven zu großen Demonstrationen der Matrosen und Wer-
karbeiter. Kundgebungen und Verbrüderungen von Arbeitern und Soldaten be-
stimmten das Bild. In Kiel breitete sich der Aufstand weiter aus. Nach einem
blutigen Zusammenstoß mit einem Offizierstrupp und weiteren Feuerüberfällen
kam es zum Generalstreik, zur Mißhandlung von Offizieren, zur Absetzung der
Offiziere und schließlich zur Übernahme der Verfügungsgewalt über die Stadt
sowie der Garnison durch die Aufständischen. Noch hielten sich die Forderun-
gen der Aufständischen im Rahmen.

Währenddessen schloß Österreich-Ungarn am 3.November 1918 einen
Waffenstillstand, der den Alliierten freien Durchzug gewährte, so daß das Deut-
sche Reichsgebiet innerhalb kürzester Frist von Süden her angegriffen werden
konnte. Des weiteren waren die Deutschen kaum noch im Stande, die W-Front
zu halten, geschweige denn eine neue Front an der Grenze zu Österreich-Ungarn
aufzubauen. In der letzten großen Offensive vom 8.August 1918, W-Front, hatte
das deutsche Herr seine letzten Reserven zum Einsatz gebracht. Der Krieg war
also verloren! Soviel zum Lügenmärchen der Dolchstoßlegende.

Max von Baden unternahm gleichzeitig einen weiteren und letzten Versuch, den
Kaiser zum freiwilligen Thronverzicht zu bewegen, ohne die Monarchie in
Deutschland zu beseitigen und die preußische Königswürde anzutasten. Durch
die Abdankung des Kaisers versuchte er ein letztes Mal, den Radikalen den
Wind aus den Segeln zu nehmen. Am 4.November 1918 mußte der preußische
Innenminister Drews, der Wilhelm II. eindringlich die Lage vor Augen führen
wollte, unverrichteter Dinge nach Berlin zurückkehren.

Am selben Tag, den 4.November 1918, trafen die SPD Reichstagsabge-
ordneten Noske und Haußmann in Kiel ein. Sie versuchten, den Aufruhr abzu-
wiegeln, was auch nicht anders von der SPD-Führung zu erwarten war. Noske
schaffte es, innerhalb weniger Nachtstunden mit den Vertretern des Kieler Ar-
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beiter- und Soldatenrates eine Übereinkunft zur beiderseitigen Zufriedenheit zu
erreichen. Die Schlachtflotte wollte ihre Anker unter keinen Umständen mehr
lichten, "wozu er sein Einverständnis als Regierungsvertreter gab". Vor allem
aber bestätigte er durch seine Verhandlungen die Arbeiter- und Soldatenräte in-
direkt als "rechtmäßigen Nachfolger" der Regierungs- und Verfügungsgewalt in
Kiel. Hiermit machte er sie praktisch zu den anerkannten Rechtsnachfolgern der
Staatsmacht in Kiel! Damit war in Kiel die Regierungs- und Exekutivgewalt na-
hezu ohne Gewalt in die Hand der Arbeiter- und Soldatenräte übergegangen.
Dies war für die Arbeiter, Bauern und Soldaten das Startsignal zur Sozialisti-
schen Revolution, so wie sie Marx beschrieben hatte. Dies war der Zündfunke,
der der zu allem entschlossenen Arbeiterklasse bisher gefehlt hatte. Im Kieler
Arbeiter- und Soldatenrat erkannten sie das Vorbild, nach dem das von Marx
beschriebene Sozialistische Rätesystem arbeiten sollte sowie den Beginn einer
Umwälzung, die als die 1.Phase des Sozialismus in die kommunistische Gesell-
schaftsordnung münden müsse! Und so trat am Morgen des nächsten Tages das
ein, was der Sozialdemokrat Noske mit der indirekten Anerkennung des Kieler
Arbeiter- und Soldatenrates verhindern wollte.

In den Morgenstunden des 5.Novembers 1918 stieg in Kiel an einem Mast die
rote Fahne auf - die Fahne der Revolution! Bald zeigten auch die anderen Schif-
fe den roten Wimpel, und in Sturmeseile sprang die Flamme der Revolution
über. Aus dem Aufstand war eine Revolution geworden, und die Forderungen
der Redner bei den großen Kundgebungen waren klar:

Wir wollen Frieden! Kein Blutvergießen mehr! Weg mit dem Kaiser!
Wir wollen eine Demokratie! Es lebe die Republik! Wir wollen eine
Räteregierung! Alle Macht den Arbeiter- und Soldatenräten!

Unter dem Eindruck dieser Ereignisse fand in Berlin am Morgen des
6.Novembers 1918 eine Besprechung zwischen General Groener (Ludendorffs
Nachfolger) und den Führern der "Mehrheitssozialisten" (SPD) statt. Groener
wies ihr Verlangen nach einem Thronverzicht zurück und trennte sich hiernach
von ihnen. Ich betone: Die SPD-Führung forderte immer noch nur einen Thron-
verzicht und nicht die Beseitigung der Monarchie!

Zur gleichen Zeit, am 6.November 1918, sprang die Flamme der Revoluti-
on auf Lübeck, Hamburg, Cuxhaven, Bremen und Wilhelmshaven über. Wo es
Widerstand gab, knatterten Schüsse. Riesige Demonstrationszüge in allen Stra-
ßen. Matrosen, Soldaten, Arbeiter mit roten Armbinden und roten Fahnen. Am
Abend griff die Revolution auf alle Hafenstädte über. Überall verschärften nun
die Sozialisten den Druck auf die von den Sozialdemokraten beherrschten Ge-
werkschaften, deren Führungsspitzen immer noch nicht so richtig mitziehen
wollten.
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Unter dem Druck der sich nun abzeichnenden Springflut und der Gefahr,
daß die SPD die Kontrolle über die Arbeiterbewegung verlor, forderte Scheide-
mann am 7.November 1918 im Kabinett die ultimative Abdankung des Kaisers,
stellte aber immer noch nicht die Monarchie in Frage!

Zur gleichen Zeit, am 7.November 1918, waren die Hafenstädte schon fest
in der Hand der nach dem Muster der Sozialistischen Rätedemokratie zusam-
mengeschlossenen Arbeiter- und Soldatenräte. Die Ereignisse in Kiel wirkten
wie eine Initialzündung, so daß in München - so wie in den meisten anderen
Großstädten des Reichsgebietes - die Revolution losbrach. In München z.B. bil-
dete ein Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat (wie in allen anderen Städten) eine
"provisorische Regierung". Kurt Eisener fand in München nach revolutionären
Kundgebungen und Umzügen, die nirgends auf Widerstand stießen, nachdem
die öffentlichen Gebäude gestürmt und besetzt wurden und die Königliche Fa-
milie aus ihrer Residenz floh, als erster den Mut, die Republik auszurufen.
Eisener wurde am Abend des 7.Novembers 1918 vom Arbeiter- und Soldaten-
rat zum ersten vorläufigen bayerischen Präsidenten ernannt, womit München
von nun an als "Vorort der Revolution" galt!

Überall hatten sich am 8.November 1918 im Kaiserreich Arbeiter- und
Soldatenräte gebildet. Das Kaiserreich bestand praktisch an diesem Tag schon
nicht mehr. Die Bevölkerung hatte Deutschland in eine Räterepublik umgewan-
delt. So auch in Oldenburg, Braunschweig und Stuttgart. Die Arbeiter- und Sol-
datenräte erzwangen überall die Abdankung der Landesfürsten. Sie bean-
spruchten alle ausführende, gesetzgebende und rechtsprechende Staatsgewalt,
ließen aber in der Regel die überkommenen Verwaltungsapparate unangetastet
und begnügten sich mit deren Leitung und Kontrolle. Überall im Kaiserreich
gingen Regierungen und Exekutivorgane reibungslos in die Hand der Arbeiter-
und Soldatenräte über, und auch in Braunschweig und Odenburg wurde am
8.November 1918 die Republik ausgerufen. In ganz Deutschland bildete die
Arbeiterklasse Soldaten- und Arbeiterräte, die ultimativ radikale Umwälzungen
forderte.
Wollten die Sozialdemokraten der SPD-Spitze nicht ihre traditionelle Führung
über die Arbeiterbewegung verlieren, mußten sie sich an die Spitze der Rätebe-
wegung stellen. Erst am Abend des 8.Novembers 1918 dämmerte diese Er-
kenntnis bei den meisten SPD-Reichstagsabgeordneten in zunehmendem Maße
durch. Nun begannen auch sie, entschlossen Front gegen die Monarchie zu ma-
chen, nachdem die Räterepublik praktisch schon überall errichtet und das Kai-
serreich zerschlagen war. Der Reichstag setzte ungeachtet aller Ereignisse sein
isoliertes Regierungstheater fort, nachdem ihm die Bevölkerung tatsächlich die
Gefolgschaft verweigerte, ihm seine Richtung wies und die praktische Regie-
rungsgewalt schon fast überall bei den zehntausenden örtlichen Räten lag. Nun
setzte selbst die SPD in Berlin "ohne Rücksicht auf ihre Beteiligung an der
Reichsregierung" den Reichskanzler unter Druck. Max von Baden erkannte, daß



- 339 -

alle seine Vorhaben gescheitert waren, den Kaiser zu einem freiwilligen Thron-
verzicht zu bewegen, ohne die Monarchie in Deutschland zu beseitigen.

Am 9.November 1918 erreichte die Woge der Revolution Berlin. Die Vor-
gänge in München lösten am Morgen in Berlin die ersten revolutionären Streiks
aus. Als sich die Lage in Berlin zuzuspitzen begann, zog der Befehlshaber Mar-
ken militärische Verbände in der Innenstadt zusammen. Er wußte sehr gut, die
Zeichen der Unruhen zu deuten. Doch immer mehr für treu gehaltene Regimen-
ter schlossen sich den Streikenden an. So verhinderten die Arbeiter und Soldaten
überall die militärische Niederschlagung der Rätebewegung. Immer mehr Last-
wagen voller Matrosen und Soldaten, ihre roten Fahnen schwingend, fuhren
durch die Stadt und riefen zur Revolution und zum Generalstreik auf.
Praktisch "in der letzten Stunde" erklärte Max von Baden eigenmächtig die Ab-
dankung des Kaisers (ohne dessen tatsächliche Einwilligung) und trat selbst vom
Amt des Reichskanzlers zurück.

Am Vormittag des 9.Novembers 1918 übergab er sein Amt des Reichs-
kanzlers an den Vorsitzenden der größten Partei - den Sozialdemokraten Fried-
rich Ebert.
Um nicht von der Flut des um sich greifenden revolutionären Generalstreiks der
Rätebewegung sowie der unabhängigen Sozialisten fortgespült zu werden, rief
die SPD jetzt endlich selbst den Generalstreik aus. Ich betone:
Die SPD pfropft sich wie ein Korken auf die Spitze der Rätebewegung, um von
ihr nicht fortgespült zu werden und vor allem, um nicht das Vertrauen und somit
die Kontrolle über die Arbeiterbewegung zu verlieren. Die Führungsspitzen der
SPD verließen die Monarchie wie die Ratten das sinkende Schiff.

Besonders deutlich wurde dies mit dem, was sich am Mittag des
9.Novembers 1918 zutrug. Tausende von Arbeitern und Soldaten waren gegen
Mittag in Berlin unterwegs. Sie strömten zum Berliner Schloß und zum Gebäude
des Reichstages. Im Speiseraum des Reichstagsgebäudes saßen Scheidemann
und Ebert - der soeben die Regierungsgewalt übertragen bekommen hatte - mit
den Männern des SPD-Vorstandes beim Mittagessen. Was sich dann ereignete,
berichtete uns Philipp Scheidemann in seinen Erinnerungen selbst am besten:

"Wir löffelten gerade unsere Wassersuppe, da stürmte ein Haufen von
Leuten den Saal. Fünf Menschen schrieen gleichzeitig: "Scheidemann,
kommen Sie gleich mit!"- Ich wehrte ab. "Du mußt, wenn Unheil ver-
hütet werden soll!" - "Draußen stehen Zehntausende, die verlangen,
daß Sie reden." - "Komm schnell, vom Schloßbalkon aus redet Lieb-
knecht ...!" - "Na, wenn schon!" - "Nein, nein, kommen Sie mit!" - "Du
mußt reden!" ... "Liebknecht will die Räterepublik ausrufen!" - Nun
sah ich die Situation klar vor Augen. Ich kannte Liebknechts Forde-
rungen: "Alle Macht den Arbeiter- und Soldatenräten!" ... Nein! Nein!
Nur nicht auch das noch ...!"
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Scheidemann wollte Liebknecht zuvorkommen. Er hatte Liebknecht im Ver-
dacht, eine Sozialistische Räterepublik auszurufen. Von einem Fenster des
Reichstages rief Scheidemann die Republik aus, verkündete, daß Ebert zum
Reichskanzler ausgerufen worden war und versprach, daß nun alle sozialisti-
schen Parteien an der Regierung beteiligt werden. Er rief:

"Arbeiter und Soldaten!
Das deutsche Volk hat auf der ganzen Linie gesiegt. Das Alte, Mor-
sche ist zusammengebrochen; der Militarismus ist erledigt. Die Ho-
henzollern haben abgedankt! Es lebe die deutsche Republik!"

Scheidemann kam Liebknecht zuvor, der 2 Stunden später vom Balkon des
Schlosses ebenfalls die Republik ausrief. Doch die Mehrheitssozialisten der SPD
riefen nicht aus freien Stücken die Republik aus. Sie besaßen bis zu diesem
Zeitpunkt keinerlei revolutionären Willen und waren zur Aufrechterhaltung ihrer
eigenen politischen Herrschaftsgewalt gezwungen, die Republik auszurufen! Sie
wollten nicht von den revolutionären Wogen davongespült werden und in Ver-
gessenheit geraten. Dies war für die SPD die letzte Gelegenheit, die politische
Kontrolle über die Arbeiterbewegung nicht zu verlieren. Und Scheidemann
nutzte sie!
Doch die SPD-Führung bewegte sich nur, um "Schlimmeres zu verhindern", und
gemeint war die Sozialistische Räterepublik nach Marx Vorbild; die Diktatur
des Proletariats in ihrer ursprünglichen marxistischen Form der Mehrheitenherr-
schaft durch die Bevölkerung sowie die soziale Umwälzung des Eigentumsge-
füges und der Übergang in eine kommunistische Gesellschaftsordnung.

Die SPD setzte sich als die traditionelle Führung der Arbeiterbewegung nur
formell an die Spitze der Rätebewegung und vollzog den formalen und letzten
Schritt zur Umwandlung des Reiches in eine Republik. Hierin erkannte die Ar-
beiterbewegung den Sieg der Revolution, gerade weil die SPD die Republik
ausgerufen hatte und von ihr kein negatives Wort zu den Räten, also dem neuen
politischen Gefüge der Republik, gefallen war. In den Augen der Arbeiterklasse
trat die traditionelle alte Führung der Arbeiterbewegung an die Spitze der Re-
volution, womit für die meisten Arbeiter der wesentliche Teil der Revolution
abgeschlossen war. Auf diesem Vertrauen baute der Verrat der Novemberrevo-
lution durch die SPD in den darauf folgenden Wochen auf. Die SPD-Führung
setzte die Räte ab und begann eine kapitalistische Parlamentarische Demokratie
durchzusetzen, womit sie den alten Gesellschaftsplanern zu neuer wirtschaftli-
cher Macht verhalf.

------
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Und genau so sah das Vorgehen Eberts aus. Ebert und die SPD-Führung unter-
nahmen keinerlei Anstrengung, die "alten Machteliten" durch tiefgreifende
Umwälzungen des wilhelminischen Obrigkeitsstaates endgültig zu überwinden.
Im Gegenteil. Ebert schloß ein Bündnis mit den konservativen Kräften des wil-
helminischen Staates, um die Rätebewegung physisch und ideologisch auszulö-
schen. Die Sozialdemokraten übten Verrat an der Sozialistischen Räterepublik.
Sie übten Verrat an dem, was die Arbeiterklasse innerhalb weniger Tage aufge-
baut und in ganz Deutschland mit zehntausenden örtlicher Räte durchgesetzt
hatte.

Noch am Nachmittag des 9.Novembers 1918 begann die SPD-Führung lange
und schwierige Verhandlungen mit der USPD und den unabhängigen Soziali-
sten, aus denen am späten Abend eine neue Regierung, der Rat der Volksbeauf-
tragten, hervorging. Sie bestand aus Ebert, Scheidemann, Landsberg sowie den
Unabhängigen Haase, Dittmann und Barth.
Mit diesem Schritt versuchte Ebert, das Vertrauen und die Treue der Arbeiter-
bewegung zu gewinnen und durch den Rat der Volksbeauftragten die Führung
über alle Arbeiter- und Soldatenräte zu übernehmen. Über diesen Weg sollte die
Regierungsgewalt, die derzeit bei den örtlichen Arbeiter- und Soldatenräten lag,
zurückgewonnen und der Berliner Zentralgewalt durch Freiwilligkeit unterge-
ordnet werden.
Hierzu war es für die SPD überlebenswichtig, den Rat der Volksbeauftragten als
oberstes Vollzugsorgan der Revolution zu schaffen, der innerhalb der Rätebe-
wegung auf die allgemeine Zustimmung der Arbeiter- und Soldatenräte stieß.
Außerdem stellte dieser Rat der Volksbeauftragten, insbesondere durch seine
gleichmäßige Zusammensetzung von SPD und Unabhängigen Sozialdemokra-
ten, die für die Arbeiter überaus wichtige, scheinbar wiederhergestellte Einheit
der Arbeiterbewegung dar!
Gleichzeitig spaltete Ebert durch die Übernahme der formalen Regierungsgewalt
die Arbeiterbewegung. Durch das Vertrauen in die traditionelle Führung sowie
in seine Person desaktivierte Ebert einen Großteil der Arbeiterbewegung, die in
den folgenden Wochen unschlüssig in ihrem blinden Vertrauen verweilte. D.h.,
nur noch die radikale Linke, die der SPD die bedingungslose Gefolgschaft ver-
sagte, konnte angesprochen werden. Hiermit war die Arbeiterbewegung in ihrer
Kampfkraft für ihre Ziele erheblich geschwächt, weil ein Großteil im Vertrauen
auf Ebert die Weisungen der SPD-Führung abwartete.

Die Sozialdemokraten der SPD-Führung begannen ein doppeltes Spiel. Ihr
Richtungsschwenk diente lediglich dem Zweck, sich an die Spitze der revolutio-
nären Arbeiterbewegung zu setzen, um deren Aktionen kontrollieren und lenken
zu können.
Ihre tatsächlich sozialismusfeindliche Haltung behielten sie bei! Aus diesem und
keinem anderen Grund suchte die SPD-Führung ein Bündnis mit den rechts-
konservativen wilhelminischen Kräften innerhalb des Staates und richtete ihr
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gesamtes Handeln auf die Errichtung einer Parlamentarischen Demokratie in
einem bürgerlich-liberalen Staat aus. Dies ist überdeutlich aus dem von den So-
zialdemokraten gutgeheißenen Verhalten Eberts abzulesen.

Zuerst galt es jedoch, die revolutionären Kräfte zu beruhigen und zum Stillhal-
ten zu bringen. Die Unabhängigen hatten die Gleichberechtigung aller Volks-
beauftragten zur Bedingung gestellt und die Einberufung einer Reichsver-
sammlung der Arbeiter- und Soldatenräte verlangt. Diese Reichsversammlung
betrachteten die Unabhängigen (im Gegensatz zu Ebert, der weiter an seinem
Amt des Reichskanzlers festhielt) als allein legitimierten Inhaber der politischen
Regierungsgewalt. Ebert ging vorläufig auf die von Karl Liebknecht und den
revolutionären Obleuten beeinflußten Forderungen ein.

Am 10.November 1918 tagte der Großberliner Arbeiter- und Soldatenrat, der
sich aus den obersten Revolutionsorganen ganz Deutschlands zusammensetzte
und einen Vollzugsrat der Revolution einsetzte. Dieser bestätigte den Rat der
Volksbeauftragten als eigentliche neue Regierung und höchstes Organ der Ar-
beiter- und Soldatenräte.
Zu den weiteren Vereinbarungen gehörte die vorläufige Vertagung einer "Ver-
fassungsgebenden Versammlung", bis sich eine weitere Festigung der durch
die Revolution geschaffenen Zustände eingestellt hatte! Diese Frage sollte eine
Reichskonferenz aller Arbeiter- und Soldatenräte lösen, die für den
16.Dezember 1918 anberaumt wurde.
Immer noch hielt die SPD-Führung an ihrem im Kaiserreich "erhaltenen Auf-
trag" (siehe auch die später nachgereichte Abdankungsurkunde des Kaisers vom
28.November 1918) zur Errichtung einer Parlamentarischen Demokratie fest
und verlangte von den Unabhängigen sowie den Arbeiter- und Soldatenräten die
baldige Einberufung einer von allen deutschen Ländern gewählten Verfas-
sungsgebenden Nationalversammlung. Aber die künftige Entwicklung war un-
gewiß. Ebert, der stets sehr vorsichtig und keineswegs auf Konflikte mit der
Linken bedacht war, solange sie sich vermeiden ließen, kam den radikalen For-
derungen der Berliner Soldatenräte entgegen. Es blieb bei der für den
16.Dezember 1918 geplanten Reichskonferenz aller Arbeiter und Soldatenräte.

So kam es, daß sich Ebert am Abend des 10.Novembers 1918 unter dem
Eindruck des Großberliner Arbeiter- und Soldatenrates unverzüglich über einen
besonderen Draht zum Hauptquartier nach Spa mit Groener und Hindenburg in
Verbindung setzte. Dort versicherte er sich, und zwar als der neue Reichs-
kanzler, der Treue des Offizierskorps zur Bekämpfung der Sozialistischen Rä-
terepublik Deutschland, die er als bolschewistisches Machwerk verleumdete!

Das Ziel der Heeresleitung war es, ihre militärische Macht innenpolitisch
einzusetzen und den Gang der Ereignisse mitzubestimmen, um Überlieferung,
Organisation, Erziehung und Prinzipien des Offizierskorps in den neuen Staat
hineinzuretten.
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Dieses Bündnis war für die Offiziere des Großen Generalstabs das Mittel zur
Sicherung ihrer Ziele! Groener löste das alte Band zwischen der Armee und dem
Herrschaftshaus der Monarchie und lenkte das Heer sowie dessen Rest an mili-
tärischer Macht auf dem gleichen Weg, den das Beamtentum in Reich und Län-
dern beschritt, Ebert als den neuen Reichskanzler zu. Dieser Prozeß begann mit
dem "berühmten Telefongespräch" am Abend des 10.Novembers 1918 zwischen
Groener und Ebert, welches einen im "höchsten Grade politischen Einsatz des
Offizierskorps" darstellte. Die Oberste Heeresleitung bekundete ihre Regie-
rungstreue zu Ebert als neuen Reichskanzler und zu den Mitgliedern des Rates
der Volksbeauftragten. Mit der bekundeten Regierungstreue des Offizierskorps
zu Ebert als den neuen Reichskanzler wurden die restlichen fünf Mitglieder des
Rates der Volksbeauftragten nicht nur auf den Rang eines Ministers zurückge-
stuft, sondern Ebert gewann auch ein politisches Gewaltmittel, diese Zurückstu-
fung durchzusetzen und gegen die Soldatenräte vorzugehen, auf die sich die Un-
abhängigen stützten. Er gewann mit diesem "Bündnis" erstmals das politische
Gewaltmittel, um das Ziel der Nationalversammlung und der Parlamentarischen
Demokratie ins Leben zu rufen und gegen den Willen der Linken und deren
Mandatsträger im Rat der Volksbeauftragten durchzusetzen, die weiter an der
Gleichberechtigung aller Volksbeauftragten festhielten.
Groener und die Generalstäbler hingegen benötigten die Anerkennung durch die
Staatsautorität, um auch nach dem Sturz der Monarchie das Offizierskorps in der
Rolle einer "nationalen Elite" zu halten und nicht von den Soldatenräten abge-
löst zu werden. Sie paktierten daher mit der einzigen Herrschaftsgruppe, mit der
sie zu diesem Zeitpunkt paktieren konnten. Der Rat der Volksbeauftragten hatte
die Herrschaft über den Staat ergriffen und wurde von den Offizieren und Be-
amten als umformende Regierungsinstanz anerkannt. Dieses Bündnis sollte fort-
an das Geschick der jungen Republik bestimmen.
Hiermit hielten die Sozialdemokraten unter Eberts Führung die Auflösung des
rechts-konservativen und wilhelminischen Staatsherrschafts- und Militärappa-
rates auf und sorgten sogar für dessen Stabilisierung, nachdem sich überall auch
in den noch kämpfenden Truppen Soldatenräte gebildet hatten. So übertrug der
Rat der Volksbeauftragten auf Anraten Eberts hin dem Offizierskorps die Be-
fehlsgewalt über den Rest der noch unter ihrer Führung verbliebenen Truppen,
"da ihm die Oberste Herresleitung ihre Regierungstreue schon bekundet hatte".
Damit stoppte die SPD-Führung den weiteren Bildungsprozeß der Arbeiter- und
Soldatenräte, weil sich der Offizierskorps dem Rat der Volksbeauftragten unter-
ordnete und zum scheinbaren Bestandteil der Räterepublik wurde. Eine Aufleh-
nung der Soldatenräte gegen den Offizierskorps wäre nun ein Verrat an der jun-
gen Republik gewesen.

Mit diesem "genialen" Schachzug schmiedete Ebert ein Bündnis mit
den noch bestehenden rechts-konservativen Kräften im Staat, erhielt
zur eigenen Machtvergrößerung den Titel des Reichskanzlers aufrecht
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und sorgte für die Stabilisierung des sich in der Auflösung befinden-
den wilhelminischen Militärapparates.

------

Es waren die Sozialdemokraten unter Eberts Führung, die diesen Militärapparat
retteten und die Umwälzung unseres Landes zur Sozialistischen Räterepublik
Deutschland stoppten! Die Arbeiterbewegung konnte hiergegen nicht aktiv wer-
den, weil die Verhandlungen durch das Fehlen der heutigen Massenmedien nicht
so öffentlich waren und sie der SPD-Führung blind vertraute.
Ich denke, daß es nun klar nachvollziehbar ist, warum die Sozialdemokraten nie
wirkliche Sozialisten waren! Sie waren bis heute immer nur "sozialere Demo-
kraten", die ihre "Bündnisse" im rechtskonservativen Lager suchten und im Lau-
fe der Geschichte immer zu Verrätern am Sozialismus wurden.

Nach dem "berühmten Telefongespräch" taktierte Ebert weiter und stabilisierte
das Amt des Reichskanzlers. Dieses hätte eigentlich nach dem Willen der Ar-
beiter- und Soldatenräte wegen der Gleichberechtigung aller Volksbeauftragten
wegfallen müssen! Doch Ebert dachte nicht im Traum hieran.

Er stabilisierte das Amt des Reichskanzlers, indem er die alten
Chefs der obersten Reichsämter wieder in ihre Posten einsetzte
und sie mit der Weiterführung ihrer Geschäfte beauftragte.

Die alten wilhelminischen Beamten waren natürlich Ebert, der den "alten und
rechtmäßigen" Titel des Reichskanzlers führte und ihnen gegenüber pflegte, we-
sentlich mehr zugetan als den restlichen fünf Volksbeauftragten. Mit dieser
Wiedereinsetzung der alten wilhelminischen Beamten schuf Ebert also eine erste
personelle Struktur als Herrschaftsinstrument, auf dessen Einfluß er sich mehr
und mehr zu stützten begann. Die SPD-Parteispitze unter Eberts Führung war es,
die zur eigenen Machtvergrößerung mit den alten Herrschaftseliten ein Bündnis
schmiedete, durch das sie eine tiefgreifende Umwälzung des wilhelminischen
Obrigkeitsstaates endgültig verhinderte. Schließlich bildeten die Ressortchefs
und die Volksbeauftragten eine zweistufige Reichsspitze, die sich gemeinsam
mit dem preußischen Kriegsminister, dem Chef der militärischen Behörden in
den Reichskabinettsitzungen zur Beratung und Beschlußfassung vereinigte.
Über diese neu eingerichteten personellen Herrschaftsstrukturen schwang sich
Ebert zum maßgeblichen Leiter der Politik auf. Nach außen hin führte er häufig
seinen alten Titel als Reichskanzler, setzte zudem die alte Reichskanzlei wieder
ein, zog hier die Männer seines Vertrauens hinein und festigte so zunehmend die
alten Titel der Reichskanzlei sowie Amt und Titel des Reichskanzlers, durch das
er zunehmend die politische Herrschaftsgewalt hinter sich und der SPD-Führung
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konzentrierte. Bald war er nicht mehr nur gleichberechtigtes Mitglied des Rates
der Volksbeauftragten, sondern Regierungsoberhaupt und Staatschef.
Durch diese systematischen Taktierereien erreichte er eine Erweiterung seiner
Entscheidungsbefugnisse, so daß er in deren Folge die restlichen fünf Mitglieder
des Rates der Volksbeauftragten von der Regierungsgewalt immer mehr aus-
grenzte. Er hinterging den Willen der Unabhängigen zum gleichberechtigten
Entscheidungsrecht im Rat der Volksbeauftragten, indem er die alten Staatsin-
stitutionen stabilisierte und hinter sich vereinte, so das Amt des Reichskanzlers
neu errichtete, pflegte und letztendlich selbst am Leben hielt. Am Ende wandelte
er den Rat der Volksbeauftragten in einen neuen vorübergehenden Verwaltungs-
und Herrschaftsapparat um und ordnete ihn sich als Planungsbehörde unter!
Die Arbeiterbewegung insgesamt erhob sich nicht gegen Ebert, weil sie ihm
vertraute, so daß sie den Verrat am Rätesozialismus durch Ebert und die SPD-
Führung nicht erkannte. Es stellte sich sogar das Gegenteil ein. Ebert bezichtigte
die extrem Linke immer wieder des Verrats am Rat der Volksbeauftragten, in-
dem er sie als bolschewistische Umstürzler bezeichnete, wobei er der extrem
Linken (z.B. Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg im Spartakus-Bund) vor-
warf, Deutschland zur russischen Provinz, einer Sowjetfiliale der Sowjetrepublik
machen zu wollen. Ebert neutralisierte so immer breitere Teile der Arbeiterbe-
wegung.
Gleichzeitig paktierte er mit den Rechten. Nur so konnte er genügend Kräfte
sammeln, um die im Entstehen begriffene Sozialistische Räterepublik niederzu-
schlagen. Den Revolutionären ging es jedoch nicht um die Errichtung einer So-
zialistischen Sowjetrepublik nach Lenins Kadervorbild, sondern um die Schaf-
fung einer Sozialistischen Räterepublik nach den Ideen von Marx. Stalin z.B.
haßte Rosa Luxemburg, weil sie, die "Rote Rosa", Lenins autoritäres Parteisy-
stem als autoritäre Parteiführung gegeißelt und als Diktatur abgewertet hatte.
Der Graben zwischen leninistischem und marxistischem Flügel über das Ausse-
hen des zukünftigen Sozialismus war also schon 1918 unüberwindbar.

Doch die Hetzpropaganda der SPD-Führung gegen die Linksradikalen steigerte
sich ins Unermeßliche, und für ihre Hetzpropaganda hatten sie in den Rechts-
konservativen die "idealen Bündnispartner" gefunden. Zunächst mußte jedoch
das Vertrauen der Arbeiterbewegung in die SPD-Führung gestärkt werden.

Das "Bündnis" mit den rechtskonservativen Kräften schloß natürlich, wie
nicht anders zu erwarten, ein Bündnis mit den Fabrikanten und Großkapitalisten
mit ein. Dies erleichterte "vertrauensbildende Maßnahmen" wie z.B. am
14.November.
Am 14.November 1918 unterzeichneten die Arbeitgeberverbände und die Ge-
werkschaften, die unter der SPD-Führung standen, eine Vereinbarung, die unter
anderem auch die Einführung des Achtstundentages vorsah.

Zu diesem Zeitpunkt sind die Parallelen mit den gesellschaftsdynamischen
Abläufen in Russland innerhalb und durch Lenins Kaderpartei unverkennbar.
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Wenn Sie diese nun vergleichen, werden sie genau dieselben zeitlosen Gesell-
schaftsmechanismen für das Scheitern der Revolution entdecken, so wie ich sie
schon für die Russische Revolution beschrieb und als "Entartungsmechanismus
aller gesellschaftlichen Rangfolgeorganisationen" kennzeichnete.

Wie die SPD-Führung und die Rechtskonservativen die Hetzpropaganda stei-
gerten, belegt z.B. ein Artikel vom 18.November 1918, den Rosa Luxemburg
schrieb, "Das alte Spiel" von Rosa Luxemburg, siehe Seite XCIV.
Das Aussähen von Haß gegen die vermeidlichen "bolschewistischen Sowjeträte"
nahm in der Verschärfung von Tonart und eingesetzten Propagandamitteln im-
mer mehr zu.
Am 6.Dezember 1918 kam es zu den ersten bewaffneten Zusammenstößen, die
hier nur noch eine Folge der unter Ebert stehenden sozialdemokratischen Politik
darstellten. Zuerst fielen im Berliner Norden Schüsse. Beamte des Auswärtigen
Amtes sowie eine von der "Regierung" mit Weisungen versehene Gruppe von
Soldaten versuchten, einen Vollzugsrat der Berliner Arbeiter- und Soldatenräte
zu verhaften, was ebenso erfolglos blieb wie der Versuch, Ebert zum Reichsprä-
sidenten auszurufen! In den hierauf folgenden größeren Demonstrationen gab es
Tote und eine große Anzahl von Verletzten.
Postwendend kommandierte Ebert die 10.Felddivision zur Wiederherstellung
der "Ruhe und Ordnung" von der Westfront nach Berlin zurück.

Am 9.Dezember 1918 schlugen die Anhänger der USPD, Barth und Haase,
in einer Sitzung des Rates der Volksbeauftragten nocheinmal vor, Wilson zu
einem Diktatfrieden >>für uns<< gegen die Wünsche der Ententemächte zu be-
wegen. Sie dachten, daß sie sich für eine weitere Stabilisierung der Sozialisti-
schen Räterepublik der Kräfte von Wilson und vielleicht sogar der der Bolsche-
wisten bedienen konnten. Doch Ebert wies dies als Illusion knapp und nüchtern
zurück, genauso wie er alle Vorschläge von den "Idealisten der Revolution zu-
rückgewiesen" hatte.

Am 10.Dezember 1918 marschierte die 10.Felddivision in Berlin ein.
35.000 Mann rückgeführte Fronteinheiten sollten dem neugebildeten General-
kommando Lequis in der Reichshauptstadt unterstellt werden!

Am 11.Dezember 1918 empfing Ebert offiziell die alten kaiserlichen Gar-
deregimenter am Brandenburger Tor mit den "militaristischen und patriotischen"
Worten:

"Kameraden!
Kein Feind hat euch überwunden! ... ... einzig und allein die Zahl, ein-
zig und allein das Material! ... ... Nun liegt Deutschlands Einheit in
eurer Hand!"
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(Schon hier begann der neue Militarismus der SPD, der als Sozialpatriotismus
bezeichnet wurde und später, durch die SPD angeregt, im Nationalsozialismus
münden sollte.)
Doch bei den meisten Soldaten verfing diese mit General Groener abgesproche-
ne Heldenzeremonie keineswegs! Sie wollten nach Hause. Sie wollten das Ende
des wilhelminischen Militarismus, und viele schlossen sich den Arbeiter- und
Soldatenräten an.

Um so größer wurden die Anstrengungen der Generalsclique um Hinden-
burg, ihre bunt zusammengewürfelten Landsknechte durch Berufssoldaten, "zu-
verlässige" Heeresangehörige und Zivilisten zu verstärken und weitere "Frei-
korps" und "Bürgerwehren" aufzustellen. Das Kapital unterstützte sie mit dem
Kapital eigenen Presseapparat. Selbst "unsere" Sozialdemokraten unter Eberts
Führung zogen, wie nicht anders zu erwarten, mit ihrer stärksten Tageszeitung
"Vorwärts" in die Propagandaschlacht gegen die "Linksradikalen" und vermeid-
lichen "Bolschewisten". Tausende von Hetzplakaten, Zeitungsannoncen und
Flugblättern warben für die rechtsradikalen Banden um Hindenburg. In den von
Hindenburg unterzeichneten Aufrufen wurden die Frontsoldaten gegen die "ra-
dikalen Elemente" unter den Arbeitern aufgehetzt. Zwei dieser Aufrufe vom De-
zember 1918 will ich Ihnen dokumentarisch wiedergeben. Daß die Linken dem
kaum etwas an Pressemitteln entgegenzusetzen hatten, dürfte klar sein, denn alle
kapitalen Medieneigentümer standen geschlossen auf der Seite der Rechten, da
sie um ihr Eigentum an Produktionsmitteln fürchteten.
Zwei Aufrufe, siehe Seite XCV.

Die Propagandaschlacht und die ewige Taktiererei Eberts, mit der er immer
mehr Entscheidungsbefugnisse auf seine Person als Reichskanzler vereinte und
den Rat der Volksbeauftragten politisch immer weiter ins Abseits drängte, ver-
anlaßte die drei USPD Mitglieder schließlich zum Verlassen des Rates der
Volksbeauftragten. Ebert ersetzte diese Positionen schleunigst durch "drei der
Seinen". Hiermit war die Umwandlung des Rates der Volksbeauftragten zu einer
Planungsbehörde von Ebert, und zwar als vorübergehenden Verwaltungs- und
Herrschaftsapparat, auch personell vollzogen! Nun besaß der "Reichskanzler"
die unbestrittene Reichsleitung.
Noske gehörte auch zu den Kreis derer, die in den Rat der Volksbeauftragten
durch den Reichskanzler "berufenen"wurden.

Am 16.Dezember 1918 begann die Reichsversammlung aller Arbeiter- und
Soldatenräte. Diese übertrug dem Rat der Volksbeauftragten offiziell die voll-
ziehende und gesetzgebende Gewalt und setzt als Kontrollorgan lediglich einen
Zentralrat ein. Hauptstreitpunkt blieb die Einberufung einer Verfassungsgeben-
den Nationalversammlung für eine zu schaffende Parlamentarische Demokratie,
die der Forderung nach einer Beibehaltung der bestehenden Arbeiter- und Sol-
datenräte als Übergang in eine Sozialistische Räterepublik gegenüberstand.
Doch die Propagandaschlacht der von Ebert geführten rechtskonservativen und
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kapitalistischen "Bündnispartner" zeigte Erfolg. Überall hatten sich die traditio-
nellen Arbeiterführer der "vertrauenswürdigen SPD" als Abgeordnete und Be-
auftragte der Arbeiter- und Soldatenräte einnisten können. In der von der kon-
servativen Presse und der SPD geschürten Angst vor der "bolschewistischen Ge-
fahr" griff die Arbeiterbewegung wieder auf ihre traditionellen Führer der SPD
zurück, die bekannt und deshalb vertrauenswürdig erschienen. Sie machte diese
zu ihren neuen und alten Beauftragten und Abgesandten.
So konnten sich die Sozialdemokraten der SPD auf der Reichskonferenz aller
Arbeiter- und Soldatenräte am 19.Dezember 1918 mit ihrer Forderung nach ei-
ner Parlamentarischen Demokratie durchsetzen. Die Wahlen zur Verfassungsge-
benden Nationalversammlung wurden auf den 19.Januar 1919 gelegt. Dies war
das formale Ende der Räterepublik.

------

Schon am 24.Dezember 1918 versuchten die Sozialdemokraten, ihre neu ge-
wonnene politische Herrschaftsgewalt gegen die sich formal schon in der Auflö-
sung befindlichen Räterepublik militärisch durchzusetzen. Sie setzten ihre mili-
tärischen Kräfte gegen die Kampfeinheiten der Arbeiter- und Soldatenräte ein.
Die vom Spartakus-Bund, Karl Liebknecht, Rosa Luxemburg und Clara Zetkin
unterstützte Liga ehemaliger Deserteure, die eine Kundgebung nach der anderen
veranstaltete, hatte eine Volksmarinedivision aufgestellt. Diese lag im kaiserli-
chen Marshallgebäude sowie im Berliner Schloß und hielten diese bis auf weite-
res besetzt.
Ein Einsatz gegen sie scheiterte. Der Sturm vom 24.Dezember 1918 gegen die
Volksmarinedivision wurde zu einem "verfehlten Angriff" und endete mit einer
unerwarteten Schlappe, die sich zum Fiasko für die von Ebert geführte neue Re-
gierung ausweitete. Bei einem Ausfall der Volksmarinedivision bemächtigte sie
sich der gegnerischen Kommandantur und ergriff den "Volksbeauftragten"
Wels, den sie später wieder freiließ. Später setzte die Volksmarinedivision ihre
Gefallenen unter triumphalen Trauerfeiern bei, denen Hunderttausende das
letzte Geleit gaben.
Die formal beschlossene Auflösung der vorhandenen Räterepublik und die Ein-
setzung einer Parlamentarischen Demokratie zeigte praktisch genau die umge-
kehrte Wirkung und die schon gewonnene Stärke und Verankerung der Arbeiter-
und Soldatenräte in der Bevölkerung! Diese unerwartete Schlappe verstärkte
zunächst den Prozeß der Auflösung des Heeres in seinen alten Strukturen und
des wilhelminischen Staates. In aller Augen schien diese Entwicklung nun be-
siegelt.

Doch im südwestlichen Randgebiet Berlins wurden unter tatkräftiger Mit-
hilfe führender Sozialdemokraten wie Noske unbehelligt neue militärische Ver-
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bände aufgestellt und herangezogen. Diese kamen erst vom 6. bis 10. Januar
1919 zum Einsatz.
Wie Noske diese neuen "Reichsstrukturen" bildete, schilderte er "sehr gut" in
seinen Erinnerungen, "Von Kiel bis Kapp". Natürlich versuchte unser "Sozial-
demokrat Noske" (und vermeintliche "Sozialist"), die Mannschaften dieser neu-
en militärischen Verbände aus den Resten des kaiserlichen Heeres, den ver-
streuten Freikorps und den alten Frontsoldaten zusammenzustellen. Diesen
Menschen war allen gemeinsam, daß es ihnen nicht gelingen wollte, sich wieder
in einem bürgerlichen Leben zurechtzufinden. Noske schilderte in seinem Buch
sehr lebendig, wie er herumlief, von einem zum anderen, zu den "schlecht be-
handelten" und angespienen, verabschiedeten wilhelminischen Offizieren (sozu-
sagen der Herrschaftsclique des alten Kaiserreichs), wie er sie wieder auflas und
sammelte und wie diese es waren, mit denen er gemeinsam die Räterepublik
zerstörte. Ob Noske wohl jemals begriffen hat, welche Hoffnungen er mit der
Räterepublik zerstörte?

Ich glaube nicht. Denn in seinen Ausdrucksweisen finde ich viele Sprach-
regelungen und Redewendungen wieder, wie sie später im "Großdeutschen
Reich" der NSDAP (Nationalsozialistische Deutsche Arbeiter Partei) üblich
wurden. Viel eher sehe ich hier - bei den Sozialdemokraten mit ihren deutsch-
nationalen Sozialpatriotismus - die erste praktische Verbindung von Militaris-
mus, Staat und Sozialbürgertum und somit den ersten Vorläufer der nationalso-
zialistischen Ideologie.

Am 4.Januar 1919 erließ Ebert erneut eine Verfügung, gegen die revolutionä-
ren Kräfte vorzugehen. Dies führte zur Entlassung des Berliner Polizeipräsiden-
ten Einhorn (USPD), der sich geweigert hatte, seine "Republikanische Sicher-
heitswehr" gegen die revolutionären Kräfte einzusetzen, wobei nun die "Repu-
blikanische Sicherheitswehr" als militärische Kraft der Räterepublik der Herr-
schaftsgewalt des Reichskanzlers unterworfen werden sollte.
Gegen seine Entlassung demonstrierten am 5.Januar 1919 300.000 Menschen,
und am 6.Januar 1919 waren es 600.000! Die Demonstranten besetzten alle
größeren Verlage, Zeitungen und Bahnhöfe, machten aber keinen Gebrauch von
ihren Waffen! Die Wut der revolutionären Kräfte gegen das sich immer weiter
fortsetzende scheinheilige Taktieren der Sozialdemokraten, die mit allen Mitteln
die junge, praktisch gerade entstehende Sozialistische Räterepublik Deutschland
bekämpften, stieg zusehens. Sie verliehen dem Ausdruck, als sie nach einer er-
folgreichen Großdemonstration am Abend des 5.Januar 1919 - die Revolutio-
nären Obleute im Bunde mit den Unabhängigen Sozialdemokraten, Sozialisten
und Kommunisten - den Kampf gegen die Regierung beschlossen und den ver-
räterischen Rat der Volksbeauftragten für abgesetzt erklärten.

Nun griff Ebert zu einem Trick und rief die von den Sozialdemokraten ge-
haltenen Gewerkschaften zur Hilfe. Von den Sozialdemokraten aufgehetzt, er-
kannten viele Gewerkschaftler im Vorgehen der Linksradikalen nur einen bol-
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schewistischen Umsturzversuch, der sich scheinbar gegen den Rat der Volksbe-
auftragten richtete. Die Sozialdemokraten schafften es durch diesen Trick, daß
viele Genossen der Arbeiterbewegung tatsächlich glaubten, es handele sich um
einen bolschewistischen Putschversuch gegen die Regierung der sechs Volksbe-
auftragten sowie um eine Niederwerfung der Arbeiter- und Soldatenräte und
somit um eine Niederwerfung der revolutionären Errungenschaften der Arbei-
terbewegung. Das Wesentlichste, was Ebert erreichte, war:

Er neutralisierte den überwiegenden Teil der Arbeiterbewegung, so
daß dieser unschlüssig verweilte und nicht wußte, auf welche Seite er
sich stellen sollte.

Die meisten Genossen sind für die Aufrufe der Linken durch Eberts Tatsachen-
verzerrung desaktiviert worden, und die, die tätig wurden, verhinderten als un-
bewaffnete Menschenmenge den Sturm auf die Reichskanzlei. Sie hofften, daß
die Linksradikalen friedlich wieder "zur Vernunft" gebracht werden konnten,
denn "Sozialisten" der deutschen Arbeiterbewegung wollten nicht auf Soziali-
sten und Genossen schießen. D.h., die Arbeiterbewegung war in ihrer Kampf-
kraft geteilt und erkannte nicht den wirklichen Verräter- Ebert - in ihren eigenen
Reihen.

------

Für die Drecksarbeit berief sich der "Volksbeauftragte Noske" am 6.Januar
1919 um 8.00 Uhr selbst zum Oberbefehlshaber aller gegenrevolutionären
Truppen und ging gegen die revolutionären Arbeiter und Soldaten mit "regie-
rungstreuen Verbänden", Freikorps, vor. Der von der SPD beherrschte Zentralrat
der Arbeiter- und Soldatenräte gab seinen Segen hierzu. Wie dies geschah, dies
schildert der "Bluthund" Noske in seinem Buch, "Von Kiel bis Kapp", selbst
sehr gut.

Zu den Mitgliedern der Regierung gesellte sich der Zentralrat, um die
Lage zu besprechen. Fast alle Zeitungen waren von den Spartakus-
leuten und Unabhängigen besetzt, ebenso Wolffs Telegraphisches Bu-
reau. Dagegen war im Augenblick nichts zu unternehmen. Die Ein-
hornsche Sicherheitswehr war selbstverständlich nicht zu haben. Die
Kommandantur erklärte, daß auch sie nicht in der Lage sei, mit der
republikanischen Soldatenwehr zu helfen. Diese Leute machten nicht
mit. Von den Soldaten in den Kasernen redete man gar nicht. Meiner
Meinung, daß nun versucht werden müsse, mit Waffengewalt Ordnung
zu schaffen, wurde nicht widersprochen. Der Kriegsminister, Oberst
Reinhardt, formulierte einen Befehl, durch den die Regierung und der
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Zentralrat den Generalleutnant von Hoffmann, der mit einigen For-
mationen nicht weit von Berlin war, zum Oberbefehlshaber ernannte.
Dagegen wurde eingewendet, daß die Arbeiter gegen einen General
die größten Bedenken hegen würden.
In ziemlicher Aufregung, denn die Zeit drängte, auf der Straße riefen
unsere Leute nach Waffen, stand man im Arbeitszimmer Eberts umher.
Ich forderte, daß ein Entschluß gefaßt werde. Darauf sagte jemand:
"Dann mach' du doch die Sache!" Worauf ich kurz entschlossen erwi-
derte: "Meinetwegen! Einer muß der Bluthund werden, ich scheu die
Verantwortung nicht!" Reinhardt meinte, auf den Vorschlag habe er
eigentlich immer gehofft. Ein Beschluß wurde mündlich so formuliert,
daß Regierung und Zentralrat mir weitgehendste Vollmachten zum
Zweck der Wiederherstellung geordneter Verhältnisse in Berlin über-
trugen.

Und nun "die Berufung vom Volk" zum Oberbefehlshaber:

Reinhardt durchstrich den Namen Hoffmann und schrieb dafür den
meinen nieder. Meine Ernennung zum Oberbefehlshaber war vollzo-
gen. Den Wortlaut der mir erteilten Vollmachten habe ich nie gelesen
und die Bestallung als Oberbefehlshaber nie in der Hand gehabt.

Noske stellte "unter dem Einsatz seiner ganzen Person" eine bunt zusammenge-
würfelte Truppe zusammen. Sie bestand aus Zivilisten, Offizieren, Unteroffizie-
ren sowie aus den verschiedensten Einheiten "von ihren Kameraden aufgelese-
nen" Soldaten, die nur der Haß gegen die demokratische Republik zusammen-
hielt. Noske leitete den Kampf gegen die einzigen wirklichen Garanten der De-
mokratie sowie des Sozialistischen Rätesystems ein und zerschlug somit die ge-
ordneten Einheiten der glühensten Anhänger einer demokratischen Republik in
Deutschland. Die Parlamentarische Demokratie als Mittelweg wollte tatsächlich
nur die SPD-Führung. Sie vertrat dieses politische Ziel sozusagen auch als
"Mittelweg für den republik- und demokratiefeindlichen rechtskonservativen
Flügel", den die SPD schließlich zur Durchsetzung ihrer Parlamentarischen De-
mokratie aufbaute und mit dessen Hilfe sie die Bewegung der Sozialistischen
Rätedemokratie niederschlug.
Noske siegte am 10.Januar 1919 in einer von ihm eingeleiteten erbitterten
Schlacht.
Die Kämpfe endeten am 13.Januar 1919.
Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht wurden gefangen und von ihren Wachen
am 15.Januar 1919 ermordet. Die Meuchelmörder kamen wieder aus dem
rechts-konservativen Lager des wilhelminischen Staates.

An dieser Stelle angelangt, drängt sich mir unweigerlich die Frage auf:
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"Gehörte die Beseitigung der führenden Revolutionäre und Anhänger der Sozia-
listischen Räterepublik zur "zweiten durchgreifenden Säuberung" des absterben-
den wilhelminischen Staates zugunsten der reformistischen, lassalleanischen
Sozialdemokraten?

------

Mit dem Sieg vom 13.Januar 1919 gewannen die Sozialdemokraten ein ruhiges
Hinterland, in dem sie ihre militärischen Kräfte stabilisieren und weiter ausbau-
en konnten. Sie schufen einen Ruhepunkt und in ihm ein militärisches Funda-
ment, durch das sie ihre Vorstellungen von einer kapitalistischen, bürgerlich-
liberalen Parlamentarischen Demokratie - entgegen dem Gedanken von einer
Sozialistischen Rätedemokratie - militärisch durchsetzen konnten. Sie stützten
sich hierzu auf rechtskonservative Militärverbände, deren Mannschaften repu-
blik- und demokratiefeindlich eingestellt waren. Dies war ein neuer Gewaltappa-
rat, den die SPD selbst geschaffen hatte.
Sozialdemokraten, Sozialisten und andere unabhängige Linke besaßen im Win-
ter 1918 die absolute Mehrheit in der Bevölkerung und hätten eine Sozialistische
Räterepublik nach der Beschreibung von Marx schaffen können. Niemand wäre
mehr dazu in der Lage gewesen, ihnen diese Errungenschaft streitig zu machen!
Statt dessen suchte die SPD-Führung, die den größten Teil des Vertrauens der
Arbeiterbewegung hinter sich vereinte, die Mehrheiten im rechten Lager. Sie
vereitelte die Sozialistische Räterepublik Deutschland! Mit der Niederschlagung
der linksradikalen Republikaner, die eine Sozialistische Räterepublik anstrebten,
kettete sie sich an das rechte Lager, so daß sie fortan gezwungen war, sich auf
den Einfluß der rechts-konservativen Kräfte zu stützen.
Mit dieser verfehlten Politik Eberts begannen überall im Reichsgebiet die Auf-
stände, durch die versucht wurde, die Sozialistische Räterepublik gegen den
Willen der SPD-Führung durchzusetzen. Der Ruf nach einem Alleingang, unab-
hängig vom "Reichskörper", ist erst durch die Politik der SPD lauter und lauter
geworden, so daß der "Reichskörper" fast in Räterepubliken auseinander gebro-
chen wäre. Alle Aufstände und ausgerufenen Räterepubliken sind von Noske
blutig niedergeschlagen worden, und es ist müßig, hierüber weiter zu berichten.
Die SPD besaß mit dem 15.Januar 1919 das Wichtigste, was sie zur Erhaltung
ihrer politischen Herrschaft bedurfte. Dies war ein ruhiges Hinterland, wo sie in
systematischer Arbeit neue militärische Einheiten aufstellte, die sie dann an die
Front gegen ihre "Sozialistischen Feinde" warf. Immer wieder gelang es den So-
zialdemokraten, die als die "Regierung der Matrosenmörder" beschimpften wur-
den, die Aufstandsversuche der Linken zu ersticken.
Noske konnte "zum Schutz des Vaterlandes" gegen den "Bolschewismus" im-
mer mehr Freikorps und eilig zusammengestellte Freiwilligenverbände bilden.
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Geführt von kaiserlichen Offizieren sammelten sich die bald gefürchteten Frei-
korps.
Den Anführer dieser "Horden" spielte der "Bluthund" und Sozialdemokrat Nos-
ke. Mit rücksichtslosem und grausamen Vorgehen gegen jeglichen Widerstand
sind schließlich im Frühjahr 1919 in weiten Teilen Deutschlands, z.B. in Sach-
sen, Thüringen, im Ruhrgebiet, in Hamburg, München und Berlin, Massen-
streiks und Räterepubliken brutal niedergeschmettert worden. Endlich konnten
die Abgeordneten ohne den Druck der Straße in Ruhe debattieren und entschei-
den. Am Ende setzten die Sozialdemokraten die Parlamentarische Demokratie
durch, deren Verfassung sie am 11.August 1919 verkündeten.

Die Bolschewisten, in deren Namen die marxistisch orientierte Sozia-
listische Rätedemokratie niedergeschlagen wurde, bekamen aus den
Reihen der revolutionären Marxisten erst einen entsprechenden Zu-
lauf, nachdem sie von den Reformern, die sich zum Teil auch auf
Marx beriefen, verraten worden waren und aufgrund ihrer schlechten
Erfahrung in Lenins Kadersystem ein Mittel zur Revolution erkann-
ten.

Die rechtskonservativen Kräfte "dankten der SPD-Führung" ihre gegenrevolu-
tionäre Arbeit auf ihre Weise. Es folgte der Kapp-Putsch. Nachdem die glühen-
den Rätedemokraten beseitigt waren, erfolgte er am 13.März 1920. Korvetten-
kapitän Ehrhardt besaß 6.000 Mann Freikorps und hatte zahlreiche Komplizen:
Ludendorff, General Lüttwitz, Beamte, Offiziere, einen früheren Polizeipräsi-
denten und ehemaligen Schüler der 1918 geschlossenen Kadettenschule.
Noske wollte es nun "komischer Weise" nicht gelingen, die Reichswehr, deren
Gründungsvater er war, gegen Kapp in Marsch zu setzen. Ihre Befehlsverweige-
rung sollte wohl ihr passiver Beitrag zum Kapp-Putsch werden. Gegen bewaff-
nete Kräfte der äußersten Linken aber, Arbeiter und Bergleute, die zur Rettung
der Republik zum Generalstreik im Ruhrgebiet aufriefen und im Anschluß dar-
an, am 25.März 1920, die Räterepublik proklamierten, ließ sie sich problemlos
in Marsch setzen. Wieder schlugen die Sozialdemokraten eine Räterepublik, de-
ren Gedankengut einfach nicht absterben wollte, mit aller Grausamkeit nieder.
Am 6.April 1920 (nach zwei Wochen blutiger Straßenkämpfe) fiel Essen.

Die SPD-Führung schaffte es, mit ihrer reformerischen Forderung nach
dem Möglichen das "praktisch Machbare" niederzuschlagen! In ihrer Regie-
rungsverantwortung setzte sie im Anschluß hieran, zusammen mit den Gewerk-
schaften, ihre Politik "der Integration der Arbeiter" in die bestehende kapitalisti-
sche Gesellschaft fort. Sie hatte ja selbst dafür gesorgt, daß sie durch das Entste-
hen einer Sozialistischen Räterepublik nicht überflüssig wurde.

Doch beginnen wir, die Vorgänge der Vergangenheit auf ihre gemeinsamen Ur-
sachen und zeitlosen Gesellschaftsabläufe zu analysieren, um für unser zukünf-
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tiges Handeln zu lernen und eine aus unserer Erkenntnis der Vergangenheit er-
wachsene Strategie zu schmieden. Denn die Reformbewegungen, insbesondere
die Sozialdemokraten der SPD, deren Rolle zunehmend von den Grünen einge-
nommen wird, behielten bis heute ihre alt bewährte Aufgabe als Empörungs-
und Unruhenkanalisierer zur Verhinderung einer Sozialen Revolution!
Beispiele hierfür sind für die SPD in Reinhausen (1988, Streik der Stahlarbeiter
und Solidarisierung einer ganzen Region gegen die Schließung eines Stahlwer-
kes mit anschließender Entlarvung eines Verrates der SPD an die Kapitaleigner
durch ein abgehörtes Telefongespräch) und für die Gewerkschaft im Neue Hei-
mat-Skandal (mit dem praktisch billiger Wohnraum künstlich verringert wurde,
so daß ein Überangebot an Wohnraum nicht entstand und mit dem Überangebot
an Wohnraum nicht das kommunistische Prinzip, "jedem nach seinen Bedürfnis-
sen", eintreten konnte) schnell gefunden.
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4.1.2.5.1. Das alte Spiel,Rosa Luxemburg, 18. Nov. 1918
Ein anderes Deutschland; S. 286 f. -->  XCIV
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4.1.2.5.2. Zwei Aufrufe, Dezember 1918
Ein anderes Deutschland;Verlag f. Literatur u. Politik GmbH -->  XCV
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4.1.3. Reform und Rangordnung als Waffe

Nachdem ich die Vorgänge um 1918/19 so ausführlich beschrieb, fällt es mir
schwer, das Reformgehabe als zusätzliches Herrschaftsmittel des modernen
Staates systematisch darzustellen, und dessen Wirkung im "Entartungsmecha-
nismus aller gesellschaftlichen Rangfolgeorganisationen" zu beschreiben. Die
Wirkung dürfte klar sein, und im Grunde fange ich schon wieder an, mich zu
wiederholen, denn das Wesentliche ist schon gesagt.
Lösen wir uns von den uns anerzogenen Märchen und Mythen. Die gruppen-
und gesellschaftsdynamischen Abläufe als das Ränkespiel um die politische
Herrschaft werden bei genauerer Betrachtung praktisch immer gleichartig aus-
fallen, so daß auch deren theoretische Analyse zur Bestimmung der Regeln der
Herrschaftserweiterung immer die gleiche bleibt. Was sich ändert, sind die
Spielarten in ihren oberflächlich unterschiedlichen Systembezeichnungen, die
Begriffsbestimmungen sowie die "Namen der Personen (als Aktöre), die dieses
Gesellschaftsritual immer wieder von neuem "aufführen". Der Vergleich mit
einem immer gleichen "Theaterstück" auf allen politischen Bühnen dieser Welt
liegt nicht fern!
Nichts ändert sich, solange wir nicht erkennen, daß es die wirtschaftliche Macht
und politische Herrschaft ist, die wir tatsächlich bekämpfen müssen und wir
nicht begreifen, daß auch die Reformbewegungen - als neue Machtapparate des
modernen Kartellkapitalismus - zu den Herrschaftsapparaten der Gesellschafts-
planer gehören, durch die die Gesellschaft beherrscht, gelenkt und unterdrückt
wird. Die Reformbewegungen sind schon vor langer Zeit dem Ränkespiel zur
"Eroberung der politischen Macht" zum Opfer gefallen. Vor über 100 Jahren
kamen die Gesellschaftsplaner auf die Idee, die Reformbewegungen zur Stabili-
sierung ihrer Herrschaft zu nutzen und begannen, die Reformbewegungen als
neue Herrschaftsapparate in das Herrschaftsgefüge ihrer Staaten einzuordnen.
Aus diesem Grund müssen wir zur Errichtung einer menschengerechten Gesell-
schaft auch die Reformbewegungen überwinden und dürfen uns von ihrem sen-
timentalen Gefasel und z.T. scheinheiligen Handeln nicht blenden lassen! Sie
übernahmen im modernen Staat nur die Funktion der einstigen Pfaffen!

Die Ausgangsursachen, die den "Entartungsmechanismus aller gesellschaftli-
chen Rangfolgeorganisationen" hervorrufen, sind für die Reformbewegungen
genau die gleichen, die ich schon an Hand der Geschichte der staatsautoritären
sozialistischen oder kommunistischen Gesellschaftsströmungen (sprich den
Marxisten, Leninisten, Stalinisten, Trotzkisten, Lassalleanern usw.) beschrieb.
Die Ursachen sind wieder die Rangordnung und der Wille zur "Eroberung der
politischen Macht", durch die jede freie, selbstbestimmte und demokratische
Vereinigung von Menschen auf Dauer in einen obrigkeitshörigen Herrschafts-
und Machtapparat umgewandelt wird. Wir können also auch die Entartung der
sozialistischen Reformbewegung zu einem auf Gehorsam gedrillten bürgerlich-
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sozialen Reformverein und hierarchisch geordneten Herrschaftsapparat des
Staates auf diese Abläufe zurückführen.

Des weiteren besaßen die Reformbewegungen nie eine umfassende Staats-
kritik und erkannten nie die Demokratiefeindlichkeit der staatlichen Apparate
und Institutionen! Immer betrachteten sie das Gesellschaftssystem, in dem sie
just lebten, als das beste der Welt. In seiner grundsätzlichen Funktionsweise
sollte dieses nie umgewandelt werden! Immer glaubten sie, die Mängel des be-
stehenden Gesellschaftssystems durch umfassende Reformen des Staates, insbe-
sondere der Wirtschafts- und Herrschaftsapparate, mildern und die durch das
System hervorgerufenen Gesellschaftsschäden schließlich beseitigen zu können.

Aus dieser Anschauung heraus vertreten auch die heutigen Reformer die Auffas-
sung, daß sie innerhalb ihres Gesellschaftssystems nur die politische Herrschaft
erobern müssen, um mit dieser eroberten Entscheidungsbefugnis ihr "bestes Ge-
sellschaftssystem der Erde" weiter zu entwickeln!

D.h., ihr Weltbild stimmt im großen und ganzen mit "ihrem Gesell-
schaftssystem" überein. Sie befürworten zum Großteil dessen Ideolo-
gien und Herrschaftsinstanzen und versuchen, das Gesellschaftssy-
stem durch seine eigenen Institutionen zu reformieren. D.h., der Staat
soll durch seine eigenen Institutionen reformiert werden, indem er sich
selbst durch seine eigenen Institutionen kontrolliert und reformiert!

Zur Verwirklichung dieses Vorhabens erkannten die Reformisten immer die
Notwendigkeit, sich zu einem mächtigen Verband zusammenzuschließen. Mit
diesem wollten sie die politische Herrschaft im Staat erobern, um schließlich
durch ihren "mächtigen Zusammenschluß" ihre Reformen durchzusetzen. We-
gen dieser Anschauung sowie wegen einer mangelhaften Staatskritik wählten sie
als Zusammenschlußstruktur ein Rangordnungssystem, in dem die Entscheidun-
gen nach einer gewissen Zeit immer von oben nach unten erfolgten. Dies sollte
das Kampfmittel sein, daß durch seine einheitliche Führung von oben eine starke
Schlagkraft entwickelt. Die Reformisten übersahen die Austauschbarkeit und die
Bestechlichkeit der Führungsspitze, der sie ihre Entscheidungsgewalt übergaben
und daß eine derartige Organisation, vor allem wegen des nicht erkannten "Ent-
artungsmechanismus aller gesellschaftlichen Rangfolgeorganisationen", immer
zum Kampfmittel der Herrschenden wird.

Mit den Vorgängen um 1918 in Deutschland und in der UdSSR be-
wies die Geschichte, daß hierarchisch aufgebaute Organisationen auf
Dauer immer gegen ihre Basis entarten werden und, wegen der Kon-
trollierbarkeit der Führungsspitze durch die Gesellschaftsplaner,
scheitern müssen.
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------

Doch die Gesellschaftsplaner erkannten noch eine viel weiterreichendere Funk-
tion von in Rängen gegliederten Reformbewegungen, die zur besseren Beherr-
schung der Gesellschaft genutzt werden können.

Die Reformbewegung ist durch die Austauschbarkeit und Bestech-
lichkeit ihrer Führer nicht nur ein Puffer zwischen Herrschenden und
Beherrschten, sondern auch die radikaleren Gesellschaftsströmungen,
die sich versuchen, in ihr zu organisieren, werden durch die Rangord-
nung innerhalb der Reformbewegung beherrschbar!

Eine große Reformbewegung - Partei, Bürgerbewegung oder Gewerkschaft -
wird auch für die radikaleren Gesellschaftsströmungen zum Sammelbecken,
weil durch die kräftige Mithilfe des Staates (z.B. Verbot der radikalen Organi-
sationen) radikale Zusammenschlüsse nie aus dem Schatten der Reformbewe-
gung hervortreten können.

Durch einen Eintritt in eine Reformbewegung erfolgt eine Eingliede-
rung in eine gegebene Struktur, so daß jeder einzelne den von der
Führung vorgegebenen Regeln unterworfen ist. Jedes Auftreten eines
radikalen Veränderungsvorschlages, der auf die Gesamtheit überzu-
greifen droht, wird von den Entscheidungsträgern der Reformbewe-
gung wegen der Infragestellung des bestehenden Systems sofort als
Bedrohung ihres Führungsanspruches und ihrer Reformlinie erkannt.
Das Unverständnis der Gesamtheit zu gemachten radikaleren Vor-
schlägen wird schnell genutzt, um das radikale Auftreten als Regel-
verstoß zu geißeln und gegebenenfalls Einzelpersonen aus der Re-
formbewegung auszuschließen!

So kommt es, daß die radikaleren "Rädelsführer" durch Ausschlußverfahren
ausgegliedert werden, während die reformistischen Führer versuchen, durch
kleine Verbesserungen für die Masse attraktiv zu bleiben und sie in ihrer jewei-
ligen Reformbewegung unter ihrer Führung zu vereinen. Die Führer von Re-
formbewegungen, die durch dieses Taktieren politische Herrschaft und "Anse-
hen" erlangen, sind somit in Wahrheit nichts weiter als Parasiten, die sich an den
revolutionären Kräften radikaler Gesellschaftsströmungen gesund stoßen!

------
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Weiter griffen die Gesellschaftsplaner in ihrer weltweiten Ausbeutungs- und
Loyalitätserhaltungsstrategie in den Kernländern ihrer politischen Herr-
schaftsräume wohlwissend zum Sozial- und Wohlfahrtstaat, so daß der Staat
nicht mehr rein repressiv und ausbeutend wirkt.

Sozialpolitische Eingriffe des Staates in die Wirtschaft der Gesell-
schaft haben nicht nur seine Funktion vergrößert, sondern in den
traditionellen Bewegungen der Ausgebeuteten und Unterdrückten
ein Interesse an staatlicher Lenkung durch die Reformbewegun-
gen zu ihren Gunsten geweckt!
Durch die Möglichkeit bei entsprechender Leistung und Regierungs-
treue in wirtschaftlich ausgeglichenen Verhältnissen zu leben, wurden
in den Kernländern der politischen Herrschaftsräume weite Teile der
politisierten Gesellschaft desaktiviert!

Der tatsächliche Betrug um die 5-Stunden-Woche und ein wirklich menschenge-
rechtes Leben blieb den meisten daher verborgen.

------

Im gleichen Sinne übernehmen heute die Parteien in den Industrienationen, dies
sind die Kernländer der politischen Herrschaftsräume, für die Gesellschaftspla-
ner eine ganz andere Aufgabe als die, die uns vorgegaukelte wird.

Sie sind heute nur noch zur Austarierung des an die Bevölkerung zurückfließen-
den Wohlstandes und zur Optimierung der Ausbeutungsrate zuständig.
Die bürgerlichen und reformistischen Parteien dienen heute nur noch zur Loya-
litätserhaltung und somit zur Ausbeutungsgradtrimmung, wobei die Wahl oder
Abwahl einer Partei als Anzeiger der tatsächlichen Gesellschaftsstimmung ge-
nutzt wird. Dies trifft insbesondere deshalb zu, weil sich heute die großen Par-
teien nur noch um die Bestimmung der Menge des an die Gesellschaft zurück-
fließenden Wohlstandes kümmern! Dies ist die tatsächliche Aufgabe der Partei-
en und Parlamente, derer sich die Gesellschaftsplaner bedienen, und der Grund
dafür, warum sich die Parteien heute in ihren politischen Zielen nur noch in der
Menge des an die Bevölkerung zurückfließenden Reichtums unterscheiden!
Politisch unterschiedliche Ziele besitzen die Parteien nicht. Zielsetzungen, die
gesellschaftsumwälzende Veränderungen ins Auge fassen oder gar die Abschaf-
fung des Eigentums und die 5-Stunden-Woche fordern, sind undenkbar und so-
gar "verfassungswidrig".
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Die Parteien sollen nur den aufkommenden Unwillen und Volkszorn -
durch die Möglichkeit zur Wahl - auffangen und die Systemloyalität
zu der von den Gesellschaftsplanern gesteuerten Regierung sichern.

Warum sollten die Gesellschaftsplaner auch als totalitäre Herrscher auftreten,
wenn diese "demokratische" Herrschaftsform insgesamt billiger ist als eine offe-
ne Militärdiktatur?
Die Loyalität zu einem demokratischen Staatssystem, durch das die Kapitaleig-
ner weiterhin ungestört herrschen und ihre "guten Geschäfte" machen können,
dürfte angenehmer, billiger und sicherer für sie sein!

Die Rangordnung innerhalb der in der Planungsbehörde zusammenge-
faßten Herrschaftsapparate dient insgesamt einer schnellen und unein-
geschränkten Ausübung der Herrschaftsgewalt, während der zur Pla-
nungsbehörde gehörende Reformapparat der sozialpolitische Regel-
mechanismus des von den Gesellschaftsplanern errichteten Sozial-
und Wohlfahrtstaates ist, über den die Gesellschaftsplaner ihre "Ver-
fügungsgewalt über die Gesellschaft" absichern!

------

Tatsächlich wurden in den letzten 200 Jahren lediglich die Mittel der Herr-
schaftsausübung verfeinert, ohne daß eine Demokratisierung der Entscheidungs-
gewalt eintrat, so daß selbst die Reformbewegungen von den Gesellschaftspla-
nern zur Steuerung der Gesellschaft eingesetzt werden. Durch die gekauften
Spitzen aller durch demokratische Wahlen legitimierten politischen Selbstbe-
stimmungsorgane nehmen sie uns für eine tiefgreifende Umwälzung der Gesell-
schaft den Wind aus den Segeln.

Hierbei spielt es keine Rolle, ob ein friedlicher Übergang von einer Militärdik-
tatur zur "Demokratie nach westlichen Muster" wie in Argentinien, Uruguay
oder Brasilien erfolgt. Es handelt sich immer nur um einen oberflächlichen
Austausch der "vordergründigen, öffentlichen Herrscher" und nicht um den der
wirklichen im Hintergrund. Die alten "öffentlichen Herrscher" gehen oftmals
nur in "Pension", was daran zu erkennen ist, daß ihnen von den Parlamenten
keine Strafverfolgung droht!
Hier wird den politischen Widerstandsbewegungen autoritärer Staaten der Haß
auf den Diktator, die Diktatur und das gemeinsame Angriffsziel genommen, oh-
ne die kapitalistischen und autoritären Strukturen im Innern und die wirt-
schaftsimperialistische Abhängigkeit nach außen grundlegend zu verändern.
D.h., die Ursache der Diktatur wird nicht beseitigt!
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Durch diesen geschickten reformerischen Schachzug bleiben die tatsächlichen
Drahtzieher ungeschoren, weil sie es schaffen, den revolutionären Kräften zuvor
zu kommen. D.h., daß heute keine "Entwicklungsländer" mehr besetzt oder
Sklaven gehalten werden, sondern sie sind gefangen in einem schier undurch-
dringbaren Stahlnetz von wirtschaftlichen Abhängigkeiten sowie der durch
Wahlen demokratisch legitimierten und von den Gesellschaftsplanern gekauften
Institutionen.
Im Ergebnis heißt dies für alle gesellschaftlichen Zusammenschlüsse, deren Ziel
die demokratische Selbstbestimmung ist:

Zur Herstellung der Mehrheitenherrschaft, der Freiheit und der
Gleichberechtigung aller Menschen müssen wir am Rangord-
nungssystem und seiner Befürwortung rütteln. Erst durch die Be-
fürwortung des zwischenmenschlichen Rangordnungsverhaltens
entsteht der hierarchische Aufbau von Staat und Gesellschaft so-
wie der all jener staatlichen und gesellschaftlichen Institutionen
und Apparate, durch die wir ausgebeutet, unterdrückt und gede-
mütigt werden. Deshalb müssen wir die Zustimmung für die zwi-
schenmenschliche Rangordnung angreifen und zerstören, indem
wir die Menschen über die Wirkung und die für sie hieraus fol-
genden Unterdrückung und Ausbeutung aufklären. Mit der Zer-
störung der Zustimmung rütteln wir an einer der wesentlichsten
Säulen, auf der das heutige Gesellschaftssystem im Denken und
Handeln basiert und durch das die Unterdrückung und Ausbeu-
tung der Gesellschaft durch die Gesellschaft erst möglich wird.

4.1.3.1. Demokratiefeindliche Soziologie des Sozialstaates

Ich will meine Betrachtungen nicht allein auf die Wirtschaftsmechanismen des
modernen Kartellkapitalismus und des Rangordnungsgefüges von Gesellschaft
und Staat einengen. Diese stellen heute nur eine allgemeingültige und unbezwei-
felte Gesellschaftsideologie. Zu jeder Ideologie gehören materielle Mittel, durch
die sie verwirklicht und am Leben erhalten wird. Aus diesem Grund will ich
meine Angriffe auf die Parlamentarische Demokratie präzisieren und noch zwei
weitere Hilfsmittel der Gesellschaftsplaner zur Herrschaftssicherung beschrei-
ben.

Im Grunde bescherten uns die Reformer für die Industrienationen die Parla-
mentarische Demokratie. Mit ihr konnten die alten Gesellschaftsplaner ihr altes
Machtspiel versteckt fortsetzen.
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Erinnern wir uns. Warum war es im deutschen Kaiserreich ausgerechnet
die alte Herrschaftsklasse, die mit Hilfe der Reformbewegung den Parlamenta-
rismus vorschlug und durchsetzen wollte?
Waren es die "guten Ergebnisse", die die Gesellschaftsplaner in den USA oder
Großbritannien mit der versteckten Herrschaft durch ein "demokratisch ge-
wähltes und vom Volk selbst legitimiertes Parlament" sammelten?
Warum bestanden ausgerechnet die alten Gesellschaftsplaner auf ein Staatssy-
stem, in dem lediglich das Amt des Monarchen (Reichspräsident) durch einen
von der Bevölkerung direkt oder indirekt gewählten Abgeordneten (zuerst nur
der Reichskanzler und später mit der Abdankung des Kaisers und der Abschaf-
fung der Monarchie zusätzlich der Reichspräsident) ausgetauscht wurde?
Warum betitelten sie dieses politische Herrschaftssystem als Demokratie (Mehr-
heitenherrschaft), obwohl die Bevölkerung tatsächlich gar nicht herrscht, son-
dern nur eine Minderheit, der die Bevölkerung durch ihre Wahl eine fast monar-
chische Herrschaftsgewalt übertrug?

Genau hier liegt der Haken. Denn die alten Gesellschaftsplaner waren sich der
gesellschaftsdynamischen Abläufe, die zum "Entartungsmechanismus aller ge-
sellschaftlichen Rangfolgeorganisationen" führen, sehr bewußt und wollten
vermutlich in einem geeigneten Augenblick selbst wieder nach der politischen
Herrschaft greifen! (Siehe den Versuch der Monarchisten in Bayern der Macht-
ergreifung Hitlers zuvor zu kommen.) Wegen diesem Vorhaben konnten sie eine
wirkliche Demokratie am aller wenigsten gebrauchen.

Denn eine Bevölkerung, welche in freier Selbstbestimmung "di-
rekt über sich selbst herrscht", macht schon das, was sie selbst
will und für richtig befindet und benötigt hierzu niemand Neuen,
dem sie zuerst mitteilt, was sie selbst will, damit dieser ihr dann
vorschreibt, was sie von nun an zu machen hat!

Nun, diese Feststellung gefiel wohl den alten Gesellschaftsplanern nicht, weil
eine Mehrheitenherrschaft tatsächlich die Herrschaft überwindet und eine Be-
völkerung von oben nach unten unbeherrschbar wird! Denn mit einer wirklichen
Mehrheitenherrschaft schüttelt die Bevölkerung Herrschaft und Unterdrückung
psychologisch und ideologisch ab, was in einer "Parlamentarischen Demokratie"
nie der Fall sein kann!

------

Und warum?
Beim genaueren Hinsehen erkennen wir hierfür die Gründe. Wieder begegnen
uns die schon beschriebenen gesellschaftsdynamischen Abläufe. Die Parlamen-
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tarische Demokratie erhielt das wirtschaftliche und politische Rangordnungsge-
füge der alten Gesellschaft sowie die Entscheidungsrangfolge von oben nach
unten, womit der Wille zur "Eroberung der politischen Macht" wieder zum In-
begriff des politischen Handelns und der "Entartungsmechanismus aller gesell-
schaftlichen Rangfolgeorganisationen" in Gang gesetzt wird!

Untersuchen wir nun die Strategie, die die Gesellschaftsplaner des Kaiserreiches
vermutlich planten, um die Parlamentarische Demokratie zu Fall zu bringen und
um die alten Herrschaftsverhältnisse nach einer gewissen Zeit wieder errichten
zu könnten.
Was wir nach meinen Schilderungen in einer Parlamentarischen Demokratie
"natürlich" sofort erkennen, ist, daß der Wille zur "Eroberung der politischen
Macht" Fraktionszwänge, Fraktions- und Flügelkämpfe innerhalb der Parteien
und der Parlamente verursacht.

Selbst Parteien werden durch das mit der Parlamentarischen De-
mokratie vorgegebene politische Herrschaftsgefüge erst erzeugt!

Denn durch den zu wählenden Führer (Führerzwang), dem nach den Regeln der
Parlamentarischen Demokratie die Entscheidungsgewalt übergeben wird, ent-
steht der Zwang, sich zur eigenen Interessenvertretung in fest stehenden und
straffen Organisationen zu vereinigen, so daß eine Fraktions- und Frontenbil-
dung quer durch die Gesellschaft erfolgt. Mit dem ideologisch begründeten
Wunsch nach einem Staat, einer Staatsgewalt sowie dem Wunsch nach einem
"thronenden Herrscher" oder Staatsoberhaupt, der die demokratische Herr-
schafts- und Entscheidungsgewalt übertragen bekommt, entstehen die Frakti-
onskämpfe um die Entscheidungsgewalt! D.h., die Personifizierung der Herr-
schaftsgewalt, die nach der bürgerlichen Logik als Souverän zwischen den Bür-
gern und zum Schutz des Privateigentums und des Handels in einem "demokra-
tischen Staatssystem" auch entstehen muß, ruft die Fraktionskämpfe und die
Herrschaftsgewalt hervor!

Tatsächlich wird vergessen, daß die personifizierte Herrschafts-
gewalt - als Entscheidungsbefugnis über die Bevölkerung - einer
wirklichen Mehrheitenherrschaft zutiefst widerstrebt und daß der
Kampf um die Herrschaftsgewalt (inklusive aller Fraktionskämp-
fe) erst durch den ideologisch begründeten Wunsch nach einem
Staat und der damit verbundenen Herrschaftsgewalt über die Be-
völkerung einsetzt.

Dieser Anspruch als Ausgangsursache entspringt jedoch nicht dem Selbstbe-
stimmungswillen einer Bevölkerung und widerspricht auch den Zielen einer
Mehrheitenherrschaft! Auch ging die Herrschaftsgewalt über die Bevölkerung
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aus dem diktatorischen Willen einer Minderheit zur Herrschaft über ein Land
hervor, wobei sich innerhalb einer Parlamentarischen Demokratie die Bevölke-
rung ihre "Lieblingsherrscher" selbst wählen darf.
Die neuen Staatspriester bekommen nun auch die Herrschaftsgewalt über den
Staat sowie über alle seine politischen Herrschaftsapparate übertragen. Diese
neuen Herrschenden werden zwar demokratisch gewählt, sind dann aber mit ei-
ner fast unüberwachbaren Herrschaftsgewalt ausgestattet! Diese sollen nun die
eigentlich zutiefst demokratiefeindlichen Staatsapparate für die Bevölkerung im
Sinne der Bevölkerung verwalten und lenken. (Beachten wir die Parallelen zum
bürgerlichen Denken Lenins, das sich in seiner Logik zum Staatssozialismus
und Kadersystem widerspiegelt.) Hierdurch wird das Gesellschaftssystem nicht
nur künstlich ungeheuer verkompliziert, sondern auch in seiner Organisations-
struktur als Mehrheitenherrschaft ideologisch widersinnig.
Warum?

1. Zuerst wird von der Bevölkerung ein Staatsoberhaupt gewählt, das von der
Bevölkerung vorgeschrieben bekommt, was es zu machen hat, damit dieses
Staatsoberhaupt der Bevölkerung dann verkündet und vorschreibt, was die
Bevölkerung will und was sie nun unter Zwang zu tun hat.

2. Die Herrschafts- und Staatsgewalt bleibt eine käufliche Ware, weil sie wie-
der auf eine kleine überschaubare Gruppe übertragen wird. Bleiben die al-
ten Eigentumsverhältnisse intakt, so können die alten Gesellschaftsplaner
ihre Herrschaft über die Gesellschaft in verdeckter und verschleierter Form
fortsetzen! Die "demokratisch gewählte Führungsschicht" wird von den
Vermögenden gekauft, womit die ehemaligen Vermögenden der "Aristo-
kratie" (früher überwiegend Grundeigentümer) und des Geldbürgertums
(überwiegend Kapitaleigner der industriellen Produktionsmittel) die Staats-
führung wieder übernehmen und den Staat hinter den Kulissen weiterfüh-
ren. Damit ist für die alten Gesellschaftsplaner die Gesellschaftsentwick-
lung hin zur "repräsentativen Demokratie" nichts weiter als eine Verfeine-
rung ihrer "Verfügungsgewalt über die Gesellschaft"!

Hiermit sind die Rahmenbedingungen dafür gegeben, daß die Staatsgewalt wie-
der gegen den Selbstbestimmungswillen der Bevölkerung entartet.
Selbst in einer "sozialistischen repräsentativen Demokratie" oder Rätedemokra-
tie sind die Bedingungen von Staat und Herrschaft so angelegt, daß auch hier der
"staatsdemokratische Entartungsmechanismus" durch Fraktions- und Flügel-
kämpfe einrasten wird.
Für den demokratischen "Volksstaat" gelten also die gleichen Bedingungen wie
für Lenins Kadersystem:
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Eine kleine Gruppe von Menschen besitzt alle Herrschaftsgewalt
im Staat und somit die "Verfügungsgewalt über die Gesellschaft"!

------

Zudem entsteht innerhalb dieser Parlamentarischen Demokratie ein demokra-
tiefeindlicher Sozialisationsprozeß! Mit dem Rangordnungsgefüge innerhalb der
Parlamentarischen Demokratie und dem hiermit entstehenden Willen zur "Er-
oberung der politischen Macht" sind die Voraussetzungen für den "Entartungs-
mechanismus aller gesellschaftlichen Rangfolgeorganisationen" wieder gege-
ben.

In der Parlamentarischen Demokratie stellt die gewählte Regierung inner-
halb des Parlamentes den höchsten Rang der Entscheidungsgewalt dar, womit
im gesetzgebenden Parlament eine Rangordnung vorhanden ist. Zur "Eroberung
der politischen Macht" im Parlament werden Parteien und/oder Fraktionen als
Interessengruppen gebildet. Diese politischen Interessengruppen besitzen inner-
halb ihrer Zusammenschlußstruktur wieder eine Rangordnung, so daß sich z.B.
innerhalb der einzelnen Parteien wieder Fraktionen zur "Eroberung der politi-
schen Macht" bilden, wobei in den Parteien die tatsächliche Herrschafts- und
Entscheidungsgewalt von den höchsten Ämtern im Parteivorstand ausgeht.
Hiermit ist die gesamte Gesellschaft durch Parlamente und Parteien in Rängen
von oben nach unten pyramidenförmig aufgebaut. Durch die Käuflichkeit aller
Führungsspitzen beginnen nun in den einzelnen Parteien dieselben Mechanis-
men zu wirken, so wie ich sie im Kapitel, "Reform und Rangordnung als
Kampfmittel der Herrschenden", schon dargestellt habe.

D.h., wegen der Rangordnung aller gesellschaftlichen Zusammenschlüsse
findet eine stete Verlagerung der Entscheidungsbefugnisse an die Spitze der je-
weiligen Organisation statt. In allen politischen Zusammenschlüssen und Partei-
en beginnt ebenso wie im Parlament der Kampf um die "Eroberung der politi-
schen Macht". Überall bilden sich Fraktionen zur Eroberung der jeweils höch-
sten Posten, so daß überall Ränkespiele das Bild bestimmen, die immer wieder
zu den schlimmsten politischen Schlammschlachten von Fraktionen und Perso-
nen gegeneinander führen. Immer und immer wieder werden politische Gegner
durch geschicktes und systematisches Taktieren "ausgeschaltet" und ins politi-
sche Abseits gedrängt.
Schließlich fängt die politische Amtsverfilzung an zu blühen, weil einzelne die
verschiedenen Ämter in den unterschiedlichsten Organisationen zu sammeln
beginnen und durch diese Ämterhäufung ihren politischen Einfluß auszudehnen
versuchen. Einzelne Personen werden zu Inhabern der verschiedensten Schlüs-
selpositionen, indem sie in den unterschiedlichsten Organisationen (z.B. Partei-
en, Gewerkschaften, Wirtschaftsunternehmen usw.) die Führungspositionen ein-
nehmen. Sie vereinen also immer mehr Entscheidungsbefugnisse hinter sich und



- 367 -

beginnen, in den einzelnen Organisationen ihre Zöglinge hochzuziehen, auf de-
ren Einfluß sie sich schließlich stützen (Seilschaften). D.h., sie beginnen, die
einzelnen Organisationen zur "Eroberung der politischen Macht" nach ihrem
Willen in ihnen gefügige Herrschaftsapparate umzuwandeln.

Auch der Wechsel der einzelnen Führungspersonen wird an die-
sem Umwandlungsprozeß demokratischer Institutionen nichts
ändern, weil der durch die Rangordnung geprägte Wille zur "Er-
oberung der politischen Macht" ein gleichartiges Handlungsziel
aller einzelnen hierzu formt und somit das stillschweigende Ein-
verständnis aller Personen innerhalb der Führungsschicht vor-
liegt. Schließlich wollen sich alle zur Erweiterung ihrer politischen
Herrschaftsgewalt der Ergebnisse dieser Methoden bedienen!

Dieser Umwandlungsprozeß aller demokratischen Organisationen und Parteien
in gefügige Herrschaftsapparate und Machtinstrumente, die ja eigentlich die
Mehrheitenherrschaft stützen sollen, setzt also in der Parlamentarischen Demo-
kratie genau aus denselben Gründen ein, wie wir sie für andere in Rängen ange-
ordnete Zusammenschlüsse angeben können. Mit diesem demokratiefeindlichen
Entwicklungsprozeß beginnt die schrittweise Verlagerung aller Entscheidungs-
befugnisse von unten nach oben, bis durch diesen "staatsdemokratischen Entar-
tungsmechanismus" auch in der Parlamentarischen Demokratie das höchste
Entwicklungsziel des Staates erreicht ist.

-- Der absolutistische Staat --

Die These der "staatsdemokratischen Entartungsmechanismen" ist
somit auf alle Gesellschaftssysteme auszuweiten, die eine pyramiden-
förmige Rangordnung von oben nach unten für ihre Herrschaft- und
Entscheidungsgewalt besitzen. Die Ursache hierfür ist, daß der Mehr-
heitenherrschaft ein Herrschaftssystem übergepfropft wurde, welches
nur gegenläufige Handlungsziele zur tatsächlichen Mehrheitenherr-
schaft besitzt und somit zur Demokratiefeindlichkeit erzieht, so daß
der "repräsentative demokratische Parlamentarismus" dem wirklichen
Wesen der Demokratie langfristig tatsächlich feindlich gegenüber-
steht!

------

Noch schlimmer ist der demokratiefeindliche Erziehungsmechanismus, den die-
ser "repräsentative demokratische Parlamentarismus" verursacht. Er beginnt mit
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der Umwandlung aller demokratischen Vereinigungen in gefügige Herrschafts-
apparate zu Gunsten der jeweiligen Parteiführung. Von einer gewählten Minder-
heit - z.B. der Parteiführung, dem Parteivorstand, einer Regierung usw. - wird
die Teilnahme der Basis an einem Entscheidungsprozeß fast unmöglich ge-
macht. Immer wieder kommt es hierdurch zu Fraktionskämpfen, mit dem Ziel
die politische Herrschaft zu erringen, in denen aufwendig einzelne Meinungen
hochstilisiert, ganze Handlungsziele verzerrt und durch Taktiererei bis zur Un-
kenntlichkeit entstellt werden, so daß die Handlungsziele, die ursprünglich die
Lösung gesellschaftlicher Probleme anstrebten, völlig wirkungslos und wertlos
verpuffen und scheitern müssen. Immer wieder erfolgt eine politische Frustrati-
on, die schließlich bei den meisten in einem Rückzug mündet und eine "Zu-
schauerdemokratie" hervorbringt. Nach einer zu häufigen "Verarschung" politi-
sierter Gesellschaftskreise drückt dieses Verhalten nur den Willen aus, sich nicht
weiterhin an der Nase herumführen zu lassen.
Zudem prägt der immer stärker werdende Zwang zur Unterordnung (hauptsäch-
lich unter den Willen des Parteivorstandes und deren angeblichen Mehrheits-
meinung) Gehorsam und Unterwerfung als Verhaltensreflex, wobei dieser Pro-
zeß dem im Kapitel, "Der Kapitalismus und sein demokratiefeindlicher Erzie-
hungsmechanismus", gleicht. Die Mitglieder dieser politischen Institutionen
werden also zum Gehorsam und zur Unterwerfung erzogen, so daß diese "de-
mokratischen Vereinigungen" zu demokratiefeindlichen Herrschaftsapparaten
verkommen, in denen dieser Erziehungsmechanismus immer weiter verstärkt
und ausgeweitet wird. Bei vielen Mitgliedern, die in diesen politischen Vereini-
gungen weiter aktiv dabei bleiben, wird am Ende sogar der Wunsch nach einer
starken und straffen Führung reifen, "die sie endlich zum Sieg führen soll".

Deutlichster Ausdruck für die Umwandlung "demokratischer Vereinigungen"
und Parteien in willenlose Herrschaftsapparate dürfte wohl der Fraktionszwang
der Parteiabgeordneten in den Parlamentssitzungen des Deutschen Bundestages
sein, in denen die Abgeordneten immer für ihre Partei stimmen müssen und so
nur noch Stimmvieh für ihren Parteivorstand sind. Sie dürfen immer nur noch
die "vorherrschende Meinung" ihres Parteivorstandes besitzen! Eine eigene
Meinung oder die "Gewissensfreiheit", sie zu vertreten, besitzen sie nicht. Ein
weiterer Punkt für die Erziehung zur demokratiefeindlichen Haltung ganzer
Parteien ist die Aufforderung, geschlossen und "diszipliniert" hinter einer Partei-
führung zu stehen und öffentliche Diskussionen über die Richtung einer Partei
nicht an der Basis zu führen (Originalton der CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden
von 1987/88).
Ich frage mich, wo der Streit über die Richtung einer Partei in einer Demokratie
sonst ausgefochten werden soll? Dort wo eine Bevölkerung noch heftig über die
Richtigkeit einer Meinung streitet, dort ist die Demokratie noch intakt und dort
bestimmt die Bevölkerung noch selbst ihren Willen!
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Aber auch die heutige SPD bietet Beispiele, wie stark sie zum demokratiefeind-
lichen Herrschaftsapparat verkam und wie weite Kreise der demokratiefeindli-
che Erziehungsmechanismus bereits zieht. Ist die SPD-Führung erstmal gewählt,
bestimmt sie maßgeblich den Meinungsbildungsprozeß, so daß es nicht verwun-
derlich ist, daß die Vorgabe zur Festlegung des neuen SPD-Parteiprogramms
(1989) von der Führungsspitze - namentlich Lafontaine - ausging und nicht im
demokratischen Sinne - als Ergebnis eines langwierigen basisdemokratischen
Diskussionsprozesses - die Willensbekundung der Parteibasis darstellt.

Das Schlimmste ist, daß der "demokratiefeindliche Erziehungsmechanis-
mus" - unterstützt von den Mechanismen der kapitalistischen Wirtschaft - bis in
die Kindergärten und Schulen reicht, so daß die Kinder nie zur Selbstbestim-
mung und Selbstverwirklichung, sondern zum Gehorsam und zur Unterwerfung
erzogen werden.

------

Somit kann der repräsentative demokratische Parlamentarismus nicht nur als ein
Mittel zur Bekämpfung der Sozialen Revolution angesehen werden. Vielmehr
reproduziert diese von den Reformisten angehimmelte sozial reformierte Parla-
mentarische Demokratie die Diktatur genauso wie alle anderen kapitalistischen
Demokratien, staatsautoritäre Sozialistische Rätesysteme und staatsautoritäre
Kommunistische Kadersysteme. Auch die Parlamentarische Demokratie in der
BRD verwirklichte somit nie die Idee der Mehrheitenherrschaft, sondern sie be-
findet sich längst schon wieder auf dem Weg zur Diktatur. Tatsächlich bestehen
in den Industrienationen schon wieder diktatorische Herrschaftsverhältnisse, die
heute nur besser verschleiert werden.
Aus der Erkenntnis dieser Mechanismen folgt der Schluß, daß es in der BRD
noch nie eine wirkliche Mehrheitenherrschaft gab und daß das ganze "demokra-
tische Gehabe" in den gesetzgebenden, gesetzausführenden und rechtsprechen-
den Apparaten nichts weiter als ein oberflächliches Make-Up ist, dessen Theater
die tatsächlich herrschende Diktatur vor der Bevölkerung verschleiern soll!
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4.1.3.1.1. "Eroberung der politischen Macht" im Parlamentarismus
Der Spiegel; 09/86; S.20; 12/91; S.32 ff. -->  XCVI
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Der Spiegel; 15/91; S.30 ff.; 06/92; S.56 ff. -->  XCVII
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Der Spiegel; 10/90; S.184; 41/90; S.43 -->  XCIX
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4.1.3.2. Reformen im sozialen Wohlfahrtstaat

Kommen wir nun zu den Mitteln, die uns von den Gesellschaftsplanern über die
Reformisten als Reformen und als Weiterentwicklung der kapitalistischen Indu-
striegesellschaft verkauft werden sollen. Denn der Sozial- und Wohlfahrtstaat
ging nicht aus der entdeckten Nächstenliebe zum Menschen hervor, sondern
auch er ist lediglich ein Mittel zur Verschleierung und Festigung der Herrschaft.
Die drohende Gefahr einer sozialen Weltrevolution um die Jahrhundertwende
(insbesondere wegen der ehemals starken Arbeiterbewegung in den USA, den
Unruhen in Frankreich, Großbritannien, Spanien und Italien, der Oktoberrevo-
lution (1917) in Rußland und der Novemberrevolution (1918) in Deutschland)
zwang die Kapitaleigner zur Einsicht, mehr des von der Bevölkerung geschaffe-
nen Reichtums an die Bevölkerung zurückzuführen. Einzig und allein diese Ein-
sicht brachte die Kapitaleigner zur Erfindung des Sozial- und Wohlfahrtstaates,
so daß wir den tieferen Sinn von Sozial- und Wohlfahrtstaat in der Herrschafts-
verfeinerung und der Stabilisierung der Machtverhältnisse finden.

Auf den Erfahrungen von einem Jahrhundert mit den Arbeiterbewegungen ha-
ben die Gesellschaftsplaner ihre auf dem Kapitalismus beruhenden Staatssyste-
me neu formiert. Wie schon gesagt, es ist kein praktischer Unterschied zwischen
dem westlichen "Kartellkapitalismus" oder dem ehemaligen Monopolkapitalis-
mus des "real existierenden Sozialismus" erkennbar. Überall schufen die alten
und neuen Staatspriester in ihrem Willen zur Ausdehnung ihrer Herrschaft die
Konsumgesellschaft.

Mit der möglichen industriellen Massenproduktion waren genügend Mas-
sengüter vorhanden, was bei einer Anhebung der Löhne und einem eingeplanten
frühzeitigen Verschleiß zum heute vorhandenen Massenkonsumkreislauf führte.
Der Aufbau einer Massenproduktion, die Bereitstellung von billig produzierten
Konsumgütern, die bewußte Anhebung der Löhne von Seiten der Kapitaleigner
sowie eine auf Massenkonsum orientierte Produktion sollte nicht nur zur Erhö-
hung des Profits führen, sondern auch den Lebensstandard der Arbeiterklasse
erhöhen, die sozialen Schäden des Kapitalismus mildern und so die sozialen
Bewegungen "einschläfern".
Der Pazifist Henry Ford war der erste, der diesen Gedankengang in seinem Un-
ternehmen verwirklichte und hierzu den durch Modernisierung und Rationalisie-
rung gewonnenen relativen Mehrwert nutzte. Konsequent baute er industriell
durchrationalisierte Massenfertigungsanlagen auf und erzeugte bei den Beschäf-
tigten seines Unternehmens ein gutes Betriebsklima. D.h., er schuf eine hohe
Leistungsbereitschaft, indem er die Arbeitsbedingungen verbesserte. Im Gegen-
satz zu allen anderen Unternehmen seiner Zeit verkürzte er die Arbeitszeiten,
zahlte hohe Löhne bzw. hohe Mindestlöhne (d.h., er führte einen großen Teil des
gewonnenen relativen Mehrwerts wieder an seine Arbeiter ab), so daß sich die
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Arbeiter die von ihnen hergestellten Güter leisten konnten. Durch seine konse-
quent verwirklichte Massenfertigung hochwertiger Industrieprodukte sowie der
hohen Leistungsbereitschaft "seiner Arbeiter" schaffte er es, die Herstellungsko-
sten pro Einzelstück erheblich zu verringern und konnte somit seine Idee umset-
zen und auch seinen Profit vergrößern. Henry Ford schuf mit diesem FORDIS-
MUS die Grundlage der heutigen Konsumgesellschaft, die jedoch nur solange
funktioniert, solange es nicht zur Überproduktionskriese im Bereich der indu-
striellen Massengüter kommt.

Die mit diesem Fordismus verbundene Steigerung des Lebensstandards, die
gerade für die Besitzlosen erheblich war, ebnete den Weg zur Veränderung des
gesamten Gesellschaftsgefüges. Im Wechselspiel mit der Etablierung des neuen
Konsumverhaltens vernichteten die Gesellschaftsplaner alle noch bestehenden,
früher völlig normalen selbstversorgenden Gesellschaftsstrukturen, die die
Grundlage einer wirklich freien Gesellschaft sind. Der wichtigste Faktor zur
Stabilisierung der Konsumgesellschaft war, daß es den besitzlosen Lohnarbei-
tern besser ging, so daß sie mit den Vorzügen der Konsumgesellschaft zum Ein-
schwenken in die Logik des Kapitalismus gebracht wurden.
Mit der "neuen Arbeitsorganisation" von Frederick Winslow Taylor erhielt der
Fordismus einen weiteren wesentlichen Schub. Er entwickelte die Methode der
Rationalisierung, die auf der Untersuchung der Bewegungsabläufe bei den ein-
zelnen Arbeiten beruht. Überflüssige Bewegungen und verdeckte Pausen sollen
dabei durch eine optimale Organisation des Arbeitsprozesses ausgemerzt wer-
den.
Der TAYLORISMUS ist eine Arbeitsorganisation, die eine betriebswirtschaftli-
che Zerstückelung der Arbeitsprozesse zur Verringerung der "lebendigen Ar-
beit" vornimmt. Zum Zweck der Rationalisierung geht der Taylorismus soweit,
daß prinzipiell eine vollständige Zerlegung aller menschlichen Arbeitsvorgänge
in seine einzelnen Bewegungsabläufe vorgenommen wird.
Seit der Einführung des Taylorismus fand für den einzelnen Arbeiter eine un-
überschaubare Zerstückelung des gesamten Arbeitsprozesses statt, so daß für ihn
der ursprüngliche Sinn der Arbeit als Ganzes verloren ging und er zu seiner Ar-
beit und seinem Produkt die persönliche Beziehung verlor. Für die Menschen
begann eine noch nie dagewesene Entfremdung von ihrer Arbeit, die sie zu rei-
nen, gehorsamen und unselbständigen Befehlsempfängern abstufte und zum
symbiotisch biologischen Anhängsel der Produktionsmaschinerie degradierte.
Vom freien, selbständigen und selbstbewußten Menschen blieb nur die biologi-
sche Hülle.

Ford bediente sich bei der Errichtung seiner durchrationalisierten Produktions-
stätten der Erkenntnisse von Taylor.
Die Folgen für das Verhalten der Menschen waren erheblich. Denn die Entfrem-
dung des Menschen von seiner Arbeit zog die endgültige Zerstörung jeglicher
traditionellen, fürsorglichen und verbindlichen Gesellschaftsstruktur nach sich.
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Große Teile der Gesellschaft wurden zu Wanderarbeitern, die sich bis heute nir-
gendwo mehr fest niederlassen und sich in einem kaum noch bodenständigen
Gesellschaftsgefüge eingliedern.
Viele Orte werden heute wie Taylors Arbeitsetappen als vorübergehender Auf-
enthaltsort angesehen, in denen die Menschen nur noch "Gast" und auf der
"Durchreise" sind. Somit entwickeln diese "Wanderarbeiter" kein Interesse, sich
tatsächlich für die Verbesserung eines "Aufenthaltsortes" einzusetzen, da sie
sich eh nur auf der Durchreise befinden. Fast alle Arbeits-, Fortbildungs- und
Aufenthaltsorte sind heute Etappen, die vom einzelnen im Rahmen des bürgerli-
chen Verwertungsinteresses als "Etappe" für einen weiteren Gesellschaftsauf-
stieg genutzt werden. Jedes wirkliche Einsetzen für die Verbesserung einer
Etappe entfällt, da die Aufenthaltszeit eines "Gastes" sowieso nur befristet ist,
ein Einsetzen beim beruflichen Fortkommen aufhält und beim weiteren Aufstieg
hinderlich wirkt, da ein selbstbestimmtes, eigenwilliges Handeln vom jeweils
Vorgesetzten nirgends gern gesehen wird. Besonders deutlich wird dies an den
vielen verfallenen Mietshäusern, den heruntergekommenen Betrieben großer
Konzerne, der immer fahrlässigeren, fahrigeren und vagabundierenderen Ar-
beitsmoral in der Gesellschaft, in den Schulen und in den Universitäten. Die
meisten Studenten z.B. sind heute derart auf ihr berufliches Fortkommen ausge-
richtet, daß sie sogar Erklärungen, die eine Antwort auf deren schlechte Lebens-
situation während ihres Studiums sowie der immer schlechter werdenden Ar-
beitssituation nach ihrem Studium geben, kein Interesse und keine Zeit entge-
genbringen, da diese Überlegungen sich negativ auf ihren beruflichen Aufstieg
auswirken könnten. Alle sind

- wie ein Werkstück am Fließband -

nur noch in der Etappe, und in der Etappe ist nun mal keine Zeit zum Gestalten
und Nachdenken! Jede Etappe dient einem Verwertungsinteresse, in der der ein-
zelne Mensch wie ein Werkstück am Fließband seine Prägung erhält und seiner
Funktion

- als Ersatzteil für den Gesellschaftsmechanismus -

zugeführt wird. Und ein Werkstück, Bauteil oder Ersatzteil besitzt keinen eige-
nen Willen, geschweige denn eine eigene Individualität, die sich in einem eige-
nen, selbstbestimmten Interesse ausdrückt.

------

Mit dem Taylorismus begann eine tiefgreifende Vernichtung der handwerkli-
chen Fertigkeiten (eine der wesentlichsten Grundlagen der wirtschaftlichen Un-
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abhängigkeit) sowie die Auflösung der traditionellen Lebenszusammenhänge,
die der mutwilligen Zerstörung der vom Kapitalismus unabhängigen, verbindli-
chen und sozialfürsorglichen Gesellschaftsstrukturen gleichkam. Innerhalb der
industriellen Organisation wurde der Arbeiter immer mehr zu einem funktionie-
renden Rädchen einer hierarchischen und entpersönlichten Arbeitsstruktur, die
jede Eigenart und jede selbständige und unabhängige Entschlußkraft - z.B. für
eigenwillige und eigenständige Unternehmungen - be- oder verhindert und in
der der einzelne von der Möglichkeit eines Rückzuges in eine vom Kapitalismus
unabhängige, verbindliche und sozialfürsorgliche Gesellschaftsstruktur abge-
schnitten ist. Selbst die Arbeits- und Produktionsbedingungen wurden mit der
zunehmenden Teilung der Arbeitsprozesse in immer mehr gesellschaftliche
Ränge aufgegliedert, so daß dem einzelnen nur noch Anerkennung und Achtung
zu teil wird, wenn er innerhalb der Gesellschaftshierarchie aufsteigt!
Wieder begannen Gesellschaftsmechanismen zu wirken, in denen sich die Men-
schen zu Gunsten ihres Aufstiegs von ihrer selbstverantwortlichen, eigenständi-
gen Unabhängigkeit in die Vormundschaft der "Systemzwänge" begaben. Immer
mehr Menschen, vor allem die jeweils Vorgesetzten innerhalb der Gesell-
schaftshierarchie, insbesondere in den Betrieben, zogen sich mehr und mehr auf
systembedingte Sachzwänge des von ihnen selbst geschaffenen Systems zurück
und übertrugen diese auf ihre Untergebenen und Arbeiter. Nicht mehr sie trugen
die Verantwortung für ihr Handeln, sondern das System, dessen Rangordnung
sich ja "jeder" auf Gedeih und Verderb unterordnen muß, war nun an allem
schuld. Ein Entkommen war nicht mehr denkbar. Die Gesellschaft war durch ihr
neues Gefüge von Produktionsverhältnissen, Eigentumsverhältnissen und Rang-
ordnungsstrukturen sowie ihre Untergliederung in Funktionsblöcke für den ein-
zelnen nicht mehr überschaubar, womit auch das Geld zum unverzichtbaren
Tauschmittel wurde.

Durch die Überflüssigmachung von handwerklicher und geistiger Arbeit in
den unteren Schichten begann auch eine Enteignung der Fähigkeit zum Denken,
und mit dem eigenwilligen Denken verschwand auch ein Großteil der eigenstän-
digen, selbstbewußten und unabhängigen Ausdrucksformen. Das Austauschen
der Produktionstechniken, wodurch auch die frühere Selbstversorgung in über-
schaubaren Gemeinwesen verschwand, besaß somit einen wesentlichen Einfluß
auf die Psyche und auf die Denkweise der Menschen. Diese materiellen Rah-
menbedingungen brachten den im Denken und Handeln unselbständigen moder-
nen Menschen der Industriegesellschaft hervor, dessen Vorstellungsvermögen
auf der Ebene des eingeschränkten Fachidiotentums zurückblieb und der heute
durch die Massenmedien (Kabelfernsehen, Video, High-Tech) in einer unwirkli-
chen Erlebniswelt gehalten wird. Er wird von der Planungsbehörde in seiner
Erlebniswelt nach den Bedürfnissen der Gesellschaftsplaner gelenkt, so daß die
unteren Schichten über die Eindrücke dieser scheinbaren Weltkenntnis nicht nur
in ihrem Handeln, sondern auch in ihrem Denken gesteuert werden. Verstärkt
werden bestimmte Weltansichten über die in den Massenmedien vermittelten
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Wertvorstellungen sowie über die zunehmende Isolierung des einzelnen Men-
schen in der Arbeitswelt durch den Konkurrenzkampf. Durch wechselnde Ar-
beitszeiten und Arbeitsplätze wird er immer wieder aus seinem sozialen Umfeld
gerissen, so daß er von der Möglichkeit zu einem Erfahrungsaustausch durch
feste soziale Bindungen abgeschnitten ist. Was bleibt, sind die Massenmedien,
die ihn in seinen scheinbaren Erfahrungen, seinem oberflächlichen Wissen und
in seinen Wertvorstellungen immer weiter prägen, sowie der Arbeits- und Gü-
terkreislauf, der total am Geldkreislauf gekoppelt ist, ohne daß für den einzelnen
eine Vergleichsmöglichkeit zu anderen Gesellschaftsformen besteht.

Durch die fehlenden sozialen Bindungen und das im Etappendenken entstehende
mangelnde Interesse an seiner Umwelt lassen sich nirgendwo wirklich dauer-
hafte Strukturen errichten, in denen sich z.B. die Bewohner eines Häuserblocks
organisieren und ihre gemachten Erfahrungen als gelebte Geschichte an ihre
Kinder weitergeben. Es findet keine direkte Weitergabe der Erfahrungen von
Generation zu Generation mehr statt, so daß die Menschen nur noch aus den
Massenmedien und in den vom Staat vorgegebenen Schulinstitutionen lernen.
So wird am Ende selbst dieses System an seiner eigenen Ignoranz und selbstge-
schaffenen Wirklichkeitsverzerrung scheitern, weil es wirkliche Gefahren nicht
erkennt und aus Ermangelung an Utopien systemüberwindende Lösungen nicht
beschreiten kann.

------

Doch die Konsumgesellschaft ist heute an ihre Grenzen gelangt. Unsere Roh-
stoffquellen sind fast aufgebraucht, und das ökologische Gleichgewicht unserer
Welt ist ins Wanken geraten. Nun werden wir alle die letzte Festung der Gesell-
schaftsplaner nehmen müssen. Denn die Grenzen der ökologischen Belastbarkeit
sind erreicht, und wenn wir überleben wollen, sind wir gezwungen, gemeinsam
die wirklichen Ursachen der Zerstörung von Umwelt und Natur zu beseitigen.
Beseitigen wir die wirtschaftliche Macht, die politische Herrschaft und die Aus-
beutung des Menschen, die sich im Kapitalismus, der Sozialpolitik, dem Wohl-
fahrtstaat, der Konsumgesellschaft und im Staat ausdrücken!
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4.2. Herrschaft, Staat und Faschismus

Kommen wir zum letzten und schlimmsten Herrschaftsinstrument der Gesell-
schaftsplaner. Gemeint ist der scheinbar soziale Faschismus, der immer der Si-
cherung der nationalen Lebensgrundlagen dienen soll.
Wieder spielt es keine Rolle, ob es sich bei der Betrachtung um die staatsmono-
polkapitalistische Ideologie der autoritären "Kommunisten" oder um den Pri-
vatwirtschaftskapitalismus in seiner heute praktisch bestehenden Form des
weltweiten Kartellkapitalismus handelt. Betrachten wir zunächst die theoretische
Funktionsweise des Privatwirtschaftskapitalismus, um die Ausgangsvorausset-
zungen für die Entstehung des Faschismus zu klären.

Der Privatwirtschaftskapitalismus funktioniert nur solange, solange sich
Angebot und Nachfrage im Gleichgewicht halten. Durch die natürliche Fähig-
keit des Menschen zur Überproduktion hebelt der Privatwirtschaftskapitalismus
dieses Gleichgewicht schon nach kurzer Zeit aus, so daß die Gesellschaftsplaner
zur Erhaltung ihrer "Verfügungsgewalt über die Gesellschaft" zur künstlichen
Güterverknappung greifen. D.h., viele Menschen werden entlassen und zur
künstlichen Güterverknappung aus dem Produktionsprozeß ausgeschlossen, so
daß nur noch so viele Menschen am Produktionsprozeß teilnehmen, daß die
Selbstversorgung der Bevölkerung mit lebensnotwendigen Gütern gewährleistet
ist. Es kommt also zu einer künstlich hervorgerufenen Armut, die bis zur totalen
Verelendung gehen kann, die das Ergebnis einer bewußt gesteuerten Güterver-
sorgungskrise ist!

Betrachten wir nun den autoritären Kommunismus mit seinem Monopolka-
pitalismus. Mit seiner Ideologie des "Kriegskommunismus" sowie der des "mo-
nopolkapitalistischen Demokratischen Zentralismus" verkürzte er den Kapi-
talansammlungsprozeß, der zum Monopolkapitalismus führt. Denn die kapitali-
stischen Gesetzmäßigkeiten von Angebot und Nachfrage hätten sowieso den
Monopolkapitalismus hervorgebracht, den hier die staatsautoritären Kommuni-
sten wegen ihrer Ideologie schufen. Nach jeder Machtergreifung begannen die
staatsautoritären Kommunisten sofort mit der totalen Zentralisation von Staat
und Wirtschaft, so daß unvermittelt der nach ihrer Ideologie notwendige Staats-
monopolkapitalismus entstand.
Der der Machtergreifung vorangegangene Krieg, als Bürgerkrieg oder Revoluti-
on, hinterließ häufig schon ein verwüstetes Land als erste Ursache einer Güter-
verknappung. Zum anderen galt es immer, den Alleinherrschaftsanspruch der
Parteiführung innerhalb eines Staates durchzusetzen.

Hierzu bedienten sich die autoritären Kommunisten immer einer
unterschiedlichen Güterverteilung an die von ihnen neugeschaffe-
nen künstlichen Klassen innerhalb der Gesellschaft.
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Die Gesellschaftsplaner des "kommunistischen Monopolkapitalismus" griffen
somit genauso wie die des Kartellkapitalismus zum Mittel der bewußt gesteuer-
ten, künstlich hervorgerufenen Güterversorgungskrise, um die Gesellschaft ge-
zielt zu steuern. Das der Bevölkerung verweigerte basisdemokratische Selbstge-
staltungsrecht brachte Schlamperei, Nachlässigkeit und Korruption hervor, wo-
mit sich die Güterversorgungskrise immer mehr zu verschärfen begann. Die
Mechanismen der Güterversorgungskrise sind also für jeden Staat, dessen innere
Gesellschaftsdynamik auf dem Kapitalismus und der Eigentumswirtschaft be-
ruht, zu verallgemeinern, wobei die propagierten theoretischen Gesellschafts-
unterschiede auch in diesem Punkt nicht bestehen. D.h., daß die Güterversor-
gungskrise auch in den "kommunistischen Staaten" zur Herrschaftssicherung
einer kleinen Führungsschicht gezielt eingesetzt wurde.

Diese Güterversorgungskrise innerhalb beider Gesellschaftssysteme in Ost und
West erhöhte den Konkurrenzkampf und die Lebensangst weiter Bevölkerungs-
teile. Die Folge ist eine zunehmende VOLKSTÜMELEI als eine Art der Rück-
besinnung an die gute alte Zeit, in der die Menschen noch in ihrer kulturellen
Wiege Schutz, Zuwendung und Liebe fanden, wobei diese Volkstümelei von
den Gesellschaftsplanern immer durch eine massive Propaganda in ihrer Ent-
faltung unterstützt wird. Die Gesellschaft soll in viele kleine Volksgrüppchen
zerfallen und zur besseren Beherrschbarkeit untereinander ausgespielt werden
(teile und herrsche). Es kommt zur immer stärkeren Ausländerhetze in den Mas-
senmedien, in denen, z.B. 1987 bis 1989 in der BRD, eine Ausländer- und Asy-
lantenflut dafür verantwortlich gemacht wird, daß immer mehr Deutsche ar-
beitslos werden, die Ausländer den Deutschen ihre Arbeitsplätze wegnehmen
und erst durch die Ausländer die Not der Arbeitslosigkeit zustande kommt. Im
Zuge des einsetzenden Marktverdrängungskampfes kommt es zu einem immer
stärkeren und festeren Zusammenschluß langansässiger und bodenständiger Be-
völkerungskreise, die beginnen, ihre angestammten Rechte gegen die Neuzuge-
zogenen zu verteidigen.

In diesem Sinne sind die Neuzugezogenen immer die Fremden und Aus-
länder, womit die Bodenständigen beginnen, "ihre besonderen mit ihrer "NA-
TIONALEN IDENTITÄT" verbundenen Rechte zu sichten".

Ursache hierfür bleibt der einsetzende Verdrängungskampf um die
existentiellen Lebensgrundlagen, der durch die kleine herrschende
Schicht der Gesellschaftsplaner und ihren Herrschaftsanspruch über
den Staat verursacht wird.

Die Volkstümelei ist tatsächlich eine Schutzreaktion, mit der die Menschen in
dem Schutz und Zuflucht suchen, was ihnen am meisten vertraut und somit ver-
trauenserweckend erscheint. Diese Vertrautheit finden sie "natürlich" in ihren
kulturellen Gruppen, weil hier die Wertvorstellungen, die Verhaltensrituale und
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die nonverbalen Signale die höchste Deckungsgleichheit und somit den höchsten
scheinbaren Meinungsgleichklang erreichen. Mit diesen kulturellen Gruppen
beginnt die durch den wirtschaftlichen Verdrängungskampf einrastende Vertei-
digung der angestammten Rechte gegen die neuzugezogenen "Eindringlinge",
die "uns" immer nur "von den angestammten Plätzen verdrängen wollen".
Weiter reicht diese Logik nicht. Die funktionalen Ursachen im Staat und im Ka-
pitalismus werden nicht erkannt, und notfalls müssen Minderheiten - wie Zigeu-
ner, Juden oder Türken - wegen ihrer Andersartigkeit oder ihrer Geschäftstüch-
tigkeit als Sündenböcke herhalten.

------

Im wirtschaftlichen Verdrängungskampf liegt also die Ursache für den aufkei-
menden NATIONALISMUS, mit dem eine VOLKSGEMEINSCHAFT zur ge-
meinsamen Verteidigung der angestammten existentiellen Lebensgrundlagen
zusammenrückt und zu einer "starken Trutzburg" wird. Dieses Gemeinschafts-
gefühl der Stärke vergrößert wieder das "erhabene nationale Wohlgefühl", wel-
ches die eigene kulturelle Normalität zunehmend als etwas Besonderes gegen-
über allen anderen erkennt.
Verstärkt wird dieser psychologische Effekt durch die modernen Produktion-
stechniken, die nicht nur zu einer Isolierung und Vereinsamung des einzelnen
Menschen führen, sondern auch zu einer Entfremdung von seiner eigenen Tätig-
keit, Stellung und Funktion innerhalb der Gesellschaft. Dies bedeutet eine Ent-
fremdung des Menschen von seiner eigenen Person, da es ihm unmöglich ist,
durch eigenwillige, selbstbestimmte Handlungen Selbsterfüllung und schöpferi-
sche Selbstverwirklichung im eigenen Willen und Wirken zu finden und somit
eine tatsächlich eigenständige Identität aufzubauen.

Dies ist ihm durch die stete Unterwerfung und den Zwang zum Ge-
horsam unmöglich, so daß er eine Ersatzidentität sucht, in der er trotz
seiner eigenen Unterdrückung durch seine nationale Identität etwas
Besonderes sein kann und über andere Menschen oder Untermenschen
steht. Dieses Ansinnen ist lediglich der mit der eigenen Unterdrük-
kung aufkeimende Wunsch eines Menschen, etwas Besseres zu sein
und nun nach der eigenen Unterwerfung selbst über andere zu stehen.

------

An diesem Punkt wird der Übergang zum RASSISMUS der selbsternannten
"Herrenmenschen", die sich als etwas "Besonderes" alle anderen Rassen Unter-
tan machen, fließend, wobei der Nationalismus nur eine abgeschwächte Form
des Rassismus ist! Der Übergang vom Nationalismus zum Rassismus ist flie-
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ßend, und die soziologische Entstehungsursache liegt in dem von den Gesell-
schaftsplanern gesteuerten wirtschaftlichen Verdrängungskampf, der den Kampf
um die existentiellen Lebensgrundlagen mit einschließt. Mit dieser nationalisti-
schen Weltsicht wird die Wahrnehmung durch Vorvereinnahmung und Vorver-
urteilung so stark verzerrt, daß andere Volksgruppen nicht mehr als existentiell
bedrängte Menschen erkannt werden, sondern nur noch als Gegner und Feinde,
die "uns" von "unseren" angestammten Plätzen und Rechten verdrängen wollen!
Nun beginnen die Nationalisten und Rassisten, patriotisch zu argumentieren,
womit der NATIONALSTAAT als "völkischer Schutzbund" entsteht:

Wir brauchen einen Nationalstaat als "Trutzburg" zur Sicherung der
eigenen existentiellen Lebensgrundlagen. Es wird gesagt, daß dies
"unser" Land ist, in dem "wir" als einzige einen Ernährungsanspruch
besitzen, womit Nationalismus, Rassismus, Ausgrenzung und Frem-
denhaß immer weiter verstärkt werden. Immer lauter wird die Forde-
rung danach, daß die Fremden doch dahin zurückkehren sollen, woher
sie kamen. Dort gibt es sicher genügend Land, auf das sie einen An-
spruch besitzen, so daß sie jetzt nicht in "unser" Land kommen müs-
sen, um "uns" hier zu verdrängen (Röhm).

Übersehen wird in dieser nationalistischen Argumentation, daß die Fremden ge-
nau aus denselben kapitalistischen Ursachen aus ihren Ländern zu uns strömen,
aus denen wir sie wieder aus "unserem Volksstaat" hinausschmeißen wollen.
Auch sie finden in ihren zum Teil sehr fruchtbaren und reichen Ländern wegen
weltweiter Überproduktion und künstlicher Güterverknappung keine Arbeit, so
daß sie zur Bestreitung ihres Lebensunterhaltes gezwungen sind, in anderen
Ländern nach Arbeit zu suchen! Sie gehören genau derselben Besitzlosenklasse
an wie wir, so daß wir in ihnen einen Bündnispartner zur allgemeinen Verbrüde-
rung erkennen müssen, weil wir sonst der weltweiten Ausbeutung und Unter-
drückung durch die Gesellschaftsplaner schutzlos ausgeliefert sind und Aus-
beutung und Unterdrückung über nationale Streitigkeiten nur fortgeführt wer-
den!

Trotz dieses Sachverhaltes kommt es zum Zusammenrücken und zum
Schutzbund breiter Bevölkerungsschichten gegen die Fremden und/oder tradi-
tionelle Minderheiten. Dieses Zusammenrücken wird zu einer Massenbewe-
gung, die quer durch alle Bevölkerungsschichten geht, weil alle vom Vertei-
lungskampf betroffen sind. Da die kapitalistischen Wirtschaftsformen und das
staatliche Rangordnungssystem das Führerdenken weiter ausprägen und verstär-
ken, wird der Ruf nach einem "guten Führer" als Anführer und "Heilsbringer"
laut, so daß auch die kollektive Suche nach ihm beginnt.

Dies heißt also, daß diese Massenbewegung zu einem Schutzbund wird, die
nicht nur einen vertrauensvollen Führer sucht, sondern sich selbst zum straff or-
ganisierten, hierarchisch geordneten Trutz vereint. Dieser nationalistische, rassi-
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stische Bund in seiner straffen, hierarchischen Zusammenschlußstruktur wird als
FASCHISMUS bezeichnet und ist immer eine Massenbewegung!
Sein Rangordnungsgefüge richtet sich im allgemeinen nach den schon vorhan-
denen traditionellen Rängen der innerhalb einer Gesellschaft bestehenden so-
zialen Schichten. Die Besitzlosenschicht als Arbeiterklasse, die tatsächlich nur
ihre existentielle Lebensgrundlage sichern will (Hitler z.B. versprach ihr Arbeit
und Brot), bildet die unterste Schicht der Arbeiter und Soldaten.
Der Mittelstand (der im monopolkapitalistischen Staatskommunismus mit der
Basis des Parteiapparates gleichzusetzen ist), der um sein Eigentum und/oder
um sein Einfluß und Lebensstil fürchtet, nimmt die mittleren Führungspositio-
nen ein. Diese mittleren Führungspositionen sind den Gesellschaftsplanern (im
ehemals monopolkapitalistischen Staatskommunismus die Mitglieder des Par-
teivorstandes, im westlichen Kartellkapitalismus das Geldbürgertum) unterge-
ordnet.
Angeregt wird der Faschismus durch "soziale Ziele", wegen denen sich eine
Volksgruppe zu einem Bund vereint, so daß dieser Bund ihnen den Schutz ihrer
existentiellen Lebensgrundlagen gewährleisten soll. Diese "sozialen Ziele" blei-
ben jedoch immer auf die eigene Volksgruppe und eine abstrakte nationale
Identität beschränkt, da die Ursache der sozialen Mißstände nicht bei den Herr-
schaftszielen der Gesellschaftsplaner, ihrem Staat und ihren kapitalistischen
Steuerungsmechanismen gesucht wird, sondern in den äußerlichen Erschei-
nungsformen von Minderheiten, die den eigenen "Volkskörper" zu beherrschen
und zu verdrängen versuchen. Mit dieser Argumentation beginnt die Unterdrük-
kung von Minderheiten durch die systematische Einschränkung ihrer Rechte,
ihre eventuelle Vertreibung sowie eine hiermit verbundene Enteignung oder so-
gar deren völlige Vernichtung und Ausrottung in Konzentrationslagern, wie im
3.Reich geschehen. Dies ist dann lediglich der Höhepunkt eines allgemeinen
wirtschaftlichen Verdrängungskampfes, der immer mit einem unbefangenen,
volkstümlichen Nationalismus beginnt und am Ende in einem totalen faschisti-
schen Rassenvernichtungswahn münden kann.

Mit der Errichtung des Faschismus beginnen die Gesellschaftsplaner eine
Suche nach äußeren Feinden, weil die Minderheitenverfolgung die tatsächlichen
Ursachen der Krise, die in der Überproduktion liegt, nicht beseitigen konnte.
Hierzu nutzen sie den schon vorhandenen Nationalismus und Rassismus sowie
die Verdrängungsangst durch andere Nationalstaaten (die Verdrängungsangst
entsteht durch die eigene Verdrängungspolitik, die auch gegen Schwächere, also
Minderheiten, gerichtet ist), die nun angeblich den eigenen "Volkskörper" von
außen bedrängen und dem eigenen "Volksstaat" mit einer zunehmenden Erobe-
rungslust feindlich gegenüberstehen. In den Schulen, so erzählte es mir meine
Tante aus ihrer Schulzeit, mußten die Kinder Landkarten, England, Frankreich,
Polen und Deutschland in der Mitte, zeichnen und vom Ausland ausgehende
Halbkreise eintragen, die weit ins Deutsche Reichsgebiet hineinreichten, um die
Bedrohung Deutschlands durch das Ausland darzustellen. Auch Hitlers
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Kriegspropaganda zur Vorbereitung des Überfalls auf Polen ist ein gutes Bei-
spiel hierfür. Doch in Wirklichkeit steht hinter dem Ganzen nur der Wille zur
Herrschaftserweiterung der Gesellschaftsplaner, die früher oder später - zur Ab-
federung der sozialen Unruhen und somit zur Sicherung ihrer eigenen Herrschaft
- einen Eroberungskrieg beginnen müssen.
Hiermit beginnt sich der Entwicklungszyklus innerhalb eines abgeschlossenen
Handelsraumes in seiner faschistischen Spielart von Staat und Kapitalismus zu
schließen. Mit jedem Krieg regeneriert sich der Kapitalismus, weil durch den
Krieg eine so starke Zerstörung von Gebrauchs- und Produktionsgütern hervor-
gerufen wird, daß der Kapitalismus seine lebensnotwendige Funktionsgrundlage
von Angebot und Nachfrage zurückerhält!

Tatsächlich dient der Faschismus den Gesellschaftsplanern nur zur Erhaltung
und Festigung ihrer Herrschaftsapparate in Krisenzeiten, wobei die Gesell-
schaftsplaner mit dem Nationalismus, dem Nationalstaat, dem Rassismus und
dem Fremdenhaß von den wahren Ursachen der künstlichen güterwirtschaftli-
chen Versorgungskrise und der damit entstandenen Not ablenken wollen. Hier-
aus folgt, daß es immer die alten herrschenden Klassen sind, die den Faschismus
finanziell unterstützen, nähren und schließlich als Herrschaftsinstrument über-
nehmen!
Sie benutzen die Minderheiten als Sündenböcke. Gleichzeitig dient ihnen die
straff organisierte Massenbewegung unter ihrer Führung als Mittel, um den
Aufklärungsversuchen sozialrevolutionärer Gesellschaftsströmungen zuvorzu-
kommen. Sie sind es, die den faschistischen Führerkult und die faschistischen
Sturmtrupps zum Einsatz gegen alle Gesellschaftsströmungen benötigen, die
über ihre dreckigen Machenschaften aufzuklären versuchen und für sie und den
Staat die Drecksarbeit zu deren Beseitigung übernehmen. Es sind immer die Ge-
sellschaftsplaner, die den Faschismus als neue Massenbewegung und als Herr-
schaftsapparat brauchen, um auch in der Krise ein Instrument zu besitzen, auf
dem sie ihre Herrschaft stützen können. Sie vollziehen hiermit die Teilung der
Gesellschaft, indem sich die faschistischen und die sozialrevolutionären Gesell-
schaftsströmungen bekämpfen!
So ist es z.B. nichts Neues, daß rechtsradikale, rechtskonservative und rechtsna-
tionale Gruppen Geld dafür bekommen, die Drecksarbeit für die Gesellschafts-
planer und den Staat zu erledigen, die die Gesellschaftsplaner durch den Staats-
apparat der Polizei nicht auszuführen wagen. Die zu erwartenden Unruhen bei
einem offenen Verstoß gegen die demokratischen Rechte wären zu groß. Daß
beispielsweise nach einem erfolgreich abgewehrten Angriff von rechtsradikalen
Skinheads auf einen linken Buchladen, der in Darmstadt (1989) in unmittelbarer
Nähe der Polizei stattfand, die Polizei gegen die Buchladenverteidiger gewalt-
sam vorging, um sie zu entwaffnen, während sie die Rechtsradikalen ungescho-
ren ließ, ist hier nur noch die logische Konsequenz der geschilderten Sachzu-
sammenhänge. Auch sollte es hier niemanden mehr wundern, daß so mancher
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Polizeigewerkschaftler "60 bis 70 Prozent" seiner Schupos in seinem Revier "als
Wähler der rechtsradikalen Republikaner einschätzt" (Der Spiegel 19/1989,
S.114).
Diese Verhältnisse liegen nur in der alten Tradition der rechtskonservativen und
rechtsradikalen Freikorps und Stahlhelmfraktion Deutschlands, die ihr Geld aus
denselben kapitalistischen Quellen bezogen. Das bekannteste offengelegte Zu-
sammenspiel von Staat und Kapital dürfte wohl das sein, welches zur Ermor-
dung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht geführt hat.
Siehe DOKUMENT auf Seite CVIII.
Der Faschismus, der im Kern eine Wiedererrichtung des absolutistischen Staats-
gefüges ist, wird zur ideologischen Begründung der Herrschaft von den Gesell-
schaftsplanern mit den gerade gängigsten Gesellschaftsideologien vermengt.
Z.B. unter Stalin zum faschistischen totalitären Staatskommunismus, unter Hit-
ler vom Sozialpatriotismus zum faschistischen Nationalsozialismus oder unter
Franko zum katholizistischen Feudalfaschismus.

Das Ziel, welches die Gesellschaftsplaner mit der Unterstützung faschisti-
scher Gesellschaftsströmungen immer verfolgen, bleibt die Teilung der Bevöl-
kerung in Volksgruppen, die sich nur aufgrund anderer nationaler Identitäten
innerhalb eines Staates oder als Nationalstaaten bekämpfen. Zum Krisenma-
nagment wird gerade der Faschismus und der Nationalismus in besonderem Ma-
ße genutzt. Besitzt eine faschistische Bewegung ersteinmal eine breite Zustim-
mung in der Bevölkerung, ist es unmöglich, durch Aufklärung gegen Staat,
Herrschaft und Kapital auf einer internationalen Ebene vorzugehen, da die Ge-
sellschaftsplaner den Nationalismus und Faschismus immer durch eine indirekte
massive Propaganda unterstützen werden.

Besonders deutlich wird dieses Vorgehen in der Geschichte der deutschen Son-
derform des Faschismus, dem Nationalsozialismus. Mit Hitler, den die herr-
schende Klasse tatkräftig unterstützte, besaßen die Gesellschaftsplaner eine fa-
schistische Bewegung, die den sozialrevolutionären Internationalismus bis aufs
Messer bekämpfte und internationale Bestrebungen zur Bekämpfung von Staat
und Kapital - als die eigentliche Ursache des Elends - durch ihren Nationalis-
mus, Rassismus und ihre Volkstümelei unmöglich machte.
Der Nationalsozialismus arbeitete durch seine Selbstbeschränkung auf eine na-
tionale Sicht des Sozialismus den Kapitaleignern bestens in die Hände, so daß
sich das internationale Proletariat nicht zu einem gemeinsamen Kampf gegen die
Kapitaleigner vereinen konnte, sondern in nationale Kriege verstrickt wurde. Da
Röhns SA trotz rassistischer Ansichten die Enteignung der Kapitaleigner zugun-
sten eines nationalen Sozialismus durchsetzen wollte, ist die Führungsspitze der
SA von Hitler liquidiert worden. Die Strukturen der SA sind in altbekannter
Weise wegen ihres hierarchischen Aufbaus von den Gesellschaftsplanern zur
eigenen Herrschaftssicherung übernommen worden.
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Zum Nationalsozialismus muß ergänzt werden, daß der Nationalsozialismus im
Grunde ein Zusammenfluß des deutschen "Sozialpatriotismus" (rechter Flügel
der SPD um die Jahrhundertwende) und der bürgerlich deutsch-nationalen
Kräfte ist und die einzige "sozialistische Spielart" des Faschismus darstellt, der
eine Enteignung der Kapitaleigner ins Auge faßt, sich auf einen Nationalstaat
beschränkt und in Herrschaftsstrukturen, Zielen, Massenmorde und imperialisti-
schem Eroberungswillen mit dem Stalinismus vergleichbar ist.

------

Fassen wir zusammen. Den Gesellschaftsplanern kam um die Jahrhundertwende
die Entstehung des Faschismus bzw. Nationalsozialismus gerade recht, da sie
mit ihm eine ideologische Rechtfertigung zur Aufrechterhaltung des Staates zum
Schutz gegen "innere und äußere Feinde" bekamen, und zwar ohne daß ihr Ei-
gentum angetastet wurde. Mit ihm, insbesondere aber dadurch, daß sie durch ihn
herrschten, konnten sie ihre wirtschaftlichen Interessen nach innen und außen
sichern. Zudem konnten sie sich weiter bereichern, da durch die straffe faschisti-
sche Organisationsstruktur nicht nur die politische Verfügungsgewalt, sondern
auch die Verfügungsgewalt über das Eigentum von unten nach oben an die
Staatsführer weitergegeben wurde, so daß selbst der Mittelstand Schritt für
Schritt verarmte und an Einfluß verlor. (Siehe hierzu auch die Lateinamerikani-
schen Staaten)

Somit wird in der BRD auch die Frage nach der Asylantenflut, der "Ausländer-
feindlichkeit", der Ablehnung aller Fremdarbeiter oder der aufkeimende Frem-
denhaß und Rassismus aus der verkehrten Sicht heraus hinterfragt und disku-
tiert. Die Frage darf nicht lauten, ob wir mit den Ausländern leben wollen, son-
dern sie muß lauten, warum so viele Deutsche sich von ihnen materiell bedroht
fühlen und vor allem, warum sie nicht wollen, daß noch mehr Fremde in ihr
Land strömen und ihnen die "Arbeitsplätze wegnehmen". Die Beantwortung
dieser Fragen ist eng mit den materiellen, weltweit wirksamen Gesellschaftsme-
chanismen verbunden und schließt eine wirklich kritische Untersuchung von
Kapitalismus, Staat und Herrschaft mit ein. Somit ist es nicht eine moralische
Frage des nicht Wollens, sondern ein knallhartes, existentielles Interesse der be-
sitzlosen, unaufgeklärten Lohnabhängigen, welches den Haß und die Ablehnung
der vermeidlichen Konkurrenten auf dem Arbeitsmarkt hervorruft und sie dem
Nationalismus, Rassismus und Faschismus in die Arme treibt.

An dieser Stelle will ich meine vereinfachte Betrachtung für das Entstehen des
Faschismus durch Kapital, Staat und Herrschaft schließen. Auch hier ist ein
weiterer Gegensatz von Kapital und Arbeit gefunden, da die Gesellschaftsplaner
durch die wirtschaftlichen Mechanismen des Kapitalismus die Produktion auf
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Gewinnmaximierung und Machterweiterung abstellen. Die sozialen Unruhen
sollen bei einer künstlichen Güterverknappung nur dazu dienen, die Emotionen
zu schüren und anzuheizen, was die Menschen auf einen Krieg zur Beseitigung
eines gefundenen Schuldigen vorbereiten soll und den informellen Gruppen der
Gesellschaftsplaner die Möglichkeit eröffnet, ihre wirtschaftliche Macht und
somit ihren politischen Herrschaftsbereich auszudehnen. Wäre die Produktion
auf den Bedarf der Bevölkerung ausgerichtet und durch den demokratischen
Mehrheitswillen bestimmt, so wäre die künstliche Güterverknappung und die
künstlich erzeugte Not im Sinne der Kapitaleigner undenkbar, und der Faschis-
mus könnte nie entstehen. Selbst dem Nationalismus und Rassismus wären die
materiellen Entstehungsursachen genommen und in seinen ideologischen Zielen
und Inhalten unbekannt.

Belegen will ich meine vereinfachte, insgesamt vorgetragene Faschismus-,
Rassismus- und Nationalismusdarstellung mit den nachfolgenden Berichten über
die "Nationalitätenkonflikte" der letzten Zeit aus den unterschiedlichsten Län-
dern und Gesellschaftssystemen. Siehe hiezu die Seiten von CXI bis CXIII.
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4.2.0.0.1. Voraussetzung für das Entstehen des Faschismus
Der Spiegel; 36/92; S.136 ff. -->  C
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Der Spiegel; 47/92; S.226 ff. -->  CII
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DVU-Wurfsendung, Januar 1989, bundesweit (Auszug) -->  CIII
REP-Flugblatt, 1992 (Auszug)  -->  CIII
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Der Spiegel; 40/91; S.41 ff. -->  CIV
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4.2.0.0.2. Verdrängungsangst, Nationalismus, Faschismus
DIE ZEIT 17.03.89; DIE ZEIT 30.06.89 -->  CV
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Der Spiegel; 40/91; S.30 ff. -->  CVI
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Der Spiegel; 22/91; S.78 ff. -->  CVII
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4.2.0.0.3. Staat und Faschismus
Die Sache mit Liebknecht und Luxemburg; Ein anderes Deutschland;
Verlag f.Literatur u. Politik GmbH; S. 291 f. -->  CVIII
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Der Spiegel; 49/92; S.123 f.; 45/92; S.20 ff. -->  CIX
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Der Spiegel; 44/92; S.22 ff.; 45/92; S.17 -->  CX
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Der Spiegel; 36/2002; S.76ff.  -->  CX-E1
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Der Spiegel; 30/2002; S.108f.  -->  CX-E2
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Der Spiegel; 33/2002; S.49  -->  CX-E3
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4.2.0.0.4. Dieselben Mechanismen im Ausland
Der Spiegel; 04/91; S.262 ff. -->  CXI
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Der Spiegel; 24/89; S.157 f.; FR 10.06.89; Der Spiegel; 19/89; S.177 -->  CXII
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4.3. Psychologisches Identifikationsproblem

Die materielle Verarmung ist jedoch nicht, wie aus meiner verkürzten Faschis-
mustheorie entnommen werden könnte, der einzige Grund für die Ausbildung
von Nationalismus und Rassismus, wobei gerade von den Bürgerlichen die Un-
terschiede im Reichtum verschiedener Staaten gerne mit den Unterschieden in
den Arbeitsleistungen der Völker begründet werden, was auch schon eine Form
des Rassismus darstellt und auf die Verschleierung der wirklichen Ursachen der
Armut zielt. Das, was allerdings mit Bestimmtheit gesagt werden kann, ist, daß
eine Verarmung die Bereitschaft breiter Bevölkerungsteile weckt, über neue
Wege zur Verhinderung einer weiteren Verarmung nachzudenken, da diese bis
an die materielle Schmerzgrenze führen kann. Mit zunehmender materieller
Verarmung wird daher die Bereitschaft wachsen, sich extremen Positionen, die
eine allgemeine Verbesserung der eigenen Lebensposition versprechen, zuzu-
wenden, so daß die extremen Gruppierungen einen steigenden Zulauf erhalten.
Welchen Bewegungen sich die Menschen anschließen, ist abhängig vom vor-
herrschenden ideologischen Bewußtsein einer Zeit. Dies erklärt, warum sich mit
der materiellen Verarmung weite Bevölkerungskreise in den ideologisch unter-
schiedlichen faschistischen, leninistischen, marxistischen, islamfundamentalisti-
schen (usw.) Rangfolgeorganisationen sammeln und revoltieren. Äußerst auffäl-
lig ist, daß diese Organisationen, in denen sich die Menschen zusammenschlie-
ßen, immer (bis auf wenige Ausnahmen, z.B. Spanien, 1935) ein straff struktu-
riertes Rangordnungsgefüge mit ausgeprägten Führerpersönlichkeiten besitzen.
Es stellt sich also die Frage: Warum streben die Menschen neben einer allge-
meinen wirtschaftlichen Verbesserung, die bis hin zum Umbruch des gesamten
Wirtschaftsgefüges reichen kann, nie eine wirklich politische Umwälzung an, so
daß auch das in Ränge aufgegliederte politische Herrschaftsgefüge zugunsten
einer Basisdemokratie beseitigt wird?

Die Antwort liegt in den materiellen Lebens- und Arbeitsbedingungen be-
gründet, die ein extrem starkes psychologisches Moment erzeugen, wobei auch
hier die Entfremdung des Menschen von seiner Arbeit eine außerordentlich gro-
ße Rolle spielt. Zur Erklärung des psychologischen Moments muß ich etwas
weiter ausholen.

------

Früher lebte der Mensch schöpferisch durch seine Umwelt. Alles, was er zum
Leben benötigte, fand er direkt in der Natur. Durch sein schöpferisches Werken
verbesserte er seine Lebenssituation in erheblichem Maße. D.h., daß er durch
sein eigenes schöpferisches Handeln seine Umwelt nach seinen eigenen Anfor-
derungen gestaltete und veränderte, so daß sie für ihn den größten Nutzen



- 407 -

brachte, womit er über die schöpferische Veränderung seiner Umwelt und der
Verbesserung seiner eigenen Lebenssituation zum Menschen wurde. Durch die
schöpferische Gestaltung seiner Umwelt erkannte er sich in seiner Lebenswelt
wieder, so daß er sich mit ihr als ein Teil seines Wirkens identifizieren konnte.
Er ging also in seiner Umwelt auf, weil sie ein Teil seines Wirkens war, er sein
Leben und sein Handeln direkt durch die Natur erklären konnte und sich selbst
somit über die Wirkung seiner Arbeit definierte.

Dieses Verhältnis zu seiner eigenen Lebenswelt und zur eigenen Arbeit änderte
sich mit dem aufkommenden Handel und der entstehenden Arbeitsteilung, d.h.
mit dem Entstehen der bürgerlichen Gesellschaft und ihren gesellschaftlichen
Vorläufern. Heute verrichten die Menschen nur noch irgend eine eintönige, sich
wiederholende Tätigkeit, ohne Blick für das Ganze oder eine Idee, welchen
Wert ihre Arbeit für die Funktion der Gesellschaft besitzt. D.h., sie verfolgen
ihre Arbeit nicht mit dem Ziel, ihre eigene Lebenswelt durch ihr eigenes schöp-
ferisches Gestalten nach ihren eigenen Bedürfnissen direkt zu verändern, son-
dern sie arbeiten für irgendeinen abstrakten Tauschwert, über den sie die Güter
ihres täglichen Lebensbedarfs erwerben können. Durch die fehlende geistige
Anteilnahme sowie der fehlenden Herausforderung, an der Gestaltung seiner
eigenen Lebenswelt aktiv und schöpferisch teilzunehmen, entsteht keine ge-
fühlsbezogene Bindung zur eigenen Arbeit und Umwelt. Eher entsteht durch die
Monotonie der Arbeit und ihren stumpfen Wiederholungen das Gefühl der Ab-
lehnung, Abwehr und Gleichgültigkeit, welches wiederum zu einem geistigen
Abschalten führt. D.h., der Mensch verliert die Beziehung zum Sinn seiner
Arbeit, die ihn nur noch in wenigen Ausnahmefällen interessiert.

Zu den schlimmsten Folgen gehört, daß das Bewußtsein, durch die eigene Arbeit
seine eigene Lebenswelt und somit seine eigene Lebenssituation verbessern zu
können, verkümmert. Der Mensch verliert also die Fähigkeit, Probleme durch
das eigene Nachdenken und das Vertrauen in die eigene Überlegung und Ur-
teilskraft zu lösen. Denn die Erfahrung hält nur Erinnerungen bereit, in denen
über eine indirekte Handlung ein kaum faßbarer Mechanismus in Gang gesetzt
wurde, der schließlich die eigene Lebenssituation verbesserte, womit durch die
fehlende Erfahrung auch die Fähigkeit zur direkten Handlung erlischt. Hierüber
könnten wir beispielsweise auch die Neigung unserer Gesellschaft zum Stell-
vertretertum erklären, da die Menschen unterbewußt immer erwarten, daß von
irgendeiner Seite Mechanismen in Gang gesetzt werden und sie hierauf kaum
einen Einfluß haben. Daß unsere Demokratie in der BRD als Parlamentarische
(Stellvertreter-) Demokratie und nicht als Basisdemokratie organisiert ist, wäre
ein Beispiel hierfür.
Eine weitere Folge ist, daß sich die Menschen aus ihrer güterwirtschaftlichen
Arbeit heraus, sofern sie in diesem Bereich noch tätig sind, nicht mehr mit ihren
Gütern identifizieren können, weil sie nicht mehr von Anfang bis Ende an ihrer
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Entstehung teilnehmen. Sie entwickeln also im allgemeinen weder ein tieferes
Verhältnis zum produzierten Gut noch zu ihrer Umwelt, weil sie selbst nur für
einen Tauschwert und nicht für bestimmte Güter arbeiten, so daß sie ihr Ver-
hältnis zu einem Gut nur noch über den Tauschwert erklären, wobei "sein Wert"
hier zum Tauschwert wird. D.h., der Mensch wird vom Produkt seiner Arbeit
entfremdet, weil er die Güter nicht mehr mit dem direkten Ziel herstellt, seine
Umwelt nach seinen Bedürfnissen mitzugestalten.

------

Da der Mensch die Beziehung zum Sinn seiner Arbeit verlor, sich vom Pro-
dukt seiner Arbeit entfremdete sowie sein Leben und Handeln nicht mehr
durch die von ihm direkt veränderte Umwelt erklären und sich selbst somit nicht
mehr über die Wirkung seiner Arbeit definieren kann, benötigt er eine Ersatzi-
dentifikationsmöglichkeit, die er nun in Äußerlichkeiten zu suchen beginnt.
Hiermit sind wir bei der schlimmsten Folge von Handel und Arbeitsteilung,
sprich der bürgerlichen Ideologie und dem Taylorismus, angelangt. Durch Han-
del und Arbeitsteilung entsteht eine neue Orientierung, durch die sich ein
Mensch indirekt wieder über seine Arbeit definieren kann.

Da angesichts von Not und Armut allgemeingültige Tauschwerte
zum unverzichtbaren Mittel zur Besorgung aller lebensnotwendi-
gen Güter wurden, werden Wert und Ansehen einer Arbeit von
dem Preis bestimmt, den sie auf dem Markt einbringt.

D.h., daß auch dem Menschen, der eine Arbeit ausführt, über den Preis für seine
Arbeit eine entsprechende Anerkennung von der Gesellschaft zuteil wird, so daß
über unterschiedliche Preise eine mit einer bestimmten Anerkennung verbunde-
ne Rangordnung entsteht.

Der Mensch definiert sich also nicht mehr durch seine Freude am
schöpferischen Werk seiner Arbeit, sondern über den Preis für
seine Arbeit und die mit der materiellen Stellung verbundenen
Anerkennung, womit das Streben nach Aufstieg und das hiermit
verbundene Herrschaftsstreben ursächlich entstehen.

Das Aufstiegsgerangel und das durch die materielle Besserstellung für eine Ar-
beit in Gang gesetzte Herrschaftsstreben ist somit sehr eng mit dem Handel und
dem unternehmerischen Denken, sprich der bürgerlichen Logik, verbunden. Die
Rangordnung in Verbindung mit der Verfügungsgewalt über die Gesellschaft
entsteht also durch den Handel und der mit dem Handel entstehenden Verfü-
gungsgewalt über Eigentum, so daß die Rangordnung immer Ausdruck einer im
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Werden begriffenen oder einer schon bestehenden bürgerlichen Gesellschaft ist,
die ihren höchsten Ruhepunkt logischerweise im Monopolkapitalismus bzw. im
Absolutismus findet.

Bestätigt und verstärkt wird das Rangordnungssystem innerhalb der
Gesellschaft durch die stets sichtbare Verbindung von höherem Lohn
für eine Arbeit höheren Ranges, so daß die Menschen (ausgehend von
der bitteren materiellen Not in der untersten Schicht der Weltbevölke-
rung) im Preis für eine Arbeit höheren Ranges leicht eine Ersatzidenti-
fikation finden, zumal diese für das eigene Leben eine relative materi-
elle Absicherung bewirkt, womit das überall sichtbare Streben nach
Herrschaft durch die Einnahme eines höheren Ranges erklärbar ist.

------
Allein dieser Grund macht die Menschen bei wirtschaftlichen Krisen anfällig für
hierarchisch und somit autoritär gegliederte Schutzbünde, in denen sie durch
ihren Rang materielle Besserstellung und Anerkennung erlangen und sich nicht
allein durch ihr Können und Wissen Ansehen und Gehör verschaffen. D.h., daß
Teile der Bevölkerung mit dem Beginn der Krise hierarchisch gegliederte, na-
tionalistische, rassistische oder faschistische Schutzbünde bilden, da diese we-
gen der Übertragung der bürgerlichen Ideologie und der Logik des Naturrechts
auf den Konkurrenzkampf zwischen den "Völkern" das naheliegendste Mittel
darstellen und den Eindruck erwecken, sowohl die existentiellen Grundlagen der
unteren Schicht als auch die Herrschaftsinteressen der mittleren und oberen
Ränge, d.h. Mittelstand und Geldbürgertum, wirksam schützen zu können. Die
herrschende Klasse wird vor allem nationalistische und faschistische Strömun-
gen fördern, da sie durch diese ihre Herrschaft erweiteren kann und diese Bewe-
gungen einen wirksamen Schutz gegen soziale Bewegungen darstellen. Dies ist
die Ursache von Nationalismus, Rassismus und Faschismus.

Für das Entstehen von einer breiten sozialen Bewegung als Massenbewe-
gung läßt sich sogar sagen, daß diese immer dann entstand, wenn die breite
Masse keine Möglichkeit mehr besaß, ihre materiellen Lebensgrundlagen zu si-
chern und eine Aufwertung der eigenen Arbeit durch einen höheren Preis unum-
gänglich wurde. D.h., daß die Menschen versuchten, sich einen höheren Rang zu
verschaffen, um ein materielles Auskommen zu finden. Erreichten sie dies, so
war der soziale Friede wiederhergestellt, weil sie einen Rang einnahmen, unter
dessen Lebensbedingungen sie leben konnten.
Für den Kommunismus läßt sich sagen, daß er über einen Gründungsmechanis-
mus, der einen Handel und eine Rangordnung vorsieht, nicht zu erreichen ist.
Denn die mit den höheren Rängen verbundene Verfügungsgewalt wird immer
wieder eine materielle Besserstellung der höheren Ränge hervorrufen (wobei sie
sich ihre materielle Besserstellung aufgrund ihrer Verfügungsgewalt selbst zu-
spielen), was wiederum das Herrschaftsstreben der Menschen verursacht, ver-
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stärkt und schließlich dazu führt, daß die höheren Ränge zur Sicherung ihrer
Herrschaft bewußt zur materiellen Ungleichbehandlung der unteren Gesell-
schaftsschichten und Ränge greifen, die bis hin zur totalen Verarmung und Not
reichen kann (siehe z.B. bolschewistische Herrschaftspolitik nach der Russ. Re-
volution). Aus diesem Grund sind die von Marx und Lenin vorgeschlagenen
Gründungsstrategien zu verwerfen, da sie das psychologische Moment, das über
den Preis für eine Arbeit entsteht, außer Acht lassen und übersehen, daß Rang-
ordnung, materielle Besserstellung und Handel untrennbar miteinander verbun-
den sind und sogar ursprünglich aus dem Preis für eine Arbeit hervorgehen.

D.h., daß eine in Rängen aufgebaute Organisation wegen der
ideologischen Kopplung von höherem Rang und materieller Bes-
serstellung immer wieder zu einer autoritären Klassengesellschaft
und zum Monopolkapitalismus führen wird.

Aus den genannten Gründen gelange ich zu dem Ergebnis, daß sich vor einer
echten wirtschaftlichen und politischen Umwälzung erst die Lebens- und Ar-
beitsbedingungen eines erheblichen Teiles der Bevölkerung durch basisdemo-
kratisch selbstverwaltete anarcho-kommunistische Genossenschaften verändern
müssen und jede andere Massenorganisation, gerade wegen der heutigen Le-
bens- und Arbeitsbedingungen sowie der hiermit verbundenen Vorstellung von
Rangordnung, Verfügungsgewalt und materieller Besserstellung, scheitern wird.

Denn der Grund, warum gerade die bürgerlichen Menschen mit
einer geld- und entlohnungsfreien Gesellschaft soviel Probleme
haben, ist, daß sie sich selbst über den Preis für ihre Arbeit defi-
nieren und der Preis sogar bestimmt, welchen Wert und Rang sie
innerhalb der Gesellschaft besitzen.

D.h., das Problem mit dem Anarcho-Kommunismus ist ein psychologisches,
welches in der Definition der eigenen Person über den Preis für die eigene Ar-
beit begründet liegt. Die Bürgerlichen können nicht verstehen und nicht glauben,
daß ein Anarcho-Kommunismus funktioniert, weil sie hiermit sich selbst sowie
ihren Selbstwert in Frage stellen und nach einer neuen Identifikation, einem
neuen Wert und einem neuen Verhältnis zu ihren Mitmenschen suchen und fin-
den müßten. Dies ist das Problem, das Marx, Lenin etc. übersahen und dessen
Bewältigung zum Anarcho-Kommunismus führt.

4.4. Loyalitätserhaltung und Nationalismus

Kommen wir nun zu den Folgen, die sich aus den Einsichten in "Staat, Eigentum
und Herrschaft", die "innere Dynamik eines Handelsraumes", "Herrschaft, Staat
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und Faschismus" und "Das "psychologische Identifikationsproblem" für unser
Leben nach dem Zusammenbruch der "kommunistischen" Parteienherrschaft im
Ostblock ableiten lassen und für die nächsten 30-50 Jahre weltpolitisch bestim-
mend werden.

Spätestens mit dem 2.Weltkrieg entwickelten die Gesellschaftsplaner des We-
stens eine weltweite Strategie, den Kommunismus zu besiegen. Dies geschah in
der Erkenntnis, daß jeder weitere Kampf zwischen den Gruppen der Gesell-
schaftsplaner den Kommunismus seinem Ziel näher bringen würde. Die Gesell-
schaftsplaner des Westens erkannten, daß die einzige Methode, die im Kampf
gegen den Kommunismus zum Erfolg führen konnte, die Herstellung des So-
zialen Friedens und die Anhebung des Lebensstandards in den Kernländern ihrer
politischen Herrschaftsräume war, insbesondere aber in allen Staaten, die an das
"kommunistische" Herrschaftsgebiet grenzten (Frontstaatenideologie). Im Zuge
dieser Entwicklung entstand der Marshallplan zum Wiederaufbau West Europas,
insbesondere aber West Deutschlands. Auch das Aufstreben verschiedener
"Entwicklungsländer" zu Schwellenländern, die bezeichnender Weise alle an das
"kommunistische" Herrschaftsgebiet grenzen, ist auf die Systemkonkurrenz von
Ost und West zurückzuführen, wobei dieses Aufstreben erst durch die System-
konkurrenz möglich wurde. Hiermit ist auch geklärt, warum die Milton Fried-
man Wirtschaftstheorie (Chicago Boys) nur in den Frontstaaten zum kommuni-
stischen Herrschaftsgebiet funktionieren konnte, anderswo versagte und ein hal-
bes dutzend Länder wie Chile, Argentinien, Venezuela oder Mexiko ruinierte.

Mit dem scheinbaren Zusammenbruch der "kommunistischen" Parteienherr-
schaft in der UdSSR in Verbindung mit dem nicht zu erschütternden Herr-
schaftsgefüge Chinas entsteht eine neue Situation, in der auch der Kartellkapita-
lismus des Westens auseinanderbricht. Die weltweite Überproduktionskrise, die
zum wirtschaftlichen Zusammenbruch des östlichen Monopolkapitalismus
führte, sowie die massive Anhebung der Produktivität durch die neuen Vollau-
tomatisierungstechnologien zwingt die informellen Gruppen der westlichen Ge-
sellschaftsplaner in einen Verdrängungskampf, da die Überproduktionskrise die
wirtschaftliche Grundlage ihrer politischen Herrschaft gefährdet. Denn die Folge
der weltweiten Überproduktionskrise ist, daß zur Beibehaltung des Gleichge-
wichts von Angebot und Nachfrage der Produktionsumfang zur Verringerung
des Angebots zurückgeschraubt wird. D.h., zur Aufrechterhaltung des Herr-
schaftsgefüges der Gesellschaftsplaner müssen Fabriken geschlossen werden, so
daß die Arbeitslosigkeit auch in Kernländern ihrer politischen Herrschaftsge-
biete steigt. Eine steigende Arbeitslosigkeit bedeutet jedoch zunehmende soziale
Spannungen, die die Herrschaft der Gesellschaftsplaner in den verschiedenen
politischen Herrschaftsgebieten gefährden. Diese Gefährdung der Gesellschafts-
planer ist die Ursache dafür, daß der westliche Kartellkapitalismus in informelle
Gruppen zerfällt, wobei verschiedene informelle Gruppen zur Sicherung ihrer
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eigenen Herrschaft und zum Schutz ihrer Industriezentren (die wirtschaftliche
Basis ihrer Herrschaft) immer enger zusammenrücken und geschlossen einen
gegen die informellen Gruppen anderer Industriezentren gerichteten Verdrän-
gungskampf auf dem Weltmarkt beginnen. Die informellen Gruppen versuchen
nun zur Sicherung ihrer eigenen Herrschaft, die Wirtschaftlichkeit ihrer industri-
ellen Komplexe zu vergrößern, so daß sie auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig
bleiben und durch mangelnde Wirtschaftlichkeit nur Fabriken in den Industrie-
zentren der anderen schließen müssen; oder unter Umständen eines der fremden
Industriezentren sogar gänzlich zerstört wird. Bewußtes Ziel wird es nun, die
Systemkosten eines industriellen Komplexes (zur Verbesserung der Konkur-
renzfähigkeit der hier hergestellten Güter auf dem Weltmarkt) solange zu ver-
ringern, bis (wegen des hiermit sinkenden Lebensstandards) eines der gegneri-
schen Industriezentren im Chaos der entstehenden sozialen Unruhen und Bür-
gerkriege untergeht. (Siehe näheres im Kapitel: "Innere Dynamik eines Handels-
raumes")
Diese Überlegung führt von Handelskrieg zum Wirtschaftskrieg und unter Um-
ständen sogar zur militärischen Auseinandersetzung zwischen den Industriezen-
tren, wobei hierfür die informellen Gruppen der Gesellschaftsplaner wieder ir-
gendwelche ideologischen Gründe zur Verschleierung der tatsächlichen Ursa-
chen vorschieben werden.

------

Kommen wir zur aktuellen Lage der Dinge. Im weltweiten Ansammlungsprozeß
der industriellen Produktionsanlagen und der Verlagerung der Produktion in die
Industriezentren sind nur noch drei große Industriezentren übrig geblieben:
USA, Kanada; EG; Japan.
Die Vollautomatisierungstechnologien, die durch die Steigerung der Produkti-
vität die Existenz eines Industriezentrums nachhaltig gefährden, sind eng ver-
bunden mit der Entwicklung der Mikroelektronik und Chipherstellung. D.h., wer
im alleinigen Besitz der Mikroelektronik ist oder einen großen Entwicklungs-
vorsprung hat, der ist in der Lage, Produktionsstraßen aufzubauen, in denen
kaum noch Menschen arbeiten, kann somit am kostengünstigsten produzieren
und alle anderen Anbieter vom Markt drängen. Das Industriezentrum, das sich
seinen Entwicklungsvorsprung in der Mikroelektronik dauerhaft sichern kann,
besitzt also zwangsläufig die Weltherrschaft, wobei dies unter heutigen Ge-
sichtspunkten Japan sein wird. Andererseits drohen die anderen Industriezentren
(USA, Kanada; EG) wegen ihrer veralterten Produktionstechnologien, der Ge-
fahr den Entwicklungsvorsprung nicht einzuholen und der enormen Anhebung
der Produktivität Japans auf die Ebene der Entwicklungsländer abzurutschen.
Wegen des von Japan massiv betriebenen Protektionismus, hohe Zölle für euro-
päische Produkte auf dem japanischen Markt, und der drohenden Gefahr des



- 413 -

Niedergangs der eigenen Industriezentren, die alleine gegen die wirtschaftliche
Macht Japans unterliegen müssen, werden die informellen Gruppen der verblie-
benen Industriezentren (USA, Kanada; EG) in nächster Zukunft zu einem Euro-
amerikanischen Block (Atlantische Gemeinschaft) zusammenrücken! Japan wird
im Gegenzug, um die militärische Überlegenheit des Euroamerikanischen
Blocks auszugleichen, mit den umliegenden Schwellenländern einen Asiatischen
Block bilden, zu dem auch China gehören wird. China und Japan werden die
ideologischen Gegensätze überwinden, Japan weil es einen militärisch starken
Bündnispartner sucht, China weil es die wirtschaftlichen Impulse benötigt, um
in der technisch-wirtschaftlichen Entwicklung seines Landes aufzuschließen
(keine Liebesheirat). Zudem steht den Euroamerikanern mit den Japanern ein
feudalgesellschaftliches Industriezentrum gegenüber, in dessen strengem hierar-
chischen System die Hingabe fürs System bis zur Selbstaufopferung für Nation
und Kaiser reicht, womit den japanischen Gesellschaftsplanern eine Verringe-
rung der Löhne zur Verbesserung ihrer Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt
sehr leicht fallen wird. Dies ist die Ausgangssituation.

Mit der Gefahr, daß das jeweils eigene Industriezentrum auf die Ebene eines
Entwicklungslandes zurückfällt, werden sich die informellen Gruppen der bei-
den Industriellen Komplexe (Asiatischer Block, Euroamerikanischer Block) zu-
nehmend feindlicher gegenüberstehen. Zur Verbesserung der Konkurrenzfähig-
keit ihrer Produkte auf dem Weltmarkt sind beide Industriellen Komplexe ge-
zwungen, ihre Systemkosten zu minimieren, die sich auch auf das einzelne Pro-
dukt niederschlagen. Für uns im Euroamerikanischen Block wird dies eine Sen-
kung der Löhne, des Lebensstandards sowie eine Verkleinerung der Institutio-
nen und Abteilungen bedeuten, die sich als parasitärer Gesellschaftskörper um
die Produktivkräfte legten, die die güterwirtschaftlich notwendigen Arbeits-
kraftgrundwerte erzeugen, von denen die Gesamtgesellschaft lebt. (Siehe Kapi-
tel: "Die gesellschaftlichen Geldabzugsapparate") D.h., in nächster Zukunft wird
es ein großes Sterben von Unternehmen im Bereich von Banken, Handel und
Versicherungen geben, sowie es selbst Herrhausen für die 90er Jahre voraus-
sagte. Hiermit wird es massive Einbrüche im Lebensstandard geben, womit auch
die "Loyalitätserhaltung in den Industriegesellschaften", die bisher auf der
Frontstaatenideologie basierte, nicht mehr greift und die Gesellschaftsplaner
neue Wege finden müssen. Die euroamerikanischen Gesellschaftsplaner werden
zur Loyalitätssicherung eine neue Form des Nationalismus fördern, in dem wir
z.B. als Deutsche, Franzosen, Engländer, etc. bewußt als Europäer "die Gürtel
enger schnallen", um auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig zu bleiben, wobei wir
auf dem Weltmarkt als Nationalstaaten gar keine Chance mehr besitzen. D.h.,
die Kapitaleigner bedürfen zur Sicherung ihrer Herrschaft den Nationalismus.
Die Universitäten werden in ihrer Funktion zur schnelleren Entwicklung neuer
Technologien den Interessen der Gesellschaftsplaner untergeordnet.
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Die faschistischen Strömungen werden die Gesellschaftsplaner nur bedingt för-
dern, und zwar in dem Maße, in dem sie sie zur Niederhaltung der durch die so-
zialen Unruhen entstehenden Sozialen Bewegungen benötigen. Eine faschisti-
sche Staatsdiktatur werden sie meiner Meinung nach nicht zulassen, da dies, wie
in der "inneren Dynamik eines Handelsraumes" beschrieben, wegen der Erstar-
rung der Gesellschaft in ihren Herrschaftsstrukturen langfristig zum wirtschafts-
politischen Untergang ihres Industriellen Komplexes führen würde und sie sich
dieser Gesellschaftsdynamik bewußt sind. Denkbar zur Loyalitätserhaltung ist
eine Ideenverbindung von Nationalismus und Liberalismus. Ich vermute, daß
sie, trotz Senkung im Lebensstandard, über den Nationalismus die liberale
Grundstimmung zur eigenen "europäischen Volksgemeinschaft und Heimat"
stärken, über die Trutzhaltung gen außen das Gemeinschaftsgefühl fördern, über
den gemeinsamen Freiheitswillen gegenüber der äußeren Bedrohung Identifika-
tion mit dem eigenen Industriellen Komplex und somit den technischen Fort-
schritt anregen werden. Gleichzeitig wird zur Wirkungsgradverbesserung in der
industriellen Produktion und zur Systemkostensenkung eine Liberalisierung der
Arbeitswelt vollzogen, um beispielsweise durch einen Abbau von Hierarchien
und der Übertragung von Verantwortung und Entscheidungsbefugnissen eine
Identifikation der Arbeiter mit ihrer Arbeit herbeizuführen, wobei hier die Sy-
stemkostensenkung und der technologische Fortschritt über die von den Arbei-
tern kommenden Verbesserungsvorschläge erzielt werden soll. Schlechte Zeiten
also für uns Anarchisten, weil nun unsere Erkenntnisse in der Arbeitspsycholo-
gie gezielt zur Aufrechterhaltung des Systems genutzt werden.
Denkbar ist auch, daß die Gesellschaftsplaner des Euroamerikanischen Blocks
die Arbeitszeit, bei gleichzeitig expansiven Ausbau der Bildungsinstitutionen,
erheblich senken werden, um die Grundlagen für einen lebenslangen beruflichen
Bildungsprozeß zu legen. In Verbindung mit einer starken allgemeinen Auf-
wertung technisch-handwerklicher Berufszweige, bei gleichzeitigen drastischem
Abbau von Verwaltungs- und Führungshierarchien, könnte dies der Versuch
sein, durch einen entstehenden Informationsschub den technologischen Rück-
stand gegenüber Japan aufzuholen. Möglich ist eine 20-Stunden Arbeitswoche,
ohne daß das Herrschaftssystem im geringsten gefährdet wird, da ihr Industriel-
ler Komplex, wie sich aus meinem Buch, "Die 5-Stunden-Woche", ableiten läßt,
entsprechende Reserven besitzt.
Ich sehe in diesem Schritt die einzige Chance, mit der die Gesellschaftsplaner
wenigstens einen Teil ihrer wirtschaftlichen Macht und politischen Herrschafts-
gewalt gegenüber dem Asiatischen Block behaupten können. Sollten sie sich
diesem Schritt entziehen und ihre Interessen mit einer Erstarrung der Gesell-
schaft in ihren Herrschaftsstrukturen durchsetzen wollen, so werden sie inner-
halb der inneren Dynamik des Welthandels wegen der Abwanderung der tech-
nologischen Spitzenkräfte im nächsten Jahrhundert auf einen zweit- oder dritt-
klassiken Rang zurückfallen, wobei ich eine derartige Entscheidung von Seiten
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der Herrschenden Klasse als Anzeichen einer fortgeschrittenen Dekadenz be-
werte.

Die Frage, welcher Industrieller Komplex aus diesem Wirtschaftskrieg als Sie-
ger hervorgehen oder ob es zu einer militärischen Auseinandersetzung kommen
wird, ist offen. Die mit dem scheinbaren Zusammenbruch der UdSSR beschleu-
nigt vollzogenen Annäherung von Japan und China scheint meine These zu be-
stätigen. Auch scheinen die Chinesen eine angelegte Politik zu verfolgen, in
dem sie systematisch eine Front gegen den Euroamerikanischen Block aufbauen
und die Islamische Welt in ihr Blocksystem rüberzuziehen versuchen. Das ge-
meinsame Atomforschungsprogramm zwischen China und Iran (Oktober 1992)
weist in diese Richtung, wobei nun die Chinesen Zugriff auf den Rohstoff Öl
erhalten. Welche Rolle die GUS in diesem neuen Systemkonflikt spielen wird,
bleibt auch unklar. Ich vermute hinter dem Zusammenbruch der UdSSR ein gut
inszeniertes Schauspiel, denn das alte Herrschaftsgefüge der KP in Militär und
Staat blieb unangetastet oder tauchte einfach geschlossen ab. Die KP-Führung
sah den mit dem Zusammenbruch der UdSSR folgenden Zerfall des Kartellka-
pitalismus (wegen der Überproduktionskrise) in zwei Industrielle Komplexe
voraus, folgerte, daß die Wirtschaftskraft des Kartellkapitalismus aus diesem
Grund nicht ausreichen werde, um durch Wohlstand der Bevölkerung den
Kommunismus entgültig zu besiegen und den Wirtschaftsraum der Sowjetunion
zu schlucken, und erkannte hierin die Möglichkeit, langfristig über die entste-
henden sozialen Unruhen eine Massenbasis zu erlangen und wieder die Herr-
schaft zu übernehmen (siehe Vorgänge in Litauen, Oktober 1992). Wenn die
KP-Führung klug ist, wird sie durch demokratische Wahlen die politische Herr-
schaft zurückerlangen, das Karderprinzip über Bord werfen, die Funktion des
Staates auf Verteidigung, Rechtsprechung und Verringerung der Arbeitszeit, und
zwar so, daß es keine Arbeitslosigkeit mehr gibt, reduzieren und eine sozialisti-
sche Marktwirtschaft einführen, in der nur noch ein dezentralisiertes Genossen-
schaftsnetz fortbesteht. Es könnte sein, daß die alten Gesellschaftsplaner der
UdSSR über den Systemkonflikt der zwei neuen Industriellen Komplexe ihre
Wirtschaft zu regenerieren versuchen und über den fallenden Lebensstandard,
die sozialen Unruhen, etc. in den Kernländern des ehemaligen Westlichen Ka-
pitalismus an politischen Einfluß zurückgewinnen wollen.

Doch welche Perspektiven ergeben sich hieraus insgesamt für Anarchisten im
Euroamerikanischen Block? Ich denke, daß wir zu schwach sind, um den vom
Kapital geförderten Nationalismus und Faschismus einen ernsthaften Wider-
stand entgegensetzen zu können. Die Gesellschaftsplaner werden uns über die
Faschisten liquidieren und zerstreuen, falls wir es trotzdem versuchen sollten.
D.h., den Sozialen Umbruch können wir nur dann in Angriff nehmen, wenn wir
hierzu die wirtschaftliche Grundlage und eine Zustimmungsmehrheit innerhalb
der Bevölkerung besitzen. Um diese Voraussetzung zu erreichen, sollten wir
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z.Z. viel eher den Gesellschaftsplanern unsere Erkenntnisse zur Minimierung
der Produktionskosten, die sie für die Systemkonkurrenz mit dem Asiatischen
Block fürs eigene Überleben dringend bedürfen, zur Verfügung stellen, denn
dies wird begleitet von einem Abbau der Hierarchien im Produktionsprozeß so-
wie einer Aufwertung handwerklicher und güterherstellender Berufe. Ich schät-
ze, daß hiermit zwangsläufig auch grundlegende Veränderungen in der Lebens-
und Arbeitswelt entstehen, über die wir auch "Das psychologische Identifikati-
onsproblem" überwinden werden. Denn wenn alle künstlich eingerichteten Rän-
ge zugunsten einer Kostenverminderung in der Produktion abgebaut und zum
Zweck der Produktivitätssteigerung Entscheidungsbefugnisse an die Arbeits-
gruppen zurückgegeben werden, wird dies das Selbstbewußtsein des Arbeiters
über den Wert seiner Arbeit stärken. Der Gedanke, der am Ende dieses Ent-
wicklungsprozesses zwangsläufig entsteht, ist der, daß die Arbeiter den letzten
Schritt zur Systemkostenverminderung  vollziehen, die Unkosten für Unterneh-
mer und Kapitaleigner einsparen und den Betrieb in basisdemokratischer Selbst-
verwaltung weiterführen. Die Organisationen, die diesen kollektiven Schritt
vorbereiten, indem sie die Aufklärung der Arbeiter in den Produktionsbetrieben
vorantreiben, können nur Syndikate sein.

Eine zweite Ebene, auf der wir den entstehenden Konflikt zwischen den zwei
Industriellen Komplexen zu unseren Gunsten nützen können, ist der mittelstän-
dische Bereich, in den wir mit einer Kooperativenbewegung systematisch ein-
sickern und versuchen können, als Zulieferer der Großkonzerne in den Produk-
tionssektor einzudringen. Wegen des Zwangs zur Systemkostenverminderung
werden sich die Kapitaleigner nicht gegen eine Kooperativenbewegung wenden,
da auch sie zur Verbesserung ihrer eigenen Konkurrenzfähigkeit auf dem Welt-
markt ein nachhaltiges Interesse an billigen Zuliefern besitzen. Und genau hierin
liegt die Chance für eine sich ausweitende anarchokommunistische Kooperati-
venbewegung, die wegen ihrer besonderen Organisationsstruktur mit erheblich
geringerer Reibung arbeiten kann, somit wirtschaftlicher ist und aufgrund ihrer
Wirtschaftlichkeit den mittelständischen Marktbereich Schritt für Schritt ein-
nehmen wird.

Die dritte Ebene könnte ein Libertärer Bund sein, in der ein Anarchistisches
Rätesystem (siehe Band 3, "Prinzipien einer Herrschaftsfreien Gesellschaft")
aufbaut, das zum politischen Kommunikationsmittel zwischen Syndikaten, Ko-
operativenbewegung und anderen Anarchisten wird und von den einzelnen
Gruppen personell getragen, die scheinbaren politischen Gegensätze zwischen
den Gruppen auflösend, sogar zum gemeinsamen politischen Organ der Anar-
chisten werden kann. Mehr meiner strategischen Überlegungen finden Sie in
meinem fünften Band, "Das Gründungskonzept einer Herrschaftsfreien Gesell-
schaft", das sich genau in den von mir just beschriebenen gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen bewegen soll.
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4.4.0.0.1. Weltwirtschaft und das neue Blocksystem
Der Spiegel; 47/92; S.216 f.; 16/92; S.202 f. -->  CXIV
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Der Spiegel; 03/89; S.76 f.; 19/91; S.126 ff. -->  CXV
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Der Spiegel; 11/92; S.142 ff. -->  CXVI
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4.5. Abschaffung von Eigentum und Herrschaft

Fassen wir die aus meinen Beschreibungen folgenden Erkenntnisse zusammen,
so lauten sie in etwa:

Der Staat ist nicht zu reformieren, weil eine Herrschaft über den Men-
schen immer eine Unterdrückung des Menschen und das Ziel der Un-
terdrückung immer die Ausbeutung des Menschen ist. Der Staat kann
nicht reformiert werden, weil es an einer Herrschaft über den Men-
schen nichts zu reformieren gibt und die Herrschaft immer der Grund
dafür bleiben wird, warum jedes Staatssystem seinem höchsten Ruhe-
punkt, dem Absolutismus, entgegenstrebt.

Oder sehen Sie vielleicht in einer repräsentativen Parlamentarischen Demokratie
die Mehrheitenherrschaft gewährleistet, so daß die demokratische Meinungsbil-
dung von unten nach oben erfolgt und alle Herrschaft tatsächlich von der Bevöl-
kerung ausgeht?
Ich sehe dies nicht! Im Gegenteil. "Unsere repräsentativen" Volksvertreter ma-
chen mit dem von uns übertragenen Entscheidungsrecht, was sie wollen, und wir
als Bevölkerung besitzen keinerlei praktische demokratische Kontrollmöglich-
keit, die z.B. durch ein jederzeitiges Zurückberufungs- oder Abstimmungsrecht
durch die Bevölkerung gegeben sein müßte!
In Wahrheit werden in einer demokratischen Gesellschaft der Staat, die Staats-
herrscher (als demokratisch gewählte Regierung) und die Herrschafts- und Ge-
waltapparate des Staates überflüssig, so daß eine Mehrheitenherrschaft als Ba-
sisdemokratie auch die Parlamentarische Demokratie überwindet. In einer tat-
sächlich demokratischen Gesellschaft werden Staat, Herrschaft und Kapitalis-
mus als vorgeschichtliche Mittel zur Ausbeutung und Unterdrückung des Men-
schen erkannt und überwunden! Es wird eine Weiterentwicklung von einer "re-
präsentativen Demokratie" zu einer von der Bevölkerung direkt und ohne Um-
wege überwachten Basisdemokratie erfolgen, in der auch das heutige Eigen-
tumsrecht fällt. Die Vergesellschaftlichung aller Lebensquellen und Produkti-
onsmittel, deren direkte basisdemokratisch Verwaltung durch die Bevölkerung,
die selbstbestimmte Produktion der Bevölkerung auf die eigenen von den Men-
schen selbst erkannten Bedürfnisse und Wünsche sowie die Verteilung aller
Güter nach den Bedürfnissen des einzelnen ohne eine Geld- und Tauschwirt-
schaft sind nicht nur die Anzeichen einer wirklichen Mehrheitenherrschaft, son-
dern dies ist der nächste soziale gesellschaftsevolutionäre Schritt der Menschheit
als Ganzes!
Nur dieser kann alle beschriebenen zerstörerischen Wirkungen der heute herr-
schenden Ordnung aufheben.
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Der Schritt in eine soziale Gesellschaftsevolution muß von jedem einzelnen
selbst in Angriff genommen werden. Denn unsere Geschichte lehrt uns, daß wir
irgendwelchen Organisationen, die eine Rangordnung besitzen, denen wir unse-
re persönliche Kraft, unsere Entscheidungsgewalt und unseren Selbstbestim-
mungswillen unterordnen sollen, kein Vertrauen schenken dürfen. Denn eines
sollten wir aus unserer Geschichte langsam gelernt haben, nämlich daß sie uns
verraten werden!
Bilden wir selbst mit anderen Menschen basisdemokratische Gruppen, in denen
wir Selbstverwaltung, Selbstbestimmung und Gleichberechtigung als Vorausset-
zung der Freiheit und Demokratie lernen werden! Vertrauen wir nur unserer ei-
genen verstandgeleiteten Einsicht. Dies sind die tiefgreifenden Gesellschaftsver-
änderungen, die wir auf eigene Faust vollbringen müssen, denn es wird uns nie-
mand in die Freiheit führen, weil ein schon Mächtiger hieran kein wirkliches
Interesse besitzt!

Die Freiheit müssen wir uns schon selbst erkämpfen!

Hören Sie nicht auf die Aufforderung zum Delegieren der eigenen Entschei-
dungsgewalt und aktiven Handlungen. Denn wir sollen nur deshalb unsere Ent-
scheidungsgewalt über unser selbstbestimmtes Handeln anderen übergeben, weil
wir in die Passivität und somit in die Beherrschbarkeit erzogen werden sollen.

------

Wir müssen unseren naiven Glauben an einen guten Führer und einen guten
Staat endlich abschütteln und als Alpdruck unserer eigenen Unterdrückung er-
kennen. Legen wir diese alten Märchen endlich ab. Durch den Staat wird eine
Aufklärung über all das von mir beschriebene nie stattfinden. Denn der Staat
selbst ist das Ergebnis der Ideologien der Gesellschaftsplaner, die unsere Gesell-
schaftsordnung, insbesondere unsere heutige Geld- und Eigentumsordnung, erst
schufen und aus deren Logik der Staat in seiner Funktion nicht ausbrechen kann.
Denn wie sollte sich ein Parasitärsystem selbst abschaffen, welches am güterer-
zeugenden Gesellschaftskörper hängt, sich durch Unterdrückung und Ausbeu-
tung von dessen Kraft nährt und selbst seine Stellung in der Gesellschaft nur
über die Menge des abgezogenen Mehrwertes definiert?

Wirtschaftsbosse, Banken und Staatsinstitutionen können sich unmöglich
von ihrer Ideologie lösen, weil dies immer heißt, daß sie sich selbst überflüssig
machen und zumindest theoretisch ihre eigene Existenzgrundlage aufs Spiel set-
zen. Der Staat schützt nicht nur die Eigentumsordnung und das hiermit verbun-
dene Herrschaftsgefüge, sondern er wird immer auf die von mir angedeutete
Fortentwicklung zur Basisdemokratie verhindernd einwirken, weil die Men-
schen, die innerhalb dieser Institution arbeiten, niemals zugeben werden, daß die
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von ihnen eingenommenen Funktionen ebenso wie das Wesen ihrer Arbeit völ-
lig überflüssig und nutzlos sind!

------

Doch es ist nicht nur mein Ziel, die Ideologie von Herrschaft und Staat in seinen
Grundfesten zu erschüttern, sondern es ist auch mein Ziel, das heutige Eigen-
tumsrecht, das Recht auf den Reingewinn der "Eigentumsarbeit" und die Geld-
wirtschaft als Ganzes zu überwinden, da diese Rechte wegen ihres Wesens im-
mer zur Versklavung des Menschen führen werden.

Das heutige Eigentumsrecht, die Geldwirtschaft und der Handel
sind die Geißel der menschlichen Gesellschaft.

------

Vergessen wir nicht, daß Regierung und Staat mit dem Wegfall des Eigentums
ihr letztes Alibi als bestehende Staatsmacht verlieren! Denn es sind gerade unse-
re Hüter von Gesetz und Ordnung, die mit ihrem Schutz des Eigentums und der
Verfügungsgewalt über fremde Arbeit die Kriminalität und Gewaltverbrechen
verursachen, vor denen sie uns dann im zweiten Schritt angeblich schützen
wollen! Auch sie schufen sich ihre Existenzberechtigung selbst! In Wirklichkeit
schützen sie nur das Eigentum und die mit ihm entstehenden Herrschaftsverhält-
nisse, die gegen das Selbstbestimmungsrecht der Bevölkerung gerichtet sind, die
als "Ordnung" bezeichnet werden und zur weiteren Aufrechterhaltung von Aus-
beutung und Unterdrückung beitragen. Im Namen der Gleichberechtigung,
Selbstbestimmung und Freiheit aller Menschen fordere ich:

-- Staat und Herrschaft müssen fallen! --

------

In meinen Betrachtungen zur Beseitigung der materiellen Ursachen von Aus-
beutung und Unterdrückung kommt dem besitzenden Mittelstand keine besonde-
re Bedeutung zu. Bei ihm handelt es sich lediglich um eine bessergestellte, selb-
ständigere Gesellschaftsschicht, die in Wirklichkeit in einem Auftragslohnver-
hältnis der Großkonzerne steht. Entweder die Konzerne erteilen den Selbständi-
gen die Aufträge, oder sie schaffen die wirtschaftliche Infrastruktur, in der der
Mittelstand existieren kann. Durch den weiter wirksamen Ansammlungs- und
Zentralisationsprozeß des Kapitals ist selbst der heute noch besser gestellte
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Mittelstand langfristig von der marktwirtschaftlich bedingten Kapitalansamm-
lung und somit von einer Enteignung betroffen. Hiermit erhält er langfristig die
gleichen Handlungsziele wie die Klasse der heute schon Besitzlosen. Der fort-
schrittlich denkende Teil des Mittelstandes ist sich dieser Entwicklung zu die-
sem Zeitpunkt schon bewußt. Ich denke, daß der Mittelstand in Anbetracht der
heute eingetretenen Weltwirtschaftssituation Bestandteil einer neu entstehenden
Sozialbewegung wird. Der Mittelstand wird sich selbständig in ihr einreihen und
zusammen mit der Klasse der Besitzlosen für die Gesellschaftsordnung eintre-
ten, die Armut und Elend durch die Ausbeutung und Unterdrückung von Men-
schen unmöglich macht. Der Mittelstand wird von selbst sein Eigentum als
Kampfmittel gegen Staat und Kapitalismus vergesellschaftlichen, weil ihm sonst
durch die marktwirtschaftlich bedingte Kapitalansammlung und seiner hiermit
verbundenen Enteignung gar nichts bliebe!
Ich glaube, daß der Mittelstand die Notwendigkeit zu diesem Handeln früher
oder später selbst erkennen wird, zumindest aber schneller als der überwiegende
Teil der Arbeiterklasse.

Die Ebene, auf der eine neue soziale Bewegung zur Überwindung der materiel-
len Ursachen von Ausbeutung und Unterdrückung einschreiten muß, kann nur
eine weltweite sein.
Nur auf internationaler Ebene können wir den Machenschaften der multinatio-
nalen Konzerne mit angemessener Kraft begegnen, so daß wir ihnen nicht das
kleinste Schlupfloch zum Wiedererstarken ihrer Kräfte lassen! Wir dürfen dem
Kapitalismus kein Reservat lassen, in dem er den Betrug der Menschen um ihre
Lebenskraft fortsetzen kann! Schaffen wir es nicht, den Kampf gegen die Staats-
und Wirtschaftsideologie auf internationale Ebene auszuweiten, wird der Ver-
such zur Errichtung einer freien Gesellschaft zum Scheitern verurteilt sein, weil
die Menschen durch Nationalismus und Rassismus gegeneinander ausgespielt
und wir durch den Faschismus liquidiert werden!
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- Band 1 -
Die 5-Stunden-Woche

Dieses Buch ist der Schlüssel zur 5-Stunden Arbeitswoche!

- Band 2 -
Die Wurzeln der Herrschaft

Dieses Buch soll dem Leser Einblick in die heute wirkenden Gesellschaftsme-
chanismen von Herrschaft und Unterdrückung verschaffen.

- Band 3 -
Prinzipien einer Herrschaftsfreien Gesellschaft

Dieser Band beschäftigt sich mit der politischen Organisationsstruktur einer
Herrschaftsfreien Gesellschaft sowie mit deren materiellen Grundlagen.

- Band 4 -
Die verkümmerte Superintelligenz Mensch

Hier zeige ich, zu welchen Geistesleistungen der Mensch fähig ist, wenn er die
heutigen Gesellschaftszustände von Herrschaft und Unterwerfung überwindet,
die im Menschen nur Anteilnahmslosigkeit und Desinteresse hervorrufen und
schließlich zu einer Verkümmerung seiner Verstandesleistungen führen.

- Band 5 -

Das Gründungskonzept einer Herrschaftsfreien Gesell-
schaft

Dieses Buch enthält das Konzept, durch welches wir - vom heutigen Tag ausge-
hend - in eine Herrschaftsfreie Gesellschaft gelangen können. Es soll dem ein-
zelnen zeigen, was er heute schon tun kann, um das Fundament für unsere neue
Gesellschaft zu legen.
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